Editorial: Wohnen - in Frieden? 


'Bei der Heftplanung und -ankündigung hatten wir zunächst die Vorstellung, nach nun- 
mehr fast zehn Jahren die damals auch in der PROKLA recht abrupt abgebrochene »Staats- 
diskussion« wiederaufzunehmen und ihre Ergebnisse vor dem Hintergrund der gemachten 
Erfahrungen zu überprüfen. Entsprechend der in der Linken sehr gegensätzlichen Bedeu- 
tungszuweisungen des Staates sollte das Heft den Titel »Noch mehr Staat, ein alternativer 
Staat, gar kein Staat« tragen. Angesichts der aktuellen und drängenden Themen der ge- 
genwärtig wichtigsten sozialen Bewegungen - Fragen der Friedens- und Wohnungspolitik 
- haben wir uns entschlossen, zugunsten dieser Themen die geplanten Beiträge zurückzu- 
stellen. Es ist von uns beabsichtigt, die Staatsdiskussion in Heft 47 wiederaufzunehmen. 
Allerdings wird auch von den vorliegenden Beiträgen die ursprünglich geplante themati- 
sche Schwerpunktsetzung nicht gänzlich verlassen. Die Frage nach der Rolle des Staats gibt 
vielmehr den roten Faden an, der die Aufsätze miteinander verbindet. Zielpunkt der gro- 
ßen Friedensdemonstration war schließlich Bonn (und nicht Duisburg oder Kiel oder ein 
anderes Zentrum der Rüstungsproduktion). Die Forderungen der Instandbesetzer und der 
Mietervereine etwa in Berlin richten sich an den Senat und nicht an den Verband der Haus- 
und Grundstückseigentümer. Vom Staat wird eine Veränderung der Politik gefordert, um 
ein »Wohnen in Frieden« möglich zu machen. Aber ist dieser angesichts gesellschaftsstruk- 
turell dominierender Interessen, die objektiv Rüstungswahnsinn und Wohnungsnot beför- 
dern, dazu überhaupt in der Lage? Ist etwa die Verschärfung des Problems der Wohnungs- 
versorgung auf den traditionell zu hohen Grad der Staatsintervention im Wohnungssektor 
zurückzuführen, wie dies von konservativer Seite behauptet wird, oder resultieren die Pro- 
bleme gerade daraus, daß sich der Staat aus diesem Interventionsbereich zurückzieht? 

Der erste Beitrag zu »NATO und Warschauer Pakt zwischen "Rüstungswahn’ und Herr- 
schaftskalkül« greift ein in die gegenwärtige Debatte in der Friedensbewegung. Walter Süß 
setzt sich mit der von E.P. Thompson - und hierzulande etwa von R.Bahro - vertretenen 
Interpretation des Wettrüstens als »Exterminismus«, Drang zur Vernichtung, auseinander. 
Ihm geht es dabei hauptsächlich um zwei Punkte: Erstens darum, zu zeigen, daß dieses 
»Wettrüsten« in konkreten Hertschaftsinteressen wurzelt und deshalb durchaus (Herr- 
schafts-)srationale« Gründe hat. In seiner Darstellung arbeitet er die politischen und mili- 
ärischen Strategien, die mit dieser Rüstungspolitik realisiert werden sollen, heraus. Einen 
Schwerpunkt bildet dabei die Interpretation des sowjetischen Beitrags zu diesem Prozeß. 
Zum zweiten kritisiert er die Beschränkung der politischen Perspektiven weiter Teile der 
Priedensbewegung auf Europa. Diese Beschränktheit wurde in der jüngsten Zeit etwa da- 
durch deutlich, daß auf der Bonner Friedensdemonstration vom 10. Oktober 1981 kein Re- 
präsentant der »3. Welt« zu Wort gekommen ist, kein Repräsentant jenes Teils der Welt 
also, wo der Frieden nicht nur bedroht ist, sondern erst erkämpft werden muß. Süß ver- 
sucht zu zeigen, und damit steht sein Artikel in Bezug zu früheren Beiträgen in der PRO- 
KLA zur Weltwirtschaftsordnung, daß der entscheidende Konflikt sich als ungleiche Kon- 
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Walter Süß 

NATO und Warschauer Pakt zwischen »Rüstungswahn« und 
Herrschaftskalkül 

- Überlegungen zu den »Exterminismus«-Thesen Thompsons und 
Bahros 


Auf einer von der »Konrad-Adenauer-Stiftung« 
veranstalteten Tagung, an der unter anderen REA- 
GANs Sicherheitsberater R. ALLEN teilnahm, 
„machte die amerikanische Seite deutlich, daß die 
USA entschlossen seien, wieder eine Rolle als glo- 
bale Supermacht zu übernehmen. Der neue ameri- 
kanische Kurs müsse als Reaktion auf ein Jahrzehnt 
der Rückzüge (Vietnam) und der übergroßen 
weltpolitischen Zurückhaltung betrachtet werden. 
(...) Die Richtung des Reagan-Kurses wurde von 
amerikanischer Seite durch die Feststellung deut- 
lich gemacht, daß es für die europäischen Verbün- 
deten eigentlich nur als Alternative die Auflösung 
der NATO und den Rückzug der USA in ihre eige- 
ne ‘Festung’ gebe. (...) Die wesentlichen Weltpro- 
bleme sah die amerikanische Seite dabei fast aus- 
schließlich im Mittleren und Nahen Osten mit 
dem ‘Problem Lybien’ an der Spitze, wobei vor al- 
lem die Deutschen an ihre eigene Interessenlage 
bei der Sicherung des Persischen Golfes erinnert 
wurden.« 

»Der Tagesspiegel«, 5.9.1981 


In der halböffentlichen und öffentlichen Artikulation von Zukunftsängsten hat im vergan- 
genen Jahr eine bemerkenswerte Verschiebung stattgefunden. Dieser Wandel läßt sich an 
der Fixierung auf ein neues Datum der Kulmination bedtohlicher Entwicklungen beobach- 
ten: War bis vor kurzem das Schlüsseljahr »1984«, so wird nun zunehmend »1983« zum 
Symbol für eine nicht mehr umkehrbare Wendung zum Untergang. Freilich unterscheiden 
sich beide Daten nicht nur darin, daß die Bedrohung ein Jahr näher gerückt ist, sondern 
vor allem dadurch, daß »1984« als Zeichen für einen schon länger zu beobachtenden inner- 
staatlichen Formierungsprozeß stand, während 1983 direkte Bedeutung als reales Datum 
hat: In diesem Jahr sollen nach dem Willen der Außen- und Verteidigungsminister der 
NATO nuklearbestückte Mittelstreckenraketen auf europäischem Boden stationiert wer- 
den. Damit rückt die Wahrscheinlichkeit eines Massenmords an der europäischen Bevölke- 
rung durch einen nuklearen »Schlagabtausch« näher. Für bedeutende Teile der Friedensbe- 
wegung ist dieses Datum zum absolut dominierenden Bezugspunkt geworden: 


»Wir müssen den Modernisierungsprozeß der NATO stoppen. Sonst haben wir diesen einen weiteren 
Schritt getan, der diesen gesamten Prozeß unumkehrbar macht.<! 


THOMPSON hat versucht, diese Befürchtungen mit der Kategorie des »Exterminismus« 
(dem »Drang zur Auslöschung«) auf den Begriff zu bringen.” »Exterminismus« ist zuerst 
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und vor allem eine moralisch-kritische Kategorie. Sie soll die Ungeheuerlichkeit anpran- 

gern, daß die führenden Politiker in Ost und West es wagen, als »Sicherheitspolitik« den 

Genocid an fremden und an ihren eigenen Völkern vorzubereiten. Sie soll den Fetischis- 

mus dieser »Sicherheitspolitik« zerstören, indem sie ihre Konsequenzen benennt. Sie soll 

die Phantasielosigkeit und die Gleichgültigkeit überwinden helfen, die die Entscheidung 
über Leben und Tod von uns allen den »Fachleuten« - den »Sicherheitspolitikern« und den 

Militärs - meint überlassen zu können. Und sie klagt den moralischen Skandal an, daß 

nach zwei Weltkriegen der Gedanke des technisierten Masenmotds einen festen Platz im 

Alltagsbewußtsein gefunden hat. In seiner Angst, seiner Empörung und seinem Zorn fühle 

ich mich mit THOMPSON einig. Die folgenden Überlegungen meinen mit ihrer Kritik an 

der Kategorie des »Exterminismus« nicht diese moralische Dimension, sondern allein ihre 
analytische Wendung, d.h. den Versuch, durch eine Art Gesellschaftstheorie des »Extermi- 
nismus« die Dominanz dieses Denkens zu erklären. Folgende Fragen scheinen mir in dieser 

Konzeption nicht oder nur unzureichend beantwortet: 

1. welche Bedeutung die »Nach«-Rüstung für die Strategie der NATO als Staatenbund 
hat (schließlich ist diese Entscheidung, wenn auch von den USA - und der Regierung 
der BRD - vorbereitet, kollektiv getroffen worden); 

2. warum die US-Regierung für die »Nach«-Rüstung ist; 

3. warum sich die westeuropäischen Verbündeten dem zu einem erheblichen Teil ange- 
schlossen haben; 

4. warum sich die UdSSR am »Wettrüsten« beteiligt. 

Differierende Einschätzungen ergeben sich dabei etwa hinsichtlich 

- der Interpretation des »Wettrüstens« als »Exterminismus«, d.h. als West und Ost glei- 
chermaßen erfassenden »Drang zur Auslöschung«; 

- der Stellung Europas in dieser neuen Phase internationaler Spannung; 

- des Beitrags der UdSSR zum »Wettrüsten«; 

- des Zusammenhangs zwischen der Friedensfrage und sozialökonomisch bedingten 
Konflikten in den westeuropäischen Gesellschaften. 

Eine andere Position als THOMPSON (oder BAHRO) in diesen Punkten zu vertreten, be- 

deutet auch, wie im einzelnen zu begründen sein wird, innerhalb des gemeinsamen Rah- 

mens an Zielvorstellungen wenigstens zum Teil andere Gewichtungen für die Friedensar- 
beit zu setzen. 


I. Zum Wandel der NATO-Strategie 


Um die Bedeutung des »Nach«-Rüstungsbeschlusses zu begreifen, ist die erste Vorausset- 
zung, ihn als Schritt in der Entwicklung einer bestimmten Militärstrategie zu sehen. Des- 
halb ist es notwendig, auf die Strategie der NATO und auf die Stellung von Nuklearwaffen 
in dieser Strategie einzugehen.? Diese Strategie war immer in erster Linie gegen die UdSSR 
bzw. später den Warschauer Pakt gerichtet. Ob diese Stoßtichtung, wie SCHMIDT* meint, 
rein defensiv war: gegen den sowjetischen »Expansionismus«, ist eine nicht leicht zu beant- 
wortende Frage.’ Unstrittig dürfte allerdings sein, daß die Gebietserweiterung der UdSSR 
zu Beginn des II. Weltkriegs und die Etablierung von Satellitenregimen nach dessen Ende 
in den westeuropäischen Ländern die politischen Voraussetzungen dafür mitschufen, daß 
sich diese Staaten an die USA anlehnten. Den Rahmen der NATO-Strategie bildete die 
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von G.F. KENNAN 1947 entworfene »containment«-Politik, mit der eine weitere Ausdeh- 
nung von Systemen sowjetischen Typs verhindert werden sollte. 1953 bis 1960 wurde dann 
unter DULLES die Politik des »rollback« verfolgt, d.h. der Versuch, verlorenes Gelände 
wiederzugewinnen. Die nuklearstrategische Komponente dieser Politik war die Konzep- 
tion der »massiven Vergeltung«. D.h., daß jeder konventionelle Angriff der UdSSR bzw. 
des Warschauer Pakts in Europa mit einem atomaren Vernichtungsschlag beantwortet 
werden sollte. Voraussetzung dieser Konzeption war, daß die andere Seite über keine ent- 
sprechende Bewaffnung verfügte.° Als die UdSSR Ende der 50er Jahre begann, ebenfalls in 
den Besitz nuklearer Sprengköpfe auf Trägerrakteten, die die USA erreichen konnten, zu 
kommen, brach diese Doktrin in sich zusammen: Sie bedeutete nun nämlich, daß die USA 
der UdSSR androhte, im Falle eines konventionellen Angriffs in Europa gemeinsam mit ihr 
Selbstmord zu begehen.’ Diese Drohung war offenkundig unsinnig und entsprechend ver- 
unsichert waren die westeuropäischen Verbündeten, die meinten, sich auf den nuklearen 
»Schild« der NATO nicht mehr verlassen zu können.? Als Reaktion auf diese Situation wur- 
den zweierlei Maßnahmen ergriffen: erstens eine bedeutende konventionelle Aufrüstung 
der westeuropäischen Staaten und zweitens - unter MCNAMARA - der Übergang zur Dok- 
ttin der »flexible responses. Damit war gemeint, daß einem Angriff des Warschauer Pakts 
jeweils auf der Ebene entgegengehalten würde, auf der er gestartet würde (also konventio- 
nelle Streitkräfte gegen konventionelle Streitkräfte, taktisch-nukleare Waffen gegen tak- 
tisch-nukleare usw.), zugleich aber die Möglichkeit offen gehalten würde, bei einer dro- 
henden Niederlage auf die nächste Stufe der Eskalationsleiter überzugehen.? Vorbereitet 
wurde dieser Wandel in der Strategie durch die Stationierung »taktischer« Nuklearwaffen 
geringer Reichweite in Westeuropa seit Mitte der 50er Jahre.!° Zwar hatte die »Glaubwür- 
digkeit« der NATO-Doktrin damit zweifellos zugenommen!!, um den Preis allerdings, daß 
auch damals schon die nukleare Verwüstung Westeuropas einkalkuliert wurde. D.h. das al- 
te Dilemma wurde auf neuer Ebene reproduziert: Als Teil der NATO drohten nun die west- 
europäischen Staaten mit dem kollektiven Selbstmord im Fall eines Angriffs. Offen zuta- 
ge trat dieser Widersinn in der Auseinandersetzung um die Entscheidungsgewalt über den 
Einsatz von Atomwaffen auf einem europäischen Kriegsschauplatz.!? Dabei wurde in die- 
ser Auseinandersetzung noch ein zweiter unlösbarer Widerspruch sichtbar: In »Vor-Kriegs- 
Zeiten« nämlich hatten die westeuropäischen Regierungen ein Interesse daran, daß seitens 
der USA die nukleare Schwelle möglichst niedrig angesetzt wurde, um den »Ab- 
schreckungseffekt« zu erhöhen, während sich die verschiedenen US-Regierungen ihres In- 
teresses sehr wohl bewußt waren, ihre Atomwaffen möglichst lange aus einem europäi- 
schen Krieg, der zur Vernichtung der USA führen könnte, herauszuhalten. »Gelöst« wur- 
den diese Probleme schließlich dadurch, daß die Pläne zu einer kollektiven Verfügungsge- 
walt über den Einsatz von Nuklearwaffen begraben wurden und der US-Präsident die Ver- 
fügungsgewalt behielt.'? Das hieß auch damals schon: Nukleare Vernichtung wurde zwar 
angedroht, aber derjenige, der am Schalthebel saß, war vom Kriegsschauplatz durch den 
Atlantik getrennt. 
Soweit zum generellen Rahmen dieser Strategie. Die Prämissen der Abschreckungs-Dok- 
tin im engeren Sinn sind folgende: 
1. Der Feind, die UdSSR, sei ihrer Natur nach expansiv und aggressiv." 
2. Expansionismus und Aggressivität werden allein dadurch im Zaum gehalten, daß dem. 
Feind für den Kriegsfall ein »nichtakzeptabler Schaden« angedroht wird. 
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3. Diese Drohhaltung setzt zumindest ein »Gleichgewicht« mit den Feindkräften voraus. 

4. Der Feind soll auch bei einem Überraschungsangriff mit Nuklearwaffen (»first strike) 
nicht hoffen dürfen, er werde die Kapazität des Gegners zur Vergeltung (»second stri- 
ke«) vernichten. 

5. Ein Gegner, der die Fähigkeit hätte, mit einem ersten Schlag die andere Seite zu ent- 
waffnen und zur Kapitulation zu zwingen, würde diese Fähigkeit auch einsetzen. 


Daraus folgt: »... der eigentliche Kern des Kalküls des nuklearstrategischen Gleichge- 
wichts« ist »die Fähigkeit zum ‘second strike’«.!° Umgekehrt bricht dieses Kalkül zusam- 
men, wenn eine der beiden Seiten die Fähigkeit erwirbt, die second-strike-Kapazitäten des 
Gegners in einem Eıstschlag zu vernichten. Eingedenk dieser Tatsache wurde 1972 der 
ABM-Vertrag (ABM = Anti-Ballistic-Missiles) zwischen den USA und der UdSSR geschlos- 
sen, mit dem sich beide Seiten verpflichteten, keine ausgedehnten Raketenabwehrsysteme 
zu entwickeln, so daß damit die Möglichkeit zum »second strikes für den Gegner von dieser 
Seite her offengehalten wurde. Um die »Abschreckungs-Doktrin« als politische Konzeption 
richtig zu verstehen, ist eine in ihr enthaltene Differenzierung mitzubedenken: die Unter- 
scheidung zwischen »positischen Waffen«, mit deren Einsatz »nur« gedroht wird, und 
»Kriegsführungs-Waffen«. Diese Differenzierung wird manchmal allzu schnell als »ideolo- 
gisch« verworfen. Der Sinn diese Unterscheidung wird aber schon dann augenfällig, wenn 
man bedenkt, daß den (konventionellen) Kriegsführungs-Waffen seit Ende des II. Welt- 
kriegs 20 bis 25 Millionen Menschen zum Opfer gefallen sind, den (nuklearen) politischen 
Waffen aber (nach den Massakern in Hiroshima und Nagasaki) keiner - und dennoch die 
Existenz dieser »politischen Waffen« auf die Weltgeschichte wahrscheinlich größeren Ein- 
fluß hatte, als alle seither geführten konventionellen Kriege. Freilich ist die Unterschei- 
dung zwischen beiden Waffengattungen zugleich absolut z»d relativ: Absolut, um die 
Menschheitskatastrophe nicht eintreten zu lassen, und relativ, da sie sonst als Drohinstru- 
ment nicht glaubwürdig eingesetzt werden könnten. Solange die USA über das Monopol 
an Atomwaffen verfügten, war die Grenze zwischen beiden Systemen eher relativ (weil ihr 
Einsatz als Antwort auf eine konventionelle sowjetische »Bedrohung« gedacht war).'’ Als 
die UdSSR über die gleichen Waffen verfügte, wurde diese Grenze absolut und deshalb 
war die Doktrin der »massiven Vergeltung« dann selbst eine Fiktion. Mit der Doktrin der 
»flexible responses wurde das Gewicht wieder hin zu einer eher relativen Abgrenzung ver- 
schoben, wobei jedoch die »Option« zu einer Antwort auf sub-nukleare Ebene bewußt of- 
fen gehalten wurde. Neben ihrem Einfluß auf die Zweitschlagsfähigkeit des Gegners sind 
neue nukleare Waffensyseme deshalb vor allem danach zu beurteilen, ob sie diese Grenze 
zwischen »politischen« und »Kriegsführungs-Waffen« verwischen (während die Frage der 
»over-kill-Kapazitäten« ziemlich zweitrangig ist). 


II. Die militärische Bedeutung der »Nachrästung« 


Unter beiden Aspekten ist die militärtechnologische Entwicklung der 70er Jahre, die den 

Rahmen für den »Nachrüstungse-Beschluß der NATO abgibt, bedrohlich. Die Vorausset- 

zungen nuklearstrategischer Stabilität werden schrittweise zerstört: 

- durch die Entwicklung von Aufklärungssatelliten ist die Ortung feindlicher Stellungen 
auf den Meter genau möglich;'? 
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- zugleich plant das Pentagon ein im Weltraum stationiertes Raketenabwehrsystem 
(»space shuttle« war ein wichtiger Schritt auf diesem Weg), das dem Gegner die Mög- 
lichkeit zum second strike nimmt;!? 

- die U-Boot-Abwehr der USA wird so perfektioniert, daß die »Unverwundbarkeit« und 
damit die Gegenschlagsfähigkeit der sowjetischen U-Boot-Flotte zweifelhaft wird;?° 

- die Zielgenauigkeit der neuen Raketensysteme ist so hoch, daß auch »gehärtete« Rake- 
tensilos einen Angriff nicht überstehen würden.?! 

Angesichts dieser Entwicklung ist es kein Trost, daß es wahrscheinlich eine militaristisch- 
technizistische Utopie ist, anzunehmen, eine Seite, d.h. aller Wahrscheinlichkeit nach die 
USA, würde jemals in Abwehr und Angriff eine hundertprozentige Überlegenheit errin- 
gen. Zumindest für absehbare Zeit dürfte dieser Einwand zutreffen und damit immer das 
Risiko bestehen bleiben, daß wenigstens noch ein sowjetisches U-Boot, eine Raketenstel- 
lung übrig bleibt, die den USA »untragbaren« Schaden zufügen könnten.?? Deshalb 
scheint es mir richtig, davon auszugehen, daß die Wahrscheinlichkeit eines rational kalku- 
lierten Erstschlags auf dieser Basis gering ist. Keineswegs ausgeschlossen aber ist damit, daß 
sich eine von beiden Seiten in einer Krisensituation besonders bedroht fühlt und auch als 
in objektiver Bedrohung stehend von der anderen Seite wahrgenommen wird. Dann ist es 
durchaus möglich, daß dem Schwächeren von Seiten des Stärketen unterstellt wird, er wol- 
le die Situation durch einen »Erstschlage zu seinen Gunsten verbessern. Das Ergebnis 
könnte ein »präemptiver« Eıstschlag gegen einen gefürchteten Erstschlag (der selbst wieder 
wegen der eigenen Überlegenheit gefürchtet wird) sein.?? 

Den Marschflugkörpern (»cruise missiles«) und den »Pershing II«, die auf westeuropäi- 

schem Boden stationiert werden sollen, kommt in dieser Zuspitzung der Entwicklung eine 

besondere Bedeutung zu. Nach übereinstimmender Meinung vieler Kritiker des NATO- 

Beschlusses? besteht die besondere Gefährlichkeit dieser neuen Raketen in folgenden 

Punkten: 


1. sind dies die ersten »Mittelstreckenraketen«, die in West- bzw. Südeuropa stationiert 
sind und das Territorium der UdSSR erreichen können; 

2. bedeutet dies eine Stationierung von potentiellen Angriffszielen in dichtbesiedelten 
Gebieten; 

3. bilden sie in verschiedener Hinsicht einen Sprung in der Entwicklung von Trägersyste- 
men für Nuklearsprengköpfe: 
-außerordentlich hohe Treffgenauigkeit,?° 
-bedeutend gesteigerte Penetrationsfähigkeit,?” 

- im Falle der Pershing I die Schnelligkeit, mit der sie das feindliche Zielgebiet errei- 
chen kann, ® 

- eine bedeutende Ausweitung der Möglichkeit zur Schadensbegrenzung und damit 
zum »selektiven« Einsatz gegen militärische bzw. politisch-organisatorische Ziele.?? 


Die unter Punkt 3 genannten Charakteristika technischer Art implizieren aus zwei Grün- 
den eine außerordentliche Bedrohung für die europäische Bevölkerung: Erstens scheinen 
sie einen »begrenzten Atomkrieg« führbar zu machen, zweitens destabilisieren sie das bis- 
herige »Gleichgewicht des Schreckens«e. Als Instrumente für einen auf Europa »begrenzten« 
Atomktieg sind diese Raketen die Materialisierung einer militärpolitischen Zielkonzeption, 
die sich in der US-Führung seit der Festschreibung des strategischen Gleichgewichts mit der 
UdSSR in SALT II durchgesetzt hat.?® 
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Der tiefere militärische Sinn der »Nach«-Rüstung wurde durch die »Präsidenten-Direktive 
59« vom Juli 1980 enthüllt!, die eine Umorientierung der nuklearen Zielplanung auf be- 
grenzte militärische Ziele forderte und damit den offenen Übergang von einer »Abschrek- 
kungs«-Konzeption zu einem begrenzten und ausgewählten und damit »denkbaren« Ein- 
satz von auf das sowjetische Territorium gerichteten Nuklearwaffen proklamierte (oder 
doch zumindest als neue »Option« dem strategischen Instrumentarium einreihte). Der Au- 
tor dieser Direktive, BRZEZINSKI, kommentierte sie in einem »Spiegel-Interview«’? er- 
staunlich offen: 


»BRZEZINSKI: ... ich (trat) dafür ein, daß auch wir uns auf eine Kriegsführungs-Doktrin einstellen. 
Mir war klar, daß ich diese Doktrin aus innenpolitischen Gründen nicht so nennen konnte; deshalb 
sprach ich von ‘rakrisch bedingten Korrekturen unserer Doktrin’. Aber die Präsidenten-Direkrive 59 
bringr uns der Fähigkeit zum nuancierten und flexibleren Gegenschlag einen Schritt näher, das heißt, 
der Möglichkeit auf verschiedenen Ebenen eines Konflikts reagieren zu können. 

SPIEGEL: Und das schließt einen'begrenzten Atomkrieg ein? 

BRZEZINSKI: Wenn nötig, schließt das einen begrenzten Atomktieg ein. (...) ... er könnte eskalie- 
ren, würde wahrscheinlich sogar eskalieren. (...) Aber wenn eine Seite in der Lage ist, ihn zu führen, 
und die andere Seite nicht, dann ist die Seite, die ihn führen kann, im Falle einer Krise in der besse- 
ten Verhandlungsposition.« 


Aus dieser Perspektive geschen, ist es die Funktion der »Nach«-Rüstung, ein militärisches 
Instrument bereitzustellen, das der UdSSR bzw. den Warschauer-Pakt-Staaten einen 
»nicht-selbstmörderischen« Einsatz von Nuklearwaffen im Konfliktfall glaubhaft demon- 
striert, d.h. die Grenze zwischen »politischen« und »Kriegsführungs-Waffen« bewußt 
durchlässiger macht, um so den positischen Nutzeffekt des eigenen Drohpotentials zu stei- 
gern. (Dabei muß man sich schon hier vor »eurozentristischen« Verengungen der eigenen 
Sichtweise hüten: die 464 Marschflugkörper, die nach dem NATO-Beschluß in West- und 
Südeuropa stationiert werden sollen, nehmen sich fast noch bescheiden aus, verglichen mit 
den 3020 Marschflugkörpern, mit denen die strategischen B-52 Bomber der US-Air-Force 
ausgerüstet werden sollen und die der NATO nicht unterstehen.) 

Nicht weniger negative Folgen muß die »Nach«-Rüstung für die Entwicklung des »Gleich- 
gewichts des Schreckens« unter dem Aspekt der nuklearstrategischen Stabilität haben. Hel- 
mut SCHMIDT, damals einer der einflußreichsten militärstrategischen Denker in der 
BRD, hat 1961 in seinem Buch »Verteidigung oder Vergeltung« bereits eine Reihe von Ar- 
gumenten zusammengetragen, die Kritik an dem implizieren, was heute mit Cruise Missi- 
les und Pershing II auf uns zukommen soll: 


24 1 (Mittelstreckenraketen in Westeuropa): 


»Immerhin muß aber jeder objektiv Denkende zugeben, daß die Stationierung feindlicher Mittel- 
streckenraketen sozusagen vor der Haustür (Türkei!) für jede Großmacht psychologisch als Provoka- 
tion wirken muß; man stelle sich die amerikanische Reaktion bei einer eventuellen Stationierung so- 
wjetischer Mittelstreckenraketen auf Kuba vor!@* 


zu 2 (Stationierung in dichtbesiedelten Gebieten): 


»Landgestützte Raketen gehören nach Alaska, Labrador, Grönland oder in die Wüsten Lybiens oder 
Vorderasiens, keineswegs aber in dichtbesiedelte Gebiete; sie sind Anziehungspunkte für die nuklea- 
ten Raketen des Gegners. Alles was Feuer auf sich zieht, ist für Staaten mit hoher Bevölkerungsdichte 
oder kleiner Fläche unerwünscht.<° 
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zu 3 (Technische Perfektionierung der Mittelstreckenraketen): 


»Auch der Westen muß wünschen, daß die Sowjetunion über ein unverletzliches, sicheres Gegen- 
schlagsystem verfügt, damit sie der Versuchung enthoben ist, ihre Zuflucht zu einem unsere Städte 
verwüstenden vorwegnehmenden Schlag zu nehmen.<® »Die öffentliche Meinung und die Politiker 
(...) werden ... begreifen müssen, daß die Stabilität des nuklearen Patt, nur dann gesichert bleibt, 
wenn keine der beiden Mächte versucht, (...) das ‘harte’ (also gegen atomare Erstschläge gesicherte - 
WS) Vergeltungssystem des Gegners in ein ‘weiches’ (d.h. verwundbares - WS) System zurückzuver- 
wandeln.«’7 ; 


Angesichts dieser Argumente und angesichts dessen, daß sich SCHMIDT der Untragbar- 
keit eines »begrenzten« Atomkrieges für Europa bewußt war?®, ist es schon einigermaßen 
verwirrend, daß der gleiche Politiker zum Protagonisten der sog. »Nachrüstung« wurde. 
Daß dieser Gesinnungswandel durch die Stationierung der SS-20 dutch die UdSSR bedingt 
ist, kann ausgeschlossen werden.?” Um aber die Zustimmung westeuropäischer Politiker zu 
dieser Aufrüstungspolitik zu verstehen, müssen zuerst die Ursachen der neuen US-Politik 
bestimmt werden.“ 


III. »Exterminismus« als Erklärung der gegenwärtigen US-Außenpolitik 


Ein Modell zum Verständnis dieser Entwicklung hat, wie schon erwähnt, E.P. THOMP- 
SON vorgeschlagen. Seine Grundthese ist, daß in beiden Supermächten in der Zeit nach 
dem II. Weltktieg »exterministisches Strukturen und Triebktäfte übermächtig geworden 
sind, die durch die ihnen innewohnende Dynamik auf den Untergang zutreiben, in den 
sie die gesamte »nördliche Zivilisation« mitreißen werden - wenn sie nicht noch rechtzeitig 
gestoppt und entmachtet werden. 

Zuerst will ich diesen Erklärungsansatz in den Worten von THOMPSON selbst kurz skiz- 
zieren: 


»Der Begriff des "Exterminismus’ kennzeichnet diejenigen Züge einer Gesellschaft - sie können in 
verschiedenen Graden in ihrer Volkswirtschaft, in ihrer politischen Ordnung und in ihrer Ideologie 
auftreten -, die als Schubkraft in eine Richtung wirken, deren Resultat die Auslöschung riesiger Men- 
schenmassen sein muß. (...) Der Exterminismus bedarf zu seiner Entladung natürlich zwezer tragen- 
der Kräfte, die aufeinander-prallen. Diesen Aufeinanderprall können wir jedoch nicht mehr dem Zu- 
fall zuschreiben, wenn er lange vorher sichtbar war und wenn beide treibenden Kräfte sich durch wil- 
lentliche Politik darauf eingerichtet haben, den Kollisionskurs zu beschleunigen. (...) 

Der Exterminismus ist ein Gebilde der gleichen Ordnung (wie Militarismus und Imperialismus - 
WS), seine institutionelle Basis ist das Waffensystem und der gesamte wirtschaftliche, wissenschaftli- 
che, politische und ideologische Unterbau zur Unterhaltung dieses Waffensystems - das soziale Sy- 
Se dieses Waffensystem erforscht, "auswählt’, herstellt, überwacht, rechtfertigt und in Betrieb 
hält.« 


Dies ist eine Beschreibung hochindustrialisierter Gesellschaften, die sehr an den älteren Be- 
griff »militärisch-industrieller Komplex« erinnert. Von dieser Konzeption grenzt sich 
THOMPSON allerdings ab: 


»Wenn man sie unter diesem Blickwinkel betrachtet, dann aber die USA und die Sowjetunion nicht 
militärisch-industrielle Komplexe, sondern sie siaZ militärisch-industrielle Komplexe. Der führende 
Sektor (die Waffensysteme und ihr Unterbau) ... prägt der Gesellschaft insgesamt seine Prioritäten 
auf. Er beeinflußt die Richtung des Wachstums. (...) Wissenschaftsintensive Waffensysteme zivilisie- 
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ren das Militär, aber zugleich militarisieren sie mehr und mehr die zivile Bevölkerung. (...) Von ei- 
nem bestimmten Punkte an rauchen die herrschenden Gruppen eine unentwegte Kriegsgefahr, um 
ihre Hersschaft, ihre Privilegien und ihre Prioritäten zu legitimieren, um andere Meinungen zum Ver- 
stummen zu bringen, um soziale Disziplin zu verordnen und um die Aufmerksamkeit von der offen- 
kundigen Irrationalität ihrer Handlungen abzulenken.<? 


Auf die Übertragung des Begriffs »militärisch-industrieller Komplex« auf die Sowjetunion 
werde ich noch zurückkommen. Zu diesem Punkt sei hier nur festgestellt, daß die Behaup- 
tung, der Exterminismus bedürfe »natürlich zwezer tragender Kräfte« nicht stichhaltig 
scheint: In »Friedenszeiten« ist zwar ein äußeres Feindbild als Legitimation der staatlichen 
Prioritätensetzung in Richtung Rüstung vonnöten, keinesfalls aber muß dem eine tatsächli- 
che Bedrohung entsprechen. Am deutlichsten ist dies vielleicht bei »Werttrüsten« als quali- 
tativer »Konkurtenz«. Mary KALDOR hat den US-amerikanischen Part in dieser Auseinan- 
dersetzung mit folgenden Worten zusammengefaßt: 


»Da die russischen Waffen fast immer als technisch unterlegen galten, wurden Konstruktionsverbesse- 
tungen an einem imaginären Feind gemessen. Auf ein derart subjektives Verfahren lief im Kern die 


“Analyse des schlimmsten denkbaren Falles’ hinaus.«* 


Als Maßstab für die Fähigkeiten dieses „imaginären Feindes« gelten dabei die eigenen - an- 
gestrebten - Kapazitäten, die dem Feind ebenso zugesprochen werden wie das Vermögen, 
dagegen wiederum wirksame Gegenmittel zu finden. Selbstverständlich läßt sich dieses au- 
tistische Verfahren endlos fortsetzen, ohne daß es jemals einer tatsächlichen Bedrohung von 
außen bedürfte (obwohl diese natürlich als Legitimationsgrund gegenüber dem Steuerzah- 
ler nützlich ist).** 
Ebenso einseitig kann die Entladung dieser »exterministischen Kräfte« in einem Nuklear- 
krieg erfolgen. Die USA haben 1945 gezeigt, daß ihre Führung in bestimmten Situationen 
zu einem Einsatz von Nuklearwaffen selbst gegen eine Nicht-Nuklearmacht bereit ist und 
daß ein solcher Einsatz, wenn er nur propagandistisch hinreichend vorbereitet ist, innenpo- 
litisch zu verkraften ist. Seit Bestehen der NATO existiert die Drohung gegenüber der So- 
wjetunion, daß ein konventioneller Angriff mit einem nuklearen Etstschlag beantwortet 
würde. Entsprechend vorbereitet (ihre Fähigkeit dazu haben die USA im »Tonking-Zwi- 
schenfall« 1964 unter Beweis gestellt) und ohne mit der Angst agieren zu müssen, das Sig- 
nal zum eigenen Untergang zu geben, sche ich keinen prinzipiellen Grund, der eine ein- 
seitige exterministische Aktion ausschließen würde. 

Was leistet die Exterminismus-Konzeption für ein Verständnis des Wandels in Politik und 

Strategie der USA? Thesenhaft läßt sich in diesem Punkt THOMPSONSs Erklärungsmuster 

so zusammenfassen: 

1. Zum bestimmenden Motor gesellschaftlicher und politischer Entwicklung ist das Mili- 
tärwesen im weitesten Sinne dieses Wortes geworden, das dem Rest der Gesellschaft sei- 
nen Stempel aufdrückt. Im Unterschied zu der älteren Konzeption vom »militärisch-in- 
dustriellen Komplex« ist nicht nur davon auszugehen, daß Rüstungsindustrie und Mili- 
tär als pressure group die politischen Entscheidungen in ihrem Interesse beeinflussen 
und deformieren, sondern daß diese Interessen gesamtgesellschaftlich dominierend ge- 
worden sind. 

2. In den beiden Supermächten sind »isomorphe« Strukturen dominant, exterministische 
Strukturen, deren Wechselspiel die Dynamik der Entwicklung der industrialisierten 
Gesellschaft bestimmt. 
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3. Kulminationspunkt der Konfrontation dieser »Exterministen« auf beiden Seiten ist 
dort, wo sie sich unmittelbar gegenüberstehen - Europa. 


Kritisch ist als erster Punkt festzustellen, daß in THOMPSONs Argumentation der Um- 
schlagspunkt in der Entwicklung des US-amerikanischen Systems, der Transformation des 
»militärisch-industriellen Komplexes« aus Militär, Rüstungsindustrie, Ideologen und ihnen 
verpflichteten Politikern von einer »pressure group« (dessen Existenz wohl kaum jemand 
ernsthaft leugnen wird) zur Grundstruktur des Systems selbst, nicht auszumachen ist. Ge- 
tade hinsichtlich der von THOMPSON untetstellten bipolaren Struktur des exterministi- 
schen Systems wäre eine solche Periodisierung aber notwendig: der »Kalte Krieg« ist näm- . 
lich sehr viel älter als der US-amerikanische militärisch-industrielle Komplex®, er beginnt 
im Grunde mit der Oktoberrevolution 1917 und der Weigerung der US-amerikanischen 
Führung, das Resultat dieser Revolution als legitimes Element der internationalen Ord- 
nung zu akzeptieren.‘ Schon von daher scheint es eher plausibel, daß beidem - »Kaltem 
Krieg« wie »militärisch-industriellem Komplex« - ein gemeinsames Drittes zugrunde liegt, 
das in der sozio-ökonomischen Struktur der US-Gesellschaft zu suchen ist. Zweitens ist der 
Charakter der Systemtransformation selbst recht unklar. Was heißt es, daß die Waffensy- 
steme und ihr Unterbau der Gesellschaft ihre »Prioritäten aufprägen«, site die »Richtung 
des Wachstums beeinflussen«? Es soll sich dabei ja um mehr handeln als das Wirken einer 
machtvollen »pressure group«. Zugleich aber soll dies keine neue Produktionsweise konsti- 
tuieren.’’ So ist dieses Argument nur in negativer Hinsicht verständlich: Es habe sich in- 
nerhalb der US-Gesellschaft ein auf Vernichtung spezialisierter Sektor breit gemacht und 
den Staat in seine Gewalt bekommen, dessen Handeln nicht mehr aus der Struktur dieser 
Gesellschaft, den Gesetzmäßigkeiten ihrer kapitalistischen Ökonomie verständlich ist, son- 
dern der davon unabhängig agiert, keiner Rationalität und keinem Interesse verpflichtet 
als dem eigenen immanenten Drang zur allumfassenden Vernichtung.“® Wer aber ver- 
sucht, diese Vernichtungsdynamik in irgendeiner Form rational zu erklären - sei es durch 
Interpretation des »Wettrüstens« als Wechsel von Aktion und Reaktion, sei es als Instru- 
ment in der Realisierung von Machtbedürfnissen und Hertschaftsinteressen -, der hat diese 
neue Qualität nicht begriffen, verniedlicht im Grunde die Gefahr, denn kein Mensch - 
auch kein führender Politiker - würde seine eigene Vernichtung bewußt, rational planen - 
dennoch aber steht die Vernichtung der »nördlichen Zivilisation« bevor.” Am unmißver- 
ständlichsten haben diesen Gedanken wohl BAHRO und VESTER, die von THOMPSONs 
Analyse ausgehen, formuliert: j 


»Endgültig zur Quelle falschen Bewußtseins geworden und zum Medium einer sterilen Entlarvungs- 
polemik verkommen aber ist die Reduktion der Rüstungsursachen auf rational ableitbare Kapital- 
und Machtinteressen.« 


Gemeint ist hier »scht, worüber kein Dissens bestehen würde, daß der Massenloyalität ge- 
genüber einer Aufrüstungspolitik pathologische Lernprozesse zugrunde liegen, gespeist so- 
wohl aus konkreten historischen Erfahrungen wie aus geradezu paranoiden Wahnvorstel- 
lungen hinsichtlich der »Bösartigkeit« des Feindes.?° Gemeint ist von BAHRO und VE- 
STER vielmehr das Denken und Handeln der Herrschenden selbst: 


»Vernünftig ihren Interesen folgend, können auch die Angehörigen und Beauftragten herrschender 


Klassen nicht auf den modernen Krieg setzen, in dem sie aller Wahrscheinlichkeit nach selbst mit aus- 
gerottet werden.e" 
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Natürlich wird sich gerade heutzutage niemand gerne den Schuh anziehen, er hänge einer 
reduktionistischen Theorie politischer Prozesse an. Daß aber »rational ableitbare Macht- 
und Kapitalinteressen« die Haupttriebkraft der zur Diskussion stehenden Aufrüstungspoli- 
tik sind, scheint mir durch dieses Argument keinesfalls widerlegt. Stichhaltig ist dieses Ar- 
gument nämlich nur solange, wie man den Unterschied zwischen »politischen Waffen« 
und »Kriegsführungs-Waffen« (s.o. Abschn. I.) ignoriert. Dieser Unterschied ist aber für 
das Verständnis der gesamten nuklearen Aufrüstungspolitik fundamental: Nukleare Waf- 
fen sind »politische Waffen«, und als politische Waffen zielt ihre Anhäufung, Perfektionie- 
rung und Stationierung darauf, den Preis für ihren Nichreinsatz hochzuschrauben. Dieser 
Preis kann umso höher getrieben werden, je glaubwürdiger ihr Einsatz angedroht wird. 
Daraus folgt erstens, daß das Kalkül mit dem Atomkrieg (das eben ein Kalkül mit der Dro- 
hung mit diesem Krieg darstellt) der »rationalen« Verfolgung von Hertschaftsinteressen 
nicht widerspricht. Deshalb wäre ein Appell an die Vernunft, an die eigenen Interessen der 
»Angehörigen der Herrschenden Klassen«, von ihrem verderblichen Weg in den Untergang 
um ihrer selbst willen abzulassen, vergeblich. Da zweitens die Grenze zwischen Drohung 
und tatsächlichem Einsatz zwar hoch aber nicht absolut ist ( und auch gar nicht absolut 
sein kann) und sinkt, wenn derjenige, der den Einsatzbefehl gibt, meinen zu können 
glaubt, es sei möglich, sich und sein Land herauszuhalten, ist die gegenwärtige Periode, 
die aktuelle Aufrüstungspolitik, dennoch außerordentlich gefährlich. 

Gibt es aber überhaupt einsehbare Gründe für die gegenwärtige US-Politik? Daß all die 

US-Konzerne, die in der Waffenproduktion engagiert sind, an weiterer Aufrüstung inter- 

essiert sind, versteht sich von selbst, erklärt aber kaum etwas, da der entscheidende Punkt ja 

ist, eine Antwort auf die Frage zu geben, wieso eine Politik betrieben wird, die den Interes- 
sen dieser Konzerne entspricht. Ebenso schiene mir der Nachweis personeller Verflechtun- 
gen zwischen der gegenwärtigen Administration und der Rüstungsindustrie (wie sie etwa 
in Gestalt der Herren HAIG und WEINBERGER unübersehbar ist) zu kurz zu greifen: 
dies erklärt weder die Kontinuität der neuen Politik noch warum die gegenwärtige Regie- 
tung überhaupt ans Ruder kommen konnte. D.h. die Frage ist so zu stellen: Läßt sich die 
gegenwärtige US-Politik als »rationaler« Ausdruck der in dieser Gesellschaft herrschenden 

Interessen interpretieren? Ich werde mir die Sache relativ einfach machen und den Strate- 

gen dieser Politik die Antwort überlassen. Da die Umorientierung der US-Außenpolitik 

noch unter CARTERSs Sicherheitsberater BRZEZINSKI begann, ist es angebracht, erst die- 
sen Herren zu Wort kommen zu lassen. Nach seiner Auffassung stehen die USA vor drei 

»Krisen«: " 

-  »Einer szrategischen Krise, die darin besteht, daß die Sowjets militärisch ähnlich stark sind wie wir 
oder auf einigen Gebieten möglicherweise überlegen.« 

- Einer »geopolitischen Krise«, »insofern als, nach Westeuropa und dem Fernen Osten, in den letz- 
ten Jahren eine dritte Zone von lebenswichtiger strategischer Bedeutung für die Vereinigten Staa- 
ten aufgetaucht ist: der Persische Golf und der Mittlere Osten.« 

- Einer »g/obalen Krise«, die darauf zurückgeht, daß »wir (nach den beiden Weltkriegen und der 

Großen Depression) überall auf der Welt eine gewaltige Emanzipation erlebt (haben), nut ist kein 
neues internationales System entstanden, das die frühere Konzentration politischer, finanzieller 
und wirtschaftlicher Macht und vor allem in Westeuropa abgelöst hätte. 
... die Folge all dieser Entwicklungen ist weniger die Gefahr einer ‘pax sovetica’ - die Sowjetunion 
ist meines Erachtens zu schwach, um die Welt zu beherrschen - als die Gefahr globaler Anarchie, 
welche die Sowjets, obgleich das kurzsichtig wäre, sehr wohl versuchen könnten, für sich zu nut- 
zen, die sie aber in jedem Fall anheizen würden.«’? 
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Es will mir nicht recht einleuchten, daß das bestimmende Moment dieser drei »Krisen« die 
»strategische Krise« sein soll, wie dies aus einem Exterminismus-theotetischen Interpreta- 
tionsansatz folgen würde. Wäre es nicht einleuchtender anzunehmen, in diesem Krisenge- 
fühl äußern sich die sehr realen Erfahrungen der Niederlage in Indochina und der Verlust 
des iranischen Verbündeten, die Unkalkulierbarkeit der weiteren Entwicklung im Nahen 
und Mittleren Osten - mit allen entsprechenden Folgen für die westliche Ölversorgung, 
der Zusammenbruch des Restimperiums des portugiesischen Verbündeten in Afrika, der 
Umsturz in Rhodesien und die wachsende Labilität des südafrikanischen Verbündeten, die 
Zunahme innerer Unruhen in Mittelamerika und die Unfähigkeit der Multinationalen Kon- 
zerne und ihrer staatlich-militärischen Bündnispartner, in Lateinamerika Hertschaftssyste- 
me einzurichten, die eine Synthese von US-Interessen, Entwicklung und Sozialintegration 
leisten würden? Wenn das aber der Fall wäre, erhielte die Rede von der »strategischen Kri- 
se« nicht eine andere Bedeutung? Lassen wir noch einmal BRZEZINSKI zu Worte kom- 
men. Er begründet den Erlaß der oben zitierten »Direktive 59« mit folgenden Worten: 


»... ich ging davon aus, daß unsere bisherige Doktrin der gegenseitig garantierten Zerstörung nur so- 
lange Sinn machte, wie wir den Sowjets eindeutig überlegen waren. Wir konnten sie durch diese Dok- 
trin abschrecken, denn in der Praxis bedeutet sie: Wir werden euch vernichten, aber ihr könnt uns 
a vernichten. Als die Lage ausgeglichener wurde, verlor die Doktrin langsam an Glaubwürdigkeit 
u..K 


Wovon aber wollte BRZEZINSKI sie abschrecken? Er findet darauf, zumindest in diesem 
Interview, außer recht wirren Reden über »sowjetischen Expansionismus«’*, keine Antwort. 
Klarere Worte fand hier der jetzige US-Außenminister HAIG in seiner Anhörung vor dem 
US-Senat. Auf der Frage nach der »Tagesordnung« seiner geplanten außenpolitischen Akti- 
vitäten, d.h. nach seiner Prioritätenliste, erläuterte er - nach der Erwähnung von Polen 
und Afghanistan - »die Probleme der Dritten Welt«: 

»... die Probleme der sich entwickelnden Staaten, die Notwendigkeit zum Aufbau eines sinnvollen 
Verhältnisses mit ihnen und zur verbesserten Anstrengung bei der Befriedigung der dringlichsten 
menschlichen Ansprüche dieser Völker und Entwicklungsländer - all dies fordert zumindest eine ge- 
genseitige Vereinbarkeit der Politik. Vor allem aber müssen wir hierbei die Unruhe besser in den Griff 
bekommen sowie die Bedingungen, die diese Unruhe bewirken und die einen so guten Nährboden 
für Einwirkungen von außen abgeben.«°° (Hvb. WS) 


Wer hoffte, daß der Hinweis auf »menschliche Ansprüche« und auf »Bedingungen« inne- 
rer Unruhen ein gewisses Maß an Einsicht, im hierzulande gängigen Sinne dieses Begriffs, 
signalisiert, müßte freilich bitter enttäuscht werden. Bei dem Außenminister eines Präsi- 
denten, dessen Favoriten in der Dritten Welt ein formidables Gruselkabinett abgäben’®, 
kann es wohl auch schwerlich andets sein. 

»In diesem Zusammenhang stellt meiner Meinung nach die Zunahme des weltweiten Terrorismus ein 
immer dringlicheres Problem dar, dem sich die Länder des Westens zuwenden müssen.’ 


Unter »Terrorismus« bi greift Mr. HAIG dabei die »sogenannten Befreiungsatmeen«.’® Die 
Frontstellung gegen div UdSSR steht in diesem Zusammenhang: 


»Ich möchte hier noch anmerken, daß ein weiteres Thema, das hiermit in engem Zusammenhang 
steht - in der Durchführung sowjetischer Aktivitäten und hinsichtlich der Ausbildung, der finanziel- 
len Unterstützung und der Ausrüstung - der internationale Terrorismus ist. Der internationale Terro- 
rismus wird den Platz der Menschenrechte einnehmen, in unserer Besorgnis, weil er das Äußerste an 
Mißachtung der Menschenrechte darstellt.<? 
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Ob HAIG selbst daran glaubt, daß »in der ganzen Dritten Welt laufend sowjetisch unter- 
stützte Aufstände zu verzeichnen sind«°°, ist ziemlich irrelevant. Entscheidend ist, daß hier 
- in sehr viel groberen Worten als BRZEZINSKIs Rede von der »globalen Krise« - ein Pro- 
gramm formuliert wird: 

1. Aufrechterhaltung der repressivsten Regime in der Dritten Welt, da sie am ehesten den 
Erhalt US-amerikanischer »Interessen« zu garantieren scheinen und keine Experimente 
mehr mit politischer Liberalisierung, wie sie teilweise noch CARTERs »Menschenrechts- 
kampagne« darstellte.° 

2. Konsequente militärische Unterdrückung von Befteiungsbewegungen, wobei offen ge- 
lassen wird, ob dieses Engagement bis hin zu direkten Interventionen der USA reicht.°? 

3. Woeszum Aufstand oder gar zur siegreichen Revolution kommt, Abschirmung des be- 
freiten Terrains von der Kooperation mit der Sowjetunion, indem die UdSSR zum 
»Wohlverhalten« gezwungen werden soll. 

Im 3. Punkt scheint mir die »Lehre von Vietnam« zu liegen, die diese Administration, die 

auf einflußreichen Positionen von ehemaligen »Nixon-Leuten« gestellt wird (so 

A.M. HAIG, R. ALLAN, W.R. VAN CLEAVE und M. ANDERSON), gezogen hat. 

Vielleicht noch deutlicher wird dieser Zusammenhang von Interyentionspolitik in der 

»Dritten Welt« und dem Versuch, Befreiungsbewegungen dadurch zu schwächen, daß die 

UdSSR »neutralisiert« wird, in den Perspektiven, die für die Golftegion entwickelt 

werden.‘ Schon das Wahlprogramm der Republikaner hatte postuliert: 


»Die Republikaner sind der Auffassung, daß die Wiederherstellung von Ordnung und Stabilität in 
dieser Region (Naher Osten, Persischer Golf - WS) auf der Erkenntnis der inneren Beziehung zwi- 
schen sowjetischen und radikalen palästinensischen Zielen, den fundamentalen Erfordernissen einer 
stabilen wirtschaftlichen Entwicklung und der Vermarktung der Ressourcen des Gebietes und der zu- 
nehmenden Gärung unter radikalen islamischen Gruppen basieren muß. Die Republikaner sind der 
Überzeugung, daß eine kluge und glaubwürdige amerikanische Politik klarmachen muß, daß unser 
größtes Anliegen die langfristige friedliche Entwicklung aller Staaten der Region ist und nicht ledig- 
lich eine Ausbeutung ihrer Ressourcen im eigenen Interesse.« 


HAIG wird in diesem Punkt, nach den Perspektiven der NATO befragt, noch etwas deutli- 
cher: 


»Während der viereinhalb Jahre, die ich bei der NATO diente, habe ich immer wieder und mit gro- 
ßem Nachdruck die Aufmerksamkeit unserer Partner darauf gelenkt, daß die Gefahren, denen sich das 
Bündnis gegenüber sieht, nicht mehr nur auf das zentrale Gebiet von NATO-Europa beschränkt sei- 
en, daß wir vermutlich vor Problemen in den Entwicklungsländern, wie zum Beispiel dem Zugang zu 
Rohstoffen, stehen würden, also nicht nur ausschließlich Erdöl, sondern lebenswichtigen Mineralien. 
Damit erweitert sich der Brennpunkt unserer Besorgnisse nicht nur auf das Golfgebiet, sondern auf 
den gesamten afrikanischen Kontinent.«°° 


Auf die Frage, was geschehen sollte, wenn sich die europäischen NATO-Verbündeten in 
diesem Punkt als harthörig erweisen würden, antwortet HAIG: 

»Sollte dies nicht geschehen (US-amerikanisch-westeuropäisch-japanische: »Konsensus«), so meine 
ich, müßten wir als Nation bereit sein zu handeln - selbst wenn dies einseitig wäre - um den Zugang 
zu diesen lebenswichtigen Ressourcen sicherzustellen.«° 

Da inzwischen kaum mehr ein Tag vergeht, ohne daß neue Ungeheuerlichkeiten dieser Art 
in der Tagesptesse zitiert werden, kann auf eine weitere Illustration dieses Denkmusters 
verzichtet werden. Die Quintessenz ist außerordentlich einfach: Um die Unruhe in der 
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»Dritten Welt« unter Kontrolle zu bekommen, die »amerikanische Interessen« gefährdet, 
wollen sich die USA alle »Optionen« bis hin zur direkten militärischen Intervention offen 
halten. Um den Gegner, die »terroristischen« Befreiungsbewegungen, zu schwächen und 
ein ähnliches Desaster wie in Vietnam zu vermeiden, soll ihnen der Nachschub abgespertt 
werden. Um einen hierbei hinderlichen »Mangel an Zurückhaltung seitens der Sowjet- 
union«® zu beseitigen, soll sie nuklear erpressbarer gemacht werden. 7° 

Die Einrichtung der »Rapid Deployment Force«, der neuen »Eingreiftruppe« der USA, und 
die Vorbereitung der Aufrüstung mit Mittelstreckenraketen fallen nicht nur zeitlich zu- 
sammen,’! sie sind einander ergänzende Teile einer einheitlichen militärstrategischen Kon- 
zeption. Das republikanische Wahlprogramm fordert in diesem Punkt: 


»Eine wirkungsvollere Strategie muß sich auf zwei Pfeiler gründen: einmal auf Unterhaltung einer be- 
grenzten Anwesenheit auf Dauer in dem entsprechenden Gebiet (zuvor wird der Persische Golf er- 
wähnt - WS) ... verbunden mit der sichtbaren Fähigkeit, diese Präsenz rasch durch die zum Sieg not- 
wendigen Streitkräfte zu verstärken; zum anderen muß diese Strategie auch militärisch Maßnahmen 
an anderer Stelle ins Auge fassen - an Punkten, wo die Sowjetunion verletzbar ist.«’?(Hvh. WS) 


IV. Die Kollaboration der europäischen NATO-Partner 


Die Frage, warum sich die europäischen NATO-Mitglieder, mehr oder weniger zögernd, 
an dieser Politik beteiligen, ist damit freilich noch nicht vollständig geklärt. Die »Extermi- 
nismus<-These liefert dafür keine Erklärung - begründet sie das »Wettrüsten« doch aus 
Strukturveränderungen in den beiden Supermächten, die gewiß nicht umstandslos auf die 
europäischen Länder übertragen werden können (so nimmt sich etwa der Rüstungssektor 
der BRD, der europäischen NATO-Führungsmacht, vergleichsweise bescheiden aus). Da er 
die Rüstungspolitik als direkte Vorbereitung eines Krieges, der Europa vernichten würde, 
versteht, scheint THOMPSON die Zustimmung der westeuropäischen NATO-Politiker 
»unerklärlich«.”? BAHRO und VESTER sprechen metaphorisch vom »Zauberlehrling, der 
die gerufenen Geister nicht mehr zum Einhalten bewegen kann.«”? 

An diesem Argument ist soviel richtig, als auch hier eine historische Analyse der Entwick- 
lung der NATO-Politik noch aussteht, die davon auszugehen hätte, daß die Gründung der 
NATO (andeıs als nach dem I. Weltkrieg) den Verbleib von US-Truppen auf europäi- 
schem Boden garantierte und daß die stärkste europäische Macht in diesem Bündnis - bis 
zut Einleitung der BRANDTschen Ostpolitik - territoriale Ansprüche gegenüber dem 
Warschauer Pakt erhob.” An dieser Stelle sei nur daran erinnert, daß seit dem Übergang 
zur »flexible responses als offizieller NATO-Doktrin, (USA: 1962, NATO: 1967) ein auf 
Europa begrenzter, »taktisch« geführter Nuklearkrieg von den NATO-Strategen konzep- 
tionalisiert wurde. 

Erklärt werden muß beides: Warum sich die europäischen NATO-Mächte seit wenigstens 
15 Jahren mit einer solchen Doktrin einverstanden erklärt haben, ja, sie sogar gefordert ha- 
ben, und warum sie zu einem erheblichen Teil auch jetzt mitziehen. Und, warum dieser 
neue Rüstungsschritt - nach mehr als zwanzig Jahren Ruhe - jetzt plötzlich doch Wider- 
stand auslöst, der bis in die Ränge der Generalität und europäischer Spitzenpolitiker hin- 
einreicht. 

Eine Antwort auf die erste Frage ist nicht in wenigen Sätzen zu geben. Grundlegend aber 
scheinen mir folgende Gesichtspunkte: 
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1. Die Annahme, eine konventionell überlegene UdSSR sei von ihren expansiven Gelü- 
sten in Richtung Westen durch konventionell bewaffnete westeuropäische Mächte al- 
lein nicht abzubringen. Deshalb sei ein »atomater Schild« der USA vonnöten. Gerade 
wenn, wie zuvor argumentiert wurde, die Rede von der sowjetischen »Bedrohung« 
wahrscheinlich auf einer Fiktion basierte, (an die gleichwohl viele Politiker ernsthaft ge- 
glaubt haben mögen) war es umso leichter, sich auf dieses Spiel einzulassen: Es konnte 
dann so scheinen, als ob der Preis für diese nukleare Drohpolitik nie bezahlt werden 
müßte. 


2. Für die innergesellschaftliche Integration war die Annahme einer sowjetischen Bedro- 
hung auf jeden Fall von Nutzen. 


3. Für die BRD bestand hier eine besondere Situation: einerseits wegen der fortbestehen- 
den Territorialansprüche, die militärisch niemals allein einzulösen gewesen wären, an- 
dererseits wegen der tatsächlichen Bedrohung Westberlins, dessen Vereinnahmung mit 
der Blockade 1948 geprobt wurde und das allein durch die BRD schwerlich zu halten 
gewesen wäre. 


4. Für die europäischen NATO-Partner bot die Einbindung von BRD und USA in ein ge- 
meinsames Bündnis die Möglichkeit, die wiedererstarkende BRD unter Kontrolle zu 
halten. Durch das Entscheidungsmonopol der USA hinsichtlich des Einsatzes der Nu- 
klearwaffen wurde diese Schwächung der Rolle der BRD abgestützt. 


5. Im Rahmen dieser Konstellation bot - angesichts des nuklearstrategischen »Patts« der 
beiden Supermächte seit Anfang der 60er Jahre - nur eine Ausrichtung auf einen »be- 
grenzten«, »taktischen« Einsatz der Nuklearwaffen ein auch gegenüber dem Feind 
glaubwürdiges und damit überhaupt eıst effektiv politisch einsetzbares Drohpotential. 


Aus den zuvor erläuterten Gründen war auch das schon ein Spiel mit dem Feuer, und ent- 
sprechende Reibungsverluste waren damals schon zu verzeichnen: Frankreich entzog seine 
Streitkräfte dem NATO-Oberbefehl und baute eine eigene Atomstreitkraft auf, umge- 
kehit verweigerten die NATO-Staaten Dänemark und Norwegen ihre Zustimmung zu ei- 
ner Stationierung von Atomwaffen auf ihren Boden (in Friedenszeiten). Dennoch ging 
insgesamt die nukleare Aufrüstung in den letzten zwanzig Jahren relativ reibungslos über 
die Bühne. Was also hat sich geändert? Erstens scheinen die nun geplanten Waffen für ei- 
nen Angriffskrieg geeignet. Damit droht - wie gezeigt - eine Verwandlung der »politi- 
schen Waffen« in Kriegsführungs-Waffen«, des politischen Pokers in einen Vernichtungs- 
krieg. Zweitens steht diese Aufrüstung eben im Zusammenhang des Versuchs der USA, 
auf globaler Ebene weitere, ihren Interessen abträgliche, soziale und politische Umwälzun- 
gen zu verhindern. Teilen die europäischen NATO-Mächte auch dieses grundsätzliche In- 
teresse, so schließt das doch weder ökonomische und politische Rivalitäten noch einen 
Streit über die effektivsten Methoden zur Realisierung der eigenen Interessen aus. Aber 
selbst dort, wo Interessendifferenzen nicht gesehen oder geleugnet werden, muß eine ge- 
wisse Arbeitsteilung nicht ausgeschlossen werden. Ein repräsentativer Vertreter der letzte- 
ren Position ist der für den bundesdeutschen Beitrag zur NATO verantwortliche Dr. Hans 
APEL. Auf einer »Wehrkundebegegnung« im Februar 1981 präsentierte er unter dem Titel 
»Sicherheitspolitik in den achtziger Jahren«”® folgende Überlegungen: 


1. »Die Interessen der NATO-Staaten an Stabilität in der Dritten Welt sind gleichgerich- 
tet. Schon die wirtschaftliche Verflechtung begründet gemeinsame Zielsetzung.«. 
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2. »Für ein Land wie die Bundesrepublik Deutschland, dem drittgrößten Verbraucher von 
Rohstoffen in der westlichen Welt, zu nahezu 100 Prozent importabhängig nicht nur bei 
Erdöl, sondern zum Beispiel auch bei Eisenerz, Kupfer, Zinn, Aluminium, würden be- 
reits geringfügige Ausfälle erhebliche Störungen der Volkswirtschaft und die Gefähr- 
dung von Millionen von Arbeitsplätzen bewirken können.« 

3, »Unübersehbar wurde (...), daß wir uns nicht mit Selbstverständlichkeit auf das Fließen 
der Ölquellen verlassen können.« »Die Entwicklung in der Dritten Welt berührt zuneh- 
mend unsere Sicherheit.« »Schon die achtziger Jahre werden bestimmt sein von Vertei- 
lungskämpfen um knapper werdende Ressoutcen.« 

4. »Die sowjetische Stärke in Europa ist deutlich gewachsen und wächst weiter.« 

5. »Die Sowjetunion setzt ihre Expansionspolitik in Teilen der Dritten Welt fort.« 


Diese Argumentation ähnelt in ihrem Grundmuster dem Weltbild, wie es von HAIG und 
BRZEZINSKI verbreitet wird: Ausgehend von der - unzweifelhaft richtigen - Feststellung, 
daß alle NATO-Staaten vom Import von Primärprodukten abhängig sind, wird gefordert, 
soziale Strukturen und politische Systeme in der »Dritten Welt« aufrechtzuerhalten, die 
für 17,3 % der Weltbevölkerung’’ etwa in der Erdölversorgung einen Anteil von 64 % am 
Weltverbrauch (1985) sichern sollen.’® Eine weltwirtschftliche Situation soll aufrechterhal- 
ten werden, die den - in der Tat bei mineralischen Rohstoffen extrem importabhängigen’? 
USA und der EWG einen Metallverbrauch (1975) im Werte von 200 bzw. 120 Dollar pro 
Kopf im Jahr garantiert, während sich Afrika und Asien mit einem Pro-Kopf-Verbrauch 
von 4 bzw. 8 Dollar zu begnügen haben.° 

Neben dem gleichlaufenden Interesse an der Stabilisierung dieser Verhältnisse’ sind sich 
die NATO-Partner auch darin einig, daß 


»die Gefahr (besteht), daß durch die Dritte-Welt-Politik der Sowjetunion langfristig die Lebensinte- 
ressen des Westens bedroht werden und der Ost-West-Gegensatz dem Nord-Süd-Gegensatz aufge- 
stülpt wird.«#? 


Natürlich ist dies eine groteske Verkehrung der Tatsachen, angesichts einer US-Regierung, 
die hinter jedem nationalistischen Demokraten einen sowjetischen Agenten zu schen vor- 
gibt. Aber es handelt sich hier keinesfalls um eine vorsichtige Distanzierung von HAIG 
u.a., denn APEL fährt, unmittelbar daran anschließend, fort: 


»Für unsere Sicherheitspolitik hat das ... Konsequenzen: 

Um der Erhaltung des Friedens in der Welt willen wird der sowjetischen Führung zunächst durch »2z4- 
tärische Handlungsfähtigkeit deutlich signalisiert werden müssen, daß eine solche Politik für den We- 
sten nicht akzeptabel und jedenfalls auf Dauer für die Sowjetunion mit nicht kalkulierbarem Risiko 
behaftet ist.« (Hvb. - WS) 


Hinsichtlich der beiden Grundpfeiler der neuen US-Außenpolitik: Interventionspolitik 
und »Neutralisierung« der Sowjetunion durch gestärkte militärische Macht, besteht also ge- 
trade im zweiten Teil, der für die »Nachrüstung« entscheidend ist, weitgehende Überein- 
stimmung. Die Differenzen beziehen sich nur auf die Methodik der Sicherung von »Stabi- 
lität« in der »Dritten Welte: 

»Die Vermeidung und gegebenenfalis Beherrschung von Konflikten in der Dritten Welt, die Sicher- 
stellung der Rohstoffversorgung der Welt (gemeint ist wohl: der »Ersten Welt« - WS) sind in erster Li- 


nie politische und keine militärischen Probleme. Es wäre auf Dauer unmöglich, etwa die Ölversor- 
gung der westlichen Industrieländer mit militärischen Mitteln zu sichern. 
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Letzteres Argument ist wohl richtig: Es ist schwer vorstellbar, wie Westeuropa, das über 
zwei Drittel seiner Erdölimporte aus dem Mittleren Osten bezieht (1978 414 Mill. t), seine 
Versorgung noch aufrechterhalten könnte, wenn diese Region in Bürger- und Interven- 
tionskriegen versinken sollte. Die USA sind hier materiell in einer sehr viel günstigeren La- 
ge und können entsprechend freier zwischen verschiedenen »Optionen« wählen. Daß sich 
APEL generell gegen eine Ausweitung des «NATO-Vertragsgebiets« wendet,®° bedeutet 
darüber hinaus wohl nicht nur ein Akzeptieren der Rolle der USA als »Weltsheriff« und 
Einsicht in die - historisch bedingt - äußerst beschränkte militärische Handlungsfähigkeit 
der BRD auf internationaler Ebene, sondern signalisiert auch andere Erfahrungen: Der 
Welthandelsanteil der EWG-Staaten hat sich auch ohne militärische Abenteuer (sieht man 
von kleineren französischen und britischen Aktionen ab) kontinuierlich steigern lassen. 
Von dieser Politik abzugehen und direkt in das schmutzige Geschäft der Interventionsktie- 
ge einzusteigen, birgt viele Gefahren, auch für die innere Stabilität im eigenen Land, wäh- 
tend der Gewinn ungewiß ist. Freilich kann auf solche Aktionen nicht ganz und für alle 
Zukunft verzichtet werden (die EWG-Strategie der Einflußsicherung durch ökonomische 
und politische Koopetation soll - so APEL - »in erster Linie, also nicht ausschließlich, be- 
trieben werden).3° Somit sind die EWG-Staaten dem Bündnis mit den USA verpflichtet: 
Deren militärische Rolie in der Weltpolitik können sie nicht übernehmen, auf die Ergeb- 
nisse ihrer Politik aber sind sie angewiesen. Dieser Service hat seinen Preis: Treue zur »at- 
lantischen Gemeinschaft«, der Schutz des europäischen Frontabschnitts, die Übernahme 
von »Verteidigungslasten«. Die Stationierung der neuen Mittelstreckenraketen ist ein Teil 
dieser Bündnisverpflichtungen. So/ange diese »taktischen« Nuklearwaffen als reines Droh- 
potential eingesetzt werden (wie das während der letzten 15 bzw. 25 Jahre der Fall 
war),mag den politischen Führungen dieser Preis nicht zu hoch erscheinen. Mit der spezifi- 
schen Qualität dieser Waffen, in Händen einer US-Führung, die ihre militärische Überle- 
genheit voll austeizen möchte, droht jedoch die Grenze zwischen »politischen« und 
»Kriegsführungs-Waffen« überschritten zu werden. Daß aber diejenigen, deren gesamte 
Politik von der gegebenen Struktur der Weltwirtschaft und der strategischen Situation ab- 
hängt, das als letzte merken, ist nicht verwunderlich. 

THOMPSON und BAHRO arbeiten praktisch daran, diesen Prozeß des Umdenkens durch 
Druck von außerhalb der Institutionen, von der »Basis« her, zu erzwingen. Freilich müßten 
die »offiziellen politischen Kräfte Westeuropas« nicht nur zum Gebrauch ihrer Verstandes- 
kräfte getrieben werden,?” sondern auch dazu, auf die Realisierung bestimmter Interessen 
zu verzichten. Auch ist, »gerade bei näherem Hinsehen«, keineswegs »die Blockkonfronta- 
tion in der nördlichen Hemisphäre mit ihrer Konsequenz, dem Wettrüsten, ... das Welt- 
problem Nr. 1« (wie BAHRO® annimmt), sondern diese Konfrontationslinie ist ein abge- 
ieitetes Problem: Abgeleitet aus der Stellung des kapitalistischen Europa in einer Weltwirt- 
schaftsordnung, die nur durch Gewalt aufrechtzuerhalten ist. Diesem Problem müssen sich 
diejenigen stellen, die ein »neutrales«, »blockfreies« Europa fordern, denn nur dann ist es 
möglich, Perspektiven für ein solches Europa, das die größte Wirtschaftsmacht der Weit 
bilden würde,” positiv anzugeben. Konkteter gesprochen - bezogen auf jenen Konflikt, 
der das Denken der westeuropäischen wie der US-Außenpolitiker zunehmend beherrscht: 
die Stabilität der westlichen Ölversorgung aus dem Gebiet um den Pessischen Golf - gilt es 
eine Politik zu entwickeln, die alternativ zu der sich abzeichnenden NATO-Strategie steht. 
Seit dem Umsturz in dem Lande ihres stärksten und verläßlichsten Bündnispartners in die- 
ser Region, dem Iran, Anfang des Jahres 1979, bereiten sich die USA darauf vor, direkt mi- 
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litärisch zu intervenieren, wenn sich eine solche Entwicklung - etwa in Saudi-Arabien - 
wiederholen sollte. Der Aufbau der »Eingreiftruppe« (Rapid Deployment Force) wurde we- 
nige Monate nach dieser Revolution (noch vor der sowjetischen Intervention in Afghani- 
stan) konkret in Angriff genommen, explizit mit dem Ziel, eine weitere Schmälerung 
»westlicher« Interessen nicht mehr hinzunehmen. So wird ein neues Vietnam vorbereitet, 
wobei die Militärs, die das planen, den potentiellen Gegner von vornherein dadurch 
schwächen möchten, daß ihm das Hinterland (in diesem Falle statt China nun die Sowjet- 
union) abgeschnitten wird - durch eine Kombination von politischem und militärischem 
Druck.?? Dieser Krieg, wenn es zu ihm kommen sollte, wird auch im »westeuropäischen In- 
teresse« geführt werden. Durch Stärkung der NATO in Zentraleuropa, durch Mittel- 
streckenraketen-Aufrüstung und durch Subventionierung der türkischen Militärdiktatur 
leisten die westeuropäischen Regierungen zur Vorbereitung dieses Konflikts ihren Beitrag. 
Zugleich fürchten sie ihn (zu Recht) und versuchen, ihn durch eine zaghafte eigene Nahost- 
Politik hinauszuzögetn, vielleicht gar zu verhindern oder doch wenigstens in seinen Aus- 
wirkungen abzuschwächen. Daß letzteres möglich ist, zeigt gerade das Beispiel Lybien; daß 
umgekehrt eine Sicherung der westeuropäischen Ölversorgung mit militärischen Mitteln 
eine Unmöglichkeit ist, scheint selbst dem hiesigen Verteidigungsminister klar zu sein 
(nicht aber Politikern der CDU/CSU)?! Konsequenz daraus: Die Sicherung »westeuropäi- 
scher Interessen« erfordert eine viel umfassendere Lösung von der US-Außenpolitik als nur 
die Verhinderung der Stationierung der neuen Raketensysteme. 


V. Die Sowjetunion - eine vexterministische Macht«? 


Bisher war von der Sowjetunion fast nur in Form des Objekts und des »Buhmanns« die Re- 
de. Der dafür wesentliche Grund ist, daß die Interpretation der Zuspitzung der internatio- 
nalen Lage in den letzten drei Jahren als Dynamik der »exterministischen« Triebkräfte, die 
die beiden Supermächte angeblich dominieren, widerlegt werden sollte, indem a) gezeigt 
wurde, daß der »Exterminismus« der USA auch ohne einen exterministischen Gegenspieler 
verständlich ist; b) die Verwurzelung dieses »Exterminismus« in global ausgerichteten 
Hertschaftsinteressen erläutert wurde, als Politik, die in der Bewahrung dieser Herrschafts- 
interessen ihre »Rationalität« hat, keineswegs aber in der Dynamik einer auch gegenüber 
den Hertschenden verselbständigten Zerstörungsmaschinerie; c) die Verkoppelung dieser 
Politik mit »westeuropäischen Interessen« nachgewiesen wurde. Offen ist noch die Frage, 
welchen Beitrag die Sowjetunion zu dieser Konstellation geliefert hat. 

THOMPSON begründet seine These, daß die Sowjetunion - ebenso wie die USA - ein 
»militärisch-industrieller Komplex« »ist«”? sowohl durch die Benennung innergesellschaftli- 
cher Faktoren wie dusch Kommentare zum Außenverhalten der UdSSR. Doch ehe ich diese 
Argumentation referıere und ktitisiere, will ich kurz erläutern, welche Fragen zur Begrün- 
dung der These vom herrschenden »militärisch-industriellen Komplex« (MIK) in der So- 
wjetunion beantwortet werden müßten.? Eine in sich kohärente Argumentation müßte 
nachweisen: 1. daß es in der UdSSR ein industrielles, militärisches und wissenschaftliches 
»Waffensystem« gibt; 2. daß dieses »Waffensystem« und seine Träger spezifische Interessen 
artikulieren; 3. daß (so THOMPSONs eigene Argumentation) dieser »führende Sektor« der 
Gesellschaft »seine Prioritäten aufprägt« und die Wachstumsrichtung »beeinflußt«; 4. daß 
diese »führende Stellung« des »Waffensystems« historisch und strukturell in der Gesamt- 
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verfassung dieser Gesellschaft bzw. dieses Staates wutzelt; 5. daß die Politik, die von die- 
sem »Waffensystem« verfolgt wird, gemessen an den herrschenden Interessen in dieser Ge- 
sellschaft »irrationalk ist, sich nur noch aus der zwanghaften Logik des Zusarmmenspiels der 
beiden »exterministischen Mächte« erklären läßt. 

Der 1. Argumentationsschritt ist unstrittig - natürlich gibt es in der Sowjetunion ein aus- 
gebautes »Waffensystem« mit allen zuvor genannten Komponenten. Hinsichtlich der 2. 
Frage ist die Argumentation THOMPSONs denkbar unklar: Einerseits meint er, es wäre 
»ein Fehler, das (sowjetische) Militär als ein autonomes Interesse anzusehen«, da bei dieser 
These die vermittelnde Rolle der Partei übersehen würde,? andererseits postuliert er, daß 
»das militärische ‘Interesse’« die gesamte Sowjetunion dominiert.’ Da letzteres schwerlich 
möglich sein kann, ohne daß ein »militärisches Interesse« existiert, lassen einen diese bei- 
den Aussagen etwas ratlos. Aber unabhängig von dieser Unklarheit bei THOMPSON kann 
man feststellen, daß zumindest die Armee einen separaten Komplex von Interessen und 
Wertbegriffen innerhalb der sowjetischen Gesellschaft darstellt, mit einem eigenen Berufs- 
ethos, einem eigenen Ehren- und Disziplinkodex und einer eigenen inneren stabilen 
Machthierarchie.?’ Aber mit dieser Feststellung sind zwei Probleme noch nicht gelöst: zum 
einen, ob »die Armees (oder gar der »militärisch-industrielle Komplex«) gegenüber der 
restlichen Gesellschaft ein einheitliches Interesse verfolgt. Obwohl es Punkte zu geben 
scheint, wo diese Einheitlichkeit »a priori«, durch die funktionale Position der Armee, ge- 
setzt ist, kann man selbst daran zweifeln: Nimmt man etwa die Budgetzuweisungen für 
Rüstungssektor und Armee, so zeigt das Beispiel der CHRUSCHTSCHOWschen Militärre- 
form 1960, daß es innerhalb der Armee einen Flügel gab, der eine Kürzung der Militäraus- 
gaben für möglich und sinnvoll hielt, während ein anderer Flügel dem schärfsten Wider- 
stand entgegensetzte.”® D.h. hier erwiesen sich politische Gegensätze auf gesamtgesell- 
schaftlicher Ebene in Verbindung mit Fraktionierungen innerhalb der Armee (in diesem 
Falle »Traditionalisten« vs. Atomkriegs-Spezialisten) als stärker denn militärische Grup- 
penloyalität.°” Zum anderen ist der noch wichtigere Aspekt, ob diese militärische »Interes- 
sengruppe« über ihre funktionsspezifische Tätigkeit hinaus (zu der z.B. auch der Versuch 
gehört, einen bestimmten Anteil des Militärhaushalts am Budget zu sichern) weiterrei- 
chende Interessen gesamtgesellschaftlicher Natur entwickelt. THOMPSONs Position hier- 
zu (und damit die Antwort auf die 3. und die 4. Frage) ist zum Teil bereits zitiert worden: 
Daß das militärische Interesse dominiert, belegt er mit der Priorität, die eine Schwerindu- 
strie mit »militärischem Akzent« seit den 30er Jahren genießt, damit, daß die Rüstungsin- 
dustrie in der Zuteilung von materiellen Ressourcen und qualifizierten Arbeitskräften pri- 
vilegiert ist und daß sie den technisch »führenden« Teil der sowjetischen Industrie 
bildet.'% Alle diese Argumente treffen wohl zu,!" reichen aber nicht hin, um den Kern 
seiner Aussage zu belegen - denn schließlich könnte sich in diesen Umständen ja auch (in 
direktem Gegensatz zu seiner Annahme) eine bestimmte politische Prioritätensetzung von 
seiten der Partei widerspiegeln. Da politische Prioritätensetzungen nicht vom Himmel fal- 
len, muß dieser Einwand noch konktetisiert werden. Dabei scheinen mir drei Gesichts- 
punkte wesentlich: Erstens übersieht THOMPSON, daß die Privilegierung der Rüstungs- 
industrie nur die Kehrseite des qualitativ desolaten Zustands der zivilen Industrie ist. Eine 
Armee, die sich mit der Produktenqualität in ihrer Ausrüstung abfinden müßte, die dem 
sowjetischen Verbraucher von Industriegütern tagtäglich zugemutet wird, wäre kaum ein- 
satzfähig. Im Zeitalter der Atomwaffen wäre sie zudem unmittelbar lebensgefährlich. So 
folgt die institutionelle Abschirmung und ökonomische Privilegierung der Rüstungsindu- 
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strie wohl in erster Linie aus der funktionalen Notwendigkeit des Militärs für das Weiter- 
existieren des Systems. Dabei ist es unbestritten, daß durch diese Privilegierung zugleich die 
relative Rückständigkeit des zivilen Sektors stabilisiert wird. 

Zweitens will ich gar nicht in Abrede stellen, daß diese Privilegierung (und vor allem der 
ständige Ausbau des Militärwesens) auch eine Folge der Tätigkeit der Armee als »ptessure 
group« ist. Doch geht die Zielrichtung dieser Institution primär nach innen, ist »egozen- 
trisch«. KOLKOWICZ charakterisiert sie mit folgenden Sätzen: 

»Im Grunde ist es eine zunftartige Organisation, die sich von der Außenwelt isoliert, nach bestimm- 
ten orthodoxen Regeln und Sitten lebt und stets über ihre Interessen und Vorrechte wacht. Solange ih- 
te wichtigsten Interessen und Bedürfnisse befriedigt werden, sind die Militärs bereit, sich mit jeder 
beliebigen politischen Führung zu vertragen.«!? 

Zweifellos ist es für einen »führenden Politiker« in der Sowjetunion nicht ungefährlich, sich 
mit dieser Institution anzulegen, aber es ist auch nicht unmöglich. CHRUSCHTSCHOW 
hat beides bewiesen: Daß es möglich ist, trotz wütenden Gezeters der Militärs, tiefgreifend 
in deren Interessensphäre tätig zu werden, und, daß man sich den Hals bricht, wenn man 
außerdem noch den Parteiapparat und die zentrale Staatsbürokratie gegen sich aufbringt. 
Zwischen einer Gruppierung, die zu schr effektiver Opposition fähig ist, und einer poli- 
tisch führenden Gruppierung besteht allerdings eine nicht unerhebliche Differenz. 
Damit ist der dritte Gesichtspunkt angesprochen. Trotz seiner starken Position im politi- 
schen Machtsystem (oder vielleicht gerade deswegen) ist das Militär vom Zentrum politi- 
scher Macht bisher immer fern gehalten worden: Im Politbüro, das auch die grundsätzlichen 
strategischen Fragen entscheidet, ist es nicht vertreten.!® 

Im Zentralkomitee der Partei ist sein Anteil seit 1952 (11 %) fast kontinuierlich zurückge- 
gangen (1976 7 %)."% Selbstverständlich ist dies nicht mehr als ei» Indiz, es läßt aber doch 
vermuten, daß die These, die sowjetische Politik werde von militärischen Interessen domi- 
niert, auf sehr schwachen Beinen steht.!” 

Anlaß zur Beruhigung sind diese Einwände dennoch nicht: Auch ein Militärwesen, das 
zwar nicht den dominanten Teil des Partei-Staates bildet, wohl aber mächtig genug ist, 
Eingriffen in seine Sphäre erheblichen Widerstand entgegenzusetzen, ist in einer Zeit, die 
Umdenken und politische Umorientierung erfordert, gefährlich. 

Damit sind wir.bei der 5. Frage: ob das sowjetische »Waffensystem« eine Politik verfolgt, 
die nicht mehr aus den in diesem Lande herrschenden Interessen, sondern nur durch das 
Zusarnmenspiel der beiden »Exterministen« erklärbar ist. Für THOMPSON ist dies natür- 
lich der entscheidende Punkt. Er belegt seine These mit folgenden Argumenten: 

a) Die aus historischen Gründen erklärbare starke Position des Verteidigungssektors habe 
sich dank des bürokratischen Beharrungsvermögens der politischen Führungsschicht ver- 
selbständigt. Was einmal »Reaktion auf westlichen Vernichtungsdrang« war, werde nun 
durch innergesellschaftliche Konstellationen gebrochen rezipiert. Einfacher ausgedrückt: 
Die Bedrohung von außen sei zu wesentlichen Teilen ein Produkt der Ideologen des Waf- 
fensysterns, die dessen Existenz legitimieren müssen und die veröffentlichte Meinung in 
der UdSSR dominieren.!% Von der Frage abgesehen, ob dieses Argument die Politik der 
NATO-Staaten adäquat würdigt, scheint es mir aus einem anderen Grund unzureichend: 
Eine Analyse der in der UdSSR veröffentlichten Meinung unter dem Aspekt der »westli- 
chen Bedrohung« ergab nämlich ein anderes Bild. Bei dieser Untersuchung wurden ver- 
schiedene sowjetische Zeitschriften auf ihre Stellung zur neuen Westpolitik der UdSSR 
1969 hin ausgewertet. Das Ergebnis widerspticht THOMPSONs Argumentation in zweier- 
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lei Hinsicht: Erstens ist es falsch, von einer monolithischen Rezeption der Außenwelt durch 
die sowjetische Kaderschicht auszugehen: Während z.B. die Leser der Zeitschrift des »Insti- 
tuts für Weltwirtschaft und internationale Beziehungen«, das vor allem für das Zentralko- 
mitee der Partei und die Regierung arbeitet, erfahren, daß die Möglichkeit für »friedliche 
Zusammenarbeit der europäischen Völker (...) sich znerrzeßlich erhöht« hätten, werden 
die Leser des Verteidigungsministeriums davor gewarnt, daß »mit einer Verstärkung der ag- 
gressiven Absichten der regionalen Kreise der Westmächte (zu) rechnen« sei.’” Zweitens 
entspricht das Bedrohtheitssyndrom, wie es von dieser Militärzeitschrift (nach der vorlie- 
genden Untersuchung) präsentiert wird, zwar auch in den Konsequenzen den THOMP- 
SONschen Erwartungen, da jede Möglichkeit einer kooperativen Lösung internationaler 
Spannungen ignoriert und das Heil in weiterer Aufrüstung gesehen wird. Aber diese Posi- 
tion war seinerzeit in den internationalen Beziehungen der UdSSR nicht dominierend - im 
Rahmen der neuen Westpolitik wurde eine Reihe internationaler Verträge vorbereitet und 
abgeschlossen. Auch im Rüstungsbeteich selbst wiederholte sich im übrigen diese Konstel- 
lation: Von den SALT-Verhandlungen wird berichtet, daß die sowjetischen Militärs an- 
fangs mit äußerster Zurückhaltung und Skepsis teilgenommen hätten, im Laufe der Zeit 
aber zu einer kooperativen Zusammenarbeit gefunden hätten.!”® Wie schon bei dem letz- 
ten Punkt ist freilich auch das kein Grund zur Beruhigung: Der Preis für diese Unterord- 
nung unter die Linie des Politbüros war, daß die laufenden Rüstungsprojekte des sowjeti- 
schen Militärs nicht angetastet wurden.!® D.h. hier handelte es sich um eine Kompromiß- 
politik, in der zwar das politische und das ökonomische Interesse dominierte, die aber doch 
nicht durchführbar war ohne bedeutende Zugeständnisse an das Militär. 

b) Sei das Realverhalten der UdSSR, wie es sich in der CSSR 1968 und Afghanistan 1980 
präsentierte, Ausdruck von »aggressiven Geboten der Ideologie und Strategie«.'!° Daß die 
Sowjetunion in beiden Fällen Großmachtpolitik gegen den Willen der überwältigenden 
Mebrheit des jeweiligen Volkes praktiziert (hat), ist unbestritten. Aber kann dies als Beleg 
für verselbständigten »Exterminismus« gelten? Weit einleuchtender scheint mir zu sein, 
dies als Ausdruck einer Sicherheitspolitik zu betrachten, die u.a. versucht, zwischen sich 
und der »feindlichen Außenwelt« eine Pufferzone zu schaffen, die es erlaubt - im Unter- 
schied zum II. Weltkrieg - einen feindlichen Angriff auf fremdem Territorium abzuweh- 
ren. (dazu ausführlicher siehe unten) Soweit politische Umwälzungen unterbunden wer- 
den sollten, deren subversive Ausstrahlung auf sein eigenes Herrschaftsgebiet der sowjeti- 
sche Partei-Staat fürchtete (wie im Falle der CSSR, vielleicht aber auch Afghanistans), ist 
der Zusammenhang zu den Hertschaftsinteressen in der UdSSR evident. Das aber ist das 
gerade Gegenteil eines verselbständigten »Exterminismus«. 

c) Schließlich sei irgendwann »nach der Installation der ersten Interkontinentalraketen ... 
der absurde und doch entscheidende Beschluß gefällt (worden), jedem Waffensystem ein 
gleiches gegenüberzustellen und die ‘Parität’ zu etreichen.«'!! Von allen Argumenten 
THOMPSONs scheint mir dies das stärkste zu sein - obwohl er auch hier wieder seinem ei- 
genen Postulat, daß die Linke sich konkreter auf die Sache selbst einlassen solle, nicht ge- 
recht wird und allzuschnell zu dem Urteil »absurd« kommt, ohne noch nach dem Sinn in 
diesem Unsinn zu fragen. Aber auch wenn man die Exterminismus-These nicht akzeptie- 
ren kann, bedarf dieser Punkt doch unbedingt der Klärung, da anders die Chancen und 
die potentiellen Widerstände von Abrüstungsinitiativen nicht bestimmbar sind. Deshalb 
soll darauf - im Rahmen einer Darstellung der sowjetischen Militärdoktrin und ihrer Be- 
dingungsfaktoren - ausführlicher eingegangen werden. 
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VI. Die sowjetische Mihitärdoktrin 


In der einen oder anderen Form wird von verschiedenen Autoren die sowjetische Rüstungs- 
politik kritisiert. Verurteilt THOMPSON das Streben nach »Patität«, so sprechen AL- 
BRECHT u.a. von einer Aufrüstung, die »jenseits dessen (liege), was bei rationalem Kalkül 
für die eigene Verteidigung benötigt wird«!!? - freilich ohne anzugeben, wieviel denn »bei 
rationalem Kalkül« benötigt würde. Ein augenfälliger Beweis für diese Argumentation 
scheint die Anhäufung von Nuklearwaffen mit vielfachen »over-kill«-Kapazitäten dutch 
die sowjetische Armee. Nach THOMPSONs Argumentation würden diese Waffen ja statt 
zur Erhöhung der Sicherheit zur Gefährdung der UdSSR beitragen und deshalb aus kei- 
nem verteidigungspolitischen Kalkül mehr heraus ableitbar sein. Gefragt werden muß al- 
so, welche Funktion den Nuklearwaffen in der sowjetischen Militärdoktrin zugewiesen wird. 

Sinnvollerweise ist dabei zwischen zwei Phasen zu unterscheiden: 1945 bis Anfang der 60er 

Jahre und Anfang der 60er Jahre bis heute. Diese Phasen korrespondieren nicht nur mit 

der NATO-Strategie der »massiven Vergeltung« bzw. der »flexible responses, sondern 

auch, um das von THOMPSON eingeführte Kriterium zu übernehmen, mit der Existenz 
einer sehr begrenzten Anzahl von Nuklearwaffen bzw. einem fast ungehemmten quantita- 
tiven Ausbau der Bestände. 

Die sowjetische Führung hatte sich in der ersten Phase - von 1945 bis Anfang der 60er Jah- 

re - dem Problem zu stellen, daß die USA über ein Monopol an Nuklearwaffen verfügten 

und - im Krieg mit Japan - die Bereitschaft und die Fähigkeit bewiesen hatten, diese Waf- 
fen auch einzusetzen. Prinzipiell gab es folgende Möglichkeiten, auf die veränderte Situa- 
tion zu reagieren: 

1. Eine weltweite Ächtung von Atomwaffen durchzusetzen. Eine entsprechende Initiative 
der UdSSR in den Vereinigten Nationen (»Gromyko-Plan«) im Juni 1946 scheiterte.!"? 

2. Das Vertrauen darauf, daß die USA diese Waffen nicht einsetzen würden. Diese An- 
nahme hätte nach Hiroshima und Nagasaki jeder Grundlage entbehrt.!!4 

3. Die Entwicklung einer eigenen Atombombe, d.h. Sicherheit durch »Abschreckung«. 
Unter dem Eindruck der US-amerikanischen. und der deutschen Programme waren be- 
reits 1943 entsprechende Vorhaben gestartet worden, doch ohne großen Nachdruck be- 
trieben worden.!!? Nachdem die US-amerikanischen Bomben gezündet worden waren, 
wurden diese Arbeiten auf Initiative STALINs (so SHUKOV in seinen 1969 veröffent- 
lichten Memoiten) beschleunigt und mit hoher Priorität fortgesetzt.'!° 1949 wurde 
dann die erste sowjetische A-Bombe zur Explosion gebracht. Da zu diesem Zeitpunkt 
aber noch kein Trägersystem existierte, war das Problem der »Abschreckung« damit 
noch lange nicht gelöst. 

4. Zumindest solange, wie keine Mittel zu nuklearer Abschreckung gegen einen Eiıstschlag 
existierten, den Einsatz der vorhandenen konventionellen Waffen und Mannschaften 
so zu planen, daß er abschreckend wirkte. 

Für die erste Phase der Nachktiegsentwicklung basierte die sowjetische Militärpolitik vor al- 

lem auf dieser 4. Möglichkeit. Die Doktrin bestand, auf einen kurzen Nenner gebracht, 

darin, »einen Nuklearangriff gegen die Sowjetunion ... mit der Drohung eines (konventio- 

nellen - WS) Angriffs gegen Westeuropa (zu) verhindern...«!!7 Dabei erhielt der noch im 

Zeichen einer rein konventionellen Kriegsführung konzipierte »cordon sanitaire« aus »be- 

freundeten« Staaten, der von den westlichen Alliierten auch konzediert worden war,'!? 

durch diese Wende in der strategischen Situation eine völlig neue Bedeutung: Konnten 
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diese Staaten vorher noch als eine Art Pufferzone gegen einen feindlichen Angriff betrach- 
tet werden, so wurden sie nun in weit höherem Maße an die Sowjetunion gebunden: Sie 
wurden zu den vorgeschobenen Bastionen der sowjetischen Armee, deren dort stationierte 
Eliteeinheiten innerhalb weniger Stunden nach einem Angriff den Kampf auf das Territo- 
rium des Aggressors bzw. seines Verbündeten getragen haben sollen.!!9.120 
Das Ende dieser ersten Phase war erreicht, als die UdSSR Ende der 50er Jahre die Fähigkeit 
zum nuklearen Gegenschlag erworben hatte (mit dem Flug von »Sputnik 1« war diese Fä- 
higkeit aller Welt demonstiert worden.). Die sowjetische Führung reagierte relativ schnell 
auf die neue Lage: Im Januar 1960 verkündete Chrustschow eine neue Militärdoktrin, nach 
der sich die sowjetische Militärmacht vor allem auf die Abschreckungswirkung von Inter- 
kontinentalraketen stützen sollte, zugleich wurde eine einseitige Reduktion der sowjeti- 
schen Landstreitkräfte um 1,2 Millionen Mann bekanntgegeben.'?! Bereits im September 
1959 war von der UdSSR ein Plan zu einer allgemeinen und völligen Abrüstung binnen 
vier Jahren vorgelegt worden, der - so die Einschätzung SCHMIDTS? - den »Westen« in 
die »Defensive« brachte. Wenn es jemals in den letzten fünfunddreißig Jahren eine Chance 
gegeben hat, tatsächlich zu einer weltweiten Abrüstung zu kommen, dann wahrscheinlich 
in diesen Jahren. Freilich war auch die sowjetische Politik damals alles andere als konsi- 
stent. So meinte CHRUSCHTSCHOW, er könne mit einem geradezu grotesken Bluff über 
die atomare Schlagkraft der UdSSR die USA an den Verhandlungstisch zwingen.” Statt 
dessen gewann KENNEDY 1960 mit einer vom US-Geheimdient ebenfalls konstatierten 
(jeder Realität entbehrenden) »Raketenlückes die Wahlen und leitete ein gigantisches nu- 
kleares Aufrüstungsprogramm ein. Damit waren die Versuche zu einer strategischen Ent- 
spannung beendet: Die UdSSR kehrte zu ihrer ursprünglichen Militärdoktrin, freilich in 
„erweiterter Fom (Ausbau der Zivilverteidigung; Ausbau der Kriegsmarine) zurück.'?* Ver- 
teidigungsminister MCNAMARA verordnete 1962 den Übergang zur »flexible response«.!? 
Damit begann das eigentliche nukleare Wettrüsten, das bis heute anhält. Der militärstra- 
tegische »Sinn« der Beteiligung der UdSSR scheint mir in zwei Elementen zu liegen: Er- 
stens zeigte die Kuba-Krise 1962, daß bei einem Konflikt zwischen den beiden Super- 
mächten die strategischen Waffen sich gegenseitig neuttalisierten und dann entscheidend 
war, weran Ort und Stelle konventionell stärker war.!?° Damit war die Annahme, nukleare 
Bewaffnung allein könne Sicherheit garantieren, zerstört, konventionelle Rüstung behielt 
ihren Stellenwert. Zweitens aber brachten »flexible response« und »taktische Nuklearwaf- 
fen« die Sowjetunion in eine äußerst ungünstige Situation: Zwar war die Furcht vor einem 
nuklearen Etstschlag gegen die Sowjetunion selbst sicherlich geringer geworden, !?’ zu- 
gleich aber wuchs - gerade bei den mit der UdSSR verbündeten herrschenden Bürokratien 
in Osteuropa - die Angst, die NATO könne versuchen, einzelne Staaten 
herauszubrechen.'?® Die Strategie der »flexible responses wurde aus dieser sowjetischen 
Sicht als Konzeptionalisierung eines solchen begrenzten Angriffs begriffen. Da die Füh- 
rungsmacht des westlichen Bündnisses bei Realisierung dieser Konzeption ihr eigenes Ter- 
titorium verschont hätte, mußte die Möglichkeit eines solchen Konflikts als umso denkba- 
rer erscheinen. Dem von sowjetischer Seite eine eigene Defensivkonzeption gegenüberzu- 


stellen, hätte das Dilemma nicht gelöst: 

»Verfolgte auch die Sowjetunion eine defensive Strategie, dann würde sie damit der Gegenseite signa- 
lisieren, daß sie die Gültigkeit von Regeln der nuklearen Kriegsführung (d.h. der Möglichkeit eines 
»begrenzten« Nuklearkriegs - WS) akzeptiert. Damit würde sie aber den Intentionen ihrer gegenwär- 
tigen Strategie zuwiderhandeln, nämlich zu verhindern, daß für die Vereinigten Staaten im Rahmen 
ihrer ‘flexible response’ -Strategie ein Krieg in Europa politisch kalkulierbar wird.«'?® 
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Durch die Beibehaltung ihrer offensiven Kriegsführungsstrategie signalisierte die sowjeti- 
sche Führung, daß sie zu einem solchen Agreement nicht bereit war, sondern vielmehr eine 
Eskalation, die dann auch die USA treffen würde, im Kriegsfalle unvermeidlich sei. Durch 
die Integration von Nuklearwaffen aller Größenordnungen in die sowjetische Armee wurde 
diese Eskalationsbereitschaft auch praktisch demonstriert. 3? Ob für diese Strategie die so- 
wjetische Rüstung in dem Maße, wie sie vorgenommen wurde, tatsächlich »notwendig« war 
und ist, läßt sich kaum entscheiden.'?? Eine im militärischen Denken verbleibende Auf- 
zählung der Anhäufung von »overkill-Kapazitäten« sagt darüber wenig aus, da es sich ja 
auch hier um »politische Waffen« handelt. D.h. im Rahmen dieser »Abschreckungslogik« 
gedacht, geht es darum, ob die sowjetische Drohung, auf einen »begrenzten« Krieg mit Es- 
kalation zu antworten, »glaubwürdig« ist. Darin liegt aber der entscheidende Unterschied 
zu der Strategie, die die NATO seit Anfang der 60er Jahre verfolgt: Ist deren Strategie und 
Rüstung in Europa darauf gerichtet, die Glaubwürdigkeit des eigenen Drohpotentials 
durch die Fähigkeit zum »begrenzten« Krieg zu demonstrieren, so zielt die sowjetische Mi- 
litärpolitik darauf, jede Möglichkeit der Begrenzung eines solchen Kriegs zu leugnen und 
ihn damit - ganz im Sinne des traditionellen »Gleichgewichts des Schreckens« - undenkbar 
zu machen. - 

Als Kriegsvermeidungsstrategie betrachtet kann diese Doktrin allerdings nur solange wirk- 
sam sein, wie sie von der anderen Seite auch geglaubt wird. Diese Glaubwürdigkeit leidet 
aber nicht nur unter den Verbesserungen der Treffgenauigkeit etc. der US-Raketen, son- 
dern auch darunter, daß die Komponente der sowjetischen Strategie, die bisher gewisser- 
maßen einen Automatismus der Eskalation in Gang setzen sollte, den beiden Seiten fürch- 
ten mußten, zunehmend an Realisierbarkeit verliert: die Vergeltungsoffensive in Mitteleu- 
ropa. Das wesentliche militärische Instrument für eine solche Offensive sind die sowjeti- 
schen Panzerverbände. Dabei ist es unstrittig, daß der Warschauer Pakt über erheblich 
mehr Panzer als die NATO in Europa verfügt.'?? Die Erfolgsaussichten einer solchen Of- 
fensive sind inzwischen jedoch auch unterhalb der nuklearen Schwelle drastisch gesunken: 
Durch die Einführung »präzisionsgesteuerter Munition« auf Seiten der NATO bewegt sich 
die Überlebensfähigkeit der sowjetischen Panzer gegen Null. Zielsuchende Panzerabwehr- 
raketen erreichen eine Trefferwahrscheinlichkeit von 60-85% auf eine Entfernung von 
1-2,5 km, von bis zu 97% auf 4 km Entfernung.“ Bereits 1976 verfügten die US-Streit- 
kräfte über mehr als 72 Tausend Panzerabwehrraketen.'?° In den Jahren 1978 bis 1981 
wurde allein die Bundeswehr mit 100 Tausend solcher Panzerabwehrwaffen ausgerüstet. '?° 
Das sowjetische Militär scheint darauf bisher noch keine überzeugende Antwort gefunden 
zu haben: Neben dem Ausbau seiner mechanisierten Infantrietruppen und der verstärkten 
Produktion von Flugzeugen zur Unterstützung des Bodenkampfs!?’ legt es sein Hauptau- 
genmerk auf das quantitative Wachstum seiner Panzerverbände.'?® Unter der Vorausset- 
zung, daß der bisherige Frieden in Europa auf der Glaubwürdigkeit der jeweiligen Droh- 
politik basierte, ist auch diese Entwicklung bedenklich: Eine Vergeltungsdrohung, die un- 
wirksam scheint, kann zu erhöhter Risikofreudigkeit auf der einen, hysterischen Reaktio- 
nen auf der anderen Seite führen. Möglich ist, daß die »SS-20« faktisch den Versuch dar-: 
stellen, in Abweichung der bisherigen Doktrin ebenfalls ein »begrenztes« und damit 
»glaubwürdiges« Drohpotential aufzubauen. Die Nachricht, die E.EPPLER in Moskau mit 
auf den Weg gegeben wurde, die Sprengkraft dieser Raketen betrage nicht wie bisher im 
Westen angenommen 250 kt, sondern »nur« 10 bis 15 kt!?? ist in dieser Hinsicht alarmie- 
rend. Selbst wenn diese Raketen nicht als Mittel für einen »begrenzten« Nuklearkrieg in 
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Europa gedacht sind - und für eine solche Veränderung der sowjetischen Strategie gibt es 
bisher in der Tat keine Hinweise’? -, könnten sie doch von der anderen Seite als eine sol- 
che »Option« interpretiert werden. In der Nuklearktiegsplanung aber kommt es mehr dar- 
auf an, welche Absichten dem Feind unterstellt werden, als darauf, was er wirklich tut. 


VII. Ursachen der sowjetischen Mihitärdoktrin 


Die bisherige Darstellung basiert auf der Voraussetzung, daß »die Sowjetunion die westli- 
che ‘Rüstungskultur’ akzeptiert und übernommen hat«.'*! Die Grundelemente dieser 
»Kultur« sind: 

- die Organisation eines besonderen, vom sonstigen produktiven Leben der Gesellschaft 
getrennten, von oben nach unten hierarchisch durchstrukturierten Vernichtungsappa- 
rat; 

- die Ausstattung dieses Apparates mit industriell gefertigten Maschinen zur Vernich- 
tung möglichst großer Menschenmassen und Sachwerte; 

- die Entwicklung der Kriegsführung als einer besonderen Fertigkeit von Spezialisten, die 
möglichst ungestört von »Zivilisten« ihrer Tätigkeit nachgehen. 

Die Grundlagen dieser »Kultur« waren in Rußland natürlich schon vor der Revolution vor- 

handen und wurden im Interventions- und Bürgerkrieg 1918 - 1921 in der neuaufgebau- 

ten Roten Armee übernommen und ausgebaut. Immerhin aber spielten in diesem Krieg 
noch Guerilla-Einheiten eine bedeutende Rolle und der 8. Parteitag der Kommunistischen 

Partei 1919 diskutierte den Übergang zu einem, in die allgemeine Reproduktion integrier- 

ten Milizsystem. Während der 20er Jahre stellten Armee und Militärdoktrin eine Art 

Zwischenlösung’* zwischen beiden Formen der Kriegsführung dar: Einetseits existierte ei- 

ne reguläre Armee als Kern der Verteidigungsbereitschaft, andererseits gab es eine starke 

Miliz und die Militärdoktrin war darauf ausgerichtet, einen künftigen Krieg als Krieg der 

ganzen Gesellschaft zu führen. Deshalb war die dauernde Existenz eines spezialisierten 

Sektors der Waffenproduktion weniger wichtig als die Umstellungsfähigkeit der Industtie- 

bettiebe im Kriegsfall. Die Größe des stehenden Heeres hatte weniger Bedeutung als die 

Mobilisierungsmöglichkeiten im Ernstfall. Die Aufstellung motorisierter Verbände war 

nicht so wichtig wie die Fähigkeit und Bereitschaft der Bauern, im Kriegsfall ihre Pferde zur 

Verfügung zu stellen, den Nachschub mitzuorganisieren und sich eventuell zu Guetilla- 

Einheiten zusammenzuschließen. Mit der »forcierten Industrialisierung« und vor allem mit 

der Zwangskollektivierung der Bauernschaft wurden die Voraussetzungen für diese Art 

von Kriegsführung radikal zerstört.!* 

Die ökonomischen und politischen Umwälzungen in dieser Phase vom Ende der zwanziger 

bis zur Mitte der dreißiger Jahre, in der die Grundlagen für den Stalinismus als Herr- 

schaftssystem gelegt wurden, schlugen sich unmittelbar in der Art und Weise nieder, wie 
sich die Sowjetunion auf den Krieg vorbereitete. War das Resultat auch eine Armee und ei- 
ne Militärpolitik, die von denen der westlichen Gesellschaften kaum mehr unterscheidbar 
wat, so war die einseitige Aufkündigung des zuvor eingegangenen Kompromisses doch das 

Ergebnis spezifisch sowjetischer Bedingungen.'“ Der grundlegende Prozeß dieser Periode 

war die Vertiefung der Trennung von Gesellschaft und Staat in der Form der Unterwerfung 

der Gesellschaft unter diesen Staat und die ihn regierende Partei. In der Militärpolitik äu- 
ßerte sich dieser Prozeß zum einen darin, daß die kasernierten Truppen nun das absolute 
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Übergewicht erhielten. Innerhalb eines Jahres stieg der Anteil dieser Truppen, der Anfang 
1935 noch 26% betragen hatte, auf 77%'!® (bis 1938 dann auf 100%). Damit war der 
grundlegende Schritt für die Trennung der Armee von der Gesellschaft getan. Vertieft 
wurde dieser Prozeß zum anderen durch Maßnahmen, die den gesellschaftlichen Status der 
Führungskader dieser Armee erhöhen sollten und zugleich die Unterwerfung der Reprä- 
sentanten der Gesellschaft in der Armee, nämlich der »gemeinen Soldaten«, symbolisier- 
ten. Die Inhaber militärischer Kommandopositionen durften sich im gleichen Jahr noch 
wieder mit den - 1917 abgeschafften - Titeln (vom Leutnant bis zum Marschall) 
schmücken!?°; die durch das erste Dekret der Revolution abgeschaffte »militärische Gruß- 
pflicht« wurde wieder eingeführt; »große Heerführer« der zaristischen Zeit wurden nun in 
den Traditionsbestand der Armee bewußt eingebaut; das Verleihen von Orden expandier- 
te etc.'?! Der Führungskader der Armee tegredierte zur »Offizierskaste« und unterstrich da- 
durch die Trennung von Armee und Gesellschaft. Komplementär zu dieser Entwicklung 
verschob sich die Verpflichtung des Soldaten von der sozialen Revolution zur Staatstreue. 
Gewissermaßen auf den Begriff gebracht wurde dies in der Veränderung der Eidesformel 
(Januar 1939). Die ältere Fassung hatte folgenden Wortlaut: 


»Ich, Sohn des arbeitenden Volkes, Bürger der USSR, werde Soldat der Roten Armee der Arbeiter und 
Bauern. Angesichts der arbeitenden Klassen und der ganzen Welt verpflichte ich mich, diesen Namen 
ehrenvoll zu tragen und das militärische Handwerk gewissenhaft zu lernen.« 


Die nun verbindliche Fassung lautete: 


»Ich, Bürger der USSR, leiste, indem ich in die Reihen der Roten Armee eintrete, den Eid und ver- 
pflichte mich feierlich, ein getreuer, tapferer, disziplinierter und eiftiger Soldat zu sein und die Mili- 
tärgeheimnisse und die Geheimnisse des Staates streng zu wahren, diskussionslos die militärischen Re- 
glemente zu erfüllen und die Befehle der Offiziere und Führer zu befolgen.«'?? 

Zeitlich früher liegen die ökonomischen Veränderungen, die zur Herausbildung eines be- 
deutenden industriellen Rüstungssektors führten.!?? Sie waren in zweierlei Hinsicht wirk- 
sam: Die Konzeption während der 20er Jahre war gewesen, das Schwergewicht auf die Um- 
stellungsfähigkeit der »zivilen« Produktion zu legen, deshalb ein ausgeglichenes und pro- 
portionales industrielles Wachstum zu fördern und die Rüstungsindustrie im Vergleich zur 
industriellen Gesamtproduktion zicA# vorrangig zu entwickeln. Die Zerstörung der inne- 
ren Proportionalität der Industrie durch die »forcierte Industrialisierung« und der desolate 
Zustand, in dem sich die Industrieproduktion in qualitativer Hinsicht schon nach kurzer 
Zeit befand, mußte die Realisierbarkeit dieser Konzeption im Kriegsfall als äußerst frag- 
würdig erscheinen lassen. Deshalb wurde nun die Betonung auf die Aussonderung eines 
speziellen Rüstungssektors gelegt, der, unter privilegierten Bedingungen arbeitend, vom 
qualitativen Niedergang der industriellen Produktion ausgenommen werden sollte. Umge- 
kehrt erlaubte diese Ausdifferenzierung und die allgemeine Industrialisierung des Landes 
(die in quantitativer Hinsicht ja gewaltige Fortschritte machte) die Fertigung von Kriegs- 
material in Serien- und Massenproduktion. Ein weiterer, diesen Überganng unterstützen- 
det Faktor war der Übergang zur »Offensivstrategie« (dazu s.u.), der die Bereitstellung gro- 
ßer Mengen von Material vor Kriegsausbruch erforderlich machte. 

Dieser Industzialisierungsprozeß wurde unter dem Zeichen einer politischen Ideologie an- 
geleitet, in der soziale Emanzipation auf industrielle Entwicklung reduziert wurde, die 
»Überlegenheit« der »sozialistischen« Geselischaftsordnung sich vor allem an dem Niveau 
ihrer Produktionstechnik beweisen sollte. Nichts lag näher, als dieses Denken auch auf den 
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Rüstungssektor zu übertragen und die »Überlegenheit« der Sowjetarmee am Standard ihrer 
technischen Ausrüstung zu dokumentieren’? und sich in der Produktion dieser Ausrü- 
stung jener Technik zu bedienen, die angeblich erst in einem System vom sowjetischen Typ 
ihre vollen Potenzen entfalten kann - der Massenproduktion. 

Schließlich war, wie bereits angedeutet, eine weitere Grundlage der bisherigen Konzeption 
entfallen: die Nutzung des ungeheueren Potentials des bäuerlichen Rußland (und der 
Ukraine). Evident war, daß ein wesentlicher Beitrag dieser Bauern, die Zurverfügungstel- 
lung von Transportkapazitäten, durch die Abschlachtung der Hälfte des Pferdebestands 
während der Kollektivierung vernichtet worden war.!”? Das Problem lag aber noch tiefer, 
denn durch diese Kollektivierung war die Bauernschaft aus einem »Verbündeten« zu einem 
potentiellen Gegner des Systems geworden.” Eine unmittelbare Reaktion darauf war die 
verstärkte Motorisierung der Armee (die den zuvor angesprochenen Trend noch 
verstärkte). Militärstrategisch aber war die Konsequenz, das Heil in der Offensive zu su- 
chen, und das natürlich dann nicht mit Milizeinheiten, sondern mit einer für einen schnel- 
len Vorstoß technisch ausgerüsteten, professionellen Armee.!?? 

Um zur Gegenwart zurückzukehren: Die sowjetische »Offensivstrategie« ist sicherlich auch 
deshalb immer noch dominant, weil nicht nur die Führung, sondern wohl das ganze sowje- 
tische Volk nicht noch einmal solch fürchterliche Erfahrungen wie während des II. Welt- 
kriegs mit einem auf ihrem eigenen Boden ausgefochtenen Krieg zu machen entschlossen 
sind.'?® Darüber hinaus aber ist diese Strategie in einen Kontext eingebunden, der es 
schwer macht, auch nur mittelfristig an ihre Veränderung und - allgemeiner - an ein Aus- 
steigen der Sowjetunion aus dem Wettrüsten zu glauben, ohne daß es dort zu strukturellen 
Umwälzungen im Herrschaftssystem kommt. Als ein anderer Typus von Verteidigung war 
das seiner Natur nach rein defensive »Milizsystem« erwähnt worden. Wenn es richtig ist, 
was TROTZKI schreibt, daß die Ausbreitung dieses Systems ein Indikator für die Nähe ei- 
ner Gesellschaft zum Sozialismus ist, so gilt das auch umgekehrt: Die Bedingungen für die 
Einführung eines solchen Systems (das durch verschiedene technische Entwicklungen in- 
zwischen besser realisierbar denn je wäre) haben sich trotz der gewaltigen Veränderungen 
in der sowjetischen Gesellschaft seit den 30er Jahren kaum verbessert. Wenn auch die Ver- 
bitterung über die Kollektivierung in der sowjetischen Bauernschaft inzwischen wohl abge- 
klungen ist, so sind dafür die vorgeschobenen Posten des Warschauer Paktes nicht unbe- 
dingt verläßliche Bastionen. Sich z.B. auf die Bereitschaft zur absoluten Nicht-Kooperati- 
on der Bevölkerung der DDR mit dem Feind zu verlassen, wäre wohl verwegen. Weiterhin 
ist der sowjetische Militärsektor inzwischen natürlich von erheblichem Gewicht. Wenn es 
auch falsch ist zu behaupten, er dominiere die sowjetische Politik, und wenn auch seine 
Beteiligung am Wettrüsten mehr in der Steigerung des quantitativen Ausstosses liegt - 
qualitative technologische Sprünge sind nach den vorliegenden Untersuchungen!” Ergeb- 
nisse von Interventionen der politischen Spitze des Systems -, so dürfte er einer Abschaf- 
fung seiner privilegierten Existenz doch erheblichen Widerstand entgegensetzen. Dies auf 
den Grundlagen des Systems sogar mit einiger Berechtigung: Eine Nivellierung des quali- 
tativen Niveaus von Rüstungsiondustrie und ziviler Industrie auf dem Niveau der letzteren 
könnte eine Gefahr für die Sicherheit des Landes bedeuten. Sprechen schon funktionale 
Gesichtspunkte gegen eine Umstrukturierung der Stellung von Militärsystem und Gesell- 
schaft, so gilt dies umso eher für die soziale Differenz beider: Die »Offizierskaste« ist Teil 
eines Herrschaftsapparates, der jede Einschränkung seiner Privilegien fürchtet. Ein Abbau 
des sozialen Status dieser Schicht könnte das Gesamtsystem gefährden. !® 
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Daß die Produktivkräfte, von denen die militärischen Destruktivkräfte einen Teil bilden, 
des »real existierenden Sozialismus« dem Kapitalismus überlegen seien, glaubt zwar inzwi- 
schen wohl kaum mehr jemand. Aber eine alternative Ideologie der Emanzipation ist, au- 
Ber einer gewissen Staatsfrömmigkeit, nicht in Sicht. So wird der herrschende Partei-Staat 
wohl weiterhin auch auf diesem Gebiet hinter seinem eigenen Überlegenheitspostulat her- 
rennen. Hier ist nun allerdings ein positiver Aspekt hinzuzufügen: Auch nach sowjetischer 
Auffassung beweist sich »historische Überlegenheit« in erster Linie in Produktivitäts- und 
Konsumniveau einer Gesellschaft. Und die Chancen einer Konversion der Rüstungsindu- 
strie in eine für die Gesellschaft tatsächlich nützliche Industrie sind in der Sowjetunion we- 
nigstens unter einem Aspekt günstiger als in kapitalistischen Ländern: Zwar steht dem - 
wie gezeigt - der soziale und politische Widerstand der Armee entgegen, aber für die ge- 
sellschaftliche Reproduktion wäre eine solche Umstellung nicht nur nützlich, sondern auch 
ohne Erschütterungen tragbar. Das Ende des Vietnam-Krieges brachte für viele US-Fir- 
men, die im Rüstungsgeschäft engagiert waren, den Bankrott.!°! Aufgrund der Verflech- 
tung von Rüstungs- und zivilem Sektor kann eine derartige Reduktion staatlicher Aufträge 
zu einer allgemeinen ökonomische Krise werden. Solche Problemeskennt die sowjetische 
Wirtschaft nicht. Würden statt militärischer nun industrielle Ausrüstung und langlebige 
Konsumgüter produzieit, so wäre deshalb keinerlei Störung des Reproduktionsmechanis- 
mus zu erwarten, cher wäre das Gegenteil wahrscheinlich: bestimmte materielle Engpässe 
würden verschwinden, die Qualität des duichschnittlichen Güterangebots in der zivilen In- 
dustrie würde steigen und die Arbeitsmotivation würde sich verbessern. 

Aber leider ist das - noch - Zukunftsmusik. Auf einen letzten Punkt, der als zusätzliches 
Hindernis seit den 30er Jahren aufgetaucht ist, muß noch eingegangen werden: Die Sow- 
jetunion ist inzwischen zu einer »Großmacht« geworden. Dies nicht nur wegen ihres inter- 
nen Wachstums, sondern auch wegen ihrer Machtpolitik im Verhältnis zu anderen Staa- 
ten. Der Überfall auf Polen und Finnland zu Beginn des Krieges, die Schaffung eines Si- 
cherheitsgürtels von ihr genehmen Staaten nach dem Krieg, schließlich der Einmarsch in 
Afghanistan Ende des Jahre 1979 dokumentierten die Bereitschaft, der eigenen Sicherheit 
absolute Priorität einzuräumen. Zugleich dokumentieren sie eine fundamentale Schwäche 
dieses Systems: Es tendiert dazu, Kooperation militärisch abzusichern. Dies deshalb, weil 
es - anders als der Kapitalismus - über keinen ökonomischen und sozialen Mechanismus 
verfügt, der im »Partnerland« einen verläßlichen und aufgrund seiner eigenen Interessen 
stıukturell an Kooperation gebundenen Bündnispartner schaffen würde. D.h. dieses Sy- 
stern ist, wie die Entwicklung in den Staaten des »Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe« 
nach dem II. Weltkrieg zeigt, nur dazu imstande sich zu verdoppeln.'%? Aus solchen Ver- 
doppelungsprozessen ergeben sich aber - trotz aller Rede von »sozialistischer Arbeitstei- 
lung« - keine aus sich selbst wirkenden dauerhaften Kooperationsbeziehungen. Vielmehr 
tendieren diese »Partner« im Maße ihrer ökonomischen Entwicklung dazu, sich auf den ka- 
pitalistischen Weltmarkt umzuorientieren. Das Hauptmittel des Zusammenhalts bildet, 
nach der militärischen Gewalt, allenfalls die Konkurrenzzfähigkeit ihrer Produkte auf 
dem Weltmarkt, die aber soll durch die Industrialisierungspolitik gerade beseitigt werden. 
Daß jedoch selbst das nicht ausreicht, zeigt das chinesisch-sowjetische Verhältnis. Im ersten 
Jahrzehnt nach der Revolution kopierten die Chinesen nicht nur das sowjetische Modell in- 
dustrieller Verwaltung (und mit bestimmten Modifikationen auch ihr politsches System), 
sondern sie standen zudem in äußerst enger ökonomischer Kooperation mit der UdSSR. 
Das verhinderte aber nicht, daß es Anfang der 60et Jahre zum Bruch zwischen beiden Staa- 
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ten kam. In weiterer Perspektive folgt aus diesem Argument allerdings auch, daß es einen 
»globalen sowjetischen Expansionismus« im Sinne einer Dutchdringung der Welt nach 
dem Bild der UdSSR kaum geben kann. Es’fehlt dafür die Grundlage und es fehlt daür im 
übrigen auch die innere ökonomische Dynamik.!“ Der rationale Kern hinter solchen Be- 
hauptungen ist zum einen, daß es eineglobale (wenn auch defensive) Mz/itärstrategie der 
Sowjetunion gibt, zum anderen daß »Entwicklungsländer«, deren Entwicklung dutch die 
Integration in den kapitalistischen Weltmarkt blockiert wird’, eine in öArerz Interesse lie- 
gende Affinität zu einem geplanten Außenhandel mit der Sowjetunion oder anderen 
RgW-Ländern haben: Geringerer Konkurrenzdruck, Kompensationsgeschäfte, langfristige 
Lieferabkommen etc. erlauben die Planung einer eigenständigen Entwickungspolitik. Daß 
dabei eigene ökonomische Interessen eingehen, scheint mir ebensowenig ein Beleg für »so- 
wjetischen Expansionismus« im oben beschriebenen Sinn wie der Umstand, daß die UdSSR 
solche Abkommen auch dazu nutzt, um ihre ungünstige geopolitische Situation zu verbes- 
sern: Solche »Erfolge« sind, wie die letzten Jahre gezeigt haben (Ägypten, Somalia), äu- 
ßerst instabil, sie konstituieren kein zur »Etsten Welt« alternatives »sozialistisches Weltsy- 
stem«. Unter dem Postulat weltweiter Abrüstung ist dieser Umstand durchaus ambivalent: 
Zwar kann auf dieser Grundlage die Vorstellung eines »kommunistischen Weltstaates«! 
in den Bereich der politischen Mythologie verwiesen werden, zugleich aber ist damit eine 
starke Tendenz zur Militarisierung der Außenpolitik im eigenen Lager und an dessen Rand 
gesetzt. 


Zusammenfassung 


Etstens. Die zwei Hauptphasen der NATO-Strategie - »massive Vergeltung« und »flexible 
tesponse« - entsprechen einem unterschiedlichen Verhältnis der beiden »Supermächte« 
hinsichtlich des ihnen zur Verfügung stehenden Drohpotentials. Die »massive Vergeltung« 
war solange eine politisch effektive Drohung, wie sie einseitig ausgesprochen werden konn- 
te. Sich gegenseitig zu vernichten ist dagegen keine Drohung, sondern eine Absurdität von 
der auch Militärs nicht viel halten. »Flexible response« war ein Versuch, diese Drohung wie- 
der glaubwürdig und die Nuklearwaffen als politische Waffen wieder nutzbar zu ma- 
chen. Die »Nachs«-Rüstung bedeutet in erster Linie, daß das waffentechnische Instrumenta- 
tium, das zu diesem Zweck eingesetzt wird, perfektioniert wird. Drohungen sind nur wirk- 
sam, wenn hinter ihnen der Wille zu entsprechendem Handeln erkenrbar ist. Die neuen 
Mittelstreckenraketen (und die »Neutronenbombe«) dokumentieren diesen Willen in er- 
schreckend glaubwürdiger Art und Weise. 

Zweitens. Daß die Stationierung dieser Waffen einen US-amerikanischen nuklearen Über- 
taschungsschlag gegen den Warschauer Pakt vorbereiten soll, ist ausgesprochen unwahr- 
scheinlich - zu viele, selbst für Militäts einsehbare, Ungewißheiten wären in einem solchen 
Vorhaben enthalten. Dennoch sind diese Raketen eine ungeheuere Gefahr, weil sie a) das 
US-amerikanische Risiko, wenn auch nicht kalkulierbar, so doch »kalkulierbarer« machen, 
b) wegen der extrem kurzen Vorwarnzeiten (Pershing II) eventuelle Fehleinschätzungen 
unkorrigierbar machen (der letzte Fehlalarm in den USA dauerte genauso lange wie der 
Flug einer Pershing II nach Moskau), c) die Grenze zwischen »politischen« und »Kriegsfüh- 
rungswaffen« bewußt verwischen und damit den fatalen Mechanismus von Annahmen 
über Gegenannahmen zu eigenen Annahmen, der der Auslösung des »großen Schlags« 
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vorangehen würde, noch undurchschaubarer machen und damit noch mehr seiner eigenen 
inneren Logik überlassen, d) einen großen Schritt auf dem Weg zur Erlangung einer »Eist- 
schlagskapazität« bilden. 

Drittens. USA und westeuropäische Regierungen sind bereit, sich darauf einzulassen, weil 
das, was uns als untragbares Risiko erscheint, ihnen erhöhten politischen Nutzeffekt ver- 
spricht, und weil es ihnen nicht um Sicherheit an der europäischen Grenze, sondern um 
die »Stabilität« an ganz anderer Stelle geht. Beide sind nicht länger gewillt, die Ausbrei- 
tung nichtkapitalistischer Entwicklungsdiktaturen unter Verzicht auf den Einsatz offener 
militärischer Mittel zu bekämpfen. Ausschlaggebend war hier nicht »Afghanistan«, son- 
dern »Iran«. Zur UdSSR besteht dabei nur eine vermittelte Beziehung: sie soll »neutrali- 
siert« werden, um an anderer Stelle ungestörter agieren und ein Desaster wie in Vietnam 
vermeiden zu können. Aufgrund der seither gewachsenen militärischen Stärke der UdSSR 
müssen die zu diesem Zweck eingesetzten Mittel umso massiver sein. 

Viertens. Das Außenverhalten der UdSSR ist defensiv, aber großmachtpolitisch. Zu einer 
Umgestaltung der Welt nach ihrem Bild fehlen ihr struktuelle Voraussetzungen und es 
fehlt ihr wahrscheinlich sogar das Interesse, denn sie hätte davon mehr zu verlieren als zu 
gewinnen. Riskieren würde sie dabei vor allem (wie das Beispiel China zeigt) die Stabilität 
des von ihr geführten Blockes und damit letztlich auch innere Stabilität. Das bedeutet aber 
nicht, daß sie nicht über die Fähigkeit und die Bereitschaft verfügen würde, ihr eigenes Si- 
cherheitsinteresse international rücksichtslos durchzusetzen. Ihre Politik ist »imperiak, 
aber nicht imperialistisch. 

Fünftens. Der Beteiligung der UdSSR an der »westlichen Rüstungs'kultur’« liegen bedeu- 
tende historische und innergesellschaftliche Faktoren zugrunde. Der entscheidende Schritt 
wurde dabei während der Phase der Durchsetzung des Stalinismus, in der ersten Hälfte der 
30er Jahre, vollzogen. Damit wurde das Militärwesen dem sich verselbständigenden Herr- 
schaftsapparat eingepaßt und entsprechend der dominanten Ideologie technizistisch um- 
geformt. Seither hat sich eine militärische »pressure group« herausgebildet, die zwar poli- 
tisch nicht dominant ist, deren Interessen die politische Füherung jedoch berücksichtigen 
muß, will sie keinen das Herrschaftsgefüge destabilisierenden Konflikt riskieren. 
Sechtens. Die sowjetische Militärdoktrin ist eine Kombination von »flexible response« (Be- 
reitschaft zur Antwort auf allen Ebenen), »massiver Vergeltung« (Unausweichlichkeit der 
Eskalation zum allgemeinen Nuklearkrieg) und der spezifisch sowjetischen Konzeption der 
offensiven Kriegsführung. Diese Doktrin widerspiegelt #04 das gemeinsame Interesse des 
Militärs (als Addition der Interessen der Teilstreitkräfte), zugleich aber stellt sie den Ver- 
such dar, das Trauma des II. Weltkriegs unwiederholbar zu machen und Eskalationsbereit- 
schaft glaubhaft zu demonstrieren, um so den Gegner auch von kleineren Attacken abzu- 
halten. 

Siebtens. Eine entscheidende Komponente dieser Doktrin, die Drohung mit einem offen- 
siven Gegenschlag in Mitteleuropa, ist in den siebziger Jahren zunehmend unglaubwürdig 
geworden. Es Aarr sein, daß die »SS-20« dieses Manko kompensieren soll, und es karr 
sein, daß damit zugleich die Konzeption einer Abschreckung durch die In-Gang-Setzung 
eines Eskalationsmechanismus fallen gelassen wurde und sich die sowjetische Führung auf 
die Idee eines »begrenzten« Nuklearkrieges einzulassen beginnt. Es kann sein, aber es muß 
nicht sein (dagegen sprechen nicht nur eindeutige Aussagen der sowjetischen Führung, 
sondern vor allem auch, daß es für die UdSSR - anders als für die USA - keinen europäi- 
schen »Schauplatz«-Krieg, bei dem sie selbst verschont bliebe, geben kann). Doch würde 
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die Lage dadurch, daß von der anderen Seite zu Unrecht unterstellt würde, die UdSSR sei 
zum Übergang zur Strategie der »flexible response« bereit, eher (wenn hier überhaupt noch 
Steigerungsformen denkbar sind) noch gefährlicher. 


VIII. Konsequenzen für die Friedensbewegung 


Für die Arbeit in der Friedensbewegung ergeben sich aus diesen Überlegungen meines Er- 
achtens folgende Konsequenzen: 

Erstens ist es notwendig für unilaterale nukleare Abrüstung, wie sie inzwischen z.B. auch 
vom britischen TUC gefordert wird! einzutreten. Dies einerseits natürlich deshalb, weil 
der Slogan von der »gleichgewichtigen« Abrüstung in den letzten drei Jahrzehnten die Ver- 
schleierungsideologie abgegeben hat, hinter der die Aufrüstungspolitik betrieben wurde. 
Wer sich auf die Gummiformel vom »Gleichgewicht« einläßt, begibt sich in die Hände der 
»Experten« und diese »Experten« vertreten meist Interessen, die zu denen der Friedensbe- 
wegung konträr stehen. Andererseits ist diese Forderung aber auch deshalb richtig, weil 
sich beide Systeme primär im Rüstungswettlauf mit sich selbst befinden, wobei die USA 
immer fünf bis zehn Jahre vorne liegen. Darüber hinaus geht es der US-Führung darum, 
die Mittel in die Hand zu bekommen, um ihren Hertschaftsanspruch ungehemmt in aller 
Welt durchsetzen zu können. Die Realisierung dieses Ziels mag eine Utopie sein, der Weg 
dorthin aber kann tödlich für uns alle werden. 

Zweitens sollte darauf hingearbeitet werden, die eurozentristische Beschränkung der Stoß- 
richtung der Friedensbewegung zu überwinden. Es ist zwar nicht unwahrscheinlich, daß es 
in Europa zur Explosion komrnt, aber dann in einem Konflikt, dessen Wurzeln außerhalb 
Europas liegen: Im Gegensatz von »Erster« und »Dritter Welt«e. Solidarität mit Emanzipa- 
tionsbewegungen in der »Dritten Welt« muß integraler Bestandteil der westeuropäischen 
Friedensbewegung werden - aus ihrem ureigensten Interesse heraus. 

(Solche Solidarität kann nicht mehr, wie noch die Vietnam-Bewegung, die Identität von 
sozialen und politischen Zielen hier und dort naiv unterstellen. Das gemeinsame Interesse 
besteht in der Schaffung der Voraussetzungen zu einem eigenständigen Entwicklungs- 
weg.) 

Drittens. Die Forderung nach völliger nuklearer Abrüstung in Europa (und für die hiesige 
Friedensbewegung heißt dies zuerst und vor allem: für Westeuropa) bedarf keiner weiteren 
Rechtfertigung: Eine »Verteidigung« Westeuropas mit nuklearen Mitteln kann es nicht ge- 
ben, weil eine »Verteidigung«, bei der das Objekt, das verteidigt werden soll, vernichtet 
wird, ein Wahnsinn ist, dessen »Sinn« nur außerhalb Europas liegen kann. Diese Forde- 
rung ist wohl nur realisierbar unter der Voraussetzung, daß sich die NATO auflöst oder ge- 
spalten wird. Dabei muß sich die Friedensbewegung auf zwei Probleme einstellen: Zum ei- 
nen wird sie immer wieder auf das Problem stoßen, daß ein atomwaffenfreies Gesamteuropa, 
zu dem die Sowjetunion gehören würde, nicht vorstellbar ist, solange die USA nuklear be- 
waffnet sind - denn die Sowjetunion ist zugleich europäische und »Weltmachte. D.h. die 
Möglichkeit »atomarer Erpressung« ist nicht aus der Welt zu schaffen. Dieses Risiko muß 
eingegangen werden. Es sind Widerstandsformen zu entwickeln, die eine solche Erpres- 
sung wegen ihrer politischen Kosten als irreal erscheinen lassen. Zum anderen besteht die 
Gefahr, daß die Friedensbewegung zum Ferment einer ihr schr fern stehenden »Bewe- 
gung« wirde: eines europäischen »Nationalismus«, der im Falle seines Erfolges zum Träger 
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einer »europäischen Nuklearmacht« werden könnte. Wer das für unwahrscheinlich hält, 
betrachte die Politik von MITTERAND. Wenn dagegen etwas hilft, dann nur Klarheit 
über die eigenen Ziele. Von Seiten der Sowjetunion hat die Friedensbewegung - ganz im 
Gegensatz zu dem, was z.B. die Ideologen von CDU/CSU behaupten - aus eben diesem 
Grund keine Unterstützung bei ihren europäischen Unabhängigkeitsbemühungen zu er- 
warten. j 
Viertens. Auch wenn die These vom »sowjetischen Expansionismus« falsch ist, so ist doch 
deren »Offensivstrategie« eine Tatsache. Eine Bewegung, die hierzulande mehrheitsfähig 
werden will, muß sich diesem Problem stellen. D.h. sie muß sich auf die Entwicklung einer 
»alternativen Verteidigungskonzeption« einlassen. 

Fünftens. »1983« und »1984« liegen außerordentlich eng zusammen: Da es um die Verhin- 
derung der Realisierung von Herrschaftsinteressen geht, sind innergesellschaftlicher Kon- 
flikt und Kampf gegen den »exterministischen Wahn« zwei Seiten ein und derselben Me- 
daille. : 

Sechstens. Der Versuch, die »Nach«-Rüstung in einen breiteren Kontext zu stellen, bedeu- 
tet nicht, die Größe dieser konkreten Bedrohung zu leugnen. Da es sich hier tatsächlich 
um einen Schritt in Richtung des nuklearen Untergangs handelt (nicht nur wegen der Rea- 
lisierung von Herrschaftskalkülen, sondern auch weil die Gefahr einer »Auslöschung durch 
Versehen« damit immens wächst), müssen sich dagegen alle zusammentun, die das begrif- 
fen haben, unabhängig von ihrem politischen, religiösen oder sonstigen Hintergrund und 
unabhängig von den weiterreichenden Perspektiven, die sie meinen erkannt zu haben. Die 
Größe der Bedrohung bietet auch eine Chance: Da sie Millionen Menschen zum ersten 
Mal überhaupt bewußt macht, daß Europa vollgestopft mit Atomsprengköpfen ist, könn- 
te sich die Bewegung gegen die »Nachrüstung« zu einer Bewegung gegen Atomwaffen in 
Europa überhaupt entfalten. Vor drei Jahren noch wäre eine solche Forderung als politisch 
irreal erschienen. Heute besteht zumindest eine politische Chance zur Verwirklichung die- 
ses Ziels. 

Zum Schluß soll noch einmal E.P. THOMPSON zu Wort kommen: »Diese Bemerkungen 
sind noch grob geschnitzt, die Leser werden sie berichtigen wollen. Ich fordere sie auf, zu- 
gleich zu handeln.« 


Anmerkungen 


1 E.P. THOMPSON, »Ich selbst bin davon überzeugt, daß wir das in diesen zwei oder drei Jahren 
schaffen müssen«, in: »Für ein atomwaffenfreier Europa«, hrsg. von der Russel-Friedens-Kam- 
pagne, Berlin (1981), S. 7. 

2 E.P. THOMPSON, »‘Exterminismus’ als letztes Stadium der Zivilisation«, in: »Befreiung« 
1981/ 19-20, $S. 12-43; R. BAHRO, »Überlegungen zu einem Neuansatz der Friedensbewegung 
in Deutschland im Anschluß an Edward P. Thompsons Aufsatz über '"Exterminismus’ als letztes 
Stadium der Zivilisation’«, in: »Befteiung« 1981/21, S. 9-37. 
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Ich folge dabei der Darstellung von H. SCHMIDT, »Verteidigung oder Vergeltung. Ein deut- 
scher Beitrag zum strategischen Problem der NATO, 3. Aufl. (unverändert), Stuttgart 1965 (zu- 
erst 1961), und ders., »Strategie des Gleichgewichts. Deutsche Friedenspolitik und die Welt- 
mächte«, Stuttgart 1969. Eine zusammenfassende, neuere Darstellung verschiedener »Ab- 
schreckungstheorien« in den USA findet sich bei K.-D. SCHWARZ/W.R. VAN CLEAVE, »Die 
Theorie der Abschreckunge«, in: K.-D. SCHWARZ (Hg.), »Sicherheitspolitik«, Bad Honnef-Er- 
pel 1978, 3. Aufl., S. 131-149. 

»Die politische Konzeption der Nato ist natürlicherweise defensiv und reaktiv.« (1965, 5. 128) 
Da es sich um eine »Natureigenschaft« handelt, kann sich SCHMIDT jegliche argumentative, 
geschweige denn analytische Begründung seiner Prämisse sparen. 

G.F. KENNAN, der bis 1946 US-Botschafter in Moskau war, hat die 1949 erfolgte Bildung der 
NATO als »eine militärische Verteidigung gegen einen Angriff, den niemand plantes, bezeich- 
net (zit.n. D. HOROWITZ, Hg., »Strategien der Konterrevolution. Containment and Revolu- 
tion«, Darmstadt 1969, S. 14). 

Zur sowjetischen Sichtweise dieses Problems s.u. Abschnitt VI. 

Vgl. SCHMIDT 1965, S. 132 ff.; SCHWARZ/VAN CLEAVE 1978, S. 134. 

Vgl. SCHMIDT 1969, S. 28 ff. 

Vgl. ebda. S. 189 ff., 211 ££.; NATO Information Service, »NATO Facts and Figures«, Brussels 
1978, 2. Aufl., S. 108. 

Am 22.2.1954 wurde von der US-Regierung bekanntgegeben, daß sich 12 amerikanische Atom- 
geschütze mit taktischen Atomwaffen in Deutschland westlich des Rheins befänden. »Doku- 
mentation zur Abrüstung und Sicherheit von 1943 bis 1959«, zusammengestellt von H. SIE- 
GLER, Bad Godesberg 1960, 5. XV. 

Vgl. SCHWARZ/VAN CLEAVE 1978, S. 133; SCHMIDT 1965, S. 123 f. 

Vgl. H.A. KISSINGER, »Was wird aus der westlichen Allianz«, Düsseldorf 1956, S. 192 ff.; 
SCHMIDT 1969, 5. 34 ff. 

Vgl. E. LUTZ, »Lexikon zur Sicherheitspolitik«, München 1980, S. 90; NATO Information Ser- 
vice 1978, S. 106 f£. , 
Vgl. SCHMIDT 1965 und 1969; SCHWARZ/VAN CLEAVE 1978. 

Vgl. etwa SCHMIDT 1965, S. XX, 20, 25, 32, 60, 61, 64, 65 f., 67, 135, 145, 158, 162, 196, 
228; SCHMIDT 1969, S. 27 f., 48, 50, 98, 109., 116, 119, 187. 

SCHMIDT 1969, S. 194. 

»Eisenhower erklärt am 12.1.1955, daß die USA bei lokalisierten Konflikten normalerweise (!) 
keine nuklearen Waffen anwenden würden.« »Dokumentation zur Abrüstung und Sicherheit 
...%, 4.2.0., S. XVII. 

Vgl. STOCKHOLM INTERNATIONAL PEACE RESEARCH INSTITUTE (SIPRI), Hısg., »Rü- 
stung und Abrüstung im Atomzeitalter«, Reinbek 1977, S. 33-36. 

Vgl. »Der Weltraum wird zum Schlachtfeld«, in: »Der Spiegel«, 30.3.1981, S. 156-177. 

Vgl. G. KRELL, »Das militärische Kräfteverhältnis bei den nuklearstrategischen Waffen, in: G. 
KRELL/D.S. LUTZ, »Nuklearrüstung im Ost-West-Kontlikt. Potentiale, Doktrinen, Rüstungs- 
steuerung«, Militär Rüstung Sicherheit, Bd. 5, Baden-Baden 1980, S. 137-139. 

Vgl. KRELL, a.a.O., S. 117 f. und unten. 

Vgl. den Bericht von R.W. LEOHNARDT über eine Tagung von Atomkriegs-Strategen: »Euro- 
pa wurde veıgessen«, in: »Die Zeit«, 28.8.1981, S. 5. 

Daß solche Überlegungen keine reine Gedankenspielerei sind, ergibt sich etwa aus SCHMIDT 
1965, 5. 47; H. KAHN in »Der Spiegel«, 13.4.1981, S. 14 £.; D.S. LUTZ, »Sowjetische Nuklear- 
rüstung und SALT«, in: ders. (Hg.), »Die Rüstung der Sowjetunion. Rüstungsdynamik und bü- 
rokratische Strukturen«, Baden-Baden 1979, S. 140 f., 152 ff. SCHWARZ/VAN CLEAVE 
(1978, S. 133) kommen in Anschluß an G. SNYDER zu der Einsicht, daß »die ganze Risikokal- 
kulation des einen auf Vermutungen über die Risikokalkulation des anderen, also auf Vermu- 
tungen über Vermutungen hinaus(läuft).« 
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Zur militär-strategischen Bedeutung der Mittelstreckenraketen vgl. A.-A. GUHA, »Der Tod in 
der Grauzone. Ist Europa noch zu verteidigen?«, Frankfurt/M. 1980; W. BITTORF, »'Schieß- 
platz der Supermächte’. Die sowjetische Bedrohung Westeuropas und die Nachrüstung«, in: 
»Der Spiegek, 1981, Nr. 28/29/30, S. 122-138/105-121/118-125; A.-A. GUHA, »'Der Dritte 
Weltkrieg findet in Europa statt’. Ist ein begrenzter atomarer Konflikt auf dem alten Kontinent 
denkbar? Eine Tagung in Groningen«, in: »Frankfurter Rundschau«, 29.4.1981; D.S. LUTZ, 
»Kriegsgefahr und Kriegsführung in den 80er Jahren«, in: »aus politik und zeitgeschehen«, 
17.1.1981, S. 23-38. 

Vgl. zu den technischen Details SIPRI, »Rüstungsjahrbuch '80/81«, Reinbek 1980 (rororo ak- 
tuell 4735), S. 103-107; G.KRELL/D.S.LUTZ 1980, S. 55 £. 

Die Treffgenauigkeit (CEP) der Pershing II soll bei 45 m, die der Cruise Missiles zwischen 30 und 
100 m liegen. Zum Vergleich: Die höchste Treffgenauigkeit bei eurostrategischen Waffen erziel- 
te bisher die Pershing IA mit einem Streukteisradius von 450 m; die SS-20 soll einen Streukreis- 
radius von 400 m haben. (Der »circular error probable« gibt den Radius eines Kreises an, in dem 
eine Rakete mit 50% Wahtscheinlichkeir einschlagen wird.) SIPRI, »Rüstungsjahrbuch '80/81«, 
S. 104, 104 £. (Nach KRELL/LUTZ 1980, $. 55 f., liegt der CEP von Pershing II bei 30 m, der 
Cruise Missiles »unter 30 m«.) Die Möglichkeiten, die in dieser Treffgenauigkeit liegen, werden 
bei der Pershing II noch durch die eventuelle Bestückung mit einem »Earth-Penetration-Ge- 
fechtskopf« gesteigert, die auch die Vernichtung unterirdischer Bunker etc. erlaubt (SIPRI, 
a.a.0.S. 105). 

Da die Zerstörungskraft eines Explosivkörpers im Quadrat der Entfernung vom Zielpunkt ab- 
nimmt, ist die Treffgenauigkeit das entscheidende Problem in der Entwicklung von zur Kriegs- 
führung geeigneten Nuklearwaffen geworden. 

Bei den Marschflugkörpern ist dies ein Resultat ihres extrem geringen Radarquerschnitts von 
0.05 m?, ihrer Fähigkeit, sich in Flughöhen von unter 50 m vorwärtszubewegen, und der Mög- 
lichkeit, einen Zickzack-Kurs zu fliegen, Hacken zu schlagen etc. (SIPRI, a.a.O. $. 103 £.). 
Die Flugzeit der Pershing II von ihrem geplanten Startplatz in der BRD bis zu ihren Zielen in 
der UdSSR soll nur etwa 7 Minuten betragen. D.h. eine Vorwarnzeit existiert faktisch fast nicht 
mehr. (Ebda. S. 105). 

Nach SIPRI (S. 101) sollen die Marschflugkörper mit Gefechtsköpfen ausgestattet werden, die 
eine Sprengkraft von 200 kt haben, die Pershing II mit solchen von 10 bis 20 kt. - Eine bestür- 
zende Schilderung der nuklearen Zielplanung von einem, der dabei gewesen ist, findet sich im 
übrigen in E.P. THOMPSON/D.SMITH (Hg.), »Protest and Survive«, Penguin 1980: 
H.T.NASH, »The Bureaucratization of Homicide« (S. 62 - 74). 

Vgl. GUHA 1980, $. 50; SIPRI, »Rüstung und Abrüstung im Atomzeitalter« a.a.O. S. 24; 
G.KRELL, »Das militärische Kräfteverhältnis bei den nuklearstrategischen Waffen«, in: 
G.KRELL/D.S.LUTZ, »Nuklearrüstung im Ost-West-Konflikt«, Baden-Baden 1979, S. 161; 
vgl! neuerdings den Artikel »Victory is possible«, an dem einer der Militärberater REAGANs mit- 
geschrieben hat: C.S.GREY/K.PAYNE, »Sieg ist möglich«, deutsche Übersetzung in: 
K.D.BREDTHAUER/K.MANNHARDT (Hg.), »Es geht um das Überleben«, Köln 1981, $. 
181 - 195 (zuerst in »foreign policy«, Sommer 1980, Nr. 39). 

Vgl. »The Economist«, 16.8.1980. (Diese Einschätzung vertreten auch J.BAYLIS/G.SEGAL, 
»Soviet Strategy«, London 1981, $. 16, 36, 41). 

»Spiegel«, 13.4.1981, S. 158 - 182, hier: S. 172. 

Vgl. SIPRI, »Rüstungsjahrbuch '80/81«, S. 34. 


H.SCHMIDT, »Verteidigung oder Vergeltunge, 3. Aufl., Stuttgart 1965, S. 40. Kurz nach Ver- 


öffentlichung dieses Buches machten USA und UdSSR in der Kuba-Krise die Probe aufs Exem- 
pel: Die USA waren bereit, bis an den Rand eines Dritten Weltkrieges zu gehen, um eine solche 
Stationierung zu verhindern. 

Ebda. S. 108 £. 

Ebda. S. 48. 
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Ebda. 5. 51. 

»Selbst wenn die Verwendung taktischer Nuklear-Waffen nicht bis zum Endpunkt der Spirale, 
nämlich bis zum totalen, strategisch-nuklearen Krieg führen sollte, so würde sie zu weitestge- 
hender Zerstörung Europas und zu weitestgehender Vernichtung der in Europa lebenden Völker 
führen.« Ebda. 5.'121. - Man vergleiche diese Einschätzung mit der Äußerung seines heutigen 
Regierungssprechers L.RUEHL, der der bundesdeutschen Bevölkerung die »Nach«-Rüstung mit 
dem Argument schmackhaft machen will, die Bundesrepublik werde selbst beim Einsatz »ver- 
einzelter taktischer Kernwaffen nicht vollkommen oder ganz überwiegend sofort zerstört, und es 
würde sich immer noch lohnen, den Versuch zu machen, so viel wie nur möglich zu erhalten.« 
(»Frankfurter Rundschau« 15.9.1981). 

Dies aus drei Gründen: Erstens weil die oben angemeldeten Bedenken mit der SS-20 nicht aus 
der Welt geschaffen sind. Zweitens weil die Bedrohung durch sowjetische Mittelstreckenraketen 
keineswegs neu ist. In dem gleichen Buch, in dem SCHMIDT sich gegen Mittelstreckenraketen 
‘der NATO auf europäischem Boden ausspricht, geht er von folgender Annahme aus: »Bereits 
1958 wurde der Gesamtvorrat der Sowjetunion an Mittelstrekenraketen auf höher als 20000 
Stück geschätzt (zum Vergleich: Heute nimmt man an, daß die UdSSR 1979/80 über 538 Mit- 
telstreckenraketen verfügt - WS), die Reichweiten gehen bis zu 3000 km.« (Ebda. S. 35; die An- 
gabe für 1979/80: KRELL/LUTZ S. 67). Drittens stand auch damals die NATO dem keinesfalls 
hilflos gegenüber. 1969 schrieb SCHMIDT: »Entscheidend ist das insgesamt ausgewogene Zah- 
lenverhältnis. Dem sowjetischen massiven Monopol in MRBM (Medium-Range Ballistic Missiles) 
(vornehmlich auf europäische Ziele gerichtet, aber wohl z.T. auch auf China und Japan) steht 
eine hohe amerikanische SLBM-(Sea-Launched Ballistic Missiles) Überlegenheit gegenüber; die 
ausschließlich gegeneinander gerichteten ICBM (Intercontinental Ballistic Missiles) halten sich 
die Waage.« H.SCHMIDT 1969, S. 55. 

Die unter Punkt 2 genannte Schätzung verdient noch eine gesonderte Bemerkung, weil sie er- 
hellt, auf welchem Boden der damalige Wehrexperte der SPD argumentierte und einigen Anlaß 
gibt, auch heutigen Angaben dieses Herren mit Mißtrauen zu begegnen. SCHMIDT nennt für 
seine Zahlen keine Quellen, wahrscheinlich stammen sie - wie in diesen Fällen üblich - vom US- 
amerikanischen Geheimdienst. Tatsächlich verfügte die UdSSR 1958 über keine einzige Rakete 
mit einer Reichweite von 3000 km (die erste Rakete mit einer vergleichbaren Reichweite, die SS- 
5, wurde zwischen 1961 und 1964 disloziert). Die ersten nuklearbestückten sowjetischen Mit- 
telstreckenraketen, die in größerer Anzahl disloziert wurden, waren die SS-4 (1959) und SS-5; 
von ihnen wurden zasgesarat bis 1964 500 bzw. 90 Stück aufgestellt (vgl. SIPRI, »Rüstungsjahr- 
buch '80/81«, S. 101 £.; D.-HOLLOWAY, »Military Technology«, in: R.AMMAN/J.M.COO- 
PER/R.W.DAVIES (Hg.), »The Technological Level of Soviet Industry«, Cambridge/ Mass. 
1977, 5. 458, 462). 

Dazu, daß auch vom historischen Ablauf her die Stationierung der SS-20 nicht der Grund für 
die sog. »Nachrüstung« gewesen sein kann, vgl. M.LEITENBERG, »Die taktischen Nuklearwaf- 
fen großer Reichweite der NATO und der WVO, in: Studiengruppe Militärpolitik, »Aufrüsten, 
um abzurüsten?«, Reinbek 1980, S. 28 - 53. 

Hier wie im folgenden wird davon ausgegangen, daß es eine »militärische Überlegenheit« des 
Warschauer Pakts gegenüber der NATO gegenwärtig nicht gibt. Da ich in diesem Artikel keinen 
Vergleich des Militärpotentials beider Seiten vornehmen werde, seien an dieser Stelle wenigstens 
einige Titel genannt, die die Legende von der sowjetischen Überlegenheit widerlegen: 

1. Nuklearwaffen (NW.) ! 

a) strategische NW: G.KRELL, »Das militärische Kräfteverhältnis bei den nuklearstrategischen 
Waffen«, in: G.KRELL/D.S.LUTZ, »Nuklearrüstung im Ost-West-Konflikt. Potentiale, Doktri- 
nen, Rüstungssteuerung«, Militär Rüstung Sicherheit Bd. 5, Baden-Baden 1980, S. 91 - 175; 
D.S.LUTZ, »Sowjetische Nuklearrüstung und SALTs, in: ders. (Hg.) 1979, S. 123 - 160; 

b) eurostrategische Waffen: D.S.LUTZ, »Das militärische Kräfteverhältnis im Bereich der 
‘Nuklearkräfte in und für Europa’«, in: KRELL/LUTZ, S. 11 - 89. 
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c) »taktische« NW: wie b. 

2. Luftwaffe: D.S.LUTZ, »Die Rüstungsanstrengungen der Sewjenmiani im konventionellen Be- 
eich. Eine Datenvergleichs- und Bedrohungsanalyse«, in: LUTZ (Hg.) 1979, S. 87 - 97. 

3. Konventionelle Kräfte in Europa: Ebda., S. 47 - 112. 

4. Marine: Ebda. S. 98 - 119; D.S.LUTZ/A.POTT, »Die sowjetische Rüstung zur See: Offensiv 
oder defensiv?«, in: »Friedensanalysen«, 1980/11; J.S.WITT, »Neue Systeme zur U-Boot-Be- 
kämfung«, in: »Spektrum der Wissenschaft«, 1981/4. 

Angaben zu Veröffentlichungen, in denen gegenteilige Auffassungen vertreten werden, finden 
sich in der genannten Literatur. - 

Auf die methodische Problematik von Rüstungsvergleichen bin ich an anderer Stelle näher ein- 
gegangen: »'Mann gegen Mann’. Über den Unsinn in militärischen Kräftevergleichens, in: »ae- 
sthetik & kommunikation«, 1981/46. 

THOMPSON, »Exterminismus...« S. 33 f. 

Ebda. S. 35. 

M.KALDOR, »Rüstungsbarock. Das Arsenal der Zerstörung und das Ende der militärischen 
Techno-Logik«, Berlin 1981, S. 53. 

Vgl. zur Autismus-These, die von Dieter SENGHAAS entwickelt wurde: Egbert JAHN, »Die 
Rolle des Rüstungskomplexes in der Sowjetgesellschaft«, in: D.S.LUTZ (Hg.) 1979, S. 169 £.; 
D.SENGHAAS, »Abschreckung und Frieden. Studien zur Kritik organisierter Friedlosigkeit«, 
Frankfurt a.M. 1972, S. 170 ff. 

Vgl. R.J.BARNET, »Der amerikanische Rüstungswahn oder Die Ökonomie des Todes«, Reinbek 
1971, S. 49 ff., 80 ff. 

Vgl. HOROWTITZ (Hg.) 1969. 

THOMPSON, »Exterminismus«, S. 33. 

Vgl. ebda. S. 34. 

THOMPSON fordert, den »Kalten Krieg« »als irrationales Ergebnis arfemndelsiellender For- 
mationen und Absichten zu verstehen«, »die Zeitgeschichte als das irrationale Ergebnis kollidie- 
tender Bestrebungen (zu) begreifen und uns für die Zukunft auf eine zunehmende Icrationalität 
ein(zu)richten.« Ebda. $. 13, 14. 

Vgl. dazu GUHA 1980; vgl. auch D.SENGHAAS, 1972, S. 176 ff. - Im konkreten Fall war ein 
in seinen Auswirkungen fataler »Lernprozeß« die Geiselnahme in der US-Botschaft in Teheran. 
Sie bedeutete eine enorme innenpolitische Erleichterung für den Übergang zu einer neuen In- 
terventionspolitik. 

R.BAHRO/M.VESTER, »Dieses Konzept bricht sieben Tabus und eröffnet eine Perspektive«, 
in: Russell-Friedens-Kampagne (Hg.), »Für ein atomwaffenfreies Europa«, Berlin (1981), S. 33. 
A.a.O. S. 160 

Ebda. S. 171 

»SPIEGEL: Wo liegen nun die Gründe für die expansionistische Phase der Sowjets? 
BRZEZINSKI: Es ist eine Kombination von Ideologie, nationalem Antrieb, geheimnisvollen hi- 
storischen Zyklen, aus denen große Völker leben... 

SPIEGEL: Meinen Sie, die Kremlführer haben ein konkretes Programm für die Eroberung der 
Welt, für die Weltrevolution? 

BRZEZINSKI: Nein. Zum einen sind sie schon zu alt. ... Ich sage, sie haben kein aktuelles, kon- 
kretes Programm zur Erreichung der Weltherrschaft. Aber ich bin sicher, daß sie die Welt gern 
beherrschen möchten.« 

Ebda. S. 168. 

»Anhörung des designierten US-Außenministers Alexander M.Haig vor dem Außenpolitischen 
Ausschuß des US-Senats vom 9. bis 14. Januar 1981 (Auszüge)«, in: »Blätter für deutsche und 
internationale Politik« 1981, $. 365. 

»Die Frage, welche Regierungen den USA freundschaftlich gewogen sind, hat Ronald Reagan in 
seinen früheren politischen Radiokommentaren beantwortet. Dazu zählen z.B. das frühere 
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Schah-Regime im Iran und das von Somoza in Nicaragua, die Regierungen von Pinochet in Chi- 
le, von Videla in Argentinien und Marcos auf den Philippinen.« H.GERLACH, »Präsident Ro- 
nald Reagan. Konturen seines außenpolitischen Profils«, in: »aus politik und zeitgeschehen«, 
7.2.1981, S. 10. 

»Anhörung...« S. 365. 

Ebda. S. 369. . 

»Erste Pressekonferenz von US-Außenminister Haig am 28. Januar 1981 in Washington (Auszü- 
ge)«, in: »Blätter für deutsche und internationale Politik« 1981, S. 370. 

Ebda. S. 364. 

Im »Wahlprogramm« der Republikaner heißt es zu diesem Punkt: »Der zielbewußte Versuch, 
amerikanische Werte und Demokratieverständnis aufzuzwingen, hat verschiedene befreundete 
Staaten untergraben und in den vergangenen vier Jahren das Vordringen sowjetischer Interessen 
in Asien, im Mittleren Osten, Afrika und in der westlichen Hemisphäre ermöglicht.« »Blätter für 
deutsche und internationale Politik« 1980, S. 1048. 

Vgl. GERLACH, S. 10 £. 

Vgl. ebda. S. 13. 

Vgl. dazu ausführlicher, mit der gleichen argumentativen Stoßrichtung: U.ALBRECHT, »Zur 
entspannungspolitischen Lages, in: Studiengruppe Militärpolitik, a.a.O. S. 12 f., H.MÜLLER, 
»Krieg ums Erdöl?«, in: ebda. S. 15 - 22; BITTORF, a.a.O., Nr. 30, S. 123 - 125, 

A.a.O. S. 1040 

A.a.O. S. 367. Im Januar 1980 hatte CARTER in seiner »Botschaft über die Lage der Natiom er- 
klärt: »Unser Standpunkt muß absolut klar sein: Ein Versuch durch eine Macht von außen, die 
Kontrolle über die Region des Persischen Gol£fes zu erlangen, wird als ein Angriff auf die lebens- 
wichtigen Interessen der Vereinigten Staaten betrachtet werden. Und solch ein Angriff wird 
durch den Einsatz aller notwendigen Mittel, einschließlich militärischer Macht, zurückgewiesen 
werden... All diese Anstrengungen bekräftigen unsere Verpflichtung, die lebenswichtigen In- 
teressen unserer Nation und die unserer Verbündeten zu verteidigen und zu bewahren - nicht 
nur in Europa und im Pazifik, sondern auch in dem Teil der Welt, der für uns eine so große stra- 
tegische Bedeutung hat und der sich vom Nahen Osten bis nach Südwestasien erstreckt.« »Ame- 
rika-Dienst«, Bonn 24.1.1980, S. 8, 10. 

A.2.0. 

So eine Formulierung des Unterstaatssekretärs für Europäische Angelegenheiten im US-Außen- 
ministerium, L.S.EAGLEBURGER, in einer Rede vor einem Ausschuß des Kongresses, in: 
»Frankfurter Rundschau, 4.7.1981, S. 14. 

Das Wahlprogramm der gegenwärtigen Regierung enthält eine fast vollständige Liste von Vor- 
schlägen zur Verwischung der Grenze zwischen »politischen« und »Kriegsführungswaffen« und 
damit zur Destabilisierung des »strategischen Gleichgewichts«: Gefordert wird u.a. der Aufbau 
eines »wirkungsvollen anctiballistischen Raketensystems (ABM-System)« (das eben immer auch 
zur Abwehr eines »second srrike« geeignet wäre), und die Dislokation von Neutronenbomben 
und Marschflugkörpern in Europa (womit die Grenze zwischen konventionellen und »politi- 
schen Waffen« verwischt würde). »Blätter für deutsche und internationale Politik«, 1980, S. 
1046. 

BITTORF kommt in seiner höchst instruktiven Analyse zu der Schlußfolgerung: »... darum geht 
es den Washingtoner Planern in allererster Linie: Vorkehrungen zu treffen und Bedrohungen 
aufzubauen, mit denen man die Sowjetunion zum Stillhalten zwingen kann, selbst wenn im 
Nahen und Mittleren Osten der ‘worst case’ eintritt, der schlimmste vorstellbare Fall. Und der 
läge vor, wenn die Vereinigten Staaten und ihre ölabhängigen Verbündeten sich durch weitere 
antiwestliche Umstürze, Unruhen und Pressionen veranlaßt sehen sollten, rund um den Persi- 
schen Golf ein Super-Vietnam zu veranstalten. (...) Die neuen Mittelstrecken-Waffen Pershing 
2 und Cruise Missiles... sind als flankierendes Drohpotential gegenüber Moskau wie 
geschaffen.« W.BITTORE, »'Schießplatz der Supermächte’. Die sowjetische Bedrohung West- 
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europas und die Nachrüstung«, »Der Spiegek, 1981, Nr. 30, S. 125. 

Die Einrichtung einer ca. 100000 Mann starken Interventionsttuppe für Konflikte in der Dritten 
Welt wurde (nach ersten Ankündigungen 1977) im Sommer 1979 angegangen (vgl. E.LUTZ, 
»Lexikon zur Sicherheitspolitik«, München 1980, S. 217 £.; »Amerika-Diensts, Bonn 15.1.1980, 
S. 10 £.; MÜLLER, in: Studiengnuppe Militärpolitik, »Aufrüsten, um abzurüsten?«, a.a.O.). 
Hinsichtlich des NATO-Beschlusses vom Dezember 1979 stellte Helmut SCHMIDT in einem 
Interview fest, »man (habe) vor dem Doppelbeschluß monatelang miteinander viele Einzelhei- 
ten erörtert...« (»Frankfurter Rundschau« 30.6.1981, S. 9). 

»Wahlprogramm...«, a.a.O., S. 1047. 

THOMPSON, »Exterminismus«, $. 22. & 

A.a.O. S. 33. An anderer Stelle (1981, S. 10) hat BAHRO einen dem »europäischen Industrie- 
kapitalismus« eigenen »Selbstvernichtungsdrang« entdeckt. Begründer wird dies mit einer Tau- 
tologie: a) Geschichte ist »ein immanent gesetzmäßiger Prozeß«, b) deshalb kann die »Tendenz 
zur Selbstauslöschung« »nicht zufällig« sein (ebda. S. 9). 

Wenn selbst SCHMIDT als führender sozialdemokratischer Politiker 1961 eine »abschreckende 
Verteidigungsbereitschaft des Westens« als »conditio sine qua non für jegliche Politik« bezeich- 
net, »die den in der Knechtschaft lebenden Teil des Volkes erlösen und mit uns in gesicherter 
Freiheit vereinigen soll« (1965, $. 193), so zeigt dies, wie fest solche Gedankengänge in der poli- 
tischen Führungsschicht der BRD verankert waren. 

»Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregienung«, 25.2.1981, S. 163 - 169. 
Bevölkerung der industrialisierten kapitalistischen Länder 1975, nach »Global 2000. Der Bericht 
an den Präsidenten«, Frankfurt a.M. 1980, S. 40. 

OECD-Länder, unter Voraussetzung eines mittleren Wachstums des Bruttosozialprodukts: eb- 
da. 5. 398. 

1976 hatten die USA bzw. die EWG einen Importanteil an dem Verbrauch von Eisenerz von 85 
bzw. 99%, bei Kupfer von 99 bzw. 93%, bei Zinn von jeweils 90%, bei Aluminium (Bauxit) 
von 50 bzw. 100%. Ebda. $. 459. 

Vgl. ebda. $. 464. 

Es wäre sicherlich zu kurz gegriffen, wenn man annehmen würde, es handle sich hier nur um ei- 
nen Kampf um solche materiellen Güter, die in sehr begrenztem Maße auf der Weltkugel vor- 
handen sind. Abgesehen von dem Konflikt um das Erdöl der Golfregion geht es mindestens 
ebensosehr um die Aufrechterhaltung von Strukturen, die den international agierenden Unter- 
nehmen profitable Geschäftsbedingungen garantieren. Darauf kann in diesem Aufsatz leider 
nicht näher eingegangen werden. Auch auf dieser Ebene ließen sich wohl Differenzen zwischen 
den Staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den USA aufzeigen. 

A.a.0. S. 166. 

Ebda. S. 167. 

Vgl. A.RIKLIN, »Audiatur et altera pars«, in »aus politik und zeitgeschichtes, 17.1.1981, S. 6. 
A.a.O. S. 164. 

Bezeichnend scheint in dieser Hinsicht ein Artikel in der bundesdeutschen »Wehrwissenschaftli- 
chen Rundschau« (30/1981/4) über »Rapid Depioyment Force - Eingreiftruppe der Vereinigten 
Staaten« von H.SCHAUER. Ohne die geringste kritische Distanz werden als »mögliche Einsatz- 
räume« neben dem Mittleren Osten auch »Südosteuropa, Mittelmeerraum, Afrika (und) Teile 
von Südostasien/ Australien« genannt. Als Gegner werden »starke, modern ausgerüstete einhei- 
mische (!) Truppenverbände« ins Visier genommen. (Ebda. S. 121). 

So verstehe ich THOMPSONs Aussage, »der Exterminismus ist nicht eine ‘Klassenfrage’: er ist 
ein menschliches Problem.« (»Exterminismus« $. 41). Ähnlich argumentiert BAHRO, det die 
»offiziellen politischen Kräfte Westeuropas« wesentlich nur noch durch »die formelle Disziplin« 
in eine exterministische Konfiguration eingebunden sicht, die ihren eigenen Interessen wider- 
spreche (vgl. BAHRO 1981, S. 19). 

Ebda. 5. 41. 
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Bereits 1975 erzeugte Westeuropa ein Bruttosozialprodukt im Werte von 1,598 Billionen Dol- 
lar, verglichen mit einem BSP der USA von 1,509 Billionen Dollar und der UdSSR von 0,666 
Billionen (»Global 20008, a.a.O., S. 48). 

Das scheint mir auch der Hauptgrund für die - soweit sie echt war - Aufregung der Militärstrate- 
gen über die sowjetische Intervention in Afghanistan: Für einen weiteren Vorstoß der UdSSR in 
Richtung Iran ist das dortige Grenzgebiet geographisch kaum geeignet - als Hinterland für ei- 
nen Guetillakrieg gegen eine US-Interventionstruppe aber ist es fast ideal. (Den Unterschied 
zwischen beiden Formen der Kriegsführung in Abhängigkeit von den geographischen und sozia- 
len Bedingungen erleben zur Zeit noch die sowjetischen Soldaten.) 

Vgl. MÜLLER, 1980. 5. 19 £. 

»Exterminismus« S. 35. 

Ich stütze mich dabei insbesondere auf einen Artikel von Egbert JAHN, der der Kritik eines Ar- 
tikels von Vernon V.ASPATURIAN gewidmet ist, in dem die Dominanz eines MIK in der So- 
wjetunion belegt werden soll. E.JAHN, »Die Rolle des Rüstungskomplexes in der Sowjetgesell- 
schaft«, V.V.ASPATURIAN, »Gibt es einen militärisch-industriellen Komplex in der Sowjet- 
union?«, beide in: D.5.LUTZ (Hg.) 1979. 

Nach von der CIA veröffentlichten Berechnungen betrug 1976/77 der Anteil der sowjetischen 
Verteidigungsausgaben 11-12% vom Bruttosozialprodukt, 3-4% des Arbeitskräftepotentials 
sollen im Dienste des Verteidigungsministeriums stehen (weiterhin sind weitere knapp 3% Ar- 
mecangehörige; in beiden Fällen handelt es sich allerdings vielfach um überdurchschnittlich 
qualifizierte Arbeitskräfte); sehr viel höher liege der Anteil der Rüstung an der Endproduktion 
einzelner Industriezweige, so in »Maschinenbau und Metallverarbeitungs (ungefähr ein Drittel), 
Flugzeug- und Schiffbau (zwei Drittel), Elektronikindustrie und metallurgische Industrie (letz- 
tere ein Fünftel); Angaben nach F. WALTER, »Rüstung und Wirtschaftswachstum in der 
UdSSR«, in: »Sowjetunion 1978/79. Ereignisse, Probleme, Perspektivens, München/Wien 
1979, S. 168 - 170. 

Zur institutionellen Struktur des »Waffensysterms« vgl. die Darstellung bei ASPATURIAN S. 
238 - 258; D.-HOLLOWAY, »Technologie und politische Entscheidungsgewalt in der sowjeti- 
schen Rüstungspolitike, in: D.S.LUTZ (Hg.) 1979, S. 193 - 199; KALDOR 1981, 5. 88 -94. 
»Exterminismuss, $. 31 f. 

Ebda. 5. 30. 

Vgl. R.KOLKOWICZ, »Die Militär«, in: H.G.SKILLING/F.GRIFFITHS (Hg.), »Pressure 
Groups in der Sowjetunion«, Wien 1974, S. 129 - 164. 

Vgl. ebda. S. 143 f.; K.-D.SCHWARZ, »Sowjetische Militärstrategie«, in: ders. (Hg.), »Sicher- 
heitspolitik«, Bad Honnef-Erpel 1978, 3. Aufl., S. 380 £. 

Eine so offen sichtbare Spaltung des Militärs in dieser Frage hat es seither freilich nicht mehr ge- 
geben. Wahrscheinlich deshalb, weil die seitherige politische Führung am Militärhaushalt nicht 
mehr gerüttelt hat. 

»Exterminismus« $. 30 f£. 

Vgl. KALDOR 1981, S. 94 - 98; D.HOLLOWAY 1979, S. 203 f., 210 £., 215; ASPATURIAN 
1979, S. 255 £.;, V.ZASLAVSKY, »The Regime and the Working Class in the U.S.S.R.<, in: »Te- 
los«, winter 1979-80, Nr. 42, S. 15 - 17. 

A.a.0. S. 162. 

Von dieser Regel gab es zwei Ausnahmen: Marschall SHUKOV, der 1957 für 4 Monate dessen 
Mitglied war und dann wegen »bonapartistischer Neigungen« gestürzt wurde, und Marshall 
GRETSCHKO, der 1973 bis zu seinem Tod 1976 Vollmitglied des Politbüros war (vgl. A.VON 
BORCKE, »Das April-Plenum 1973«, in: »Osteuropa«, 23/1973/12, S. 924 f.). 
KOLKOWICZ 1974, S. 163; »Länderberichte Osteuropa. Sowjetunion«, München/Wien 1979, 
2. Aufl., S. 65. 

Vgl. auch »Länderberichte...«, S. 62; HOLLOWAY 1979, S. 226. 

»Exterminismus« S. 32. 
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E.JAHN/J.TIEDIKE, »Politische Strömungen in der sowjetischen Entspannungspolitiks, in: 
»Friedensanalysen«, Nt. 9, Frankfurt a.M. 1979, S. 50 - 80, hier: $. 62, 64. Ähnliche Differen- 
zen hat KOLKOWICZ (1974, S. 140) für frühere Perioden ausgemacht. 

Vgl. R.L.GARIHOFF, »The Soviet Military and SALT«, in: J.BAYLIS/G.SEGAL (Hg.), »Soviet 
Strategy«, London 1981, S. 154 - 182. 

Vgl. M.LEITENBERG, »Warum sind die SALT-II-Grenzen so hoch oder Wie stark sind die Sow- 
jets wirklich?«, in: »Technologie und Politik«, 1976/4, S. 49 - 70. 

»Exterminismus« $. 32. 

Ebda. S. 32. 

U.ALBRECHT/A.JOXE/M.KALDOR, »Gegen den Alarmismus!c, in: »Aufrüsten, um abzurü- 
sten?«, Reinbek 1980, S. 140. 

Vgl. SIPRI, »Rüstung und Abrüstung im Atomzeitalter«, Reinbek 1976, S. 256. 

Bereits die erste Atombombe wurde als »politische Waffe« gegen die UdSSR eingesetzt; vgl. 
G.ALPEROVITZ, »Atomare Diplomatie - Hiroshima und Potsdam«, München 1966. 

Vgl. HOLLOWAY 1977, S. 451 £. 

Vgl. ebda. S. 452. 

S.TIEDIKE, »Militärische Planung und MBFR-Politik der Sowjetunion«, in: »Osteuropa«, 
30/1980/4, S. 306; vgl. auch SCHWARZ 1978, S. 379, 386; BAYLIS/SEGAL 1981, S$. 14. 
Vgl. D.HOROWITZ, »Kalter Krieg. Hintergründe der US-Außenpolitik von Jalta bis Vietnam«, 
Bd.I, Berlin 1969, S. 49. 

Vgl. LUTZ, »Die Rüstungsanstrengungen...«, a.a.O. S. 72 f., 80 £. 

Umgekehrt bestand ein fast zwangsläufiger Effekt dieser Politik darin, daß die zur Geisel gewot- 
denen westeuropäischen Staaten noch enger an die USA und deren »atomaren Schild« gebunden 
wurden. 

KALDOR 1981, S. 80; SCHMIDT 1965, S. 66. 

A.a.O. $. 155; SIPRI, »Rüstung...«, a.a.O. $. 257 f. 

Vgl. etwa seine Rede vom 14.1.1960, in: »Dokumentation zur Abrüstung...«, a.a.O. S. 479, 
und BARNET 1971, S. 28. 

Vgl. BAYLIS/SEGAL 1981, S. 14. 

Vgl. SCHMIDT 1969, S. 68 ff. 

Vgl. SCHMIDT 1969, $. 66 f. SCHMIDT gebraucht dieses Argument, um die konventionelle 
Aufrüstung der europäischen NATO-Staaten zu rechtfertigen, es läßt sich aber ebensogut umge- 
kehrt wenden. 

Vgl. S.TIEDTKE, »Rüstungskonttolle aus sowjetischer Sicht. Die Rahmenbedingungen der sow- 
jetischen MBFR-Politik«, Frankfurt a.M. 1980, $. 22. 

Vgl. TIEDTKE, »Militärische Planung...«, S. 306 

entfällt 

TIEDTKE, a.a.O. $. 307. 

Dies gilt nach Meinung eines der bedeutendsten westlichen Experten in diesem Bereich wohl 
auch für den Ausbau der sowjetischen Kriegsmarine (und U-Boot-Flotte) als vorgeschobene Ver- 
teidigungslinie und strategische Resetve; vgl. M.McGWIRE, »The Rationale for the Development 
of Soviet Seapoweı«, in: BAYLIS/SEGAL (Hg.) 1981, $. 210 - 254. 

BAYLIS/SEGAL warnen davor, der sowjetischen Führung den westlichen Begriff der »Ab- 
schreckung« zu unterstellen: Die Sowjets verfolgten nämlich eine Politik der »detertence by de- 
nial«, d.h. der Abschreckung durch die demonstrative Fähigkeit, einem möglichen Angreifer 
auf allen Ebenen erfolgreich entgegenzutreten. Von der Strategie der »flexible response« unter- 
scheide sich diese Doktrin durch die Überzeugung, jeder Krieg mit Westeuropa oder den USA 
müsse sich zum totalen Nuklearkrieg ausweiten (a.a.O. $. 9 - 51). Für die Militärs als »pressure 
group« ist dies selbstverständlich eine sehr bequeme Position, da sie jeder Teilstreitkraft die Le- 
gitimationsgrundlage für Forderungen nach Budgetzuweisungen bietet. 

Mitte 1976 standen in Europa 27 Tausend Panzer des Warschauer Pakts 12 Tausend Panzern der 


NATO und Warschauer Pakt 43 


134 
135 
136 
137 
138 


139 
140 


141 
142 


143 


144 


145 
150 
151 
152 
153 
154 
155 
156 


157 


158 
159 
160 


161 
162 


44 


NATO (inkl. der französischen Streitkräfte) gegenüber. LUTZ 1979, S. 83. 

Vgl. TIEDTKE, »Militärische Planung... S. 309 ff und LUTZ, »Die Rüstungsanstrengungen...« 
S. 85 f. Dort findet sich auch die Beschreibung einer Fülle von weiteren, in den letzten Jahren 
eingeführten Panzerabwehrsystemen. 

Vgl. TIEDTKE, a.a.O. S. 310. 

So das Mitglied des Verteidigungsausschusses des Bundestages H.SCHEER in einem Interview, 
»Frankfurter Rundschau« 20.8.1981. 

Vgl. SCHWARZ 1978, S. 388. 

Vgl. TIEDTKE, 2.2.0. 5. 313. 

Vgl. »Der Tagesspiegel« 3.9.1981. 

SCHWARZ hat allerdings bereits 1978 die Auffassung vertreten, Breite und Struktur des sowje- 
tischen Militärpotentials signalisierten, daß die sowjetische Führung faktisch, wenn auch nicht in 
der offiziellen Doktrin, zur »flexible response« übergegangen sei (a.a.O. S. 384). 

KALDOR 1981, S. 75. 

TROTZKI, seinerzeit Kriegskommissar, hat den Aufbau der Armee als durch die materielle Ar- 
mut der Sowjetunion bedingte Abweichung vom Milizsystem interpretiert: »Die Rote Armee 
wurde von Anfang an als erzwungener Kompromiß zweier Systeme aufgebaut, bei Überwiegen 
der Kaserne. ... Das Verhältnis zwischen Kasernen- und Miliztruppen ist kein so schlechtes 
Merkmal des tatsächlichen Vordringens zum Sozialismus.« L.TROTZKI, »Verratene 
Revolution«, Frankfurt a.M. 1968, $. 211 £. 

Vgl. dazu ausführlich M. von BOETTICHER, »Industrialisierungspolitik und Verteidigungskon- 
zeption der UdSSR 1926 - 1930«, Düsseldorf 1979. 

Die Bedrohung durch den deutschen Faschismus allein erklärt diesen Strukturwandel nicht: 
Denn eıstens fand die entscheidende Weichenstellung bereits 1929/30 statt, zweitens führe sie, 
wie BOETTICHER gezeigt hat, vorübergehend sogar zu einer Schwächung des aktualisierbaren 
Verteidigungspotentials der UdSSR. 

TROTZKI 1968, S. 214. TROTZKI führt dies u.a. auf die Unruhe zurück, die die Zwangskol- 
lektivierung in der Roten Armee ausgelöst hatte. 

Vgl. TROTZKI 1968, S. 217. 

Vgl. F.LIEB, »Rußland unterwegs. Der russische Mensch zwischen Christentum und Kommunis- 
muss, Bern 1945, S. 274, 277; B.SOUVARINE, »Stalin. Anmerkungen zur Geschichte des Bol- 
schewismus«e, München 1980, 8. 555. 

Zit. n. LIEB 1945, S. 276. 

Vgl. dazu für die Luftfahrt K.E.BAILES, »Technology and Society under Lenin and Stalin. Ori- 
gins of the Sovier Technical Intelligentsia, 1917 - 1941«, Princeton N.J. 1978, Kap. 14. 

Vgl. dazu für die Luftfahrt K.E.BAILES, »Technology and Society under Lenin and Stalin. Ori- 
gins of the Sovjet Technical Intelligentsia, 1917 - 1941«, Princeton N.J. 1978, Kap. 14. 

Vgl. J.STALIN, »Werke«, Bd. 13, Berlin 1950, $. 286 £. 

Vgl. M.LEWIN, »Die Auseinandeisetzung in der Agrarfrage und die Wirklichkeit in der UdSSR 
1928 - 1940«, in: P.HENNICKE (Hg.), »Probleme des Sozialismus und der Übergangsgesell- 
schaften«, Frankfurt a.M. 1973, S. 332 - 364. 

Tatsächlich wurde der II. Weltkrieg dann doch zum größten Teil auf sowjetischem Boden ausge- 
tragen, doch war dies eine Folge dessen, daß der faschistische Angriff auf eine durch die »Säube- 
tungen« erheblich geschwächte und politisch völlig unvorbereitete sowjetische Armee traf. 
Auf diesen Zusammenhang weist TIEDTKE, »Militärische Planung...«, S. 306, hin. 

Vgl. KALDOR 1981, S. 94; HOLLOWAY 1979, 5. 222, 224. 

Eine Vorstellung davon vermittelte die unter CHRUSCHTSCHOW verordnete Reduktion des 
Offizierskorps: im Militär brach ein Sturm der Entrüstung los, die entlassenen Offiziere empfan- 
den dies als »soziale Degradierungs; vgl. KOLKOWICZ 1974, S. 156 £. 

Vgl. KALDOR 1981, 8. 61 £. 

Vgl. als instruktives Beispiel Rumänien: S.WELZK, »Entwicklungspolitische Lernprozesse: Ru- 
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mänische Erfahrungen«, in: »Befreiung«, o.J. Nr. 19/20, S. 70 - 118. 

163 Gerade von sehr konservativer Seite wird auf dieses »Defizit« des sowjetischen Systems immer 
wieder hingewiesen. Um dennoch die These vom sowjetischen »Expansionismus« zu fundieren, 
werden dann Hilfstheorien entwickelt. Eine prominente Rolle spielte dabei in den letzten Jahren 
die im Frühjahr 1977 zum ersten Mal aufgestellte These, die sowjetischen Ölvorräte erschöpften 
sich, so daß die Sowjetunion künftig existentiell auf Erdöl aus der Golfregion angewiesen sei. 
Daß diese Prognose unmittelbar vor der ersten Ankündigung, daß eine »Eingreiftruppe« aufge- 
stellt werden solle, publiziert wurde, kann man schwerlich für einen Zufall halten. Inzwischen, 
nachdem sich die Dinge gerade in dieser Beziehung schon sehr viel weiter entwickelt haben, hat 
der militärische Geheimdienst der US-Army (Defence Intelligence Agency) det Öffentlichkeit 
mitgeteilt, daß die sowjetische Erdölförderung »spätestens in den 90er Jahren ktäftig gesteigert 
werden (könne). Daß sie (die UdSSR) in aller voraussehbaren Zukunft einer der potentesten 
Ölexporteure der Welt sein kann, steht deshalb für DIA außer Frage.« (»Die Zeit« 11.9.1981). 
Zu der CIA-Prognose vgl. L.T.CALDWELL/W.DIEBOLD, »Soviet-American Relations in the 
1980s«, New York u.a. 1980, S. 47, 173. 

164 Vgl. D.SENGHAAS, »Dissoziation und autozentrierte Entwicklung. Eine entwicklungspoliti- 
sche Alternative für die Dritte Welt«, in: ders. (Hg.), »Kapitalistische Weltökonomie«, Frank- 
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Renate Hirsch-Borst / Stefan Krätke 
Verwertung des Wohnungsbaukapitals 
und Staatseingriffe im Wohnungssektor 


1. ‘Neue Wohnungsnot’ und aktuelle Auseinandersetzung um die Wohnungspolitik 


In der BRD ist in den letzten Jahren die Wohnungsnot der Arbeiterbevölkerung bzw. der 
Bevölkerungsgruppen mit niedrigem Einkommen, die sich hauptsächlich als zunehmender 
Mangel an preisgünstigen Mietwohnungen äußert, wieder verstärkt hervorgetreten.! 
Spektakuläre Hausbesetzungen in einzelnen Städten als direkte Folge einer staatlichen Sa- 
nierungspolitik, die die Eigentumsbildung von Spekulanten zum Nulltarif aus Steuergel- 
dern und den Verfall bzw. Leerstand der zum späteren Abriß oder zur ‘'Luxusmodernisie- 
rung’ vorgesehenen Altbauwohnungen förderte, wie auch die Krise des Sozialen Woh- 
nungsbaus (in Form von massiven Mietsteigerungen, Produktionseinschränkungen, Bin- 
dungsfreigabe und ‘Privatisierung’ von Sozialwohnungen) haben dazu geführt, daß die 
‘neue Wohnungsnot’ auf allen politischen Ebenen wahrgenommen wurde. 

Bislang dominieren jedoch in der wohnungspolitischen Diskussion jene konservativen Ar- 
gumentationen, die die Ursache der gegenwärtigen Misere in einer staatlichen Politik se- 
hen, die ‘'kostendeckende’ Mieten bei Altbau- und Neubauwohnungen nicht zulasse und 
demzufolge zu einem Verfall des Altbauwohnungsbestandes (als Folge unterlassener In- 
standhaltung) und Rückgang des Neubaus von Wohnungen geführt habe. Durch die 
Lockerung der Mieterschutzgesetze, Einschränkung des Sozialen Wohnungsbaus auf 
‘Problemgruppen’ oder gar dessen Abschaffung, Bindungsfreigabe und Anhebung der 
Mieten älterer Sozialbauwohnungen, Einschränkung des Tabellenmietensystems bzw. Ab- 
schaffung der Mietpreisbindung für Altbauwohnungen in Westberlin und Einführung von 
‘Staffelmieten’ bei freifinanzierten Neubauwohnungen, soll ein unbeschränkter kapitali- 
stischer Wohnungsbau und eine rein marktwirtschaftlich regulierte Wohnungsversorgung 
durchgesetzt werden. Den Apologeten der Marktwirtschaft zufolge sollen sich Staatsein- 
griffe künftig auf eine verstärkte Eigentumsförderung (die schon jetzt überwiegt und pri- 
mär höheren Einkommensschichten zugute kommt) und die Gewährung individueller 
Mietbeihilfen (Wohngeld) im ‘Härtefall’ beschränken.? Unterstützt werden diese Konzep- 
tionen dusch bestimmte theoretische Analysen von Mietwohnungsbau und Wohnungs- 
markt, die allgemeine Verbreitung und Anerkennung gefunden haben: Wohnungsver- 
mietung gilt hier als "Verkauf von Wohnnutzungen’”, als eine eigenständige wertschaffen- 
de Dienstleistung‘, wonach z.B. jede Beschneidung von Mieterträgen der Hauseigentümer 
gesellschaftliche Verluste hervorrufen und daher abgelehnt werden muß; und der Woh- 
nungsmarkt wird von ‘Filterprozessen’ zwischen verschiedenen Qualitätskategorien des 
Wohnungsbestands b=stimmt’, wonach z.B. jede Förderung von Wohnungseigentum 
durch Umzugsketten auch denen zugute kommen soll, die preisgünstige Mietwohnungen 
suchen. Diesen, den ınteressen der Arbeiterbevölkerung direkt widersprechenden woh- 
nungspolitischen Konzeptionen, haben auch die Gewerkschaften nichts entgegenzuset- 
zen, wenn sie sich - im wohlverstandenen Interesse ihrer ‘Neuen Heimat’ - darauf be- 
schränken, die Fortführung des bestehenden Systems der Wohnungsbauförderung zu for- 
.dern. Alternative wohnungspolitische Konzeptionen sind bislang nur partikular und in 
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Ansätzen entwickelt worden, wie etwa die Forderung nach Umstellung des Förderungssy- 
stems im Sozialen Wohnungsbau oder die Diskussion um Selbsthilfe bzw. veränderte Trä- 
gerformen für instandbesetzte Altbauten. Da abzusehen ist, daß sich in den nächsten Jah- 
ren das Problem der Wohnungsversorgung für niedrige Einkommensschichten, vor allem 
in Form weiterer drastischer Mietsteigerungen, die nicht von entsprechenden Einkom- 
menszuwächsen begleitet sein werden, weiter verschärfen wird, bleibt es eine wichtige Auf- 
gabe der linken Bewegung, geeignete wohnungspolitische Alternativen zu entwickeln. 
Wesentliche Grundlage dafür sind die inzwischen zahlreichen Untersuchungen zu den ein- 
zelnen Aspekten der gegenwärtigen Wohnungsversorgung, wie dem quantitativen und 
qualitativen Wohnungsmangel, der Krise des Sozialen Wohnungsbaus und der staatlichen 
Sanierungs- und Erneuerungspolitik. Auch die Aufarbeitung historischer Erfahrungen und 
der Erfahrungen anderer Länder mit an den Interessen der Arbeiterbevölkerung orientier- 
ten wohnungspolitischen Maßnahmen wäre in diesem Zusammenhang sinnvoll. 

Unser Beitrag befaßt sich mehr mit den grundlegenden Bedingungen des gegenwärtigen 
Systems der kapitalistischen Wohnungsversorgung: mit den am Verwertungsprozeß im 
Wohnungsbau und in der Wohnungsvermietung beteiligten Kapitalfraktionen und deren 
spezifischen Verwertungsmechanismen. Die Darstellung und Diskussion der verschiede- 
nen marxistischen Ansätze zur Analyse der Verwertung des Wohnungsbaukapitals ist Ge- 
genstand des folgenden Teils unseres Beitrags. Dabei wird deutlich, daß sich die unter- 
schiedlichen Ansätze auf jeweils einen der relevanten Aspekte dieses Verwertungsprozesses 
konzentrieren (z.B. die Aneignung von Grundtente), was bei einer simplifizierenden Be- 
trachtungsweise die politische Konsequenz mit sich bringen könnte, daß bei der Erarbei- 
tung von wohnungspolitischen Alternativen nur einer der relevanten Ansatzpunkte für 
wohnungspolitische Staatseingriffe aufgegriffen wird (wie z.B. die Bodenpolitik). Die fol- 
gende Darstellung und Kritik der unterschiedlichen theoretischen Ansätze einer marxisti- 
schen Analyse der wohnungswirtschaftlichen Kapitalverwertung hat daher nicht zuletzt ei- 
nen politischen Stellenwert, indem gezeigt wird, daß bei der Verwertung des Wohnungs- 
baukapitals »zebrere relevante Profitquellen gegeben sind und daß es dementsprechend ei- 
ne ganze Reihe von Ansatzpunkten für wohnungspolitische Staatseingriffe gibt, die auch 
bei der Entwicklung von wohnungspolitischen Alternativen aufgegriffen werden müssen. 
Notwendigkeit, Ansatzpunkte und Reichweite möglicher Staatseingriffe in den Woh- 
nungssektor sind Gegenstand des 4. Teils dieses Beitrags. Zuvor wird im 3. Teil kurz auf 
die zur Zeit vorhertschende betriebswirtschaftliche Kalkulation von wohnungswirtschaftli- 
chen Investitionen eingegangen, in der die relevanten Profitgrößen als bestimmte Kosten- 
arten gefaßt werden. 


2. Theoretische Konzepte zur Analyse der Verwertung des Wohnungsbaukapitals 


Die Wohnungsfrage wurde bisher im Kontext marxistischer Analysen auf verschiedenen 
Ebenen untersucht, die gleichwohl eng miteinander verbunden sind: 

a) Auf der ökonomischen Ebene stellt sich einmal die Frage nach der Verwertung von Ka- 
pital im Wohnungssektor, wobei historisch die Produktion von Wohnungen und deren 
Realisation (Vermietung, Verkauf) sich jeweils zu besonderen Kapitalanlagesphären 
verselbständigten. Im einzelnen geht es um die Untersuchung der an der Wohnungs- 
bauproduktion und -realisation beteiligten Kapitalfraktionen und deren spezifische 
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Verwertungsmechanismen. Werden die Ergebnisse dieses Verwertungsprozesses in Be- 
zug auf Quantität, Qualität und Preis der Wohnungen zu den (sich ändernden) Repro- 
duktionserfordernissen der Arbeitskraft® in Beziehung gesetzt, läßt sich historisch-em- 
pitisch das Ausmaß von »Wohnungsnot« erfassen. 

Obwohl im Rahmen dieses Artikels nicht im Detail auf die gegenwärtige Situation der 
Wohnungsversorgung in kapitalistischen Ländern eingegangen werden kann, kann 
doch festgestellt werden, daß historisch das Erfordernis nach ausreichender Reproduk- 
tion der Arbeitskraft immer in Widerspruch zum kapitalistischen Verwertungsprozeß 
im Wohnungssektor geriet. Die Unzulänglichkeit der Wohnungsversorgung der Arbei- 
terbevölkerung äußerte sich in hohen Mieten - als Folge der Sicherung der Profitabilität 
wohnungswirtschaftlcher Investitionen -, in quantitativem Wohnungsmangel, und 
zum Teil in qualitativ schlechten Wohnverhältnissen; letztere gekennzeichnet durch 
mangelhafte Ausstattung von Wohnungen und Wohnumgebung und durch Überbele- 
gung als Folge geringer Mietzahlungsfähigkeit und quantitativen Wohnungsmangels. 
Untragbar hohe Mieten, Wohnungsmangel und schlechte Wohnverhältnisse stellen da- 
bei in verschiedener Hinsicht eine Gefahr für den gesellschaftlichen Produktions- und 
Reproduktionsprozeß und damit auch das Feld für eine Staatsintervention in diesem 
Bereich dar: Sie gefährden die ausreichende Reproduktion der Arbeitskraft in physi- 
scher und psychischer Hinsicht, sie können soziale Unruhen verstärken oder gar herbei- 
führen, hohe Mieten können auch als Teil der Reproduktionskosten die Lohnkämpfe 
beeinflussen. 

b) Auf der politischen Ebene stellt sich somit die Frage nach der Durchsetzung der Repro- 
duktionserfordernisse der Arbeitskraft gegenüber den an der Wohnungsverwertung betei- 
ligten Kapitalfraktionen. Obwohl eine ausreichende Reproduktion der Arbeiterklasse ge- 
nerell dem Interesse aller Kapitalgruppen entsprechen müßte, erfolgt deren Absicherung 
erst vermittelt durch den indirekten (Gefahr sozialer Unruhen) oder direkten politischen 
Druck der Arbeiterklasse über die Staatsintervention. Die konkrete Form, in der sich die 
Bedürfnisse nach einer ausreichenden Wohnungsversorgung der Arbeiterbevölkerung 
durchsetzen, ist einmal abhängig vom Stand der Klassenauseinandersetzung insgesamt - 
vom Grad der Hegemonie der herrschenden Klassen über den Staat -, zum anderen aber 
auch von den historisch mehr oder weniger deutlich ausgeprägten Widersprüchen zwischen 
den Kapiralfraktionen (insbesondere die Stellung des Grundeigentums und anderer »Ren- 
tiers«e im Wohnungssektor gegenüber dem industriellen Kapital, sowie die Verflechtung 
des Bankenkapitals mit dem Wohnungssektor) und der Fraktionierung der Arbeiterklasse. 
Die Art der Wohnungsversorgung in kapitalistischen Ländern und die Form der Staatsin- 
tervention in den Wohnungsbereich ändert sich so mit der ökonomischen und politischen 
Entwicklung der einzelnen Länder’. Gemeinsam ist allen europäischen kapitalistischen 
Ländern nur ein mehr oder minder weitgehender Staatseingriff in den Wohnungssektor 
seit Anfang des Jahrhunderts, wobei die jeweiligen Formen der Staatsintervention eine 
Tendenz zeigen, sich den Kapitalverwertungsbedürfnissen in diesem Bereich anzupassen, 
d.h. je nach dem gesellschaftlich-politischen Kräfteverhältnis und Stand der Wohnungs- 
versorgung wird versucht, die private Wohnungsverwertung aufrechtzuerhalten (etwa 
durch Subventionen) bzw. wiederherzustellen®. 

c) Die Wohnungsfrage ist nicht nur eine Frage des Verwertungsprozesses und der physi- 
schen Reproduktion der Arbeiterbevölkerung, sondern auch der Reproduktion sozialer Be- 
ziehungen wie im häuslichen Bereich und in der Familie. Ferner erhält die Art der Woh- 
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nungsversorgung mit der Ausdehnung der arbeitsfreien Zeit zunehmend ein ideologisches 

Gewicht insofern, als durch die Wohnverhältnisse die persönlichen Lebensumstände mit- 

geformt werden, in denen sich Vorstellungen und Erwartungen der Individuen entfalten 

- bzw. reproduzieren. 

Bei der Darstellung von verschiedenen Konzepten zur Analyse des Mietwohnungsbaus 
kann von folgenden faktischen Gegebenheiten ausgegangen werden: Träger des kapitali- 
stischen Mietwohnungsbaus in der Bundesrepublik Deutschland sind unter den gegenwär- 
tigen Bedingungen vor allem Wohnungsbaugesellschaften und private Investoren, welche 
die langfristige Bewirtschaftung und Vermietung der in ihrem Auftrag produzierten Woh- 
nungen als eigenständige Verwertungssphäre übernommen haben. Dieses "Wohnungs- 
baukapital’ hat sich gegenüber dem industriellen Kapital der Bauproduktion verselbstän- 
digt. Historisch gesehen dürfte diese Verselbständigung auf ein ‘Realisationsproblem’ zu- 
rückzuführen sein: Weil Wohnbauten im Unterschied zu anderen Gebrauchsgütern einen 
außerordentlich hohen Arbeits- und Materialaufwand beinhalten, übersteigt ihr Produk- 
tionspreis bei weitem die "unmittelbare’ Zahlungskraft der Arbeiterbevölkerung, so daß sie 
nur über eine langfristige Periode hinweg abgesetzt werden können, d.h. vermietet wer- 
den. Die damit verbundene außerordentlich lange Umschlagszeit des in Wohnbauten in- 
vestierten Kapitals hat sich auf das Wohnungsbaukapital verlagert, so daß das in der Bau- 
produktion angelegte Kapital selbst einen erheblich beschleunigten Kapitalumschlag reali- 
sieren kann. Der eigentliche ‘Initiator’ einer Kapitalanlage im Mietwohnungsbau ist unter 
den gegenwärtigen Bedingungen das Wohnungsbaukapital - dieses fungiert als Auftragge- 
ber für die Bauproduktion. Das Wohnungsbaukapital verwendet zur Finanzierung seiner 
Verwertungsobjekte und zur Ausdehnung seines Geschäftsumfangs über die eigene Kapi- 
talakkumulation hinaus Leihkapital (bzw. langfristige Kapitalmarktkredite), d.h. es agiert 
unter teilweise sehr starker Einbeziehung des Bankkapitals. Kapitalistischer Mietwoh- 
nungsbau ist unter den gegenwärtigen Bedingungen nicht mehr vom Grundeigentum ge- 
trennt; die benötigten Grundstücke werden vom Wohnungsbaukapital angekauft, und 
von diesern anschließend selbst verwertet - d.h. das Wohnungsbaukapital eignet sich selbst 
die entsprechenden Grundrenten an. Damit beinhaltet das Grundeigentum, bezogen auf 
den langfristigen Prozeß der Verwertung von Mietwohnungen, nicht mehr eine ‘Schranke’ 
bzw. Beeinträchtigung für die Verwertung des Wohnungsbaukapitals. Eine solche Schran- 
ke kann sich nur noch im Hinblick auf die Möglichkeiten des Ankaufs geeigneter Grund- 
stücke (vor der Herstellung von Wohngebäuden) ergeben, denn die standörtliche Konkur- 
tenzfähigkeit (bzw. das "Grundrentenpotential’) von Wohnnutzungen ist meist geringer 
als diejenige von gewerblichen Bodennutzungen (z.B. Bürobetriebe, Handelsbetriebe). 

Für eine marxistische Analyse der Verwertung des Wohnungsbaukapitals im Bereich des 

Mietwohnungsbaus gibt es mindestens drei unterschiedliche Ansätze, die gegenüberge- 

stellt werden müßten: 

- vorallem in französischen und britischen Beiträgen ist der Ansatz (1) verbreitet, daß die 
“Ware Wohnung’ von einem spezialisierten Aormrrerziellen Kapital sukzessive realisiert 
wird; 

- in deutschen und österreichischen Beiträgen ist der Ansatz (2) verbreitet, daß die 
“Wohnung als Leihkapital' langfristig zinstragend verwertet wird; 

- darüber hinaus gibt es in den genannten Ländern auch noch den theoretischen Ansatz 
(3), daß Mierwohnungsgebäude als Bestandteil des Bodens hauptsächlich eine "Grund- 
stücksverwertung’ bzw. fortlaufende Aneignung von Gra»drenten gewähnleisten. 
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Alle drei genannten Ansätze sind im Rahmen marxzistischer Theoriebildung mögliche Kon- 
zepte zur Analyse der Verwertung des Wohnungsbaukapitals. In den verschiedenen Ansät- 
zen wird jeweils ein anderer relevanter Aspekt dieses Verwertungsprozesses herausgestellt. 
Bei der Diskussion dieser Ansätze ist es weniger wichtig, ob sie sich überhaupt in den Rah- 
men der Kategorien marzistischer Theoriebildung ‘einfügen’ lassen, als vielmehr, ob und 
wieweit sie jeweils geeignet sind, die faktischen Gegebenheiten des kapitalistischen Woh- 
nungsbaus und insbesondere der Mietpreisbildung zu erklären. Die Mietenproblematik ist 
von zentraler Bedeutung für die "Wohnungsfrage’, und aus einer theoretischen Analyse 
des kapitalistischen Mietwohnungsbaus lassen sich die wesentlichen Ansatzpunkte für 
wohnungspolitische Staatseingriffe und für eine Verbesserung der Wohnungsversorgung in 
kapitalistischen Ländern ableiten. 

(1) Die begriffliche Kennzeichnung der Wohnung als Ware und der Wobhrungsvermie- 
tung als spezielle Form der Realisation der Ware Wohnung stellt eine ‘klassische’ marxisti- 
sche Interpretation des Mietwohnungsbaus dar. Die Wohnungsvermietung beinhaltet da- 
nach einen »stückweisen Verkaufs der Ware Wohnung!”, in dessen Verlauf der Wert der 
Wohnung nach und nach realisiert wird; »für diesen Verzicht auf sofortige Rückzahlung 
des vorgeschossenen Kapitals und des darauf erworbenen Profits wird der Verkäufer ent- 
schädigt durch einen Preisaufschlag, eine Verzinsung.<'! 

In den neueren Beiträgen französischer und britischer Marxisten wird das Wohnungsbauka- 
pital als ein gegenüber der Bauproduktion verselbständigtes 'kommerzielles Kapital’ der 
Zirkulationssphäre charakterisiert!?, das Wohngebäude vom ‘industriellen’ Baukapital z- 
ter ihrem Produktionspreis ankauft, und sich anschließend bei Vermietung den gesamten 
Produktionspreis der Wohnung nach und nach (‘stückweise’) von den Wohnungsmietern 
zahlen läßt. Wohnungswirtschaftlicher Profit wäre damit vor allem als Handelsprofit zu 
charakterisieren (neben der Aneignung von Grundrente für das Wohngrundstück), und das 
Wohnungsbaukapital würde ein spezialisiertes Warenhandlungskapital repräsentieren. 
Das Konzept der "Ware Wohnung’ und des Wohnungsbaukapitals als kommerzielles Ka- 
pital läßt sich in den allgemeinen Funktionszusammenhang unterschiedlicher ‘Kapitalfrak- 
tionen’ im gesamtkapitalistischen Zirkulationsprozeß einfügen!?: Das Baukapital agiert bei 
der baulichen Herstellung der Wohnungen und gehört insofern zum industriellen, Mehr- 
wert produzierenden Kapital; das Bankkapital stellt langfristige Kredite zur Finanzierung 
der Herstellung der Wohnungen bereit; das eigentliche "Wohnungsbaukapital’ befaßt sich 
mit dem Absatz der fertiggestellten Wohnungen (in der speziellen Form einer Vermie- 
tung). Man kann allerdings dem Wohnungsbaukapital nicht allein die Funktion zuweisen, 
mit dem Absatz im Sinne der Realisation des Warenwerts der Wohnungen beschäftigt zu 
sein. Es darf nicht vernachlässigt werden, daß die Wohnungsvermietung einen relativ ver- 
selbständigten langfristigen Verwertungsprozeß des Wohnungsbaukapitals darstellt, daß 
das Wohnungsbaukapital auch die Kapitalanlage in Wohngebäuden maßgeblich selbst 
durchführt und dabei zum Auftraggeber der Bauproduktion wird, d.h. bei seinem Verwer- 
tungsprozeß nicht allein auf Handelsfunktionen reduziert werden kann. . 

Begreift man die Wohnungsvermietung als ‘stückweisen Verkauf’ der Ware Wohnung, so 
gilt die Wohnungsmiete als periodische Teilzahlung des Mieters für den Produktionspreis 
der Wohnung. Tatsächlich ist mit der Wohnungsvermietung aber kein Eigentumswechsel 
wie beim Warenverkauf verbunden. Weiterhin fließt der von der Bauproduktion her gege- 
bene Produktionspreis der Wohnung über den Mietpreisbestandteil der Abschreibung im 
Verlauf der Nutzungsdauer an das Wohnungsbaukapital zurück, dieses realisiert aber noch 
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weit darüber hinaus beständig eine 'Kapitalverzinsung’. Diese Kapitalverzinsung ist zu- 
nächst nur die Erscheinungsform für die speziell vom Wohnungsbaukapital angeeigneten 
Profite. Dem Konzept vom Handelsprofit und stückweisen Verkauf, bei dem auf Dauer 
nur der Produktionspreis der Wohnung realisiert wird, steht entgegen, daß die Kapitalver- 
zinsung den größten Bestandteil der Wohnungsmiete darstellt und die Mieteinnahmen im 
Verlauf der Nutzungsperiode die ursprünglichen Investitionskosten um ein Vielfaches 
überschreiten!*. Die fortlaufende wohnungswirtschaftliche Kapitalverzinsung dürfte daher 
nicht ausschließlich eine "Umverteilung’ des im Produktionspreis einer Wohnung enthalte- 
nen, im Bereich der Bauproduktion geschaffenen Mehrwerts beinhalten'’, obgleich auch 
bei der Wohnungsvermietung Zirkulationsfunktionen wahrgenommen werden, und inso- 
fern ein kommerzieller Profit als Teil des wohnungswirtschaftlichen Profits realisiert wer- 
den kann. 
Bei Engels’ Charakterisierung der Wohnungsvermietung als zeitlich ausgedehnter Form 
des Warenverkaufs wurde die Kapitalverzinsung nicht als betriebswirtschaftliche Erschei- 
nungsform der Verwertung des Wohnungsbaukapitals gefaßr, hinter der möglicherweise 
ganz unterschiedliche Profitkategorien verdeckt sind, sondern als "Entschädigung für den 
Verzicht des Investors’ auf sofortigen Kapitalrückfluß interpretiert. Ein dergestalt simplifi- 
zierendes Konzept der "Ware Wohnung’ dürfte selbst beim Verkauf von Eigentumswoh- 
nungen unzulänglich sein, weil sich auch hier die Preisniveaus nicht einfach aus dem Pro- 
duktionspreis der Wohnung bestimmen, sondern cher von den möglichen Erträgen einer 
Verwertung als Mietwohnungen abgeleitet sind. 
(2) Die begriffliche Kennzeichnung der Wobhnungsvermietung als Leihgeschäft und der 
Wohnung als Leihkapital ist eine vor allem in deutschen und österreichischen Beiträgen an- 
zutreffende marzistische Interpretation des Mietwohnungsbaus'°. Die Wohnungsvermie- 
tung wird als ein von der Bauproduktion weitgehend unabhängiger Kapitalverwertungspro- 
zeß in den Mittelpunkt der Analyse gestellt. Die Charakterisierung der Wohnung als 
Leihkapital!’ stützt sich weithin auf die empirische Erscheinungsform der Verwertung des 
Wohnungsbaukapitals, d.h. auf die Kapitalverzinsung als Hauptbestandteil der Woh- 
nungsmiete. Dabei wird die Wohnungsvermietung in Analogie zum Kreditgeschäft des 
Bankkapitals als “Verleihen’ dargestellt, und die Wohnung erscheint als zinstragendes 
»Leihkapital in Warenform«. Bei der Vermietung wird nach diesem Konzept das im Wohn- 
gebäude angelegte Kapital als ein in die Warenform der fertigen Wohnung umgesetztes 
. Kapital an den Mieter verliehen, ihm gegen Zahlung eines Kapitalzinses zur zeitweiligen 
Nutzung überlassen. 
Das in der Mietwohnung angelegte Kapital wird als spezialisierte Form des Leihkapitals 
aufgefaßt. Mit der Betonung des ‘Leihgeschäftes’ findet die Tatsache Berücksichtigung, 
daß bei der Wohnungsvermietung kein Eigentumswechsel stattfindet. Die ökonomische 
Charakterisierung der Mietwohnung als 'Leihkapital’ ist auch mit dem Sachverhalt zu ver- 
einbaren, daß die Eigentümer von Mietwohngebäuden im Verlauf der Nutzungsperiode 
durch die Mieteinnahmen ein Vielfaches des ursprünglichen Produktionspreises des Ge- 
bäudes erwirtschaften: Das Miethaus wird nicht als Ware 'mehrfach’ verkauft, sondern als 
‘Leihkapital’ langfristig verwertet.'? 
Das Konzept der Mietwohnung als Leihkapital in Warenform hat allerdings verschiedene 
Schwächen: Die Kennzeichnung der Wohnungsvermietung als Leihgeschäft stützt sich auf 
eine Analogie zur Kapitalverleihung beim Kreditgeschäft.‘? In der marxistischen Theorie 
wurde die Verzinsung von Leihkapital ursprünglich im Hinblick auf den industriellen Inve- 
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stitionskredit erklärt: Kapitalzinsen werden in diesem Zusammenhang auf Grundlage der 
Möglichkeit, das Leihkapital ‘produktiv’ zu Investitionszwecken einzusetzen und damit 
Mehrwert zu produzieren, angeeignet. Der Kapitalzins wird daher als Aneignungsform für 
einen Teil des Mehrwerts aufgefaßt, der in der industriellen Produktion durch Verwen- 
dung von Leihkapital gesteigert werden konnte.?° Dieser Begründungszusammenhang 
könnte ım Bereich der wohnungswittschaftlichen Kapitalverzinsung allenfalls auf den 
Fremdkapital-Bestandteil einer Wohnungsbauinvestition angewendet werden, erscheint 
aber nicht mehr hinreichend für die 'Eigenkapitalverzinsung’ des kapitalistischen Inve- 
stors. Wenn der wohnungswirtschaftliche Profit nicht nur der Erscheinungsform nach, son- 
dern auch begrifflich eine Kapitalverzinsung darstellt, muß zunächst die gesamte Verzin- 
sung der Wohnungsbauinvestition erklärt werden, bevor ihre nachträgliche und darüber 
hinaus auch nur zeitweilig gegebene?! Teilung in Kapitalzins auf Eigenkapital und Fremd- 
kapital berücksichtigt wird. Die Kapitalanlage im Mietwohnungsbau wird auch im darge- 
stellten Konzept mit Bezug auf den Wohnungsmieter als ‘Leihkapital’ charakterisiert, und 
nicht im Hinblick auf die miteinander verschlungenen Kapitalkreisläufe von Eigenkapital 
und Fremdkapital.?? Die gesamte Kapitalanlage in der Mietwohnung könnte als Leihkapi- 
tal nur in Analogie zu einem "Konsumtionskredit’ betrachtet werden. Beim Konsumtions- 
kredit wird der Zins nicht aus Mehrwert, sondern aus Lohneinkommen des Kreditnehmets 
(hier: Wohnungsmieter) aufgebracht. Zwar kann im Rahmen der kapitalistischen Produk- 
tionsweise auf jeden Geldverleih ein Kapitalzins bezogen werden unabhängig davon, ob 
die geliehene Geldsumme vom Kreditnehmer als Kapital zu "produktiven’ Zwecken einge- 
setzt oder zu konsumtiven Zwecken verwendet wird, denn der Kapitalzins wird allgemein 
auf Grundlage der Möglichkeit angeeignet, geliehene Geldsummen in Kapital zu verwan- 
deln und damit Profite zu erzielen, auch wenn der Kreditnehmer von dieser Möglichkeit 
im Einzelfall keinen Gebrauch macht.?? Diese Möglichkeit ist aber beim Vermietungsge- 
schäft im Wohnungssektor von vornherein nicht gegeben, und darin liegt die Schwäche ei- 
ner Kennzeichnung der Mietwohnung als Leihkapital: Die ökonomischen Verwendungs- 
möglichkeiten einer Mietwohnung sind erheblich eingeschränkt; der Wohnungsmieter 
kann die Wohnung nicht als Leihkapital im Sinne der kapitalistischen Produktionsweise 
produktiv verwenden, sondern nur im Rahmen enger vertraglicher Regelungen konsumtiv 
nutzen.?* Die Darstellung des Mietwohnungsbaus als Leihkapital stützt sich auf Marx’ 
Ausführungen über besondere Formen des Leihkapitals: »Gewisse Waren können der Na- 
tur ihres Gebrauchswertes nach immer nur als fixes Kapital verliehen werden, wie Häuser, 
Schiffe, Maschinen usw.«? Die Vermietung von Häusern ‘als fixes Kapital’ ist hier ganz 
deutlich auf den Fall der Vermietung an kapitalistische Unternehmen bezogen, die das 
Gebäude selbst im Rahmen ihres Kapitalverwertungsprozesses "produktiv’ einsetzen. Ge- 
bäude sind Leihkapital im strengen Sinne bei der Geschäftsraum-Vermietung (Büros, Lä- 
den, usw.). Bei der 'Wohnungsvermietung fungiert die Mietwohnung als Kapital für den 
Hausbesitzer, nicht aber für den Wohnungsmieter, weil dieser eine Wohnung nicht als Ka- 
pital verwendet, sondern als Gebrauchsgegenstand nutzt. Mietwohnungen können daher 
nicht als ‘'Leihkapital’ charakterisiert werden, obgleich bei der Wohnungsvermietung ne- 
ben bestimmten nicht zu vernachlässigenden Zirkulationsfunktionen ein Leihgeschäft ge- 
geben ist in dem Sinne, daß das Warenkapital Wohnung als Gebrauchsgegenstand an 
Konsumenten verliehen wird. 

(3) Die begriffliche Kennzeichnung der Wohnung als Bestandteil des Bodens und der 
Wohnungsvermietung als Grundrenten-Aneignung stellt die dritte Möglichkeit einer mar- 
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xistischen Analyse des kapitalistischen Mietwohnungsbaus dar. Investitionen in Wohnge- 
bäude können dabei in Analogie zur landwirtschaftlichen ‘Bodenverbesserung’ (durch Bo- 
denaufbereitung, Düngung, Bewässerungsanlagen usw.) betrachtet werden, wobei die 
entsprechende Kapitalanlage zum festen Bestandteil des Bodens wird und die Ertragsfähig- 
keit des Grundstücks steigert, bzw. die Aneignung von Grundtenten aus einer 'intensivier- 
ten’ Bodennutzung gewährleistet. Bei dieser Betrachtungsweise beinhaltet das Geschäft 
der Wohnungsvermietung hauptsächlich eine Grundrenten-Aneignung,' bzw. der woh- 
nungswirtschaftliche Profit besteht im wesentlichen aus Grundtente. Dieses analytische 
Konzept ist zuerst von O. Bauer formuliert worden”°, der zwar auch die Kapitalverzinsung 
des im Gebäude angelegten Kapitals als Mietpreisbestandteil berücksichtigt, aber der 
Grundtente den maßgeblichen Stellenwert beigemessen hat. 


Die spezielle Forsz der Grundrente im Bereich des Mietwohnungsbaus ist für Bauer (und in 
neuerer Zeit für R. Neef?’) eine Differentialrente. der Lage und der Bebauungsintensität; 
andere marxistische Beiträge haben dagegen begründet, daß die Grundrente für Wohn- 
nutzungen die Form einer Monopolrente hat”, weil im Unterschied zu Produktions- und 
Handelsaktivitäten bei der Wohnungsvermietung keine standortbedingte Kosteneinspa- 
tung oder standortbedingte Beschleunigung des Kapitalumschlags eintritt, sondern eine 
lagebezogene Mietpreisdifferenzierung nur im Hinblick auf die unterschiedliche Mietzah- 
lungsfähigkeit und -willigkeit verschiedener Bevölkerungsgruppen vorgenommen wird. 
Für die Frage, in welchem Ausmaß die Wohnungsvermietung eine Verwertung des im Ge- 
bäude angelegten Kapitals (vgl. die Konzepte (1) und (2)) oder eine Verwertung des Bo- 
dens beinhaltet, ist nicht die spezielle Form der angeeigneten Grundtente entscheidend, 
sondern das relative Gewicht der Grundrente im Rahmen der Verwertung im Wohnungs- 
sektor. 


Bei einer Beurteilung des analytischen Konzepts der Wohnungsvermietung als Grundten- 
ten-Aneignung darf nicht außer Acht gelassen werden, daß bei der Wohnungsvermietung 
tatsächlich immer eine Grundstücksverwertung stattfindet. In der geläufigen betriebswirt- 
schaftlichen Mietenkalkulation wird diese Grundstücksverwertung als Kapitalverzinsung 
der für den Ankauf des Bodens eingesetzten Investitionskosten aufgefaßt und mit der Ver- 
zinsung des im Wohngebäude angelegten Kapitals vermischt. Da mindestens ein Teil der 
betriebswirtschaftlich kalkulierten wohnungswirtschaftlichen Kapitalverzinsung (d.h. der 
Etscheinungsform der Verwertung des Wohnungsbaukapitals) tatsächlich die Aneignung 
von Grundtente beinhaltet, also keine Kapitalverzinsung im strengen Sinne darstellt, ist 
auch die Annahme prinzipiell möglich, daß hinter der wohnungswirtschaftlichen Kapital- 
verzinsung hauptsächlich oder überwiegend die Aneignung von Grundtente veısteckt ist. 


Empirisch hat sich unter Berücksichtigung der wohnungswirtschaftlichen ‘Kostenstruktu- 
ten’ in der BRD herausgestellt, daß die Grundrente bei der Verwertung von Nezdau-Miet- 
wohnungen in der Regel nur einen untergeordneten Anteil an der Mietpreisbildung hat, 
bzw. daß die betriebswirtschaftlich kalkulierte Kapitalverzinsung des im Gebäude angeleg- 
ten Kapitals den bei weitem überwiegenden Anteil der Mieten ausmacht.” Das Konzept 
der Wohnungsvermietung als überwiegende Grundtentenaneignung kann daher nicht im 
Hinblick auf die Verwertung von Neubau-Mietwohnungen vertreten werden - es könnte 
aber möglicherweise in seinem Geltungsbereich eingeschränkt und für den Bereich der 
Verwertung von Altbau-Mietwohnungen vertreten werden: Wenn das "Gebäudekapital’ 
von Altbauwohnungen 
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- sowohl im Zuge ihrer Abnutzung bereits weitgehend ‘entwertet’ bzw. über den Miet- 
preisbestandteil Abschreibung weitgehend an den Hauseigentümer zurückgeflossen 
ist, 

- als auch der ursprüngliche Fremdkapitalbestandteil dieser Bauinvestition beteits zins- 
tragend an das Bankkapital zurückgezahlt bzw. das Gebäude "entschuldet’ worden ist, 

- die Wohnungsmieten dagegen gleich geblieben oder angestiegen sind, 
könnten sich theoretisch die Anteile von Kapitalzins und Grundrente im Mietpreis wesent- 
lich verändert haben, z.B. so, daß schließlich die Grundrente den überwiegenden Anteil 
des wohnungswirtschaftlichen Profits ausmacht.?® In diesem Sinne wäre speziell die Ver- 
wertung von Altbaumietwohnungen vorrangig als Grundrenten-Aneignung aufzufassen. 
Dagegen können allerdings verschiedene Einwände formuliert werden: Mietwohngebäude 
fungieren als eine langfristige Kapitalanlage, und die Gebrauchsfähigkeit von Mietwohnge- 
bäuden kann (bei laufender Instandhaltung) ebenso langfristig aufrechterhalten werden. 
Bei Aufrechterhaltung der Gebrauchsfähigkeit können auf Grundlage von Wohnungs- 
marktverhältnissen, die eine Vermietbarkeit von Altbauwohnungen auch dann gewährlei- 
sten, wenn sie bereits einem ‘moralischen Verschleiß’ unterliegen, langfristig gleichblei- 
bende oder ansteigende Mieten erzielt werden, und dies gewährleistet im Prinzip eine fort- 
laufende Verwertung des Gebäudes bis zu seinem endgültigen Abbruch. Darauf bezogen 
kann die Auffassung vertreten werden, daß auch bei der Verwertung von bereits abge- 
schriebenen Altbaumietwohnungen die Verwertung des ‘"Gebäudekapitals’ noch den do- 
minierenden Mietpreisbestandteil gegenüber der Grundrente bildet. 

Ein abgeschriebenes Gebäude repräsentiert aber ein ertwertetes "Gebäudekapital’. Das 

Gebäude wird zwar weiterhin verwertet, doch ist in dem Gebäude faktisch kein Kapital 

mehr enthalten bzw. gebunden. Folglich beinhaltet die weitere Verwertung solcher Alt- 

bauten die Aneignung einer Rerze auf einen Gebrauchswert (Gebäude), der keinen Wert 
mehr repräsentiert, aber von Privateigentümern ‘gesellschaftlich monopolisiert’ wird. Die 

Aneignung dieser Rente für ein entwertetes Gebäude ist nicht identisch mit der für die Bo- 

dennutzung erhobenen Grundtente. 

Sind auf Altbaugrundstücken dennoch Grundrentensteigerungen in dem Sinne zu ver- 

zeichnen, daß sich ihr Bodenpreis erhöht, so kann sich die Bodenpreissteigerung auf die 

bei einer Nutzungsveränderung potentiell erzielbare Grundtente beziehen, und nicht auf 
das bei der gegebenen Wohnnutzung tatsächlich reasszerze Grundtentenniveau. Wenn die 

Mieterträge von Altbauwohnungen überwiegend oder vollständig eine Aneignung von 

Grundrente beinhalten würden, müßte sich auch die standörtliche Konkurrenzfähigkeit 

(das ‘Grundrentenpotential’) dieser Wohnnutzung gegenüber anderen Nutzungen erhö- 

hen - insbesondere gegenüber Neubauwohnungen, in deren Mietpreis nach diesem Kon- 

zept nur ein wesentlich geringerer Grundrentenanteil als bei Altbauwohnungen enthalten 
sein kann. Dagegen spricht aber deutlich der Sachverhalt, daß Altbauwohnungen bei einer 

Nutzungskonkutrenz mit Neubauwohnungen in den meisten Fällen unterliegen. 

Aus der vorausgehenden Darstellung und Kritik unterschiedlicher marxistischer Ansätze 

zur Analyse der Verwertung des Wohnungsbaukapitals sind als Ergebnis folgende allge- 

meine ökonomische Kennzeichen der Wohnungsvermietung und. des kapitalistischen 

Mietwohnungsbaus abzuleiten: 

a) Die Wohnungsvermietung stellt zum einen eine spezielle Form der Realisation der Ware 

Wohnung dar; d.h. bei der Vermietung wird der Warenwert der Wohnung über eine lan- 

ge Periode hin, entsprechend der langen Nutzungsdauer der Wohnung, nach und nach te- 
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alisiert. Zum anderen findet darüber hinaus in Form der Vermietung langfristig eine zu- 
sätzliche Verwertung des Wohnungsbaukapitals statt. 

b) Die Wohnungsvermietung wurde historisch zu einer besonderen Anlagesphäre des 
Wohnungsbaukapitals. Gegenüber dem industriellen Kapital fungiert das Wohnungsbau- 
kapital als Auftraggeber und als Träger der Realisation des Warenkapitals. Das Wohnungs- 
baukapital verwertet sich somit in der Zirkulationssphäre und ist als spezialisiertes kom- 
merzielles Kapital zu charakterisieren. Aufgrund der Übernahme der Realisation der Ware 
Wohnung durch das Wohnungsbaukapital wird für das industrielle Kapital der Baubran- 
che die Zirkulationszeit als negative Schranke der Verwertung verkürzt und die Zirkula- 
tionskosten gesenkt. Wegen der langen Umschlagszeit des Kapitals bei der Vermietung 
von Wohnungen wird auch das hohe Risiko einer Stockung des Realisationsprozesses auf 
das Wohnungsbaukapital verlagert. Dafür eignet sich das industrielle Kapital nicht den ge- 
samten, im Produktionsprozeß erzeugten Mehrwert an, sondern überträgt einen Teil des 
Mehrwerts dem kommerziellen Kapital, indem das Wohngebäude dem Wohnungsbauka- 
pital zu einem Preis überlassen wird, der unterhalb des Produktionsptreises liegt. Durch die 
Vermietung wird nach und nach der gesamte Produktionspreis realisiert und damit auch 
ein Handelsprofit für das Wohnungsbaukapital. 

c) Würde sich das Wohnungsbaukapital allein als kommerzielles Kapital verwerten, wäre 
der damit erzielte Profit ein Handelsprofit. Dem steht realiter entgegen, daß die in der 
Nutzungsperiode einer Wohnung realisierten Mieterträge in keinem Verhältnis zum ur- 
sprünglichen Produktionspreis der Wohnung mehr stehen, daß die bei langfristiger Ver- 
mietung von Wohnungen vom Hauseigentümer angeeigneten Geldsummen ein Vielfaches 
des Wertes der Wohnung betragen. 

Zwar kann angenommen werden, daß das Wohnungsbaukapital sich - bezogen auf die 
lange Umschlagszeit seines vorgeschossenen Kapitals - durchschnittlich verwertet, da sonst 
langfristig keine Kapitalanlage in diesem Bereich mehr stattfinden würde, jedoch kann 
diese Verwertung zum größten Teil nicht auf die Aneignung von Handelsprofit zurückge- 
führt werden. Letzterer dürfte nur einen kleinen Teil des im Laufe der Vermietungszeit an- 
geeigneten Profits betragen. Darüber hinaus muß durch die Vermietung der Wohnung 
noch zusätzlich eine andere, spezifische Art von Verwertung stattfinden. 

Für das Wohnungsbaukapital stellt die Wohnung ein Warenkapital dar, das durch die Ver- 
mietung langfristig verwertet wird. Charakteristisch ist, daß der Vermieter für die Verlei- 
hung eines Konsumtionsmittels entsprechend seiner langen Gebrauchsfähigkeit periodisch 
eine vertraglich festgesetzte Geldsumme bezieht, deren Höhe sich ganz unabhängig vom 
Rückfluß des vorgeschossenen Kapitals (Abschreibung) bestimmt, und die so lange bezo- 
gen werden kann, wie die Wohnung einen Gebrauchswert darstellt und die Nachfrage da- 
für gegeben ist. Diese regelmäßige Geldrevenue des Hauseigentümers erscheint, wie jede 
andere regelmäßige Geldrevenue im entwickelten Kapitalismus (Existenz von zinstragen- 
dem Kapital und Kreditwesen vorausgesetzt) als Zins eines angelegten Kapitals, das bei zu- 
nehmender Entwertung (Abschreibung) nicht den wirklichen Wert eines Hauses repräsen- 
tiert, sondern als bloßer Eigentumstitel fiktives Kapital darstellt. Die Mieteinnahmen des 
Hauseigentümers stammen im Falle der Vermietung an Lohnabhängige aus deren Loh- 
neinkommen; es findet also eine Umverteilung von bereits geschaffenen Werten?! zugun- 
sten des Wohnungsbaukapitals statt. Bezogen auf die Nutzungsdauer einer Wohnung, 
wird von den Nutzern (Mietern) eine höhere Geldsumme entrichtet, als sie dem Wert der 
Ware Wohnung entspticht. 
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d) Die Verwertung des Wohnungsbaukapitals vollzieht sich unter diesen Voraussetzungen 
in mehreren wnterschiedlichen Formen: 


Abb. 1 Kapitalkreislauf bei der Verwertung des 
Wohnungsbaukapitals 
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Meist wird im Auftrag des Wohnungsbaukapitals unter der Regie des Baukapitals (indu- 
strielles Kapital) ein Wohngebäude zu einem bestimmten Produktionspreis erstellt.?? Mit 
dessen »Verkauf« an das Wohnungsbaukapital realisiert das Baukapital den im Wohnge- 
bäude enthaltenen Mehrwert (W’ - G’), abzüglich eines Mehrwertanteils, der vom Woh- 
nungsbaukapital im Rahmen von Zirkulationsfunktionen angeeignet wird (Aomrmerzieller 
Profit). 

Für die Erstellung eines Wohngebäudes wird vom Wohnungsbaukapital ein Grundstück 
angekauft. Dabei realisiert der Grundeigentümer die kapitalisierte Grundrente, den Bo- 
denpreis (»Ware« Boden - G.) Für die Nutzungsdauer eines Wohngebäudes findet dann ei- 
ne fortlaufende Verwertung des Grundeigentums durch das Wohnungsbaukapital statt, in 
Form der Aneignung von Grurdrente, die für den Wohnungsbaukapitalisten als Zins auf 
das für den Bodenkauf investierte Kapital erscheint.?? 

Für den Kauf von Grundstücken und die Finanzierung von Wohngebäuden werden vom 
Wohnungsbaukapital langfristige Kredite beim Bankkapital aufgenommen. Dabei verwer- 
tet sich das Bankkapital als zinstragendes Kapital (G - G’), d.h. es bezieht Zir»s auf das aus- 
geliehene Kapital, der einen Abzug vom wohnungswirtschaftlichen Profit des Wohnungs- 
baukapitals darstellt’*. Bei zunehmender Entschuldung des Gebäudes im Verwertungszeit- 
raum tritt an die Stelle des Bankkapitalzinses ein »Entschuldungsgewinn« des Wohnungs- 
baukapitals. 

Betrachtet man die Verwertung eines Wohngebäudes über seinen gesamten Nutzungszeit- 
raum, so erhalten diejenigen Mieterträge, welche die spezifische Verwertung des Woh- 
nungsbaukapitals ausmachen und die nicht kommerziellen Profit, Grundrente oder Zins 
für das verwendete Leihkapital (Bankkapital) darstellen, gemäß der fortschreitenden Ent- 
wertung des Gebäudes eine veränderliche Form: Zu Beginn des Verwertungszeitraums re- 
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präsentiert das als Gebrauchsgegenstand an Konsumenten verliehene Gebäude noch ein 
Warenkapital, das in diesem Gebäude enthalten bzw. gebunden ist. Im Ablauf des Ver- 
wertungszeitraums findet ein fortlaufender Rückfluß des im Gebäude angelegten Kapitals 
zum Investor bzw. eine fortschreitende Entwertung des Gebäudes statt, obgleich die Miet- 
erträge ganz unabhängig davon auf Grundlage der Wohnungsmarktverhältnisse in der 
Regel gleichbleiben oder ansteigen. Da das Gebäude im Ablauf des Verwertungszeitrauras 
zunehmend entwertet wird, repräsentiert es immer weniger einen Wert, sondern in zuneh- 
mendem Maße einen bloßen Gebrauchswett, der jedoch durch den Verleih an Konsumen- 
ten weiterhin verwertet wird. 
Die spezifische Verwertung des Wohnungsbaukapitals erfolgt danach in zwez Former, die 
sich im Verlauf der Nutzungsdauer von Mietwohngebäuden vermischen und zunehmend 
ablösen. (1.) Zu Beginn des Verwertungszeitraums repräsentiert das Mietwohngebäude 
noch einen Wert, und insofern kann der für den Verleih des Mietwohngebäudes an Konsu- 
menten angeeignete Mietertrag in Analogie zu einem 'Konsumtionsktedit’ als Kapizalzins 
bezeichnet werden. (2.) Im Ablauf des Verwertungszeitraums wird das Mietwohngebäude 
zunehmend entwertet, enthält faktisch immer weniger Wert und insofern kann man den 
für den Verleih des Mietwohngebäudes angeeigneten Mietertrag zunehmend als Rerre be- 
zeichnen (siehe Abb. 2). Ein abgeschriebenes aber instandgehaltenes Mietwohngebäude 
repräsentiert einen Gebrauchswert ohne Wert, und kann in Händen von Privateigentü- 
mern als Rentenguelle verwertet werden, solange eine Nachfrage für diesen Gebrauchswert 
gegeben ist. 

Da speziell die Mieterträge von Altbauwohnungen weitgehend die Aneignung von Rente 

für ein bereits entwertetes Gebäude beinhalten, ist das Niveau der Altbaumieten weithin 

vom Angebots-Nachfrageverhältnis am Wohnungsmarkt abhängig. Beim Verkauf von 
weitgehend abgeschriebenen Altbauwohngebäuden wird eine Rentenquelle verkauft, de- 
ten Kaufpreis durch eine ‘Kapitalisierung’ der Mieterträge bestimmt wird. Die anschlie- 
ßend vom Käufer realisierten Mieterträge erscheinen als Verzinsung des für den Ankauf des 

Gebäudes eingesetzten Kapitals. Das angekaufte Gebäude stellt jedoch cher ein “fiktives’ 

Kapital dar und fungiert auch weiterhin als Rentenquelle. 

Die Wohungsmiete enthält insgesamt folgende Bestandteile: 

1. den wohnungswirtschaftlichen Profit: Dieser setzt sich zusammen aus dem Zins für 
Leihkapital, der Geldrevenue (Zins und Renten) für den Verleih (Vermietung) der 
Wohnung an Konsumenten, dem kommerziellen Profit und der Grundtente. 

2. die Abschreibung als stückweisen Wertersatz für die kalkulierte jährliche Abnutzung 
der Wohnung. 

3, die Erhaltungs- und Zirkulationskosten: Bei der Vermietung der Wohnung wird das 
Warenkapital über eine lange Periode hinweg verwertet. Da in dieser Zeit das Kapital 
in Warenform dem natürlichen und ‘moralischen’ Verschleiß? unterliegt, verursacht 
die Erhaltung des Gebrauchswerts der Wohnung periodisch (Instandsetzung) oder lau- 
fend (Instandhaltung) zusätzliche Erhaltungskosten. Daneben entstehen auch laufende 
Unterhaltungskosten (Betriebskosten). Die stückweise Realisierung des Warenkapitals 
über einen langen Zeitraum verursacht desgleichen ständig Zirkulationskosten (Verwal- 
tungskosten). 
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Abb. 2 Wohnungswirtschaftliche Kapitalverwertung 
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für bereits 
entwertetes 
Gebäude 2) 


Extraprofit 
bei unterlas 
sener 
Erhaltung 


möglicher 


im Gebäude faktisch 100 
enthaltener Wert 1) 


_ 
—_ 'Entwertung' 


ursprünglicheffj 
Kapitalanlage 
- verringert 
durch zuneh- 
menden Wert- 
ersatz (Abschreibung) 


1) Das im Gebäude eingesetzte Kapital wird durch Abschreibung (5)er- 
setzt (Rückfluss an Hauseigentümer), das Gebäude wird 'entwertet', 


2) Durch fortlaufende Erhaltungskosten (6) wird unabhängig von kalkula 
torischer Entwertung der Gebrauchswert des Gebäudes aufrechterhal- 
ten - auf dieser Grundlage kann das Gebäude, sofern Marktverhält- 
nisse die Vermietbarkeit gewährleisten, weiterhin als 
Rentenguelle verwertet werden. 
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3. Betriebswirtschaftliche Kalkulation bei der Verwertung des Wohnungsbaukapitals 


Aus den dargestellten marxistischen Analysen zur Verwertung des Wohnungsbaukapitals 
geht hervor, welche unterschiedlichen Profitquellen beim Mietwohnungsbau gegeben 
sind. Diese Profitquellen sind in der geläufigen betriebswirtschaftlichen Kalkulation der 
Wohnungswirtschaft unter verschiedenen ‘Kostenarten’ versteckt. Nach betriebswirt- 
schaftlicher Auffassung werden Profite in der Wohnungswirtschaft im Prinzip nur dann 
angeeignet, wenn die "Marktmiete’ die sog. 'Kostenmiete’ übersteigt. Aus dem Blickwin- 
kel marxistischer Analysen ist neben derartigen (von Wohnungsmarktverhältnissen be- 
stimmten) Extraptofiten der durchschnittliche wohnungswirtschaftliche Profit vor allem im 
Bereich der betriebswirtschaftlich kalkulierten Kapitalverzinsung enthalten, die nach be- 
triebwirtschaftlicher Auffassung ‘'Kapitalkosten’ darstellt und Bestandteil der Kostenmiete 
ist. Für die marxistische Analyse ist die wohnungswirtschaftliche Kapitalverzinsung zu- 
nächst die Etscheinungsform der langfristigen Kapitalverwertung. Hinter der kalkulatori- 
schen Kapitalverzinsung steht jedoch sowohl eine Aneignung von kommerziellem Profit, 
als auch von Kapitalzins und Rente sowie von Grundrente (vgl. oben). 

Bei der betriebswirtschaftlichen Mietenkalkulation für Nezbau-Wohnungen (im Unter- 
schied zur Mietpreisbildung für A/dau-Wohnungen) werden im einzelnen folgende 'Ko- 
stengruppen' unterschieden?‘: Für den kapitalistischen Investor ergeben sich zunächst die 
Gesamtkosten des Wohngebäudes?’ aus den Kosten des Baugrundstücks und den Bauko- 
sten. Diesen Gesamtkosten entspicht der ursprüngliche Finanzierungsaufwand der Investi- 
tion, dem bei der anschließenden Wohnungsvermietung noch laufende Kosten der Bewirt- 
schaftung hinzutreten. Die sog. ‘Kosten’ der Wohnungsvermietung setzen sich dann zu- 
sammen aus den 


- ‘Kapitalkosten’ bzw. Finanzierungskosten (Kapitalverzinsung des mit den Gesamtko- 
sten gegebnen investierten Kapitalbetrags, zusammengesetzt aus Zinsen für Eigenkapi- 
tal des Investors und Zinsen für Fremdkapital bei Kreditfinanzierung), und den 

- Bewirtschaftungskosten (Abschreibung entsprechend der kalkulierten laufenden Ab- 
nutzung des Wohngebäudes, Verwaltungskosten, Betriebskosten, Instandhaltungsko- 
sten zur laufenden Aufrechterhaltung der Gebrauchsfähigkeit des Wohngebäudes).?® 


Auf Grundlage empirischer Untersuchungen stellt sich das relative Gewicht dieser haupt- 
sächlichen Kostengruppen bei der Mietenkalkulation allgemein wie folgt dar”: Die Kosten 
des Baugrundstückes haben im Verhältnis zu den Baukosten beim Mietwohnungsbau nur 
einen geringen Anteil an den Gesamtkosten. Dieser Sachverhalt galt in früheren 
wohnungspolitischen Diskussionen als wichtiges Argument dafür, daß die Wohnungsfrage 
im Hinblick auf untragbar hohe Mieten nicht auf eine ‘Bodenfrage’ zu reduzieren sei“? 
(abgesehen vom Einfluß der Grundstückskosten und der Grundtente auf die Standortver- 
teilung der Wohnungen‘), sondern eher eine ‘"Baukostenfrage’ beinhaltet. Die Baukosten 
gehen aber nur vermittelt über die Finanzierungskosten bzw. die Kapitalverzinsung in die 
Mietpteisbestimmung ein, sind also für sich genommen nicht ausschlaggebend für das 
Mietpreisniveau. Im Bereich der normalen Mietenkalkulation für Neubauwohnungen ma- 
chen die Zinsen für das investierte Kapital den größten Teil der ‘Kosten’ aus. Eine ‘Ko- 
stenmiete’ für Neubauwohnungen besteht im allgemeinen zu mehr als 70% aus Kapital- 
zinsen. Unter diesen Bedingungen ergeben sich untragbar hohe Mieten aus der Verbin- 
dung von Baukostenniveau und Kapitalzinssatz. 
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In der Mietpreisbildung für A/tdau-Wohnungen sind zwar theoretisch noch dieselben 'Ko- 

stengruppen’ (Bau- und Grundstückskosten, Finanzierungs- und Bewirtschaftungskosten) 

wie bei Neubauwohnungen enthalten - aber da Altbauwohnungen schon einen langfristi- 
gen Verwertungszeitraum durchlaufen haben, könnte sich das relative Gewicht dieser Grö- 
ßen beträchtlich verändert haben. Die Mietenkalkulation für Altbauwohnungen kann sich 

z.B. von den ursprünglichen Produktionskosten völlig losgelöst haben (bei fortgeschritte- 

ner Abscheibung bzw. ‘Entwertung’ des Gebäudes), Kredite des Bankkapitals können 

weitgehend oder vollständig zurückgezahlt worden sein ("Entschuldgung’), gewisse Be- 
wirtschaftungskosten (z.B. Instandhaltung) können ihr Gewicht vergrößert haben, usw. ... 

Die anteilige Zusammensetzung von Altbaumieten aus verschiedenen Kostenbestandtei- 

len (einschließlich der verschiedenen darin enthaltenen Profitbestandteile), ist demnach 

schwieriger zu bestimmen als bei Neubaumieten. 

Betrachtet man die wohnungswirtschaftliche Kapitalverwertung vo» Standpunkt des ein- 

zelnen Investors bzw. Wohnungsunternehmens, dann ergeben sich folgende betriebswirt- 

schaftliche Ansatzpunkte und Möglichkeiten zur Erzielung wohnungswirtschaftlicher Pro- 
fite: 

- Extraprofite aus einer zeitweilig günstigen Marktkonstellation, wenn der Mietpreis die 
zur "Kostendeckung’ erforderliche Miete überschreitet; 

- Extraptofite aus einer Verweigerung, ‘Kosten’ in Ausgaben zu verwandeln: Der geläu- 
fige Fall ist die Unterlassung der erforderlichen Instandhaltung, wobei die vom Mieter 
als Mietpreisbestandteil gezahlten Instandhaltungskosten in ein zusätzliches Gewinn- 
einkommen des Wohnungseigentümers verwandelt werden. Konsequenz ist aller- 
dings eine Beeinträchtigung der Bausubstanz, die sich nur in bestimmten Fällen als vor- 
teilhafte Verwertungsstrategie erweist;”? 

- Profite aus eingesparten Fremdkapitalzinsen‘’, wenn in der Mietenkalkulation eine 
gleichbleibende Kapitalverzinsung des Investitionsbetrages angesetzt wird, obwohl die 
Fremdkapitalbeiträge (Kapitalmarktkredite) jährlich durch Tilgungsbeträge verringert 
bzw. abgelöst werden und daher jährlich geringere ‘Kapitalkosten’ für den Investor 
verursachen. Solche Profite gehen über in 

- »Entschuldungsgewinne« aus der langfristigen Verwertung wohnungswirtschaftlicher 
Kapitalanlagen in Verbindung mit einem großen Fremdkapitalanteil: Je höher der 
Fremdkapitaleinsatz und die ursprüngliche Fremdkapitalverzinsung, umso höher die 
langfristige Kapitalverzinsung für den Wohnungseigentümer beim Wegfall der Finan- 
zierungskosten des Fremdkapitals, sofern die ursprünglich kalkulierte kostendeckende 
Miete (wie beim Sozialen Wohnungsbau) langfristig realisiert werden kann. Die sog. 
Entschuldungsgewinne machen deutlich, daß die Fremdkapitalverwendung im Miet- 
wohnungsbau auch für den Investor nicht nur als Kostenfaktor in Erscheinung tritt, 
sondern ein wichtiges Mittel zur Profiterzielung darstellt; 

- Profite in Form einer fortlaufend realisierten Kapitalverzinsung für das von den Miet- 
wohnungen repräsentierte Eigenkapital des Investors bzw. Wohnungsunternehmens. 
Diese Eigenkapitalverzinsung vermischt sich auf längere Sicht mit den sog. Entschul- 
dungsgewinnen, und stellt nach Rückzahlung des Fremdkapitals den Hauptbestandteil 
der Wohnungsmiete. (Hinter Eigenkapitalverzinsung einschließlich Entschuldungsge- 
winnen verbergen sich, wie gesagt, mehrere unterschiedliche Profitquellen). 
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4. Notwendigkeit und Ansatzpunkte von Staatseingriffen im Wohnungssektor 


Die kapitalistische Verwertung von Mietwohnungen mit dem Kennzeichen, daß Warenka- 
pital in seiner Gebrauchsform an Konsumenten verliehen wird, wobei ein wesentlicher Teil 
des wohnungswirtschaftlichen Profits in Form von Kapitalzinsen und Renten angeeignet 
wird, beinhaltet auch, daß die Wohnungsvermietung zu einem wesentlichen Teil als »se- 
kundäre Ausbeutungs charakterisiert werden kann: Im Rahmen der marxistischen Theorie 
besteht neben der grundlegenden ‘primären’ Form der Ausbeutung von Lohnarbeitern im 
kapitalistischen Produktionsprozeß, bei der sich ein Kapitaleigentümer auf Grundlage der 
Differenz zwischen dem Wert der Arbeitskraft und dem Wertprodukt der Arbeit unbe- 
zahlte Mehrarbeit seiner Lohnarbeiter aneignet (Mehrwertproduktion) und dennoch den 
Wert der Arbeitskraft bezahlt, die Möglichkeit einer »sekundären« Form der Ausbeutung“, 
durch Warenverkäufe (bei spekulativ oder monopolistisch überhöhten Preisen), Vermietun- 
gen und Kredite an die Lohnarbeiter, bei denen mit der gezahlten Geldsumme mzesr als 
der Wert der angebotenen Waren, Mietobjekte und Kreditbeträge durch die betreffenden 
Händler, Vermieter und Bankiers angeeignet wird. Es handelt sich um spezielle Profite, 
die aus einem bloßen Austausch hervorgehen - solche möglichen Profite haben allerdings 
“ für eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung der grundlegenden Bedingungen kapitalisti- 
scher Produktion keine wesentliche Bedeutung. Bei der sekundären Ausbeutung von Lohn- 
arbeitern wird nicht Mehrwert angeeignet, sondern es wird ein Teil des Arbeitslohns (als 
Wertsumme für die Reproduktion der Arbeitskraft) nachträglich ohne Äquivalent auf 
Händler, Vermieter und Bankiers umverteilt. Dadurch kann die gesamtwirtschaftliche 
Summe aller Gewinneinkommen größer werden als die Gesamtsumme des produzierten 
Mehrwerts. 

Die Wohnungsvermietung ist offensichtlich weitgehend auch eine Form der »sekundären 
Ausbeutung«: Die Vermietung beinhaltet zwar einen Austauschvorgang (zeitweilige Über- 
lassung des Gebrauchswertes Wohnung gegen eine periodische Mietzahlung), aber keinen 
Austausch von gleichen Werten. Die Wohnungsvermietung ist kein normaler Warenaus- 
tausch im Sinne des Warenverkaufs, sondern ein Leihgeschäft, und der Mietpreis ist kein 
(periodisiertes) Äquivalent für den Wert der Wohnung. Weil die Mietwohnung keine Wa- 
te ist, die zu ihrem Wert (‘stückweise’) verkauft wird, sondern ein Warenkapital, das durch 
Verleihen seines Gebrauchswertes an Konsumenten langfristig verwertet wird, und dabei 
einen Mietpreis erhält, der in seinem jährlichen Kapitalzins- und Rentenbestandteil nicht 
mit dem jährlich anzusetzenden anteiligen Wert der Wohnung übereinstimmt (sondern 
diesen weit übersteigt), unterliegen die Lohnarbeiter mit ihrer Mietzahlung einer 'sekun- 
dären’ Ausbeutung. Diejenigen Erträge des Wohnungsbaukapitals, die Kapitalzins und 
Renten darstellen, werden direkt aus den Lohneinkommen der Wohnungsmieter aufge- 
bracht. Die Wohnungsvermietung stellt damit weithin eine Form der Kapitalverwertung 
dar, die nicht auf Mehrwertproduktion beruht. Wohnungswirtschaftlicher Profit in Form 
von Kapitalzinsen für den Verleih des Warenkapitals Wohnung an Konsumenten oder in 
Form von Rente auf ein bereits entwertetes Gebäude entsteht im Hinblick auf den gesamt- 
wirtschaftlichen Wertschöpfungsprozeß nicht wie der Kapitalzins auf Investitionskredite 
aus einer Umverteilung von Profitbestandteilen, die in industriellen Kapitalanlagesphären 
von den Arbeitskräften als neue Wertgrößen geschaffen werden, sondern aus einer nach- 
träglichen Umverteilung von Lohneinkommen, deren Wertgröße von den Arbeitskräften 
bereits geschaffen und angeeignet wurde.” Außer demjenigen relativ geringen Mietpfreis- 
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bestandteil, der ein periodisiertes Äquivalent für den Wert der Wohnung sowie ihre Zirku- 
lations- und Erhaltungskosten darstellt, bildet die wohnungswirtschaftliche Kapitalverzin- 
sung einen bloßen Abzug vom Reproduktionsfonds der lohnabhängigen Bevölkerung bzw. 
einen erzwungenen Tribut an das im Wohnungsbau investierte Kapital, der die Gewinn- 
einkommen der Kapitaleigentümer durch eine Sekundärverteilung über die Summe des 
‘Mehrwerts’ hinaus vergrößert. 

Soweit die Wohnungsvermietung eine sekundäre Ausbeutung beinhaltet, würden woh- 
nungspolitische Staatseingriffe zur Einschränkung oder Ausschaltung des wohnungswirt- 
schaftlichen Profits nicht den gesamtwirtschaftlichen Mehrwert berühren, aber unter be- 
stimmten Bedingungen dazu beitragen, daß die Lohnarbeiter den Wert ihrer Arbeitskraft 
tatsächlich realisieren könnten: Gemessen an der jeweiligen ‘historisch-moralischen’ Norm 
der minimal erforderlichen qualitativen Wohnverhältnisse haben sich immer für mehr 
oder weniger große Teile der Arbeiterbevölkerung infolge untragbar hoher Mieten Wohn- 
bedingungen ergeben, die den jeweiligen Minimalanforderungen an qualitativ akzeptable 
Wohnverhältnisse bei weitem nicht entsprachen.“ Überaus hohe, von den Lohnabhängi- 
gen nicht mehr tragbare Mietpreisniveaus für die zur gegebenen Zeit qualitativ akzepta- 
blen Wohnungen scheinen der mamistischen These zu widersprechen, daß sich das Lohn- 
niveau auf Dauer dem Wert der Arbeitskraft (gemessen am Wert der zur Reproduktion der 
Arbeitskraft erforderlichen Güter) anpassen wird. Das Lohnniveau kann jedoch im Hin- 
blick auf Wohnungsmieten den Wert der Arbeitskraft nicht ausreichend repräsentieren, 
weil sich das Mietpreisniveau zum großen Teil nicht als Wertgröße des betreffenden zur 
Reproduktion erforderlichen Gutes bestimmt, sondern eine von Zins- und Rentenbestand- 
teilen dominierte Preisgröße darstellt. 

Wohnungsmieten erscheinen allerdings als Reproduktionskosten der Arbeitskraft faßbar. 
Das durchschnittliche Lohnniveau kann aber auch diese Reproduktionskosten nicht austei- : 
chend abdecken, weil Arbeitergruppen mit gleichem Lohnniveau aufgrund der Teilmarkt- 
differenzierung des Wohnungsangebots ‘zufällig’ in unterschiedlichen Teilmärkten unter- 
kommen müssen und daher im einzelnen sehr unterschiedliche Mietbelastungen haben. 
Teilmarktdifferenzierung beinhaltet in diesem Zusammenhang vor allem eine Mietpreis- 
differenzierung des Wohnungsangebots, die unter den gegenwärtigen Marktverhältnissen 
aufgrund fortlaufend ansteigender Baukostenniveaus und der sich verändernden Finanzie- 
rungsbedingungen bzw. Zinssatzschwankungen notwendig eintreten muß, sich aber nicht 
mit der gesellschaftlichen Einkommensdifferenzierung deckt. Wäre das Lohnniveau am 
Mietpreisniveau von 'Billigwohnungen’ ausgerichtet, so ergäbe sich bei quantitativer Un- 
terversorgung mit Billigwohnungen für alle in diesem Teilmarkt nicht versorgten Lohnar- 
beiter eine Bezahlung unter dem Wert ihrer Arbeitskraft.’ Selbst bei einer Ausrichtung 
des Lohnniveaus am durchschnittlichen Mietpreisniveau ergäbe sich noch für große Teile 
der Lohnarbeiter vor allem in den Städten eine Unterbezahlung. Die unterschiedliche 
Mietbelastung der verschiedenen Lohnarbeitergruppen kann nicht durch allgemeine Lohn- 
erhöhungen aufgefangen werden, weil einerseits die Lohnarbeiter in unterschiedlichem 
Maße von überhöhten Reproduktionskosten betroffen sind, das Kapital andererseits eine 
gleichmäßige Einschränkung seiner Verwertungsbedingungen hinnehmen müßte. Eine 
differenzierende lohnpolitische Ausgleichung der unterschiedlichen Betroffenheit der Lohn- 
abhängigen von wohnungsbezogenen Reproduktionskosten würde einen unübersichtli- 
chen Wirrwaıt von Lohndifferenzierungen herbeiführen?®, den weder die organisierte Ar- 
beiterbewegung noch das Kapital hinnehmen könnte. Im Hinblick auf die Wohnungsmie- 
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ten als Bestandteil der Reproduktionskosten der Lohnarbeiter können daher erst staatliche 
Eingriffe in die wohnungswirtschaftliche Kapitalverwertung dem Wert der Arbeitskraft ge- 
sellschaftliche Anerkennung verschaffen. 

Berücksichtigt man das quantitative Gewicht der Kapitalverzinsung bei der Mietpreisbil- 
dung für Neubauwohnungen, so sind es letztlich die Verwertungsbedingungen des Woh- 
nungsbaukapitals, die einen quantitativ und qualitativ ausreichenden Wohnungsbau mit 
tragbaren Mieten nicht zulassen. Die betriebswirtschaftlich kalkulierte 'Kostenmiete’ für 
Neubauwohnungen, die ein privater oder unternehmerischer Hauseigentümer langfristig 
realisieren muß, um eine durchschnittliche Verwertung seiner Kapitalanlage zu erreichen, 
übersteigt bei weitem die Mietzahlungsfähigkeit von Bevölkerungsgruppen mit niedrigen 
Einkommen. Die beim Mietwohnungsbau unter kapitalistischen Konkurrenzbedingungen 
prinzipiell erforderliche "marktübliche’ Verzinsung wohnungswirtschaftlicher Kapitalanla- 
gen ist eine strukturelle Ursache für die Funktionsunfähigkeit eines reinen kapitalistischen 
Mierwohnungsbaus, die eine fortdauernde Staatsintervention erforderlich macht: Im Rah- 
men der Verwerungsbedingungen einer kapitalistischen Wohnungswirtschaft kann vor al- 
lem eine ausreichende Produktion von Neubauwohnungen für die Bevölkerungsgruppen 
mit niedrigen Einkommen ohne Staatseingriffe nicht gewährleistet werden. Solange Neu- 
bauwohnungen nur für einen sehr begrenzten Kreis zahlungsfähiger Bevölkerungsgruppen 
erstellt werden können, entsteht Wohnungsmangel für den überwiegenden Teil der Bevöl- 
kerung mit niedrigen Einkommen und damit eine Marktkonstellation, die es möglich 
macht, daß die Mieten des älteren Wohnungsbestandes der Entwicklung der Neubaumie- 
ten folgen, so daß auch im gesamten Wohnungsbestand eine mietpreisbezogene Woh- 
nungsnot droht. Das Mietpreisniveau des älteren Wohnungsbestandes paßt sich nicht nur 
auf Grundlage der Wohnungsmarktverhältnisse bei “"Wohnungsknappheit’ tendenziell 
den Neubaumieten an, sondern auch deshalb, weil sich der Gebrauchswert von Altbau- 
wohnungen nicht im Maße ihrer kalkulatorischen betriebswirtschaftlichen Abschreibung 
verringert, und Altbauwohnungen bis zum Abriß unvermindert weiter verwertet werden 
können, d.h. in zunehmendem Maße eine bloße Rentenquelle darstellen. Wohnungsman- 
gel wird zur Dauererscheinung, solange für die in der Gesamtbevölkerung dominierenden 
Bevölkerungsgruppen mit niedrigen Einkommen unter kapitalistischen Profitbedingungen 
keine Neubauwohnungen erstellt werden können. Wohnungsmangel und gesteigerte 
Mietpreisniveaus führen zur Überbelegung der Wohnungen. Über kurz oder lang muß eine 
Gefährdung der austeichenden Reproduktion der Arbeitskräfte im Hinblick auf ihre quali- 
tativen Wohnverhältnisse und ihre Verbrauchsstruktur eintreten, denn 'untragbare’ Mie- 
ten müssen von den Betroffenen gegebenenfalls auf Kosten anderer Lebensbedürfnisse 
(wie Ernährung, Erholung usw.) bezahlt werden. Damit werden Staatseingriffe im Woh- 
nungswesen zur Förderung von billigen Neubauwohnungen auf die Dauer unumgänglich. 
Historisch sind folgende wohnungspolitische Staatseingriffe festzustellen, bei denen je- 
weils auch Ansatzpunkte für eine ‘alternative’ Wohnungspolitik gegeben sind: 

a) Oualitätskontrollen (Wohnungsaufsicht, Bauordnungen, vorgeschriebene Minimalstan- 
dards usw.), die sich vorwiegend gegen bauliche Mängel der Wohnungen richten. Über 
Qualitätskontrollen kann im Prinzip auch die Aneignung von Extraprofiten aus bewußter 
Qualitätsverschlechterung bzw. unterlassener Instandhaltung bekämpft werden. 

b) Preiskontrollen (Mietpreisbindung von Altbauwohnungen, Kalkulationsvorschtiften für 
Wohnungsmieten usw.), die sich vor allem gegen überhöhte Mieten bei Wohnungsmangel 
tichten. Mit Preiskontrollen können insbesondere die unter Bedingungen der Wohnungs- 
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knappheit angeeigneten Extraptofite und Renteneinkommen der Hausbesitzer bekämpft 
werden. Mit einer Durchsetzung (Wiedereinführung bzw. Aufrechterhaltung) von Miet- 
preisbindungen im Altbauwohnungsbestand wird der kapitalistische Neubau von Miet- 
wohnungen nicht beeinträchtigt, jedoch in seinen Profiterwartungen verunsichert. Eine blo- 
ße Festschreibung von Altbaumieten bleibt allerdings unwirksam (bzw. kann unterlaufen 
werden), solange nicht bestimmte begleitende Maßnahmen getroffen werden: Abriß und 
Zweckentfremdung von Altbaumietwohnungen zur Wahrnehmung von profitableren 
Nutzungsmöglichkeiten müssen verhindert werden; die Wohnungsvergabe muß einer öf- 
fentlichen Kontrolle unterzogen werden, um die Erhebung von Schwarzmarktpreisen (Ab- 
standszahlungen) zu verhindern; ebenso müssen die Hauseigentümer wirksam zur laufen- 
den Instandhaltung der Wohngebäude gezwungen werden (vgl. a), damit nicht eine plan- 
mäßige Desinvestition zur indirekten Profitsteigerung eintreten bzw. fortgesetzt werden 
kann, und zum beschleunigten Verfall der Bausubstanz und zu einer entsprechenden Ver- 
schlechterung der Wohnverhältnisse führt. Beim Fehlen der angegebenen ‘Begleitmaß- 
nahmen’ haben Mietpreisbindungen bisher einen Anreiz für Zweckentfremdung und Nut- 
zungsveränderung, Schwarzmarktgeschäfte, Abriß oder Luxusmodernisierung, bzw. einen 
Anreiz für die planmäßige Herabwirtschaftung (unterlassene Instandhaltung) zur Steige- 
tung des wohnungswirtschaftlichen Profits gegeben, d.h. zur Verknappung der preisge- 
bundenen Altbauwohnungen beigetragen. 


c) Subventionierung von Wohnungsnutzern durch individuelle Mierbeihilfen (Wohn- 
geld), die auf eine zweckgebundene individuelle Kaufkraftsteigerung für Haushalte mit 
unzureichenden Einkommen ausgerichtet ist. Das Wohngeld ist eine (von den Konseryati- 
ven neben Steuervergünstigungen für Investoren favorisierte) 'marktkonforme’ Subven- 
tionsform, weil hierbei keinerlei direkte staatliche Einflußnahme auf den Investitions- 
prozeß im Wohnungsbau gegeben ist, an einer unkonttollierten freien Mietpreisbildung 
erst nachträglich angesetzt wird, und die Betroffenheit von Wohnungsnot individualisiert 
wird (Wohngeld als Form der Sozialhilfe). 

d) Subventionierung von Neubauwohnungen (staatliche Zuschüsse, Darlehen, Steuerver- 
günstigungen usw.), die zur Überwindung von Wohnungsmangel (durch Investitionsan- 
teize) und zur Überbrückung untragbarer Mietpreisniveaus beitragen soll. Eine Reihe von 
speziellen Ansatzpunkten für wohnungspolitische Staatseingriffe zur Förderung von Neu- 
bauwohnungen mit ‘tragbaren’ Mieten liegen in den Bereichen, die nach der vorausgehen- 
den theoretischen Darstellung die Verwertung des Wohnungsbaukapitals bestimmen: 


1. Im Bereich der Bauproduktion und Verwertung des Baukapitals können die Produk- 
tionskosten der Wohnungen begrenzt oder gesenkt werden durch Standardbegrenzungen 
bzw. Vermeidung aufwendiger Standards, die keinen erhöhten Gebrauchswert bieten, 
durch die Förderung von rationellen Produktionsverfahren, und durch Preiskontrollen ge- 
genüber einer teilweise kartellierten privaten Bauindustrie. Als weitestgehende Maßnahme 
können staatliche / kommunale Bauproduktionsbetriebe eingerichtet und dabei der bau- 
wirtschaftliche Profit ausgeschaltet werden. 


2. Im Bereich der Bodennutzung und Grundstücksverwertung kann die Grundrente be- 
grenzt oder gesenkt werden, mit Bezug auf die einzelne Wohnung dutch intensivierte (ver- 
dichtete) Bebauung des Grundstücks, aber vor allem durch Preisbindungen und durch die 
Bereitstellung (ev. nach dem Prinzip der Erbpacht) von verbilligten Grundstücken aus dem 
(mehr oder weniger umfangreichen) Bestand des staatlichen oder kommunalen Grundbe- 
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sitzes. Die weitestgehende Maßnahme wäre die Ausschaltung von Grundtenten für Wohn- 
nutzungen auf Basis einer Sozialisierung des Bodens. Von einer Sozialisierung des Bodens 
kann jedoch nur gesprochen werden, sofern auch die bisherige kapitalistische Flächennut- 
zungs-Konkuttenz ausgeschaltet und dutch eine bedarfsbezogene Flächenzuteilung (mit 
Priorität für Wohnungsbau und Infrastruktureinrichtungen) ersetzt wird. 

3. Im Bereich der Finanzierung / Kapitalbeschaffung und Verwertung des Bankkapitals im 
Wohnungssektor können die über die Wohnungsmiete insgesamt angeeigneten Kapital- 
zinsen begrenzt bzw. vertingert werden über eine mehr oder weniger umfangreiche Bereit- 
stellung zinsverbilligter staatlicher / kommunaler Kredite (sogenannte 'Kapitalsubventi- 
on’). Als weitestgehende Maßnahme werden diese staatlichen / kommunalen Mittel nicht 
‘als Kapital’ vergeben, sondern als zinsloses öffentliches Baudarlehen. Diese Subventions- 
form ist vor allem in Hinblick auf eine Verringerung und langfristige Begrenzung des Ni- 
veaus der sog. "Kostenmiete’ wirksam. 

4. Im Bereich der laufenden Vermietung von Neubauwohnungen dutch das Wohnungs- 
baukapital setzen Staatseingriffe nachträglich beim bettiebswirtschaftlich kalkulierten 
Mietpreisniveau an, sofern die Kapitalverwertung in diesem Bereich aufrechterhalten wird. 
Der Staatseingriff kann in diesem Bereich nicht den vom Hauseigentümer angeeigneten 
kommerziellen Profit und Zins für den Verleih des Warenkapitals Wohnung beschneiden, 
solange der Wohnungsneubau unter kapitalistischer Trägerschaft gefördert werden soll. Ei- 
ne Mietpreisbindung für Neubauwohnungen, die dem Hauseigentümer keine durch- 
schnittliche Verwertung seiner Kapitalanlage mehr gewährleistet, müßte zum Ausfall der 
Investitionstätigkeit kapitalistischer Wohnungsbauträger führen. Subventionspolitische 
Staatseingriffe im Bereich der Vermietung von Neubauwohnungen (»Sozialwohnungen«) 
werden folglich so ausgestaltet, daß die Differenz zwischen einem die durchschnittliche 
Verwertung des Wohnungsbaukapitals garantierenden Mietpeisniveau (sogenannte 'Ko- 
stenmiete’) und einem für die Bevölkerungsgruppen mit niedrigen Einkommen für ‘trag- 
bar’ erachteten Mietpreisniveau (sogenannte ‘Sozialmiete’) durch staatliche Subventionen 
überbrückt wird (jedoch in der Regel nur für einen begrenzten Zeitraum). Diese sog. 'Er- 
tragssubventionen’ ermöglichen also für die Wohnungsnutzer ein vertingertes Mietpreisni- 
veau und für das Wohnungsbaukapital eine durchschnittliche Verwertung. Mit den Er- 
tragssubventionen werden nicht allein die dem Hauseigentümer selbst zufallenden Erträge 
subventioniert, sondern auch die dem Bankkapital zufallenden Kapitalzinsen. Wohnungs- 
bauinvestitionen werden ferner dutch indirekte Subventionen in Form von Steuervergün- 
stigungen maßgeblich gefördert, wobei jedoch kein Mietsenkungseffekt für die Bewohner 
gegeben ist. 

Unter der Voraussetzung, daß die Wohnungsvermietung »zcAt als Kapitalverwertung auf- 
rechterhalten werden soll, können bei der Vermietung von Neubauwohnungen ‘tragbare’ 
Mietpteisniveaus auch ohne Ertragssubventionen erzielt werden, wenn die betreffenden 
Wohnungen einer staatlichen / kommunalen Trägerschaft unterliegen, und die Wohnun- 
gen auch vom staatlichen / kommunalen Träger nicht als Kapitalanlage verwertet werden. 
D.h. sie müssen eine ‘nichtkapitalistische’ Mietpreiskalkulation erhalten. Nach verschiede- 
nen historischen und ausländischen Erfahrungen kann ein kommunalisierter 
Wohnungsbau‘® eine 'restriktive Mietpreisfestsetzung’ vor allem dann gewährleisten, 
wenn er aus öffentlichen Haushaltsmitteln (Steuermitteln) finanziert wird und auf jegliche 
Kapitalverzinsung für diese Investitionsmittel verzichtet wird.” Damit würden Neubau- 
Sozialwohnungen nicht mehr als Kapitalanlage, sondern als ein Teil der staatlichen beteit- 
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gestellten Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft fungieren. Auf dieser Grundlage 
wäre auch - im Unterschied zum privatwirtschaftlichen Mietwohnungsbau - die heute viel- 
fach geforderte Mieterselbstverwaltung (durch Übertragung verschiedener Kompetenzen 
an Hausvereine oder Mietergenossenschaften) realisierbar. 


In diesem Zusammenhang ist auch die Erneuerungspolitik für Altbauwohnungen aufzu- 
greifen: Die erforderliche Gewährleistung einer verbesserten Wohnqualität im Altbaube- 
stand - bei niedriggehaltenen Mieten - gehört zum einen in den Bereich der Instandhal- 
tungs- und Instandsetzungspolitik, die bereits als unabdingbare Begleitmaßnahme von 
Mietpreisbindungen angegeben worden ist. Altbau-Modernisierungen bei niedriggehalte- 
nen Mieten sind - wie beim Neubau von Sozialwohnungen - letztlich nut unter einer ver- 
änderten, nicht profitorientierten Trägerschaft durchführbar. Im Unterschied zum Neu- 
bau von Sozialwohnungen schafft die Altbaumodernisierung jedoch keine zusätzlichen 
Wohnungen, trägt also nicht zur Überwindung quantitativen Wohnungsmangels bei. 


In ihren tatsächlich realisierten Formen haben die wohnungspolitischen Staatseingriffe 
überwiegend eine Doppelfunktion angenommen: Sie dienen zur Gewährleistung einer 
austeichenden Reproduktion der Arbeitskraft im Wohnbereich und gleichzeitig zur Siche- 
rung ausreichender Verwertungsmöglichkeiten für wohnungswirtschaftliche Kapitalanla- 
gen. In diesem Zusammenhang wird die Unzulänglichkeit einer simplifizierenden marxi- 
stischen Begründung der Staatsintervention im Wohnungssektor deutlich, die besagt, daß 
die Profitinteressen von Grundeigentum und Wohnungsbaukapital in Widerspruch zu 
den Interessen des industriellen Kapitals und des Gesamtkapitals gerieten und deshalb 
Staatseingriffe erforderlich machten.’ Es wird dabei die Heterogenität der im Mietwoh- 
nungsbau agierenden Kapitalgruppen ignoriert. Wohnungsbau ist zwar eine besondere 
Kapitalanlagesphäre, beinhaltet aber keine gesonderte Kapitalfraktion: Die Bauproduk- 
tion ist dem industriellen bzw. produzierenden Kapital zuzurechnen; das Grundeigentum 
ist in zunehmendem Maße vom industriellen Kapital, Bankkapital und Wohnungsbauka- 
pital angeeignet worden;°! das Wohnungsbaukapital wird - mehr als in anderen Kapital- 
anlagesphären - in direkter Verbindung mit dem Bankkapital verwertet.” Da Wohnungs- 
baukapital nicht als gesonderte Kapitalfraktion eindeutig abgegrenzt werden kann”, ist 
die Staatsintervention im Wohnungssektor auch nicht einfach als Einschränkung der Ver- 
wertungsmöglichkeiten des Wohnungsbaukapitals zur Sicherung der Verwertungsbedin- 
gungen der anderen Kapitalgruppen zu interpretieren. Vom Mietwohnungsbau profitieren 
gleichzeitig die verschiedensten Kapitalgruppen, insbesondere das 'Finanzkapital’. In die- 
sen Zusammenhang gehört auch die verbreitete These’ zur Umverteilungswirkung einer 
durch Mietpreisbindungen u.ä. durchgesetzten restriktiven Mietenpolitik, daß niedrig ge- 
haltene Mieten in erster Linie eine indirekte Subvention für das industrielle Kapital bein- 
halten, indem diesen Kapitalgruppen - auf Kosten des Hausbesitzes bzw. Wohnbaukapi- 
tals - ein relativ niedriges Lohnniveau ermöglicht wird und damit ihre internationale Kon- 
kurrenzfähigkeit gestärkt würde. Diese Konstellation ist wiederholt in ganz unterschiedli- 
chen Ländern vor allem in Nachkriegs-Wiederaufbauphasen bei akutem Wohnungsman- 
gel als Standard-Argument für gesetzliche Mietpreisbegrenzungen vorgebracht worden. 
Die Gewährleistung eines niedrigen Lohnniveaus und Stärkung der Konkurtenzfähigkeit 
am Weltmartk gilt als zentraler Bestandteil der ‘Reforminzidenz’ einer restriktiven Mieten- 
politik.” Die angegebene positive Wirkung für die industriellen, insbesondere expoit- 
orientierten Kapitalgruppen kann für Wiederaufbauphasen durchaus eintreten (sofern 
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nicht in zahlreichen Ländern gleichzeitig dieselben Maßnahmen getroffen werden)!” Es er- 
scheint jedoch zweifelhaft, daß die Durchsetzung einer restriktiven Mietenpolitik in jedem 
Falle vorrangig eine Begünstigung des ‘industriellen Kapitals’ auf Kosten des "Wohnungs- 
baukapitals’ mit sich bringen würde: Es gibt weder einen theoretisch zwingenden Grund 
noch empirische Belege für die Annahme einer eindeutigen und festen Beziehung zwi- 
schen Mieten- und Lohnentwicklung. Vielmehr wird deren Verhältnis in konkreten histori- 
schen Situationen maßgeblich von gesellschaftlich-politischen Kräfteverhältnisssen 
bestimmt?’, so daß Mieten- und Lohnniveau sich durchaus auf Kosten, aber auch zum Vor- 
teil der Arbeiterbevölkerung auseinanderentwickeln können (und sich empirisch auseinan- 
derentwickelt haben, wie die längerfristigen Veränderungen von Mietbelastungsquoten 
zeigen). Das Lohnniveau kann unter konkreten Bedingungen sowohl gegenüber relativ ho- 
hen Mieten auf Kosten der anderen Lebensbedürfnisse der Arbeiterbevölkerung niedrig 
gehalten werden, als auch bei niedrig gehaltenem Mietpreisniveau gesteigert werden. Eine 
mietenpolitische Einschränkung der Kapitalverwertungsmöglichkeiten im Wohnungssek- 
tor würde heute nicht ein eindeutig abgrenzbares "Wohnungsbaukapital’ treffen, sondern 
neben privaten und unternehmerischen Wohnungsbauinvestoren vor allem die privaten 
Finanzierungsinstitute, und damit das gesamte ‘'Finanzkapital’ einschließlich der damit 
. verbundenen industriellen Kapitale. Eine wesentliche Quelle von ‘sekundären Gewinnein- 
kommen’ wäre beschnitten, nicht aber der gesamtwirtschaftliche Mehrwert (vgl. oben). 
Positive Auswirkungen für das Gesamtkapital würden sich nichtsdestoweniger auch in die- 
sem Rahmen ergeben, soweit für relevante Teile der lohnabhängigen Bevölkerung eine ver- 
besserte Reproduktion der Arbeitskraft gewährleistet und damit das Arbeitsvermögen ge- 
steigert wird, soweit niedrig gehaltene Mietpreisniveaus eine Nachfrageausweitung bei 
Massenverbrauchsgütern herbeiführen und eine verbesserte Kapazitätenauslastung bzw. 
Produktionsausweitung und Profitsteigerung ermöglichen. 

Im Allgemeinen begründen nicht Widersprüche zwischen untertschiedlichen Kapitalfrak- 
tionen, sondern das strukturelle Versagen eines reinen privatkapitalistischen Wohnungs- 
baus, welches die Reproduktion der Arbeitskraft gefährdet und in zugespitzter Lage soziale 
Unruhen heraufbeschwören könnte, die fortdauernde Staatsintervention im Wohungssek- 
tor. Die Gewährleistung einer ausreichenden Reproduktion der Arbeitskraft liegt letztlich 
im Interesse aller Kapitalgruppen. Die Interessen der verschiedenen vom Wohnungsbau 
profitierenden Kapitalfraktionen können sich allerdings immer noch in der Foryz des staat- 
lichen Eingriffs durchsetzen: wenn nämlich der Staatseingriff eine solche Form erhält, bei 
der der Wohnungsbau weiterhin als profitträchtige Kapitalanlage aufrechterhalten wird. 
Zur Absicherung der Möglichkeiten einer profitablen wohnungswirtschaftlichen Kapital- 
anlage kommt es vor allem bei der staatlichen Subventionierung des privaten Mietwoh- 
nungsangebots, die eine Realisierung von profitgerechten Mietpreisniveaus gewährleistet. 
In diesem Rahmen ist weiterhin auf die Unzulänglichkeit einer simplifizierenden marzisti- 
schen Behauptung über die zorwendig “systemgerechte’ Form wohnungspolitischer Staats- 
eingtiffe hinzuweisen: »Welche Form der staatlichen Politik (im Wohnungssektor, d. Verf.) 
vorhetrscht, ist (...) objektiv bedingt durch die jeweiligen ökonomischen Verhältnisse.°® 
Eine derartige Aussage ist von marxistischen Thesen über ‘prinzipielle’ Schranken staatli- 
chen Handelns in kapitalistischen Gesellschaften”? geprägt, ignoriert dabei jedoch, daß ge- 
samtwittschaftlich orientierte Aussagen nicht einfach auf die Ebene eines besonderen Wirt- 
schaftszweiges übertragen werden können. Auf der Ebene eines besonderen Wirtschafts- 
zweiges gibt es wohl kaum eine ‘prinzipiell’ beschränkte Form des Staatseingriffs. Mit einer 
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solchen Behauptung würde auch ignoriert, daß Staatseingriffe im Wohnungssektor in ver- 
schiedenen kapitalistischen Ländern zur gleichen Zeit sehr unterschiedliche Formen erhal- 
ten haben (von einer bloßen Subventionierung des privatwirtschaftlichen Wohnungsbaus 
bis hin zum direkten öffentlichen, meist kommunalisierten Wohnungsbau), welche die 
wohnungswittschaftliche Kapitalverwertung zum Teil stark eingeschränkt haben. Die sehr 
unterschiedlichen Formen der verwirklichten Staatsintervention weisen darauf hin, daß die 
unterschiedlichen und sich verändernden gesellschaftlich-politischen Kräfteverhältnisse in 
den verschiedenen Ländern bei der Durchsetzung bestimmter Formen des wohnungspoliti- 
schen Staatseingriffs eine maßgebliche Rolle spielen.‘ 

In der Bundesrepublik Deutschland hat der Staatseingriff im Bereich der Neubauproduk- 
tion wesentlich die Form einer staatlichen Subventionierung privater wohnungswirtschaft- 
licher Kapitalanlagen angenommen. Die Möglichkeiten einer profitablen Kapitalverwer- 
tung bei neuetstelltem Wohnraum wurden im Prinzip nicht eingeschränkt, sondern mit 
Hilfe von Subventionen abgesichert. Der ‘Soziale Wohnungsbau’ beinhaltet eine staatli- 
che Förderung des privatwirtschaftlichen Wohnungsbaus für Bevölkerungsgruppen mit 
niedrigen Einkommen. Die staatliche Subventionierung sucht die starke Differenz zwi- 
schen einem profitgerechten Mietpreisniveau und der Mietzahlungsfähigkeit der Arbeiter- 
bevölkerung zeitweilig zu überbrücken, wobei dem privaten oder unternehmerischen 
Wohnungseigentümer über Subventionsbeträge die Realisierung der "Kostenmiete’ ge- 
währleistet und dem Wohnungsmieter eine an der begrenzten Zahlungsfähigkeit orientier- 
te ‘Sozialmiete’ abverlangt wird.°' Die im Bereich des Sozialen Wohnungsbaus kalkulierte 
Kostenmiete entspricht im Prinzip und Aufbau einer profitgerechten wohnungswirtschaft- 
lichen Mietpreiskalkulation: Die mit Hilfe staatlicher Subventionen garantierte ‘Kosten- 
miete’ beinhaltet im Prinzip den durchschnittlichen wohnungswirtschaftlichen Profit; eine 
marktübliche Verzinsung von Kapitalmarktmitteln ist ebenso gesichert wie die Eigenkapi- 
talverzinsung und Entschuldungsgewinne. Sozialer Wohnungsbau wird damit von priva- 
ten und unternehmerischen Investoren als langfristig profitable Kapitalanlage betrieben. 
Die Wirksamkeit einer ‘systemgerechten’ Wohnungsbauförderung durch Subventio- 
nierung eines weiterhin privatwirtschaftlichen Mietwohnungsbaus ist jedoch zumindest 
langfristig begrenzt: Solange die Profitbedingungen des Mietwohnungsbaus wegen der 
privatwirtschaftlichen Träger eingehalten werden müssen, führen fortlaufende Baukosten- 
steigerungen und periodisch erhöhte Zinssatzniveaus zu einer anhaltenden Steigerung der 
profitgerechten Kostenmiete. Soweit die Einkommensentwicklung eine entsprechende 
Steigerung der von den Wohnungsmietern zu tragenden Sozialmiete nicht zuläßt, kann 
die zunehmende Differenz zwischen Kostenmiete und Sozialmiete für neuerstellte Sozial- 
wohnungen nur duıch eine fortlaufende Steigerung des pro Wohnung erforderlichen Sub- 
ventionsbetrages überbrückt werden. Eine gleichbleibende Anzahl neuer Sozialwohnun- 
gen kann unter diesen Bedingungen nur bei einer fortlaufenden Steigerung des Gesamt- 
budgets für Sozialwohnungen gefördert werden. Da eine beständige Ausweitung dieses 
Budgets unter den gegebenen gesellschaftlich-politischen Kräfteverhältnissen nicht mög- 
lich ist, werden nicht nur neugebaute Sozialwohnungen für den Mieter immer teurer, son- 
dern es können auch fortlaufend weniger neue Sozialwohnungen gebaut werden. Im Be- 
reich des staatlich subventionierten privatwirtschaftlichen Wohnungsbaus muß sich bei 
Aufrechterhaltung der Profitbedingungen des Mietwohnungsbaus wieder eine mietpreis- 
bezogene Wohnungsnot und Wohnungsmangel einstellen. 
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Die ‘neue’ Wohnungsnot, wie sie vor allem in den Großstädten der BRD in jüngster Zeit 
wieder festgestellt wird, beinhaltet in ihren konkreten Erscheinungsformen (1) eine Krise 
des traditionellen Sozialen Wohnungsbaus, dessen Produktionsumfang zunehmend vertin- 
gert wurde und dessen Mieten für Bevölkerungsgruppen mit niedrigen Einkommen nicht 
mehr tragbar sind, sowie (2) eine fortschreitende Verknappung der noch relativ preisgün- 
stigen Altbau-Mietwohnungen, die durch Abriß, Zweckentfremdung (Leerstand) oder auf- 
wendige Modernisierung dezimiert werden. Eine ‘alternative? Wohnungspolitik muß un- 
ter den gegenwärtigen Bedingungen einer verstärkt hervortretenden mietpreisbezogenen 
Wohnungsnot besonders eine ‘resttiktive Mietenpolitik’ beinhalten, darf sich also nicht 
nur auf die Erhaltung, Verbesserung und Erweiterung des Wohnungsbestands austichten. 
Maßnahmen zur Begrenzung bzw. Verringerung des Mietpreisniveaus, zur Erhaltung von 
preisgünstigen Altbauwohnungen, sowie zum Neubau von Sozialwohnungen mit tragba- 
ren Mieten müssen sich auf den wohnungswirtschaftlichen Profit richten, und können da- 
mit letztlich nicht an der ‘Eigentumsfrage’ vorbeigehen, denn nach der vorausgehenden 
Analyse resultiert die Wohnungsnot aus den Profitbedingungen der kapitalistischen Träger 
des Mietwohnungsbaus. Detaillierte Konzepte für eine alternative Wohnungspolitik kön- 
nen sich an den vorausgehend dargestellten Ansatzpunkten orientieren, sie können aber in 
einer hinreichend konkretisierten Form nur in Zusammenhang mit einer genaueren Dar- 
stellung der gegebenen Situation der Wohnungsversorgung, und unter Einbeziehung von 
historischen oder von ausländischen Beratungen mit besonderen WORMEAESDOHLSENER Al- 
ternativen angegebe.ı und begründet werden. 

Gegenwärtig scheinen die politischen Kräfteverhältnisse für die Durchsetzung einer an den 
Bedürfnissen der Arbeiterbevölkerung orientierten Wohnungspolitik nicht günstig zu sein. 
Neben öffentlichen Ausgabenkürzungen insgesamt, findet sogar eine zunehmende Um- 
verteilung der öffentlichen Mittel zugunsten privater Investoren statt. Die krisenhafte Ent- 
wicklung des Wohnungsmarktes hat auf vielen Ebenen eine wohnungspolitische Diskus- 
sion entfacht, die bisher noch überwiegend von reaktionären Konzepten bestimmt bzw. 
beeinflußt wird. Insofern kann man nicht darauf verzichten, solche wohnungspolitischen 
Konzeptionen zu erarbeiten und in die anhaltenden Auseinandersetzungen um den Re- 
produktionsbereich einzubringen, die sich eine verbesserte Wohnungsversorgung der Ar- 
beiterbevölkerung und insbesondere der niedrigen Einkommensgruppen zum Ziel setzen. 
Gerade im Wohnungssektor erfolgt eine breite Umverteilung von Lohneinkommen auf die 
Kapitaleigentümer, die zukünftig noch verstärkt werden soll und unter Umgehung des 
Einflußbereichs der traditionellen gewerkschaftlichen Lohnkämpfe durchgesetzt wird. So- 
fern die Reallöhne in den nächsten Jahren nicht zu steigern sind, werden Mietsteigerungen 
und die weitere Verknappung von preisgünstigen Altbauwohnungen eine wesentliche Ver- 
schlechterung von Lebensbedingungen der Lohnabhängigen herbeiführen, wenn nicht ge- 
eignete wohnungspolitische Alternativen durchgesetzt werden können. 
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© Pialoux, M./Th£ret, B.: »Etat, classe ouyriere et logement social.« In: Critiques de l’&conomie 
politique, No. 9, 1979, No. 10, 1980. 

Für Holland: 

O Nycolaas, J.: »Volkshuisvesting. Een bijdrage tot de geschiedenis von woningbouw en woning- 
bouw beleid in Nederlande, met name sedert 1945.« Nijmegen 1974 

© Wiardi Beckman Stichting (Hrsg.): »Socialistisch Woonbeleid.« Deventer 1976 

Für Österreich: 

© Feldbauer, P.: »Stadtwachstum und Wohnungsnot.« Wien 1977 

© Bauböck, R.: »Wohnungspolitik im sozialdemokratischen Wien 1919-1934.« Salzburg 1979 

Für die BRD: 

© Dörhöfer, K.: »Erscheinungen und Determinanten staatlich gelenkter Wohnungsversorgung 
in der BRD.« Berlin 1978 
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© Häring, D.: »Zur Geschichte und Wirkung staatlicher Interventionen im Wohnungssektor.« 
Hamburg 1974 

© Grüber, W.: Sozialer Wohnungsbau in der Bundesrepublik, Köln 1981 

Siehe dazu z.B.: Harvey, D.W.: »Labour capital and class struggle around the built environment.« 

in: Politics and Society, 6. 1976; Rose, D. u.a.: »Ideologies of property: a case study.« in: Sociolo- 

gical Review, vol. 24. 1976. In diesem Bereich gibt es noch wenige Untersuchungen. 

Engels, F.: Zur Wohnungsfrage, in: Marx-Engels-Werke Bd. 18, Berlin (DDR) 1971, S. 270. Vgl. 

auch die gleiche Darstellung bei Schmitz, G.: Die Wohnungswirtschaft im System der kapitalisti- 

schen Warenproduktion unter den gegenwärtigen Bedingungen, in: Franke, D. u.a.: Wohnungs- 

frage, Ökonomische Gesetze des Kapitalismus, Klassenkampf, Weimar 1976, 8. 86 £, 92 £, 113 ff. 

Engels, F., a.a.O., S. 270 

Vgl. Berty, M.: Marxist Approaches to the Housing Question, Birmingham 1979; Pickvance, 

C.G.: Housing, Reproduction of Capital, and Reproduction of Labour Power - some recent 

French Work, in: Antipode Vol. 8, No. 1/1976; Magri, P.: Politique du Logement et Besoins en 

Main - d’oeuvre, Paris 1972; Topalov, Ch.: Les Promoteurs Immobiliers, Paris 1974 

Vgl. z.B. Berty, M., a.a.0.,$S. 8 

Dieser Sachverhalt wird auch von Engels konstatiert: »Je nach den Verhältnissen kann der nach 

und nach gezahlte Mietbetrag zwei-, drei-, fünf-, zehnmal den ursprünglichen Kostenpreis aus- 

machen.« Engels, F., a.a.O., S. 270. Vgl. auch Lamarche, F.: Property development and the eco- 

nomic foundations of the urban question, in: Pickvance, C.G. (Hısg.): Urban Sociology - Critical 

Essays, London 1976. 

F. Lamarche bemerkt hierzu: »If property developers simply acted as salesmen for builders, their 

investments would be difficult to explain, since the share of surplus-value which they could obtain 

from entrepreneurs would be relatively small.« Lamarche, F., a.a.O., S. 94 

Vgl. Brede, H./Kohaupt, B./Kujath, H.J.: Ökonomische und politische Determinanten der 

Wohnungsversorgung, Frankfurt/M. 1975; Kainrath, W./Kohoutek, R.: Wohnungsmarkt II: 

Ansätze zu einer politökonomischen Theorie der Wohnungswirtschaft, Wien 1976; Autzen, 

R./Kempf, W./Voss, H.W.: Determinanten der Wohnungsbaufinanzierung, Berlin 1978 

Vgl. Brede, H./Kohaupt, B./Kujath, H.J., a.a.O., S. 24 f passim 

Vgl. ebenda, S. 34 f, 61 f 

Vgl. ebenda, S. 24 f 

Vgl. Marx, K.: Das Kapital, Bd. III, Marx-Engels-Werke, Bd. 25, Berlin (DDR) 1972 

Kapitalzinsen für Fremdkapital sind nur für einen Teil des gesamten Verwertungszeitraums der 

Wohnung relevant - nämlich bis zur Tilgung der verwendeten Kapitalmarktkredite. 

Vgl. Brede, H./Kohaupt, B./Kujath, H.)., a.a.O. 

Vgl. Marx, K., a.a.O. 

Ganz andere Bedingungen gelten für 'Leihkapital in Warenform’ im engeren Sinne, wenn Wa- 

tenkontingente auf Kredit ‘verliehen’ und zwischenzeitlich zur Erzielung von spekulativen Han- 

delsprofiten und Veräußerungsgewinnen weiter verschoben werden. 

Marx, K., a.a.O., S. 356. Vgl. auch Marx, K.: Grundtisse der Kritik der Politischen Ökonomie, 


. Berlin (DDR) 1974, $. 610 ff 


Vgl. Bauer, O.: Die Reform der Hauszinssteuer - Wohnungspreise und städtische Eryadienk 
in: Der Kampf, 1. Jg., Nr. 7/1908; siehe auch: Bauer, O.: Einführung in die Volkswittschaftsleh- 
re, in: Otto Bauer Werkausgabe, Bd. 4, Wien 1976, S. 709 ff 

Vgl. Neef, R.: Die ökonomische Verwertung städtischen Bodens und ihre Wirkung auf die Stadt- 
entwicklung, Diss., Marburg 1974 

Dazu ausführlich: Brede, H./ Dietrich, B./Kohaupt, B.: Politische Ökonomie des Bodens und 
Wohnungsfrage, Frankfurt/M. 1976; Krätke, $.: Bodenrente und Stadtstruktur, Berlin 1979; 
Clarke, S./Ginsburg, N.: The Political Economy of Housing, in: Conference of Socialist Econo- 
mists (Hısg.): Political Economy and ihe Housing Question, London 1975. Weitere marxistische 
Beiträge zur städtischen Grundrente sind: Lipietz, A.: Le tribut foncier urbain, Paris 1974; De- 
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chervois, M./Theret, B.: Contribution ä l’etude de la rente fonciere urbaine, Paris 1979 

Vgl. Brede, H./Dietrich, B./ Kohaupt, B., a.a.O. 

Dieses analytische Konzept vertreten Lamarche, F., a.a.O., bes. S. 116; Behnke, H.-J. /Evers, 
K./Möller, K.: Grundrente und Bodenspekulation, Berlin 1976 

Arbeitslohn als Wertsumme betrachtet 

Auf das fundamentale Problem hoher Baukosten, die zum großen Teil der Struktur der Bauwirt- 
schaft geschuldet sind (niedrige Produktivität) kann im Rahmen dieses Beitrages nicht eingegan- 
gen werden. Dazu siehe z.B. Ball, M.: »British housing policy and the house building industry.« 
in: Capital and Class, No. 4. 1978 

Für diese sog. "Bodenkosten’ wird in der betriebswirtschaftlichen Kalkulation keine Abschreibung 
vorgenommen, da der Boden weder ‘verbraucht’ noch ‘entwertet’ wird. 

Der wohnungspolitische Profit enthält nach Abzug des Leihkapitalzinses einen kommerziellen 
Profit, Grundtente und die regelmäßige Geldrevenue, die aus der Verleihung des Warenkapitals 
an die Konsumenten bezogen wird. In der betriebswirtschaftlichen Kalkulation erscheinen diese 
Größen als "Eigenkapitalverzinsung’. 

‘Moralischer Verschleiß’ von Altbauwohnungen ist z.B. gegeben, wenn sich der Wohnstandard 
von Neubauwohnungen als durchschnittlicher Standard durchgesetzt hat. Bei bestimmten Markt- 
verhältnissen (Überangebot von Wohnungen) müßte dann die Modernisierung von Altbauwoh- 
nungen erfolgen, um sie vermietbar zu halten. 

Vgl. Lütge, F.: Wohnungswirtschaft, 2. Aufl., Stuttgart 1949, S. 75 f, und Heuer, J.H.B., u.a.: 
Lehrbuch der Wohnungswirtschaft, Frankfurt/M. 1979, 5. 294-315. Die Gliederung und Abgren- 
zung der Kosten folgt im wesentlichen der Berechnungsverordnung für öffentlich geförderte Miet- 
wohnungen. 

Diese Gesamtkosten repräsentieren für die marxistische Analyse den Produktionspreis des Wohn- 
gebäudes, zu dem das Wohnungsbaukapital das Gebäude ankauft, um es anschließend weiterzu- 
verwerten. 

Für die marxistische Analyse repräsentiert die Abschreibung den periodischen Rückfluß des im 
Gebäude angelegten Kapitals zum Investor; die Verwaltungskosten repräsentieren Zirkulationsko- 
sten; Betriebskosten sind Unterhaltungskosten, und die Instandhaltungskosten entsprechen den 
Erhaltungskosten. 

Vgl. z.B. Lütge, F., a.a.O., S. 86 ff, und Heuer, J.H.B., u.a., a.a.O., S. 294-315 

Vgl. Lütge, F., a.a.O., S. 86 f 

Vgl. z.B. Brede, H./Dietrich, B./Kohaupt, B., a.a.O. 

Vor allem bei älteren Mietwohnungen, die in Vorbereitung einer veränderten Grundstücksverwer- 
tung beschleunigt herabgewirtschaftet werden sollen, aber an Bevölkerungsgruppen mit niedrigen 
Einkommen immer noch vermietet werden können. 

Vgl. Flender, A.: Kosten und Kostenrechnung in der Wohnungswirtschaft, in: Beiträge zur Theo- 
rie und Praxis des Wohnungsbaus, Bonn 1959 

Vgl. Krätke, M.: Der bürgerliche Staat als Steuerstaat, Diss., Berlin 1981 

Vgl. aber Brede, H./Kohaupt, B./Kujath, H.J., a.a.O., 5. 57. Die Autoren begreifen den woh- 
nungswirtschaftlichen Kapitalzins als Teil des Mehrwerts, obwohl sie konstatieren, daß er aus Lohn- 
einkommen aufgebracht wird. 

Unter den gegenwärtigen Bedingungen lebt z.B. ein großer Teil der kinderreichen Arbeiterfami- 
lien, gemessen an den anerkannten Versorgungsnormen, unter unzureichenden Wohnverhältnis- 
sen (insbesondere Überbelegung), was zu einem wesentlichen Teil auf untragbar hohen Mieten 
für geeignete Wohnungen beruhen dürfte (aber auch auf sozialer Diskriminierung). 

Vgl. Häring, D., a.a.O., $. 96 f, über historische Erfahrungen mit einer Orientierung des Lohnni- 
veaus an ‘billigen’ Altbaumieten, bei der die auf Neubauwohnungen angewiesenen Teile der 
Lohnabhängigen eine erhebliche "Unterbezahlung’ hinnehmen mußten. 

Vgl. Krätke, S.: Kommunalisierter Wohnungsbau als Infrastrukturmaßnahme, Frankfurt/M. 
1981. Kommunalisierter Wohnungsbau ist nicht den in der Bundeszepublik gegebenen, untet- 
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nehmerisch verselbständigten Wohnungsbaugesellschaften mit mehrheitlicher kommunaler Kapi- 
talbeteiligung gleichzusetzen! 

Zwei Beispiele: Beim gegenwärtigen kommunalisierten Wohnungsbau in Großbritannien, der ur- 
sprünglich unter dem Druck der Arbeiterbewegung durchgesetzt wurde, liegt zwar eine Kapital- 
marktfinanzierung vor, doch es wird auf jegliche ‘Eigenkapitalverzinsung’ und auf ‘Entschul- 
dungsgewinne’ verzichtet. Beim ehemaligen österreichischen bzw. Wiener Gemeindewohnungs- 
bau, der ebenfalls von der Arbeiterbewegung durchgesetzt worden war, hatte man alle Finanzie- 
rungsmittel aus Steuermitteln aufgebracht und vollständig auf die Kapitalverzinsung verzichtet. 
Vgl. ebenda. 

Vgl. z.B. Dörhöfer, K.: Wohnverhältnisse und Bewohnerverhalten, in Prokla 33/1978, S. 65 
Vgl. Krätke, $.: Bodenrente und Stadtstrukrur, a.a.O. 

Vgl. Brede, H./Kohaupt, B./Kujath, H.)., a.a.O. 

Vgl. Clarke, S./Ginsburg, N.: The Political Economy of Housing, in: Conference of Socialist Eco- 
nomist (Hrsg.): Political Economy and the Housing Question, London 1975, S. 11 

Vgl. z.B. Dörhöfer, K., a.a.O. 

Vgl. Nov, K.: Sozialisierung von unten - Überlegungen zur vergessenen Gemeinwittschaft im 
‘Roten Wien’ 1918-1934, in: Mehrwert 19/1979 

Vgl. Bunzel, J.: Wohnungsmarkt und Wohnungspolitik, in: Bunzel, J. (Hrsg.): Beiträge zur städ- 
tischen Wohn- und Siedelwirtschaft, III. Teil, Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 177, 
München/Leipzig 1930 

Vgl. Molitor, B.: Wohnbaupolitik und Subventionierung, in: Hamburger Jahrbuch für Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik, Tübingen 1966 

Brede, H./Kohaupt, B./Kujath, H.J., a.a.O., $. 52 

Vgl. z.B. Altvater, E. u.a.: Staat, Akkumulation des Kapitals und soziale Bewegung, in: Altvater, 
E./Basso, S./Mattick, P./Offe, C. u.a.: Rahmenbedingungen und Schranken staatlichen Han- 
delns, Frankfurt/M. 1976 

Vgl. Clarke, $./Ginsburg, N., a.a.O., S. 12 

Vgl. Autzen, R./Kempf, W./Voss, H.W., a.a.O.; Heuer, J.H.B. u.a., a.a.0. 

Vgl. Hoffmann, U.: Entwicklung der Kostenmiete im öffentlich geförderten sozialen Wohnungs- 
bau seit 1962, in: Wirtschaft und Statistik 5/1976 

Vgl. als Beispiele für solche Konzepte, bei denen auch die 'Eigentumsfrage’ gestellt ist, (a) für 
den Bereich Neubau: Krätke, S.: Alternative Wohnungspolitik am Beispiel des kommunalisierten 
Wohnungsbaus, in: Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft, Nr. 12/1981; (b) für den 
Bereich Altbau: Fassbinder, H./Rosemann, J.: Stadterneuerung als kommunale Strategie - die 
Prinzipien des Rotterdamer ‘'Aanpak’, in: Bauwelt, Nr. 19/1980. 
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Michael Krummacher 
Wohnungspolitik in der BRD 
- Leitlinien und Entwicklungsphasen 


0. Einleitung‘ 


Wohnungskämpfe und die Debatte zur neuen/alten Wohnungsnot haben deutlich ge- 
macht, 


- daß sich die regionalen und sozialen Ungleichheiten der Wohnungsversorgung ver- 
schärfen und in den Ballungsräumen der Mangel an preiswertem Mietwohnraum und 
die Wohnungsnot; 


- daß die Wohnungspolitik - lange Zeit als Musterbeispiel sozialstaatlicher Wohlfahrts- 
politik gepriesen - sich in einer Legitimationskrise befindet; 

- daß die Reaktionen der Regierenden auf kommunaler Ebene in Beschwichtigungsversu- 
chen und noch mehr der Kriminalisierung der Wohnungskämpfe, auf staatlicher Ebene 
vor allem in einer breit angelegten Kampagne für mehr Marktwirtschaft im Wohnungs- 
sektor bestehen. 


Der vorliegende Aufsatz soll dazu beitragen, den - in lokalen Einzelkonflikten oft unter- 

schätzten - Zusammenhang der gegenwärtigen Situation im Wohnungsbereich mit den 

Determinanten staatlicher Wohnungspolitik der vergangenen Jahrzehnte durchschaubar 

zu machen. 

Aus Gründen der Konzentration beschränke ich mich auf die staatliche Wohnungspolitik 

im engeren Sinne; die anerkannt wichtigen Probleme der kommunalen Wohnungspolitik 

und des Zusammenhangs von Stadtentwicklung und Wohnungpolitik bleiben weitgehend 

unberücksichtigt. 

Ich werde vor allem drei Thesen verfolgen: 

1. Wohnungspolitik in der BRD war immer Sozialpolitik z2d Wirtschaftspolitik. Der zu- 
nehmende Vorrang wirtschaftspolitischer Investitions- und Wachstumsziele führt zur 
Zurückdrängung sozialpolitischer Versorgungsziele. 

2. Der Formwandel der Wohnungspolitik wird - regierungsunabhängig - von einer Zu- 
nahme ‘negativer’ sozialer Verteilungswirkungen (Verstärkung sozialer Ungleichhei- 
ten) geprägt. 

3. Der vielfach konstatierte »Liberalisierungsprozeß« der Wohnungpolitik besteht im Ab- 
bau ‘systemwidriger’ zugunsten “marktkonformer’ Staatseingriffe, ohne gleichzeitigem 
Subventionsabbau. Liberalisierungsprozeß, Vorrang der Wirtschaftspolitik und negati- 
ve Verteilungswirkungen verzahnen sich dabei eng. 

Neben der angeführten Sekundärliteratur gründen sich meine Aussagen auf die Ergebnisse 

einer breit angelegten Realanalyse der Wohnungspolitik in der BRD, die ich 1978 abge- 

schlossen habe.! 


* 


Zum Thema “Wohnungspolitik’ vgl. auch mehrere gleichzeitig erscheinende Aufsätze in: Levia- 
than 4/1981, die sich mit anderen Aspekten des Themas befassen. 
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1. Wohnungspolitik im Spannungsfeld zwischen Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik 
1.1 Zur Begründung sozialsiaatlicher Wohnungspolitik 


Sicher ist, daß die staatliche Wohnungspolitik in der BRD mit Hilfe vielfältiger Gesetze, 
Programme und Budgets in den Wohnungssektor der BRD massiv eingegriffen hat und 
dies auch weiterhin tut. Glatzer vermutet sogar: 

»Es gibt wohl kaum ein zweites wirtschaftliches Gut, auf dessen Bereitstellung und Vertei- 
lung dutch ähnlich vielfältige gesetzliche Bestimmungen Einfluß genommen wird, wie auf 
die Wohnung.« 

Die hauptsächlichen wohnungspolitischen Instrumente (im engeren Sinne) sind gegenwät- 

tig: Der soziale Wohnungsbau, Steuervergünstigungen für den Wohnngsbau (887b, 54 

EStG, Grundsteuervergünstigung und Grunderwerbsteuerbefreiung), die Bausparförde- 

rung, die Modernisierungsförderung, das Wohngeld und das Mietrecht. Diese Instrumente 

beeinflussen 

- die Wohnungsbaufinanzierung durch verbilligte Darlehen, Kreditfinanzierungszu- 
schüsse, Steuererleichterungen und Bausparvergünstigungen 

- die Mieten- und Wohnkostenregulierung durch Finanzierungserleichterungen, Miet- 

preisbindungen bestimmter Subventionsarten, Mietpreisgesetze und Wohngeld 
- die Belegung bestimmter Wohnungskategorien; früher in Form der Wohnraumbe- 
wirtschaftung (staatliche Kontrolle der Wohnraumbelegung- und zuweisung), heute 
nur noch durch Überlassung von Sozialwohnungen an bestimmte Personenkreise 
- und die Vertragsgestaltung von Mietverhältnissen (Mieterschutz). 
Die meisten wohnungspolitischen Instrumente sind subventionswirksam; nur wenige be- 
wirken keine finanzielle Belastung öffentlicher Haushalte bzw. der Steuerzahler. Zu letzte- 
ten zählen die früher angewendete Mietpreislimitierung und Wohnraumbewirtschaftung 
scwie der geltende Wohnraumkündigungsschutz. Das heutige Mietpreisrecht kann kaum 
als kostenneutral bezeichnet werden, weil dadurch indirekt Wohngeldansprüche ausgelöst 
werden. Die anderen Instrumente belasten die Allgemeinheit der Steuerzahler in Form 
von Haushaltsabgaben (direkte Subventionen) oder Einnahmeverzichten (indirekte Sub- 
ventionen). Zum Komplex der Haushaltsabgaben rechnen die direkte Förderung des sozia- 
len Wohnungsbaus, des Bausparens, der Wohnungsmodernisierung und das Wohngeld; 
zum Komplex der Einnahmeverzichte die - subventionstechnisch unvollständig erfaßten - 

Steuervergünstigungen für Wohnungsneubau, Bausparen und Modernisierung. 

Das entsprechende wohnungspolitische Subventionsvolumen war und ist schr erheblich. 
Nach Angaben des BMBau betmg es 1978 rd. 20 Mrd. DM; das sind etwa 5% des Sozial- 

budgeits ’78 oder rd. 20% der Wohnungsbauinvestitionen von 1978.? (vgl. Tab. 1, Kap. 1.5) 
Davon ausgehend, daß der Wohnngssektor einerseits ein zentraler Investitionsbereich der 
kapitalistischen Wirtschaft, andererseits ein zentraler Reproduktionsbereich der Bevölke- 
rung ist, haben die wohnungspolitischen Staatseingriffe zwei prinzipielle Auswirkungen. 
Zum einen beeinflussen sie die Investitionstätigkeit und den Akkumulationsprozeß zu- 
nächst der Wohnungswirtschaft, nachfolgend auch anderer Wirtschaftssektoren und der 
gesamten Volkswirtschaft, in dem, durch die Staatseingriffe angeregt, zusätzliche zah- 
lungsfähige Nachfrage und Kapitalströme in den Wohnungssektor gelenkt werden. Diesen 
ökonomischen Anstoßeffekt strebt die staatliche Wohnungspolitik mit vielfältigen Ausdif- 
ferenzierungen sehr bewußt an. Insofern ist sie Wirtschaftspolitik (vgl. 1.3.). 


76 Michael Kraummacher 


Zum anderen bewirken die Staatseingriffe Korrekturen einer rein marktwirtschaftlichen 
Wohnungversorgung der Bevölkerung und gleichzeitig erhebliche indirekte Einkommens- 
umverteilungen in der Form der Wohnkostenbegrenzungen, Steuervergünstigungen und 
direkten Zuschüsse (indirekte Einkommensteigerung der begünstigten Haushalte). Auf- 
grund dieser Versorguns-, Verteilungseffekte gilt Wohnungspolitik als Teilbereich der all- 
gemeinen Sozialpolitik der BRD und wird in deren Systematik entsprechend behandelt 
(z.B. i.R. des Sozialbudgets). Die systematische Zuordnung der Wohnungspolitik zur So- 
zialpolitik besagt jedoch noch wenig über ihre konkrete Ausrichtung. Wie auch in anderen 
Bereichen der Sozialpolitik begründet sie nicht den Anspruch auf einen bestimmten sozial- 
staatlichen Gehalt der Wohnungpolitik im Sinne des Abbaus sozialer Ungleichheiten in 
der Wohnungsversorgung (‘positive’ Verteilungswirkung). Auch aus dem Sozialstaatpo- 
stulat des Grundgesetzes (Art. 20,28) läßt sich eine Verpflichtung des Staates zu einer so- 
zialstaatlichen Beeinflussung der Wohnungversorgung nur bedingt, die Art und das Aus- 
maß der Einflußnahme gar nicht ableiten. Der Anspruch auf eine sozialausgleichende Wir- 
kung der Wohnungspolitik ist ein sozialpolitisches Interesse der lohn-, gehalts- und ren- 
tenabhängigen Bevölkerung und läßt sich - angesichts gegensätzlicher Interessenstand- 
punkte verschiedener Kapitalfraktionen (z.B. Wohnungswirtschaft) - nur politisch be- 
gründen und durchsetzen. Eine solche politische Begründung kann auf mehreren Ebenen 
erfolgen: 
- der Ebene des allgemeinen politischen Anspruchs der Steuerzahler auf eine 'bedarfsge- 
rechte” Verwendung des Steueraufkommens, 
- der Ebene der in den wohnungspolitischen Gesetzen formulierten sozialpolitischen 
Zielvosstellungen 
- und der Ebene struktureller Funktionsmängel einer den Marktprozessen überlassenen 
Wohnungsversorgung. 
Die erste Ebene betrifft den allgemeinen Legitimitätsanspruch der Regierten an sozialstaat- 
liches Handeln in allen Bereichen, also auch im Wohungsbereich. U.K. Preuß füht dazu 
aus:? 


»Der kapitalistische Staat ist in erster Linie Steuetstaat... Aus der Allgemeinheit der Erhebung der 
Steuer witd der Anspruch auf die Allgemeinheit der Verwendung des ‘nationalen Reichtums’ abgelei- 
tet, und so produziert die Steuer permanent den Anspruch auf eine den Bedürfnissen der Massen ent- 
sprechenden Verwendung. In dem Maße, in dem das fiskalische System diesem Anspruch nicht ge- 
recht werden kann, weil die verfügbaren Finanzmittel als Instrument der Steuerung des Akkumula- 
tionsprozesses eingesetzt und seiner abstrakten Logik subsumiert werden, enthält das Steuertsystem ei- 
ne explosive politische Brisanz, denn offenbar liegt nicht lediglich eine Knappheit fiskalischer Mittel 
vor, sondern ihre klassenspezifische Verwendung. Dies ist an sich nichts Neues; relativ neu ist dagegen 
die Politisierung dieses Tatbestandes.« 


Angesichts des erheblichen Umfangs der wohnungspolitischen Subventionen ist der An- 
spruch ‘auf eine den Bedürfnissen der Massen entsprechende Verwendung’ evident. Es 
wird zu zeigen sein, daß die Nichterfüllung dieses Anspruches auch im Wohnungsbereich 
auf eine ‘klassenspezifische Verwendung’ der verfügbaren Finanzmittel zurückzuführen 
ist. 

Die gesetzlich formulierten sozialpolitischen Zielvorstellungen der Wohnungspolitik lassen 
sich insbesondere dem I. Wohnungsbaugesetz entnehmen: 


»81 Wohnungsbauförderung als öffentliche Aufgabe. (1) Bund, Länder, Gemeinden und Gemeinde- 
verbände haben den Wohnungsbau unter besonderer Bevorzugung des Baus von Wohnungen, die 
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nach Größe, Ausstatung und Miete oder Belastung für die breiten Schichten des Volkes bestimmt und 
geeignet sind (sozialer Wohnungsbau) als vordtingliche Aufgabe zu fördern. (2) Die Förderung des 
Wohnungsbaus hat das Ziel, den Wohnungsmangel zu beseitigen und für weite Kreise der Bevölke- 
rung breitgestreutes Eigentum zu schaffen. Die Förderung soll eine ausreichende Wohnungsversor- 
gung aller Bevölkerungsschichten entsprechend den unterschiedlichen Wohnungsbedürfnissen er- 
möglichen und diese namentlich für diejenigen Wohnungssuchenden sicherstellen, die hierzu selbst 
nicht in der Lage sind...« (Hervorhebungen Kr.). 


Obwohl diese Formulierungen mehrere, 2.T. heterogene Aspekte enthalten und somit re- 
Jativ weite Interbretationsmöglichkeiten bieten, läßt sich daraus ein deutlicher Anspruch 
des Gesetzgebers auf eine sozialstaatliche Beeinflussung des Wohnbereichs zur Gewährlei. 
stung einer 'ausreichenden Wohnungsversorgung aller Bevölkerungsschichten, einschließ- 
Jich derjenigen, die hierzu selbst nicht in der Lage sind" ableiten. Die Verwirklichung die- 
ses Anspruchs erfordert positive Verteilungswirkungen der staatlichen Wohnungspolitik 
zugunsten der einkommens- und sozialschwächeren Bevölkerungsschichten. Es wird zu zei- 
gen sein, daß dieser Anspruch in der wohnungspohtischen Realität nicht erfüllt wird, 
Seit dem Entstehen der 'Wohnungsfrage’ mit dem Beginn der Industrialisierung gründet 
sich der politische Anspruch auf eine sozialstaatliche Wohnungspohitik wesentlich auf die 
Funktionsmängel einer den Marktprozessen überlassenen Wohnungsversorgung, die 
zwangsläufig zu massiven Versorgungsungleichgewichten führen. Dies soll im folgenden 
Abschnitt aufgezeigt werden. 


1.2 Determinanten der marktwirtschaftlichen Wohnungsversorgung 


Die Untersuchungen zu den sozialen Disparitäten und Defiziten in der Wohnungsversor- 
gung zeigen, daß der jeweilige Grad der Wohnungsversorgung primär einkommensabhän- 
gig ist und - davon überlagert, - von den Faktoren sozialer Status, Kinderzahl, Nationali- 
tätu.a.m. beeinflußt wird.’ Versorgungsdefizite und Wohnungsnot konzentrieren sich bei 
den unteren Einkommensschichten. Eine starre statistische Abgrenzung ist dabei wenig 
sinnvoll, zumal sich gegenwärtig der Kreis der potentiell Betroffenen (unterhalb des Ein- 
kommensmedians) nach oben erweitert. Die Einkommensabhängigkeit der Wohnungver- 
sorgung wird von zwei Polen geprägt: Zum einen von der Entwicklung der Masseneinkom- 
men, zum anderen von der Entwicklung des Preises der Ware Wohnung. Obwohl es zu- 
trifft, daß die Wohnungsversorgung immer auch eine 'Einkommensfrage’ ist und in erheb- 
lichem Maße von der Lohn- und Tarifpolitik bestimmt wird, konzentriere ich mich hier in 
Anlehnung an Brede u.a. (1975) auf eine skizzenartige Kennzeichnung des Wohnungs- 
bzw. Mietpreises. ® 

Wie in anderen Investitionsbereichen gilt für den Wohnungssektor, daß Wohnungsbau 
und Vermietung nur stattfinden, wenn den beteiligten Kapitalfraktionen (Haus- und 
Grundbesitzern, Baugewerbe, Banken) eine zumindest durchschnittliche Rentabilität des 
eingesetzten Kapitals gewährleistet erscheint. Von diesem Grundsatz ausgehend, stellt sich 
der Wohnungs- bzw. Mietpreis her als Ergebnis von Produktions-, Finanzierungs- und Bo- 
denverwertungsprozessen. Hierzu treten Besonderheiten der Wohnungsmarktsituation. 
Im wesentlichen aber wird der Mietpreis »von den Faktoren Baukosten, Zins und Grund- 
rente« (Brede u.a., 1975, S. 48) bestimmt. 

Die Baukostenentwicklung ist der Faktor, der das langfristige Steigen der Mietpreise am 
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stärksten betimmt. Die Baukosten machen den größten Teil der Gesamtkosten einer Woh- 
nung aus und entscheiden damit über die Höhe des investierten Kapitals (1978 rd. 80% 
im sozialen Wohnungsbau)’ Die Bauppreise schlagen sich nieder in Neubau- und Moder- 
nisierungsmieten nieder; diese ziehen im Zuge von Marktprozessen die Altbaumieten 
nach. Die Baukosten sind hier in der Bundesrepublik permanent überdurchschnittlich ge- 
stiegen. Von 1962 (= 100) bis 1978 stieg der Preisindex für Wohngebäude (reine Bauko- 
sten) auf 238, für Wohnungsmieten auf 249, für allgemeine Lebenshaltung dagegen ‘nur’ 
auf 182 (vgl. Abb. 1). 


Die Urtsachen der überdurchschnittlichen 
Baupreisinflation werden mit dem Zusam- 
menwirken mehrerer Faktoren - im wesentli- 
chen den Bedingungen der Wohnungsbau- Enlwicklung der Mieten: 
produktion selbst - begründet®: vergleichs- a Bee 
weise niedriger Industrialisierungsgrad und 1962-1978 
kleinbetriebliche Struktur des Baugewerbes, 
trotz stark gestiegener Mechanisierung und 
Intensivierung des Arbeitsprozesses Domi- 
nanz handwerklicher Produktionsweisen, 
überproportionale saisonale und konjunktu- 
telle Auftrags- und Produktionsschwankun- 


[Einzeinandels-] 


gen, hohe Betriebs- und Beschäftigtenfluk- en 
tuation (Neugründungen, Betriebspleiten), 
Standortgebundenheit der Produkte, Ten- e 
denz zu EinzelauftragsvergabeundEinzefr- 2 # os 8 m 2 u 7 78 
: R & A Quolien: Star. Jahrbuch, versch, Jahre, Jahr 
tigung (z.B. beim Eigenheimbau). ee 


Beim Mietverhältnis wird die Wohnung nicht 

verkauft; es werden Nutzungsrechte an den Mieter verliehen. In Mietwohnungen angeleg- 
tes Kapital ist deshalb Leihkapital und die Miete im wesentlichen Zins auf dieses Kapital. 
Der Kapitalzins ist der qualitativ wichtigste Faktor des Mietpreises, weil die Erwartung des 
Vermieters auf eine langfristige marktübliche Kapitalverzinsung darüber entscheidet, ob 
Kapital im Mietwohnsektor angelegt und Mietwohnungen überhaupt gebaut werden. In 
Abhängigkeit von den Baukosten und dem Zinssatz auf dem Kapitalmarkt bestimmt der 
Kapitalzins auch entscheidend die Miethöhe. Kapitalzins und Abschreibung machen 'in 
der Regel mehr als zwei Drittel der Neubaumiete aus’ (Brede u.a., 1975, $. 26). 

Dabei hat die übliche Praxis den größten Teil des für den Bau oder Kauf eines Hauses not- 
wendigen Kapitals nicht aus Eigenmitteln des Vermieters zu finanzieren, sondern auf dem 
Kapitalmarkt (Banken etc.) zu leihen, entscheidende Konsequenzen für die Renditenent- 
wicklung des Hausbesitzers und die Miethöhe. 

Der - nach Abzug de: Betriebs- und Bewirtschaftungskosten - verbleibende Mietzins spal- 
tet sich auf in Zins für Eigenkapital (Hausbesitzerrendite) und Zins für Fremdkapital. Für 
Fremdkapital muß deı Vermieter bis zur Tilgung selbst Zinsen zahlen bzw. über die Miet- 
höhe abdecken (bei Neubauten i.d.R. der Hauptteil der Miete). Für die Ökonomie des 
Miethauses bedeutet das: In der 1. Phase der Vermietung fließt der größte Teil des Miet- 
zinses an die Kreditgeber. Die übrigbleibende Hausbesitzerrendite ist relativ gering oder 
sogar negativ. In der 2. Phase der Vermietung mit zunehmender Entschuldung und stei- 
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genden Mieten ändert sich das. Der Vermieter erhält jetzt den größeren und schließlich 
den ganzen Zinsanteil. Die Eigenkapitaltendite steigt als Ausgleich für die mageren Jahre 
sprunghaft an. In der 3. Phase der Vermietung bis zum Verschleiß des Hauses kann die er- 
wirtschaftete Hausbesitzertendite unter der Voraussetzung ordnungsgemäßer Instandset- 
zungen wieder sinken; sie bleibt aber relativ hoch, weil die Altbaumieten in der Regel wei- 
ter steigen und das Haus abgeschrieben ist. Nach endgültigem Verschleiß und Abbruch 
läßt sich schließlich der gestiegene Grundstückspteis, die Grundtente über den Verkauf des 
Grundstücks kapitalisieren. Fazit: An den Neubaumieten verdienen vor allem die Banken, 
an abgezahlten Miethäusern vor allem die Haus- und Gtundbesitzer.? 
Da der Zinssatz die Miethöhe entscheidend beeinflußt, steigen in Perioden hoher Kapital- 
marktzinssätze entweder die Mieten steil an, oder es sinkt die Rentabilität der Neubauver- 
mietung, der Mietwohnungsbau schrumpft, die Versorgungspässe nehmen zu. Als Faustre- 
gel bei dutchschnittlicher Finanzierung gilt, daß eine 1%-ige Steigerung der Hypotheken- 
zinssätze eine 8 - I%-ige Mietensteigerung nach sich zieht. Für das langfristige Steigen der 
Mietpreise kann jedoch der Kapitalzins nur dann ursächlich sein, wenn die durchschnittli- 
chen Kapitalmarktzinsen langfristig steigen. Eine solche Entwicklung läßt sich ungeachtet 
der etwas höheren Durchschnittszinssätze der 70er Jahre gegenüber den 60er Jahren noch 
nicht absehen. 
Die Bodenpreisentwicklung in der BRD übertrifft die Baupreisentwicklung noch bei wei- 
tem. Von 1950 bis 1978 sind die durchschnittlichen Baulandpreise schätzungsweise um das 
23-fache (!) gestiegen, von 1962 bis 1978 um das 4-fache.'!® Dabei treffen diese Durch- 
schnittsangaben noch keine Aussagen über die gewaltigen Preisdifferenzen der für den 
Grundstücksmarkt typischen Teilmärkte. 
Der Bodenpreis ist die kapitalisierte Grundrente bzw. der Kaufpreis für die Grundrente, 
die ein Grundstücksbesitzer bei Vermietung oder Verpachtung der Bodennutzung erzielen 
kann. Hinsichtlich der einzelnen Bestimmungsfaktoren der Höhe der Grundrente und da- 
mit der Bodenpreise herrschen z.T. gegensätzliche Auffassungen.!! Davon ausgehend, daß 
städtischer Boden knapp und am jeweiligen Ort nicht vermehrbar ist, gilt jedoch als gesi- 
chert, daß die Höhe der Grundrente einerseits durch die Konkurrenz um die am günstig- 
sten gelegenen Böden zwischen gewerblicher Nutzung und Wohnnutzung bestimmt wird, 
andererseits durch die Konkurrenz um die besten Wohnlagen, wenn der Boden zu Wohn- 
zwecken genutzt werden soll. Dadurch beeinflussen die Grundrenten bzw. Bodenpreise 
die Wohnungsversorgung vor allem über die räumliche Verteilung, Standorte und Baufor- 
men von Wohngebäuden (Allokationseffekt); anders ausgedrückt: die Grundrente be- 
stimmt die Verdrängung von Wohnnutzungen aus innerstädtischen Gebieten und die Ver- 
drängung billigen Wohnraums aus günstigen Wohnlagen zugunsten von Nutzungen, die 
höhere Grundtenten abwerfen (Gewerbe, Luxuswohnungen). Gegenüber dem Allokations- 
effekt ist der Einfluß der Grundtente auf die Miethöhe - im einzelnen natürlich unter- 
schiedlich - i.d.R. jedoch weniger bedeutsam. Der Anteil der Grundrente am Mietpreis ist 
im allgemeinen gering, weil der Anteil der Grundstückskosten (vorfinanzierte Grundren- 
te) an den Gesamtkosten von Wohnbauten nach wie vor relativ niedrig ist (1978 ca. 11% 
im sozialen Wohnungsbau).'? Deshalb ist der Einfluß steigender W ohnungspreise auf die 
“ Miethöhe weniger bestimmend als der Einfluß steigender Baupreise. 
Neben den genannten Faktoren (Baukosten, Zins und Grundrente), die die hohen Mieten 
und damit einkommensabhängige Defizite und Disparitäten der marktwirtschaftlichen 
Wohnungsversorgung ursächlich bestimmen, treten Besonderheiten der Wohnungsmarkt- 
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situation, die durch Ungleichgewichte zwischen Bedarfs-, Nachfrage- und Angebotsent- 
wicklungen geprägt werden. Es gibt »weder ein einheitliches Wohnungsangebot noch eine 
einheitliche Wohnungsnachfrage«.!” Der Wohnungsmarkt zerfällt in eine Vielzahl regio- 
naler, lokaler und kleinräumiger Teilmärkte, deren Angebote sich hierarchisch nach Lage, 
Größe, Ausstattung, Mietpreisen etc. unterscheiden. Die Teilmärkte sind relativ starr von- 
einander abgegrenzt. Zwischen ihnen findet ein Ausgleich von Engpässen und Überschüs- 
sen realiter nicht statt. Für die - in Ballungsräumen und Großstädten besonders ausgepräg- 
te - Hierarchie der Teilmärkte ist wiederum vor allem die Einkommenshierarchie der Be- 
wohner bestimmend. Auf dem ‘freien’ Wohnungsmarkt orientieren sich Neubauproduk- 
tion und Modernisierungsstandards von Altbauten an der Zahlungsbereitschaft und den 
Wohnwünschen der höheren und allenfalls noch der mittleren Verdienerschichten. Die 
Teilmärkte mit gut erhaltenem Altbaubestand und besseren Wohnlagen sind ebenfalls 
diesen Schichten vorbehalten. Für die unteren, auf niedrige Mieten angewiesenen Einkom- 
mensgruppen verbleiben (abgesehen vom Bestand an preisgünstigen Sozialmietwohnun- 
gen) enge Teilmärkte im Altbaubestand, die durch Knappheit, geringe bzw. schlechte 
Wohnstandards bei unverhältnismäßig hohen Mietpreisen gekennzeichnet sind. Während 
die allgemeine Wohnungsknappheit in der Bundesrepublik kontinuierlich zurückgegan- 
gen ist, blieb ein starker Mangel an preiswerten Mietwohnungen immer erhalten. Dieser 
Mangel verstärkt sich, weil seit Jahren immer weniger Mietwohnungen gebaut werden und 
der vorhandene Bestand verknappt wird infolge von Zweckentfremdungen, sanierungsbe- 
dingten Abrissen, modernisierungsbedingten Aufwertungen, Zusammenlegungen und 
Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen. Der Marktlogik folgend besteht auf 
Teilmärkten, auf denen die Nachfrage das Angebot übersteigt, eine Vormachtstellung des 
Vermieters in der Festsetzung von Mietpreisen, Wohnstandards und der Auswahl der Mie- 
ter. Sie können schlechte Wohnungen zu hohen Preisen vermieten, auf Instandhaltungen 
und Modernisierungen verzichten und sich die »Mieter nach Maß« aussuchen. 


»Neben der Einkormmensskala, die die verschiedenen Mieter von bestimmten Teilmärkten aus- 

schließt, kommt eine Diskriminierungsskala zum Tragen: Je tiefer der soziale Status, desto höher ist 

die Miete für die gleiche Wohnung. Der Markt engt sich damit durch soziale Barrieren gewissermaßen 
1. 14 

selbst ein«. 


Anders ausgedrückt: Kinderreiche, Ausländer, Obdachlose und Studenten sind von be- 
stimmten Teilmärkten ausgeschlossen; an sie wird vielfach gar nicht oder nur zu überhöh- 
ten Preisen vermietet (Diskriminierungsaufschlag). . 

Den genannten Funktionsmängeln einer marktwirtschaftlichen Wohnungsversorgung hal- 
ten die politischen Propagandisten der Wohnungsmarktwirtschaft vor allem die sog. »Filte- 
ting-« oder »Sickertheorie« entgegen." Diese besagt im wesentlichen: 

In dem sich der Wohnungsneubau an der Zahlungsbereitschaft und den Wohnwünschen 
der höheren Einkommensgruppen orientiert, werden die Wohnungsmärkte von »oben« er- 
weitert und durch Umzugsketten die angespannten Teilmärkte entlastet. Die höheren Ein- 
kommensschichten ziehen in Neubauten und machen Wohnungen mit relativ guten Stan- 
dards frei; in diese können mittlere Einkommensschichten einziehen, die wiederum Woh- 
nungen mit mittlerem Standard freimachen und so fort. Die Neubauproduktion löst also 
Umzugsketten aus, in deren Folge sich die Wohnverhältnisse aller Umziehenden verbes- 
sern. Im Zuge der Umzugsketten (»Sickerprozeß«) nimmt der Nachfragedruck nach Woh- 
nungen mit geringen Standards ab, sinkt deren Mietpreis und kommen schrittweise auch 
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die unteren Einkommensschichten zu besseren und preisgünstigen Wohnungen. Die Teil- 
märkte der Wohnungen mit schlechtestem Standard werden abgebaut. 

Zur »Sickertheorie« ist zunächst zu erwähnen, daß sie - durchaus in Konsistenz zur markt- 
wirtschaftlichen Verteilungstheorie - die Beibehaltung einkommensabhängiger Ungleich- 
heiten in der Wohnversorgung bewußt einprogrammiert. Entscheidender ist jedoch, daß 
der Sickerprozeß in bezug auf die für die unteren Einkommensgruppen relevanten Teil- 
märkte nicht in der vorgestellten Weise funktioniert. Ein Funktionieren des Sickerprozesses 
setzt den Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt voraus. Das 
war in der Bundesrepublik noch nie der Fall und in den Ballungsräumen schon gar nicht. 
Weitere Voraussetzungen wären vollständige Markttransparenz, Durchlässigkeit der Teil- 
märkte und hohe Mietermobilität. Die Vielzahl der Teilmärkte verhindert die Markttran- 
sparenz und soziale Barrieren die Durchlässigkeit der Teilmärkte. Arbeitsplatzbindungen, 
Sozialbindungen und hohe Umzugskosten verhindern einen hohen Mobilitätsgrad von 
Mietern. Eine weitere Bedingung wäre eine entsprechende Preisreagibilität, bzw. ein Sin- 
ken der Mietpreise bei nachlassendem Nachfragedruck. Auch diese Bedingung ist im 
Wohnbereich nicht erfüllt. Steigende Neubaumieten ziehen die Altbaumieten nach. 
Durch Umzugsketten ausgelöste Mieterwechsel sind fast immer Anlaß für kräftige Mietan- 
stiege. Sind Mietsteigerungen tatsächlich nicht mehr durchzusetzen und wird dadurch die 
Hausbesitzerrendite gefährdet, so reagieren ökonomisch orientierte Hausbesitzer mit der 
Vernachlässigung von Instandsetzungen (Desinvestition) und/oder mit Zweckentfrem- 
dung, Abriß und Nutzungsumwandlungen (Angebotsverknappung). 

Dementsprechend zeigen auch die Wohnungsmarktuntersuchungen zum Sickerprozeß, 
daß er zwar in bezug auf die besser gestellten Mieterschichten funktioniert, kaum dagegen 
in bezug auf die unterversorgten Haushalte. Im Zuge der verschiedenen Sickerstationen 
nimmt die relative Wohnwertverbesserung immer mehr ab und bricht nach unten schließ- 
lich ab. Einkommens- und sozialschwache Gruppen bleiben auf die Teilmärkte schlechter 
Wohnungen beschränkt. Die Ungleichheiten in der Wohnungsversorgung werden da- 
durch eher verschärft.!® 

Insgesamt zeigt sich: Die ökonomischen Determinanten einer marktwirtschaftlichen Wohn- 
versorgung bedingen zwangsläufig einkommens- und sozialabhängige, massive Versor- 
gungsungleichgewichte und -defizite. Eine sozialstaatliche Beeinflussung der Produktion, 
Verteilung und Wohnkostenregulierung ist daher ein dtingendes Mieterinteresse. Bevor- 
zugte Ansatzpunkte müßten direkte Einwirkungen auf die Faktoren Baukosten, Zins und 
Grundrente sein. Gerade diese Faktoren werden jedoch duich die wohnungspolitischen In- 
strumente der BRD lediglich indirekt und vor allem in 'marktkonformem’ Sinne beein- 
flußt, 


1.3 Wirtschafts- und sozialpolitischer Subventionseffekt 


Es wurde bereits erwähnt, daß staatliche Wohnungspolitik aufgrund ihrer investiven Wir- 
kungen und ihrer Versorgungs-, Verteilungswirkungen wittschaftspolitische und sozialpo- 
litische Effekte gleichzeitig auslöst. 

Die investiven Auswirkungen der Wohnungspolitik und die damit verbundenen, wilt- 
schaftspolitischen Steuerungsmotive sind vielfältig. Zu unterscheiden sind vor allem: lohn- 
politischer Aspekt, sektoraler Aspekt, konjunktureller Aspekt und regionaler Aspekt. 
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Wohnkosten beanspruchen einen wesentlichen Teil der notwendigen Verbrauchsausgaben 
bzw. Reproduktionskosten von Arbeitnehmern. Die Wohnkostenentwicklung beeinflußt 
daher sowohl das Lohnniveau als auch die Lohnanteile, die für die Nachfrage nach Kon- 
sumgütern und Dienstleistungen zur Verfügung stehen. Darüber hinaus beeinflußt der 
Grad der Wöhnversorgung auch die potentielle Arbeitsleistung von Arbeitnehmern. 
Schlechte Wohnverhältnisse bewirken psychisch und physisch verminderte Reproduktions- 
möglichkeiten und damit verminderte Arbeitsproduktivität von Arbeitskräften. Aufgrund 
dieser Wirkungen sind Industrie und Handel eher an ausreichenden Wohnversorgung und 
niedrigen Wohnkosten interessiert, die Wohnungswirtschaft (Haus- und Grundbesitz, 
Baugewerbe und Kreditgeber) dagegen an hohen Wohnkosten. Insofern bedeutet staatli- 
che Wohnkostenregulierung immer auch die Wahrnehmung wirtschaftspolitischer Steue- 
rungsfunktionen zum Ausgleich oder auch zur Austragung von Interessengegensätzen vet- 
schiedener Kapitalfraktionen. In bestimmten Situationen bildet die staatliche Wohnko- 
stenregulierung Ansatzpunkt zur Begrenzung des Lohnniveaus im Interesse des Industtie- 
kapitals. Eine Verfolgung dieses lohnpolitischen Aspekts läßt sich als wesentlicher Teil- 
aspekt der gesetzlichen Mietpreislimitierung der Nachkriegszeit und auch der Einführung 
des 2. Wohnraumkündigungsschutzgesetzes (1971/1974) nachweisen.!’ Dieser lohnpoliti- 
sche Aspekt schließt natürlich nicht aus, daß staatliche Maßnahmen zur Mietenbegrenzung 
auch im sozialpolitischen Interesse der Mieter liegen - vor allem dann, wenn sie nicht ge- 
gen lohnpolitische Zugeständnisse aufgewogen werden. 

Wohnungspolitische Subventionen lenken volkswirtschaftlich bedeutsame Kapitalströme 
in den Wohnungssektor um. Die dadurch direkt geschaffene und noch mehr die induzier- 
te zahlungsfähige Nachfrage stimulieren die Wohnungsproduktion (und Modernisierungs- 
tätigkeit) und fördern somit besonders die Bau- und Wohnungswirtschaft, indirekt aber 
auch die Vorleistungs- und Nachfolgeindustrien. Eine solche gezielte Förderung des Akku- 
mulationsprozesses im Wohnungssektor ist als sektoraler Aspekt der Wohnungspolitik zu 
bezeichnen. Dieser Aspekt ist grundsätzlich bei allen Maßnahmen der Wohnungsbauför- 
derung gegeben und läßt sich als ein tragendes Motiv ihrer Einführung nach beiden Welt- 
kriegen aufzeigen.!? Die Bau- und Wohnngswirtschaft lagen jeweils kriegsbedingt brach. 
Hinzu traten (zunächst) ungünstige Kapitalverwertungsbedingungen im Wohnungssek- 
tor, die den Zufluß von Privatkapital und einen raschen Kapazitätsausbau mit entspre- 
chenden Beschäftigungseffekten verhinderten. Über die subventionswirksame staatliche 
Stimulierung der Wohnungsproduktion sollten diese Nachteile ausgeglichen werden. 
Auch für den späteren Formwandel der Wohnungspolitik bildet der sektorale Aspekt häu- 
fig ein zentrales Motiv. (vgl. 2.) 

Der konjunkturelle Aspekt der Wohnungsbau- und Molenilkiunssfbrdeiung knüpft an 
dem sektoralen Aspekt unmittelbar an. Die Bauwirtschaft gilt als »Schlüsselindustrie« der 
Volkswirtschaft; zum einen, weil der gesamte Betrag der Bauwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt (1978 rd. 15%) und der Beschäftigungsanteil an der Gesamtzahl der Erwerbstäti- 
gen (1978 ıd. 6%) erheblich sind, zum anderen, weil der »Multiplikatoreffekt« von Woh- 
aungsbauinvestitionen (indirekte Wachstumsimpulse für andere Wirtschaftbereiche) als 
hoch gilt. Daher wird erwartet, daß die Stimulierung der Wohnungsproduktion allgemei- 
ne volkswirtschaftliche Wachstumseffekte auslöst und sich wohnungspolitische Förderpro- 
gramme auch zur allgemeinen Konjunktursteuerung eignen. Das Motiv, über die Woh- 
nungsbauförderung allgemeine Wachstums- und Beschäftigungseffekte zu erzielen, spielt 
schon bei der amtlichen Begründung des 1. Wohnungsbaugesetzes (1950) eine zentrale 
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Rolle.” Die Absicht, über die Wohnungspolitik allgemeine Konjunktursteuerung 
‘keynesianischer’ Prägung zu betreiben, kam dann vor allem unter der großen Koalition 
und der sozialliberalen Koalition zum tragen. Für die Wohnungspolitik der 70er Jahre ist 
es bezeichnend, daß dem konjunktur- und wachstumspolitischen Aspekt nahezu alle ande- 
ren Kriterien untergeordnet werden. 

Der regionale bzw. lokale Aspekt wohnungspolitischer Maßnahmen gründet sich darauf, 

daß einzelne wohnungspolitische Instrumente und Maßnahmen (vor allem direkte Förder- 

programme) regional bzw. lokal gezielt einsetzbar sind. Bei einem entsprechenden Einsatz 
der Instrumente liegt das wirtschaftspolitische Motiv in einer regionalen/ lokalen Wirt- 
schaftsstimulierung und/ oder der Beeinflussung von Wanderungsströmen (Wanderungen 
beeinflussen die Beschäftigungs-, Kaufkraft- und Wachstumspotentiale einer Region). Die 
bewußte Verfolgung dieses Aspekts läßt sich z.B. in der Nachkriegszeit an Hand der Kon- 
zentration des sozialen Wohnungsbaus auf die Hauptindustriezonen und in den 70er Jah- 
ren an Hand der diversen Regionalprogramme sowie z.T. der Modernisierungsförderung 

aufzeigen. j 

Im Rahmen der »sozialen Marktwirtschaft« gelten wirtschaftspolitische Staatseingriffe, die 

mit effektiven Investitionskontrollen, Eigentumsbindungen des Privatkapitals und Profit- 

beschränkungen verbunden sind, als »systemwidrige. Derartige Staatseingriffe werden nur 
in politischen und wirtschaftlichen Ausnahmesituationen akzeptiert. Dagegen gelten sol- 
che Interventionsmethoden als »system- und marktkonform«, deren Effekt in indirekten 

Anstoß- und Anreizwirkungen zur Mobilisierung bzw. Lenkung von Privatkapital in be- 

stimmte Wirtschaftbereiche besteht, ohne mit wesentlichen Eigentums- und Verfügungs- 

beschränkungen verbunden zu sein. Dies trifft für die meisten subventionswirksamen 

Staatseingriffe zu. Nach der systemimmanenten Logik staatlicher Wirtschaftsförderung 

wird ihr Erfolg daran gemessen, in welchem Umfang ein bestimtes Quantum staatlicher 

Subventionen zusätzliches Privatkapital mobilisiert und entsprechende Privatinvestitionen 

auslöst. Dieses Prinzip der »Anreizstrategien« hat für die Ausrichtung der wohnungspoliti- 

schen Subventionierung entscheidende Konsequenzen: 

1. Ein Erfolg der Anreizstrategien setzt voraus, daß sich die Ertragserwartungen der Privat- 

investoren spürbar verbessern. Ansonsten werden sie nicht ‘angenommen’. Dement- 
sprechend müssen Profitrealisierungsbarrieren, Eigentumsbindungen und andere qua- 
litative Aspekte der Subventionsvergabe möglichst begrenzt gehalten, soweit sie beste- 
hen, weitgehend abgebaut werden. Neben politisch-ideologischen Gründen ist dieser 
ökonomische Gesichtspunkt bestimmend für den Liberalisierungsprozess der Woh- 
aungspolitik der Bundesrepublik (vgl. 1.5.). 
Dias Ausmaß der durch die Anreizstrategien bewirkten Anstoßeffekte der privaten Investitionstä- 
tigkeit im Wohnungsektor hängt - abgesehen von Spekulationsobjekten -entscheidend von der 
Mietzahlungsfähigkeit (bei Mietobjekten) bzw. von der Sparfähigkeit und Kaufkraft ( bei Eigen- 
heimen) der potentiellen Bewohner ab. Haushalte mit höheren Einkommen stellen höhere An- 
sprüche an die Wohnung und sind bereit und in der Lage, diese zu bezahlen; sie bewirken des- 
halb größere Investitionseffekte als die weniger verdienenden Schichten. In dem Maße wie die 
wirtschaftspolitischen Motive der Wohnungspolitik dominieren, hat das regelmäßig zur Folge, 
daß die Fördetinstrumente vortangig auf höhere Verdienerschichten ausgerichtet werden. Die da- 
bei auftretenden sozialpolitisch negativen Verteilungswirkungen sind kein Zufall, sondern konse- 
quentes Erbebnis dieser Politik. Beispiele sind Ausrichtung und Verteilungswirkungen der Wohn- 
eigentumsförderung und der Modernisierungsförderung (vgl. 1.4). 
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3, Angesichts der zunehmenden Orientierung der Wohnungspolitik an Investitions- und Wach- 
stumszielen (Ökonomisierung der Wohnungspolitik) erscheint der konsequente Umbau der För- 
derinstrumente in 'marktkonformem’ Sinne - systemimmanent logisch. Diese 
“Marktwirtschaftlogik’ ist jedoch mehr als fragwürdig. Die subventionswirksamen Anreizstrate- 
gien belasten nicht nur den Steuerzahler, sie verstärken auch den Preisauftrieb im Wohnungssek- 
tor. Der Verzicht auf effektive Subventionskontrollen führt zu erheblichen » Mitnehmereffekten« 
(Subventionen werden ‘mitgenommen’, ohne zusätzliche Investitionen auszulösen) und zu nicht 
beabsichtigten Investitionen (z.B. in Spekulationsobjekten). Es ist zudem weitgehend unurmstrit- 
ten, daß der sektorale Effekt der Wohnungspolitik den Strukturwandel des Baugewerbes eher ver- 
zögert als beschleunigt hat und ebenso, daß die vantizyklische« Konjunktur- und Wachstumspoli- 
tik spätestens in den 70er Jahren gescheitert ist. 

Allen wirtschaftspolitischen Aspekten der Wohnungpoltik ist gemeinsam, daß sie primär 
die Förderung/ Steuerung des Akkumulationsprozesses des Privatkapitals bezwecken und 
insofern Aassenspezifisch ausgerichtet sind. 
Daneben beinhaltet Wohnungspolitik immer auch sozialpolitische Funktionen. Wie in an- 
deren sozialpolitischen Bereichen sind dabei ebenfalls mehrere Aspekte zu unterscheiden: 
Versorgungsaspekt, Befriedungs- und Stabilitätsaspekt, Produktivitätsaspekt und Vertei- 
lungsaspekt. 
Wohnungspolitische Maßnahmen führen - ungeachtet ihrer klassen- und schichtenspezifi- 
schen Ausrichtung - meist auch zur Verbesserung der allgemeinen Wohnungsversorgung 
oder zur Verbesserung der Wohnungversorgung bestimmter Bevölkerungsgruppen. Dieser 
Versorgungsaspekt der bundesdeutschen Wohnungspolitik kann -ungeachtet der aktuell 
sich verschärfenden Disparitäten und Defizite - nicht bestritten werden. Die staatlichen 
Maßnahmen zur Ankurbelung der Wohnraumproduktion waren außerordentlich effektiv, 
die durchschnittliche Wohnungsversorgung hat sich in den vergangenen 3 1/2 Jahrzehnten 
stark verbessert. Die staatliche Wohnngsbauförderung hat zu diesem Ergebnis wesentlich 
beigetragen. 
Die “Wohnungsfrage’ ist Bestandteil der ‘sozialen Frage’; in bestimmten politischen Aus- 
nahmesituationen kann die Wohnungsnot zu einem zentralen Gegenstand offener oder 
drohender Klassenkämpfe werden. Staatspolitisches Bestreben ist es dann, vermittels ge- 
eigneter wohnungspolitischer Maßnahmen offene Konflikte zu befrieden oder drohenden 
vorzubeugen. Allgemeines Ziel bildet dabei stets die Erhaltung und Stabilisierung des Sta- 
tus quo und seiner Regierungen. Aus Gründen der »Staatsräson« kann es dann auch not- 
wendig sein, die Verwertungsintetessen von Haus- und Grundbesitz vorübergehend zu be- 
schränken. Eine solche Situation trifft auf die »Wohnungszwangwirtschaft« der Nach- 
kriegszeit zu. Während der Befriedungs- und Stabilitätsaspekt im Zuge der Festigung und 
Entwicklung der ‘sozialen Marktwirtschaft’ variiert ( und damit auch die konkrete Ausrich- 
tung der Wohnung politik), blieb er doch immer ein wesentlicher Teilaspekt der Woh- 
nungspolitik und ihrer ideologischen Begründung. So hatte die zunehmenden Mittel- 
schichtorientierung der Wohnungspolitik aller Bundesregierungen - in die sich die Wohn- 
eigentumspolitik einordnet - stets auch die Funktion, mittelständische, gesellschaftsstabili- 
sierende Werte und Lebensformen als allgemein gültige zu propagieren und auch in Teilen 
der Arbeiterklasse zu verankern.?° 

Der Produktivitätsaspekt ist im Prinzip identisch mit wirtschaftspolitischen Aspekten der 

Wohnungspolitik. Gemeint sind erstens die Auswirkungen der Wohnungspolitik auf die 

Reproduktionsbedingungen und die potentiellen Arbeitsproduktivität von Arbeitneh- 
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mern, zweitens die volkswirtschaftlichen Produktivitäts- und Wachstumsimpulse der Woh- 
nungspolitik. 

Der sozialpolitische Verteilungsaspekt der Wohnungspolitik knüpft an den Versorgungs- 
aspekt unmittelbar an. Die Versorgungswirkungen verteilen sich unterschiedlich auf die je- 
weils betroffenen Privathaushalte und bewirken gleichzeitig direkte und indirekte Einkom- 
menstransfers, aufgrund relativer Wohnwertverbesserungen bei gleicher Wohnkostenbela- 
stung oder relativer Wohnkostensenkung bei gleichem Wohnstandard.?! Solche Einkom- 
menstransfers gehen von wohnkostenregulierenden Maßnahmen, Finanzierungserleichte- 
rungen, Steuervergünstigungen etc. gleichermaßen aus. Systematisch zu unterscheiden 
sind: Intertemporale Verteilungswirkungen (zeitliche Umverteilung von Wohnkostenbela- 
stungen z.B. bei degressiver Steuerabschreibung), interpersonelle Verteilungswirkungen 
(Umverteilung zwischen Personen bzw. Privathaushalten über wohnungspolitische Sub- 
ventionseffekte) und - davon abgeleitet - intersoziale Verteilungswirkungen (schichten- 
spezifische Umverteilung), die in bezug auf den sozialstaatlichen Gehalt der praktizierten 
Wohnungspolitik entscheidend sind. In dieser Hinsicht sind - parallel zum Liberalisie- 
rungsprozess der Wohnungspolitik und ihrer zunehmenden wirtschaftspolitischen Orietn- 
tierung - 'negative’ Verteilungswirkungen (Verstärkung sozialer Ungleichheiten im 
Wohnbereich) für die hauptsächlichen wohnungspolitischen Instrumente charakteristisch. 


1.4. Soztalpolitische Verteilungswirkungen 


Die Behauptung negativer sozialer Verteilungswirkungen der staatlichen Wohnungspolitik 
stützt sich auf eigene Untersuchungsergebnisse (1978), auf Ergebnisse einer Prognos-Stu- 
die über Wirkungszusammenhänge von Wohnungspolitik und Stadtentwicklung (Arras 
u.a., 1980) und eine DIW-Untersuchung über die Verteilungswirkungen des Wohnung- 
bauförderungssystems (Ulbrich, 1980).?? 

Die genannten Arbeiten unterscheiden sich in Zielsetzungen und Untersuchungsmetho- 
den; die Befunde über die Verteilungswirkungen der Wohnungspolitik zielen gleichwohl 
in dieselbe Richtung. 


»Sozialpolitisch hat also die derzeitige Wohnungspolitik die Wirkung, daß den Mittelschichthaushal- 
ten über die Eigentumsförderung der größte Teil der Fördermittel zugute kommt, während für untere 
und unterste Einkommen die Wohnungversorgung relativ schlechter wird. Soziale Disparitäten neh- 
men zu, die Wohnungpolitik entfernt sich immer weiter von ihren sozialen Zielen.« (Arras, u.a., 
1980, S. 92). 

»(Die wohnungspolitischen Instrumente)... wirken zum Teil statusstabilisierend. Zum Teil verlaufen 
die Umverteilungsprozesse vertikal gleichgerichtet zur vorgegebenen Einkommens- und Statushierar- 
chie, d.h., sie vertiefen die sozioökonomischen Unterschiede, indem sie die ohnehin Privilegierten 
zusätzlich begünstigen und die Unterprivilegierten zusätzlich benachteiligen. Am allerwenigsten ver- 
laufen die Umverteilungsprozesse vertikal entgegengesetzt zur vorgegebenen Einkommens- und Sta- 
tushierarchie, d.h., der Effekt des sozialen Ausgleichs nimmt insgesamt ein getingen Stellenwert ein.« 
(Krummacher, 1978, S. 510). 


Den Ergebnissen von Ulbrich kommt eine besondere Bedeutung zu, weil sie die Vertei- 
lungswirkungen unter Berücksichtigung des sozialen Mietwohnungsbaus, des Wohngel- 
des, der Bausparförderung und der Begünstigung von Eigentümerwohnungen quantifizie- 
ren (Datenbasis 1972/ 73). 
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»Die Verteilungswirkungen des Fördersystems für den Wohnungsbau sind dann wie folgt zu charakte- 

risieren (...). Ohne Berücksichtigung der Bausparförderung ergibt sich, daß 

- auf das untere Drittel der Haushalte in der Einkommensskala weniger als 25 v.H. der Vergünsti- 
gungen von insgesamt 5,9 Mrd. DM entfielen, 

- auf das obere Drittel dagegen mehr als 45 v.H., 

Noch ungünstiger sind die Verteilungswirkungen, wenn die Bausparförderung mit einbezogen wird. 

Die unteren 33 v.H. der Haushalte erhielten dann nämlich nur noch rd. 20 v.H. der insgesamt ge- 

währten Vergünstigungen, die mit 9,2 Mrd. DM veranschlagt wurden.« (Ulbrich, 1980, $. 18) 


Für 1972 ermittelt Ulbrich einen durchschnittlichen Förderungsbetrag von rd. 430 DM je 
Haushalt (einschl. Bausparförderung). Dieser staffelt sich nach der Einkommenshierarchie. 
Auf Haushalte mit einem Einkommen unter 800 DM (22% aller Haushalte) entfielen im 
Durchschnitt 240 DM je Haushalt, auf Haushalte mit einem Einkommen über 3000 DM 
(5,2% aller Haushalte) im Durchschnitt 1000 DM je Haushalt (Ulbrich, 1980, S. 216, Tab. 61). 
Diese Wirkungen sind in erster Linie auf die Wohneigentumsförderung (Bausparförderung 
und Eigenheimförderung) zurückzuführen. Da in den 70er Jahren Umfang und Gewicht 
der Eigentümerförderung ständig gewachsen sind, ist mit Sicherheit anzunehmen, daß sich 
die negativen Verteilungsmechanismen seit 1972 verstärkt haben. 

Im folgenden eine zusammenfassende Kennzeichnung der Verteilungswirkungen der 
wichtigsten wohnungspolitischen Instrumente (zu ihrer Entwicklung siche 2.). 


Sozialer Wohnungsbau 

In den Anfangszeiten gingen vom sozialen Wohnungsbau zweifellos positive Verteilungs-, 
Versorgungswirkungen aus. Das dürfte sich inzwischen geändert haben. Die Bedeutung 
des sozialen Wohnungsbaus an der Gesamtförderung des Wohnungsbaus ist in den ver- 
gangenen Jahrzehnten kontinuierlich zurückgegangen und hat in den 70er Jahren ihren 
vorläufigen Tiefpunkt erreicht (1978 noch rd. 1/4 der Wohnungbaufertigstellungen und 
knapp 1/4 der wohnungspolitischen Subventionen).” 

Parallel dazu vollzog sich im sozialen Wohnungsbau eine Umstrukturierung von Förderbe- 
stimmungen und Förderanteilen: Die Förderanteile für Mietwohnungen sind stark gesun- 
ken, für Eigentümerwohnungen entsprechend gestiegen (1978 rd. 63% der fertiggestellten 
Sozialwohnungen). Gleichzeitig ist der für Normalverdiener entscheidende »1. Förde- 
rungsweg« abgebaut und der - überwiegend auf Eigentumsbildung besser verdienender 
Schichten ausgerichtete - »2. Förderungsweg« ausgebaut worden (1978 rd. 56% der fertig- 
gestellten Sozialwohnungen). (vgl. 2.2) 

»Mit dem zunehmenden Anteil an Eigentümerwohnungen profitieren - innerhalb der gesetzten Ein- 
kommensgrenzen - immer mehr die jeweils höheren Einkommen. Es kann eine steigende Mittel- 
schichtorientierung festgestellt werden.« (Arras u.a., 1980, S. 92). 

Die kosten- und subventionstechnisch bedingte Mietenentwicklung im sozialen Woh- 
nungsbau bewirkt, daß die jüngeren, teuren Förderjahrgänge für einkommensschwächere 
Wohnungsuchenden kaum mehr in Betracht kommen. Die älteren, billigeren Sozialwoh- 
nungen sind meist belegt, z.T. »fehlbelegt« von Haushalten, die maßgeblichen Einkom- 
mensgtenzen erheblich überschreiten. Außerdem verknappt sich der Bestand an billigeren 
Sozialmietwohnungen z.T. wegen beendeter Sozialbindungsfrist (Übergang in den 
‘freien’ Markt), z.T. wegen Umwandlung in Eigentumswohnngen. Die Berechnungen Ul- 
brichs zur einkommensbezogenen Steuerung der subventionsbedingten Mietvorteile der 
Sozialmieterhaushalte 1972 führen schließlich zu dem folgenden Befund: 
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»(Das) Ergebnis widerspricht deutlich der Erwartung, daß die Verteilungswirkungen der öffentlichen 
Förderung des Mietwohnungsbaus zugunsten der Haushalte mir den geringeren Einkommen streuen. 
Überproportional begünstigt werden tatsächlich die Haushalte mir den höheren Einkommen.« (Ul- 
brich, 1978, $. 15) 


Wohngeld 

Das seit 1965 in der Form von Miet- oder Lastenbeihilfen gezahlte Wohngeld hat seither an 
Bedeutung gewonnen (1978 rd. 10% der wohnungspolitischen Subventionen). Infolge sei- 
ner einkommensbezogenen degressiven Staffelung hat das Wohngeld als einziges Instru- 
ment eindeutig positive Verteilungswirkungen für die unteren Einkommengruppen. Diese 
vermögen jedoch die negativen Verteilungswirkungen der anderen Instrumente nicht im 
mindesten zu kompensieren (vgl. Ulbrich, 1980, S. 16, 19). Ein Vergleich der Entwicklung 
der Flächenversorgung (Wohnfläche/ Person) zwischen Wohngeldempfängern und der 
Durchschnittsbevölkerung von 1970 - 1976 zeigt auch die äußerst begrenzte Versorgungs- 
wirkung des Wohngeldes: Die Disparitäten der Wohnungsversorgung zwischen Wohngel- 
dempfängern und anderen Haushalten nahmen noch zu (vgl. Arras u.a., 1980, S. 96). 
Hinzu kommt, daß die Förderbestimmungen hohe Selbstbelastungsquoten der Wohngel- 
dempfänger (Eigenanteil/ Einkommen) vorsehen und überdurchschnittliche Mieten eben- 
sowenig ausgleichen wie Mietpreissprünge. 

Vor allem trägt das Wohngeldsystem den Charakter einer Haus- und Grundbesitzerlösung: 
Im Gegensatz zur früher geltenden Mietenbegrenzung (Renditelimitierung) - an deren 
Stelle es getreten ist - nimmt das Wohngeld die Marktmiete hin und zahlt Mietern, die 
diese nicht bezahlen können, einen staatlichen Zuschuß, von dem klar ist, daß er in die Ta- 
sche des Vermieters fließt. 


Bausparförderung 

Die Bausparförderung erfolgt in der Form von Wohnungsbauprämien (seit 1975 innerhalb 
bestimmter Einkommensgrenzen) oder in Form von Steuervergünstigungen (nach & 10 
EStG ohne Einkommensgrenzen). Sie zielt auf Wohneigentumsbildung (Neubau oder 
Modernisierung) ab, ist vermögenspolitisch orientiert und lenkt volkswirtschaftlich bedeut- 
sarne Nachfrageströme in den Eigenrümersektor. Ihre Bedeutung ist gemessen am woh- 
aungspolitischen Subventionsaufwand bis zur 1. Hälfte der 70er Jahre gestiegen und da- 
nach - als Folge mehrfacher Prämiensenkung - deutlich gesunken (1978 ıd. 13 % der woh- 
nungspolitischen Subventionen). Wie bei der gesamten Wohneigentumsförderung sind 
die negativen Verteilungswirkungen der Bausparförderung evident. Dies betrifft gleicher- 
maßen ihre grundsätzliche Orientierung als auch ihre konkrete Ausgestaltung. Zur Eigen- 
tumsbildung sind besonders in Ballungsräumen nur Haushalte mit mittleren bis hohem 
Einkommen in der Lage. Entsprechend konzentrieren sich Bausparverträge und Subven- 
tionsvorteile bei diesen Schichten, an den unteren Einkommensgruppen geht die Bauspar- 
förderung vorbei (vgl.Arras u.a., 1980, S. 94). Hinzu kommt die interne Ausgestaltung 
der Bausparförderung. Bei Prämienberechtigten (Einkommensgrenzen liegen oberhalb des 
mittleren Einkommensbereichs) richtet sich der Subventionsvorteil nach festen Prämiensät- 
zen, beim steuerlichen Sonderausgabenabzug (ohne Einkommensbegrenzung) wächst der 
Subventionsvorteil - wie auch bei anderen Steuervergünstigungen - progressiv mit dem zu 
versteuernden Einkommen; Haushalte mit hohen Einkommen profitieren von der steuerli- 
chen Regelung sehr viel stärker als die übrigen Einkommensschichten. 

Die Zurechnung der Bausparvergünstigungen 1973 (Prämien und Steuervergünstigungen) 
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auf die Gesamtzahl der Haushalte (seien sie Bausparer oder nicht) nach Einkommensklas- 
sen ergibt sich ein eindeutiges Bild. 

»Auf das untere Drittel der Haushalte in der Einkommenspyramide entfielen danach nur ein Achtel 
der gesamten Bausparvergünstigungen, die 33 v.H. der Haushalte mit den höchsten Einkommen 
konnten dagegen fast 60 v.H. der Vergünstigungssumme auf sich vereinigen (...). Die Vorteile der 
Bausparförderung konzentrieren sich folglich ganz ausgeprägt bei den höheren Einkommensschich- 
ten.« (Ulbrich, 1980, S. 17) 

Infolge der Prämiensenkung sind seit der Mitte der 70er Jahre die Gesamtaufwendungen 
für Bausparföderungen gsunken; im einzelnen, für Bausparprämien stark, für Steuerver- 
günstigungen - mit ihrer Progressionswirkung - nicht. Prämienbezieher verdienen im 
Schnitt weniger und erhalten geringere Subventionsvorteile als Bausparer, die die Steuer- 
vergünstigung beanspruchen. Die negativen Verteilungswirkungen innerhalb der Bauspar- 
förderung dürften sich deshalb verstärkt haben. 


Steuervergünstigungen für Eigentümerwohnungen 
Kein Element der Wohnungspolitik ist in den vergangenen Jahrzehnten so systematisch 
ausgebaut worden, wie die vermögens- und investitionspolitisch motivierte Eigentumsför- 
derung (1978 rd. 2/3 der Wohnungbaufertigstellungen, hinzu kommt Eigentumsbildung 
im Bestand). Dabei bilden - neben der Bausparförderung - die Steuervergünstigungen für 
Eigentümerwohnungen (Neubau, Ausbau und Erwerb von Altbauten) die tragende Säule. 
In Betracht kommen vor allem: Die erhöhte Gebäudeabschreibung für Eigentümerwoh- 
nungen ($ 7b EStG), die Steuervorteile der Nutzungswertbesteuerung ($ 21a EStG), die 
Grundsteuer- und Grunderwerbssteuervergünstigungen. Das Gewicht der - subven- 
tionstechnisch unvollständig erfaßten - Steuervergünstigungen für Eigentümerwohnungen 
am gesamten Subventionsvolumen ist kontinuierlich gewachsen (1978 8 7b EStG ıd. 24%, 
Grundsteuer- und Grunderwerbssteuervergünstigungen rd. 16% des 
Subventiosvolumen.)?* 
Die Verteilungswirkungen dieser Steuervorteile verhalten sich ähnlich wie bei der Bauspar- 
förderung. 
Aufgrund der Kostenentwicklung für Eigentümerwohnungen gehen die Steuervergünsti- 
gungen an den unteren und untersten Einkommensgruppen und den kritischen Quartie- 
ren vorbei oder verdrängen sie sogar (z.B. bei der Umwandlung von Miet- in Eigentümer- 
wohnungen im Bestand).? 
Die einkommensabhängigen Versorgungsdisparitäten verstärken sich dadurch. Aufgrund 
der Progressionswirkung vor allem des $ 7b EStG, steigt der Subventionsvorteil mit dem 
Einkommen, profitieren die Eigentümer mit hohen Einkommen am meisten. Dabei wir- 
ken die Steuervergünstigungen zwar bei den mittleren Einkommen spar- und investi- 
tionsauslösend, von den oberen Einkommen werden sie oft nur smitgenommeng, weil die- 
se sich ohnehin ein Eigenheim leisten können (vgl. Arras u.a., 1980, S. 93). Die von Ul- 
brich vorgenommene Zurechnung der Steuervorteile der Eigentümerhaushalte nach Ein- 
kommensklassen (Datenbasis 1972/73) fällt entsprechend eindeutig aus (vgl. Ulbrich 
1980, S. 17£.): 
Die Steuervergünstigungen aller Eigentümerhaushalte 1973 betrugen im Gesamtdurch- 
schnitt 370 DM je Eigentümerhaushalt. Sie verteilen sich hierarchisch nach dem Einkom- 
men 
- 13% der Eigentümer hatten ein Einkommen unter 1200 DM. Auf sie entfielen 2% der 
Subventionssumme bzw. weniger als 50 DM pro Haushalt. 
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- 42% der Eigentümer hatten Einkommen über 2500 DM. Auf sie entfielen 66% der 
Subventionssumme bzw. 575 DM pro Haushalt. Der Subventionsvorteil von Eigentü- 
mern mit Einkommen über 5000 DM betrug sogar rd. 1000 DM pro Haushalt. 


Modernisierungsförderung 

In den 70er Jahren haben die Bedeutung der Wohnungsmodernisierung und der Moder- 
nisierungsförderung sehr stark zugenommen. Die Modernisierungsförderung geschieht di- 
rekt über Modernisierungsprogramme und Energiesparzuschüsse (1978 4% der woh- 
nungspolitischen Subventionen) und indirekt über erhöhte Steuerabschreibungen (1978 
rd. 5% der wohnungspolitischen Subventionen). Weiterhin fließen Teile der Städtebau- 
förderungsmittel in die Modernisierung (1978 rd. 5% der wohnungspolitischen Subventio- 
nen). Schließlich finden auch der Komplex der Bausparförderung und die sonstigen Ver- 
günstigungen für Eigentümerwohnungen auf den Althauserwerb und die Modernisierung 
Anwendung. Das Gewicht der gesamten Modernisierungsförderung kann nicht ermittelt 
werden, ist aber mit Sicherheit beachtlich. Ebensowenig können die gesamten Verteilungs- 
wirkungen der Modernisierungsförderung quantifiziert werden; die qualitativen Versor- 
gungs-und Verteilungswirkungen sind jedoch klar. 

Entgegen der Zielformulierung des Modernisierungs- und Energieeinsparungsgesetzes 
(bessere Versorgung breiter Schichten mit guten, preiswerten Wohnungen, $ 1 ModEngG) 
verweisen Entstehungsprozeß, Ausrichtung und Auswirkungen der Modernisierungsförde- 
rung sehr eindeutig auf den vorrangigen Zweck der Investitionsanreize und Konjunkturan- 
stoßeffekte bei nahezu vollständiger Zurückdrängung von Versorgungszielen. Modernisie- 
rungssubventionen fließen vorrangig in die Modernisierung relativ gut erhaltener Woh- 
nungsbestände, vorwiegend im Besitz von Gesellschaften und einkommenstarker Privatbe- 
sitzer (hoher »Mitnehmereffekt«) und überwiegend in Quartiere mit Bewohnern der mitt- 
leren und oberen Einkommensgruppen (vgl. Arras u.a. 1980, $. 95). An den kritischen 
Quartieren mit sozialschwacher Bevölkerungsstruktur und abgewirtschafteten Beständen 
(Instandsetzungsrückstände) fließt sie entweder vorbei (mangelnde Rentabilisierung) oder 
sie bewirkt - infolge krasser Mietsteigerungen oder Nutzungsumwandlungen - 
Verdrängungen von einkommens- und sozialschwachen Bewohnern. Negative Verteilungs- 
wirkungen der steuerlichen und auf den Wohneigentumsbereich bezogenen Modernisie- 
rungsförderung sind ohnehin klar (s.o.). Andeıs als beim Neubau tritt jedoch hinzu, daß 
Modernisierung keinen zusätzlichen Wohnraum schafft, sondern preisgünstigere Bestände 
verknappt infolge Teilabriß, Zusammenlegung von Wohnungen, Luxusmodernisierung 
und der Umwandlung von Miet- in Eigentümerwohnungen. - 

»Die Disparitäten haben sich durch diese Entwicklung, die von den derzeitigen Programmen noch un- 
terstützt wird, weiter verschärft. Inzwischen sind getrennte Wohnungsmärkte entstanden, in denen 
die schlechtesten Wohnungen nicht die billigsten sind, da hohe Fluktuationsraten häufige BOEtIEe: 
rungen zulassen.« (Arras u.a. 1980, S. 58) 

Fazit: Die sozialen Verteilungswirkungen des derzeitigen wohnungspolitischen Instrumen- 
tariums sind überwiegend negativ. Die Trends der marktmäßigen Wohnungsversorgung 
werden dadurch bestärkt und die Versorgungsdisparitäten verschärft. 


1.5. Liberahsierungsprozeß und Subventionsentwicklung 


Die wohnungspolitische Entwicklung in der Bundesrepublik wird in der einschlägigen Lite- 
ratur zu Recht als kontinuierlicher Prozeß der Liberalisierung des Wohnungsmarktes cha- 
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rakterisiert, dessen Grundlagen bereits in der besonderen Förderkonstruktion des I. Woh- 
nungsbaugesetzes von 1950 angelegt sind (vgl. 2.1).° 

Stellvertretend für andere Autoren die Aussage von Becker, R. (1981): 

»Die Wohnungspolitik der BRD hat sich seit Anbeginn konsequent an einer Leitlinie entlang ent- 
wickelt. Sie ging von der Prämisse aus, daß auch im Wohnungsmarkt Staatseingriffe prinzipiell sy- 
stemwidrig seien und deswegen auf das jeweils historisch unbedingt für notwendig erachtete Maß re- 
duziert werden müßten. Entsprechend kann die Wohnungspolitik seit 1949 als ein ständiger Prozeß 
der Liberalisierung dieses Marktes begriffen werden, wobei Wechsel der Mehrheitsverhältnisse im 


Bundestag keinen wesentlichen Einfluß hatten.’ 


Der Liberalisierungsprozeß an sich - im Sinne der Anpassung der Wohnungspolitik an 
Markt- bzw. private Kapitalverwertungsprozesse - ist als Tatbestand kaum umstritten, we- 
niger eindeutig ist dagegen, ob dieser Prozeß auch mit einem Rückzug des Staates aus dem 
Wohnungssektor gleichzusetzen ist. 

Die These vom Rückzug des Staates aus dem Wohnungssektor ist m.E. - zumindest bis- 
lang - aus mehreren Gründen unzutteffend. Dagegen sprechen einerseits die legitimatori- 
sche und die wirtschaftspolitische Bedeutung der Staatseingriffe in den Wohnungssektor, 
andererseits die Entwicklung der wohnungspolitischen Subventionen. 

Als existentieller Versorgungsbereich nimmt der Wohnbereich im Bewußtsein der Bevölke- 
tung einen hohen Stellenwert ein.?® In den bundesdeutschen Wahlkämpfen und Regie- 
tungserklärungen findet dies seinen Niederschalg in dem erheblichen propagandistischen 
Gewicht der wohnungspolitischen Fragen. Dies ist an sich nichts Besonderes, verweist aber 
auf die legitimatorische Funktion der Wohnungspolitik (Befriedigungs- und Stabilitäts- 
aspekt). Entscheidender ist, daß ein globaler Rückgang wohnungspolitischer Staatseingriffe 
auch mit dem Abbau subventionsbedingter Wohnkostenvorteile auf breiter Front (bei 
Mietern und Wohnungseigentümern) verbunden wäre. Dies würde sich maßgeblich auf 
die Wohnkostenbelastungen und damit auf die Struktur der Verbrauchsausgaben auswit- 
ken. Bei Mietern der unteren Einkommensgruppen und Eigentümern der mittleren Ein- 
kommensgruppen, die ohnehin kritische Grenzbelastungen tragen, wären massive Versor- 
gungseinbrüche zwangläufig. Bei darüber liegenden Einkommen würden Konsumverzich- 
te eintreten und bei den hohen Einkommen ein Entzug bislang gewährter und gewohnter 
Privilegien. Als Erge'bnis von Änderungen der Verbrauchsstruktur wären ebenfalls Handel 
und Dienstleistungen und indirekt die Industrie betroffen (lohnpolitischer Aspekt). Die 
Unmut erzeugenden politischen und ökonomischen Konsequenzen eines globalen staatli- 
chen Rückzugs aus dem Wohnungssektor wären dementsprechend vielfältig und breit ge- 
streut. Die Folgen würden - angesichts der ungleichen Verteilung bisher gewährter Ver- 
günstigungen - gerade auch die als »Wechselwähler« umworbenen Mittelschichten betref- 
fen und stünden somit in direktem Gegensatz zur dominierenden Mittelschichtorientie- 
rung der praktizierten Wohnungspolitik. Völlig anders verhält es sich dagegen mit einem 
selektiven Abbau von Staatseingriffen und Kontrollrechten und der Umstrukturierung der 
Förderinstrumente. Derartige Entwicklungen sind für den Formwandel der Wohnungspo- 
litik und den Liberalisierungsprozeß charakteristisch. Der Abbau der »Wohnungszwangs- 
wittschaft« und der des Mieterschutzes in den 60er Jahren, die sinkende Bedeutung und 
Umstrukturierung des sozialen Wohnungsbaus und auch die gegenwärtige Kampagne zur 
Liberalisierung des Mietrechts mit dem Ziel einer Mietensteigerung sind einige Beispiele 
hierfür (vgl. 2.). 

Die parallel zum Liberalisierungsprozeß erfolgte zunehmende Ausrichtung auf wirt- 
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schaftspolitische Zwecke und die Verlagerung auf subventionswirksame Anreizstrategien 
widersprechen ebenfalls der Annahme eines globalen Rückzugs des Staates aus dem Woh- 
nungssektor. Bei diesem Prozeß ging es gerade nicht um eine staatliche Abstinenz gegen- 
über den Marktentwicklungen im Wohnungssektor, sondern um deren Stützung; d.h. ein- 
erseits, subventionsbedingte Ankurbelung privater Investitionen im Wohnungssektor bei 
"Gewährleistung rentierlicher Kapitalverzinsung, andererseits, schrittweiser Abbau von Be- 
legungs-und Mietpreisbindungen, die in der Nachkriegszeit als notwendig erachtet wur- 
den und von vorneherein befristet konzipiert waren. Dementsprechend wurden die staat- 
lich regulierten Mieten Zug um Zug an die Marktmieten herangeführt, die Preis- und Bele- 
gungsbindungen gelockert bzw. aufgehoben. 

Ein globaler Abbau der wohnungspolitischen Subventionen stand niemals ernsthaft zur 
Debatte. Stattdessen erfolgte eine zunehmende Verlagerung auf die als besonders »markt- 
konform« und »investitionsfreundlich« erachteten Subventionstechniken (Steuervergünsti- 
gungen - 1978 rd. die Hälfte der Subventionen) und Förderinstrumente (Wohneigen- 
tumsförderung - 1978 rd. 3/4 der Subventionen). Die Entwicklung der wohnungspoliti- 
schen Subventionen bestätigte dies. 

Vorab sei gesagt, daß die Ermittlung der wohnungspolitischen Subventionen als Zeitreihe 
Schwierigkeiten bereitet, weil die entsprechenden Leistungsstatistiken z.T. unvollständig, 
lückenhaft und infolge unterschiedlicher Leistungsabgrenzungen inkonsistent sind. Trotz 
dieses Vorbehalts sind einigermaßen verläßliche Tendenzaussagen zur Subventionsent- 
wicklung der vergangenen 3 Jahrzehnte (1950 - 1978) möglich (vgl. Tab. 1)? 


Tab. 1: Entwicklung der wohnungspolitischen Subventionen 1950 - 1978 


Jahr 
1950 1955 1960 1965 1970 1975 1978 


Mio. DM (gerundet) 


Subventionsvolumen 500 1500 3000 5200 8700 14400 20100 
Anteilswerte davon in % 
Sozialer Wohnungsbau 17 46 50 45 38 29 23 
Wohngeld — —_ _ 3 7 12 10 
Bausparförderung 33 25 28 32 35 26 13 
88 7b, 54 EStG 18 9 10 12 15 24 
Grundsteuer- (50) 11 13 11 8 8 16 
vergünstigungen 
Modernisierung / _ _ — _ _ (10) 14 
Städtebauförderung 

in % 
Relation zum 3,0 5,1 4,8 4,5 5,0 4,4 5,0 
Sozialbudget 
Relation zum 8,8 13,2 13,0 13,5 17,1 19,8 21,3 
Wohnungsbauvolumen 
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Anmerkungen: 

Die Werte 1950 - 1975 sind erdgältige Haushaltsausgaben /Einnahmeverzichte der ge- 
nannten Subventionsarten im jeweiligen Haushaltsjahr. Die Werte von 1978 beruhen da- 
gegen auf sog.»Barwerten«, d.h. Subventionen für die im Haushaltsjahr 1978 rechtliche 
Verpflichtungen eingegangen wurden; sie sind also nur bedingt vergleichbar mit den Wer- 
ten vorhergehender Jahre. 

( ) = Angabe lückenhaft bzw. geschätzt. 


Quellen: 

BMBau-Angaben nach Arch +, 1980, H. 54, S. 9; Glatzer, 1980, S. 235, Häring, 1974, 5. 
236; Krummacher, 1978, S. 619; BMWi, Leistung in Zahlen 1980; Sozialbericht 1978, 
1980; Wohngeld- und Mietenbericht 1977, 1979; eigene Berechnungen. 


Im Zeitraum von 1950 bis 1975 sind die wohnungspolitischen Subventionen (endgültige 
Haushaltsausgaben und Einnahmeverzichte) von 0,5 Mrd. DM auf 14,4 Mrd. DM, also um 
fast das 30-fache gestiegen. Obwohl die Werte von 1978 aufgrund unterschiedlicher Lei- 
stungsabgrenzung mit den vorhergehenden Werten nur bedingt vergleichbar sind, zeich- 
net sich auch für die 2. Hälfte der 70er Jahre ein weiterer Subventionsanstieg ab (1978 20 
Mrd. DM, Barwerte der Förderung). 

Zwei weitere Vergleichskategorien widersprechen ebenfalls der These vom Staatsrückzug: 
die Entwicklung der wohnungspolitischen Subventionen im Verhältnis 1. zum Sozialbud- 
get, 2. zum Wohnungsbauvolumen. Die Relation zum Sozialbudget schwankt seit der 1. 
Hälfte der 50er Jahre zwischen 4 1/2% und 5%. Eine eindeutig sinkende Tendenz ist 
nicht erkennbar. Die Relation zum Wohnungsbauvolumen (Neubau-, Modernisierungs- 
und Instandhaltungsinvestitionen) weist sogar eine steigende Tendenz auf. Sie betrug 
1950 rd. 9%, 1960 13% und 1975 rd. 20%. Auch dies ist ein Indiz für die steigende wirt- 
schaftspolitische Bedeutung der Wohnungspolitik. Eine Tendenzwende ist bislang eben- 
falls nicht zu erkennen. 

Im Rahmen der Subventionsentwicklung vollzogen sich dagegen eindeutige Gewichtsver- 
schiebungen einzelner Förderinstrumente. Abgesehen von der zunehmenden Bedeutung 
des Wohngeldes (seit 1965) und der Modernisierungs- und Städtebauförderung in den 
70er Jahren, ist seit der 2. Hälfte der 60er Jahre vor allem das Gewicht der Steuervergünsti- 
gungen für Eigentümerwohnungen ($ 7b EStG) gestiegen. Der Anteilswert der Bauspar- 
förderung ist bis 1970 gestiegen und danach erheblich zurückgegangen. Der Anteilswert 
des sozialen Wohnungsbaus (Zinsverzichte und Zuschüsse) stieg in den 50er Jahren stark 
an (auflaufende Zinsverzichte) und fiel dann aufgrund der sinkenden Bedeutung des so- 
zialen Wohnungsbaus kontinuierlich zurück. Parallel dazu vollzogen sich i.R. des sozialen 
Wohnungsbaus Strukturveränderungen (zunehmende Eigenheimförderung und Wandel 
der Subventionstechniken), deren negative Verteilungswirkungen bereits gekennzeichnet 
wurden (vgl. 1.4.). Der folgende Abschnitt wird zeigen, daß diese Entwicklungen auf die 
entscheidenden wohnungspolitischen Weichenstellungen zurückzuführen sind. 
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2. Entwicklungsphasen der Wohnungspolitik 


In diesem Abschnitt werden der wohnungspolitische Formwandel bzw. die Entwicklungs- 
phasen der Wohnungspolitik in der Bundesrepublik gekennzeichnet. Wie auch bisher er- 
folgt eine Beschränkung auf die Wohnungspolitik im engeren Sinne unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Weichenstellungen, die ihre Entwicklungsdeterminanten - Liberalisie- 
rungsprozeß, zunehmende wirtschaftspolitische Ausrichtung und negative soziale Vertei- 
lungswirkungen - prägen. 

Im wesentlichen sind drei Entwicklungsphasen der Wohnungspolitik der vergangenen 
31/2 Jahrzehnte zu unterscheiden: 

- die »Wohnungszwangswirtschaft« und ihre Auflockerung in den 50er Jahren, 

- die Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft in den 60er Jahren und 

- die »neue« Wohnungspolitik der 70er Jahre. 

Im Rahmen dessen sind einige zusätzliche Akzentverschiebungen vor allem in der 2. Hälf- 
te der 50er Jahre und der 2. Hälfte der 70er Jahre bedeutsam.' 


2.1. »Wohnungszwangswirtschaft« und ihre Auflockerung in den 50er Jahren 


Die erste Phase der Wohnungspolitik wird von folgenden Weichenstellungen geprägt: der 

Wohnraumbewirtschaftung und dem Mietenstopp im Bestand (1946), der Begründung 

des sozialen Wohnungsbaus mit dem I. Wohnungsbaugesetz (1950) sowie von den nach- 

folgenden Entscheidungen zur Liberalisierung der Wohnraumbewirtschaftung (1953) und 
der Wohnungsbauförderung (1956). " 

Die Wohnungsfrage war nach 1945 ein herausragendes soziales, ökonomisches und politi- 

sches Problem, das über den zunächst ohnehin kaum funktionierenden Markt nicht gelöst 

werden konnte. 

Die ungeheure Wohnungsnot (Fehlbestand 5-6 Mio. Wohnungen bei ca. 13-14 Mio. 

Haushalten) war ein brisantes Element der sozialen Frage, ihre »Lösung« wichtige Voraus- 

setzung zur Systemstabilisierung. 

Der Wiederaufbau der Wirtschaft, insbesondere der Industrie, erforderte die Wohnraum- 

versorgung der Arbeitskräfte zu bezahlbaren Mieten, und zwar dort, wo die Arbeitskräfte 

benötigt wurden (vor allem in Industrieregionen). 

Die Ankurbelung der kriegsbedingt unterentwickelten Bau- und Wohnungswirtschaft war 

Voraussetzung zur Entwicklung der Neubautätigkeit und versprach - angesichts der hohen 

Arbeitslosigkeit - auch einen erheblichen beschäftigungspolitischen Effekt. 

Diese Verzahnung ökonomischer und politischer Motive der Wohnungspolitik in der 

Nachkriegszeit zeigt, daß trotz einem frühzeitigen Bekenntnis zur sozialen Marktwirtschaft 

eine teilweise Herauslösung des Wohnungssektors aus dem Markt erforderlich war und da- 

mals auch von den eifrigsten Verfechtern der Marktwirtschaft nicht bekämpft wurde. 

Gleichzeitig wird damit die Richtung angedeutet, in der sich diese Herauslösung des Woh- 

nungsmarktes vollziehen mußte: 

1. Das Wohnungsdefizit machte zunächst eine Zwangsbewirtschaftung des vorhandenen 
Wohnungsbestandes nötig (Wohnraumzuteilung durch Wohnungsämter, Mietpreis- 
stopp und weitgehender Kündigungsschutz). 

2. Der Wohnungsneubau mußte massiv gefördert werden, weil ansonsten an die Beseiti- 
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gung des Wohnungsmangels und die Wiederherstellung des »freien« Wohnungsmark- 
tes nicht zu denken war (sozialer Wohnungsbau, mehrere Steuergesetze und Bauspar- 
förderung). 

Dabei konnte praktisch von Anfang an kein Zweifel an dem Ziel einer schrittweisen Wie- 

derherstellung marktwirtschaftlicher Bedingungen bzw. der »sozialen Wohnungsmarkt- 

wirtschaft« bestehen. 

Das alliierte Kontrollratsgesetz Nr. 18 (1946) hatte die totale Wohnraumbewirtschaftung 

(Wohnraumbelegung) festgelegt, die Mieten auf dem Stand von 1936 eingefroren und 

Kündigungen weitgehend ausgeschlossen. Diese Wohnraumbewirtschaftung des Bestands 

wird schon am Anfang der 50er Jahre durch das Wohnraumbewirtschaftungsgesetz deut- 

lich aufgelockert (1953). Darin werden die Zwangsbewirtschaftung explizit als »vorüberge- 
hendes« Maßnahmen gekennzeichnet und die Bundesregierung zur »Auflockerung oder 

Aufhebung« ermächtigt, wenn dies der »Schaffung neuen Wohnraumes« dient (88 1, 4). 

Darüberhinaus werden der Kündigungsschutz und die Wohnraumzuteilung liberalisiert 

und die Mieten periodisch den steigenden Bewirtschaftungskosten angepaßt. Ab 1955 er- 

folgt die periodische Anhebung der preisgebundenen Altbaumieten in »Bundesmietenge- 
setzen« (bis 1979 11 Bundesmietengesetze). 

Für den Liberalisierungsprozeß und die Mietenproblematik entscheidender ist jedoch die 

spezifische Förderkonstruktion des I. Wohnungsbaugesetzes von 1950. Dieses Ger un- 

terscheidet 3 Kategorien von Neubauwohnungen: 

- Der soziale Wohnungsbau, der - zusätzlich zu anderen Subventionsarten - vor allem 
über öffentliche, unverzinsliche und langfristige Darlehen subventioniert wird, für den 
die staatliche festgelegte »Richtsatzmietes (ab 1956 Übergang zur sog. »Kostenmiete«) 
gilt und dessen Belegung einem bestimmten Personenkreis (Einkommensgrenzen und 
Haushaltsgrößen) vorbehalten bleibt; 

- der »steuerbegünstigte« Wohnungsbau, der - zusätzlich zu den Subventionen freifi- 
nanzierter Wohnungen - über Gebührenbefteiungen und Grundsteuervergünstigun- 
gen subventioniert wird und für den - ohne Belegungsbeschränkungen - die »Kosten- 
miete« gilt (Bewirtschaftungs- und Kapitalkosten, einschließlich Eigenkapitalverzin- 
sung); 

- und der »freifinanzierte«e Wohnungsbau, der über die Steuervergünstigungen der de- 
gressiven Gebäudeabschreibung (u.a. & 7b EStG seit 1950) und die Bausparförderung 
(1948, 1952) subventioniert wird und für den die »Marktmietex gilt. 

Mit diesem gestaffelten System von Subventionsatten, Belegungs- und Preisbindungen 

sollte Privatkapital in den Wohnungssektor gelenkt und die Wohnungsproduktion (zu- 

nächst überwiegend über öffentliche Mittel) rasch gesteigert werden. Bezeichnend ist da- 
bei, daß der Staat selbst im sozialen Wohnungsbau, der zunächst den größten Teil der 

Wohnungsproduktion ausmacht und überwiegend vom Staat finanziert wird (1949 - 1955 

rd. 60% des Neubauvolumens), kaum als Bauherr auftritt, sondern diese Rolle privaten 

Bauherren und gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften überläßt. Den Fördermetho- 

den ist gemeinsam, daß die öffentlichen Subventionen - als indirekter Anreiz zum Woh- 

nungsbau - privaten Inverstoren gewährt werden, die unter Hinzufügung eigener Mittel 
und geliehener Kapitalmarktmittel in eigener Regie für privates Eigentum bauen. Woh- 
nungsproduktion und -bewirtschaftung werden damit den Verwertungsprozessen der be- 
teiligten Kapitalsektoren unterworfen, eine »marktübliche« Rendite eingeschlossen. Ge- 
meinnützige Wohnungsbaugesellschaften und die Zweckbindungen im Sozialen Woh- 
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nungsbau ändern daran prinzipiell nichts. Das Gemeinnützigkeitsprinzip sieht durchaus 
die Erwirtschaftung marktüblicher Renditen vor - lediglich die Gewinnausschüttung und 
der Kapitaltransfer in andere Anlagesphären sind beschränkt; die sog. »Kostenmiete« ist ei- 
ne heruntersubventionierte Finanzierungsmiete mit gesichertem Profit; die Belegungs- 
und Mietpreisbindungen im sozialen Wohnungsbau entfallen, wenn die öffentlichen Dar- 
lehen zurückgezahlt sind und die Bindungsfristen enden (bis 1979 sind etwa 1,5 Mio. bzw. 
über 20% ehemaliger Sozialwohnungen in den »fteien« Markt übergegangen).? 

Noch in einer anderen Konsequenz der Förderkonstruktion ist das Ziel der Wiederherstel- 
lung von Marktbedingungen angelegt. Die unterschiedlichen Förderkategorien hatten eine 
Aufspaltung des Wohnungsmarktes zur Folge: die bewirtschafteten und preisgebundenen 
. Altbauten warten relativ billig; ebenfalls mietpreisgünstig waren die Sozialwohnungen - 
vor allem solange die staatlichen Richtsatzmieten galten, später nur noch die früheren För- 
derjahrgänge; der steuerbegünstigte Wohnungsbau war erheblich teurer und die 'freifi- 
nanzierten’ Wohnungen erwartungsgemäß am teuersten. Das Mietpreisgefälle zwischen 
billigen Altbauwohnungen, teurem freifinanziertem Wohnungsbau und sozialem Woh- 
nungsbau als Zwischenstufe - mußte bei einem gleichzeitigen Verzicht auf konsequent so- 
zialorientierte Belegungsbindungen - zwangsläufig zu Ungerechtigkeiten führen, je nach- 
dem, ob ein Haushalt das ‘Glück oder Pech’ hatte, eine Altbauwohnung bzw. eine Sozial- 
wohnung der frühen Förderjahrgänge zu erhalten oder ob er auf die teuren Wohnungska- 
tegorien angewiesen war. Dieses systemimmanent angelegte »Drei-Klassen-Mietrecht« wur- 
de zunehmend zum ideologischen Hauptargument zugunsten der schrittweise vorgenom- 
menen Heranführung der preisgebundenen Mieten an die Marktmieten. 

Das II. Wohnungsbaugesetz von 1956 bringt einige wesentliche Akzentverschiebungen für 
den sozialen Wohnungsbau. Zum einen wird darin ein Wandel der Subventionstechniken 
angelegt, der allerdings erst in den 60er Jahren entscheidende Bedeutung gewinnt.’ Bis- 
lang erfolgte die Subventionierung des sozialen Wohnungsbaus vor allem über zinslose 
bzw. zinsgünstige Darlehen, die als »Kapitalersatz« an Stelle von Darlehen des Kapital- 
markts fungieren und die Kosten für Fremdkapital senken (»Kapitalsubventionierunge). 
Mit dem II. Wohnungsbaugtesetz eingeführt wurde - die später überwiegend verwendete - 
- „Ertragssubventionierung«, bei der Kapitalmarktmittel an die Stelle öffentlicher Darlehen 
treten, die Kapitalkosten (Zins und Tilgung) sich nach den Bedingungen des Kapital- 
markts richten und erst im nachhinein über öffentliche Zins- und Tilgungszuschüsse (spä- 
ter degressiv gestaffelt) herabsubventioniert werden. Die Konsequenz dieses Wandels der 
Subventionsmethode besteht darin, daß neben Produktion und Bewirtschaftung nun auch 
die Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus den Verwertungsprozessen des Kapitalmark- 
tes angepaßt wird und die Kapitalkosten steil ansteigen. 

Für die Mietenproblematik wird dies im Zusammenhang mit der zweiten Akzentverschie- 
bung des II. Wohnungsbaugesetzes entscheidend: dem Übergang von der staatlich festge- 
legten Richtsatzmiete zur »Kostenmietes. Dabei richtet sich die Sozialmiete streng nach 
den Kostenfaktoren Baukosten, Kapitalzins und Grundtente unter Abzug des staatlichen 
Subventionsanteils. Für den Vermieter bedeutet dieser Übergang die risikolose Überwäl- 
zung all seiner Kosten einschließlich einer Eigentümerrendite, die - infolge versteckter Ge- 
winnanteile - die ausgewiesene 4%ige Eigenkapitalverzinsung deutlich übersteigt und 
ihm bei geringem Eigenfinanzierungsanteil (15% der Herstellungskosten) eine rasche Fi- 
nanzierung seines Hauses über Miete und die staatlichen Subventionen garantiert. Für die 
Sozialmieter bedeutet die Kostenmiete in Abhängigkeit von der Entwicklung der Bauko- 
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sten, Finanzierungskosten und Förderbedingungen steil ansteigende Mieten; vor allem bei 
den jüngeren Förderjahrgängen mit entsprechend höheren Baukosten und der seit der 2. 
Hälfte der 60er Jahre überwiegend praktizierten Förderdegression (periodisch sinkender 
Subventionsanteil).° 

Die 3. wesentliche Akzentverschiebung besteht in der gesetzlichen Verankerung der Eigen- 
heimprivilegierung, die in der Zielformulierung und den Ausführungsbestimmungen des 
II. Wohnungsbaugesetzes ihren Niederschlag findet. Die Eigentumsförderung hat das Ziel 
»... weite Kreise des Volkes durch Bildung von Einzeleigentum, besonders in der Form von Familien- 
heimen, mit dem Grund und Boden zu verbinden. Sparwille und Tatkraft aller Schichten des Volkes 
sollen hierzu angeregt werden.«. ($ 1) 

Bei dieser Formulierung kommen politisch-ideologische Zielsetzungen in der Form der 
Verbindung von Eigentums- und Familienideologie ebenso zum Ausdruck wie der ökono- 
mische Zweck, ‘Sparwille und Tatkraft” zu mobilisieren. Diese Zielsetzungen knüpfen an 
dem zweifellos verbreiteten Eigenheimwunsch der Bevölkerung an und machen sich diesen 
- durchaus erfolgreich - zur politischen Systemstabilisierung und zur Förderung privater 
Investitionstätigkeit im Wohnungssektor zunutze. Kein Element der praktizierten Woh- 
nungspolitik wird in den nachfolgenden Phasen so systematisch ausgebaut wie die Wohn- 
eigentumsförderung.* Jede Bundesregierung kann sich »rühmen«, dieses Kernstück der 
Wohnungspolitik gegenüber der vorhergehenden erweitert zu haben. Die Konsequenz der 
vorrangigen Förderung einkommensstärkerer Schichten und negativer sozialer Verteilungs- 
wirkungen schließt dies ein (vgl. 1.4.). 


2.2 Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft in den 60er Jahren 


Die 2. Phase der Wohnungspolitik wird vor allem durch die Verabschiedung und schritt- 
weise Verwirklichung des sog. »Lücke-Plans« von 1960 geprägt (Gesetz über den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über ein soziales Miet- und Wohnrecht - Abbaugesetz). 
Hinzu traten der Rückgang und Umstrukturierungen des Sozialen Wohnungsbaus. 

Zu Recht ordnet Hartwich den »Lücke-Plan« in die Reihe der grundsätzlichen ‘Profilierun- 
gen’ des Gesetzgebers bei der Ausgestaltung des etablierten Sozialstaatsmodells soziale 
Marktwirtschaft ein.’ Insofern reicht seine Bedeutung über den Liberalisierungsprozeß der 
Wohnungspolitik hinaus. Er beinhaltet als Kernelement die Abschaffung der »Wohnungs- 
zwangswirtschaft« im Altbaubestand (Wohnraumbewirtschaftung, Mietpreisbindungen, 
weitgehender Kündigungsschutz). Ab sofort wurden kräftige Mietsteigerungen ermög- 
licht, Für die anderen Maßnahmen war ein schrittweises Vorgehen geplant. Ab 1963 sollten 
die Mietpreisbindungen in Städten und Kreisen mit einem statistischen Wohnungsdefizit 
von weniger als 3% entfallen (»weiße Kreise«), weil damit eine »in etwa ausgeglichene 
Wohnungsversorgung gegeben« sei. Mit wenigen Ausnahmen wurde dieser Plan dann im 
Laufe der 60er Jahre verwirklicht. Die Zielsetzung einer absoluten Vorrangsetzung des Pri- 
vateigentums und seiner Verwertungsfreiheit auch im Wohnungssektor kommen in der 
Begründung des Regierungsentwurfs klar und systemimmanent konsequent zum Aus- 
druck: 

»Die Wohnungszwangswirtschaft enthält Beschränkungen des Eigentums, die nur solange vertrerbar 
sind, als die Wohnungsnot politisch und sozial keine andere Wahl läßt... Weder mit der Eigentums- 
garantie des Grundgesetzes noch mit dem Gleichheitsgrundsatz ist es vereinbar, das Grundeigentum 
auf die Dauer unter ein Ausnahme- und Sonderrecht zu stellen. Es ist auch nicht möglich, im Woh- 
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nungsbau für die Bildung neuen Eigentums zu werben..., wenn nicht sichergestellt wird, daß das be- 
seits vorhandene Eigentum in seinem rechtlichen und wirtschaftlichen Bestand erhalten werden kann.<® 
Als »soziale Ergänzung und Sicherung« gegen die absehbare Mietpreisexplosion sieht der 
Lücke-Plan die Einführung des Wohngeldsystems und die Aufnahme der sog. »Sozial- 
oder Härteklauselk in das BGB als Kern eines »neuen« Mieterschutzes vor. Zusätzlich wurde 
auf die angebotsregulierende und mietpreisdämpfende Wirkung des sozialen Wohnungs- 
baus verwiesen. 

Das 1965 eingeführte Wohngeldsystem gewährt Mietern, die die Marktmiete nicht bezah- 
len können, einen staatlichen Mietzuschuß , der sich nach dem Einkommen (degressiv ge- 
staffelt), der Haushaltsgröße und der Miethöhe richtet. Neben der bisherigen »Objektför- 
derungs (objektbezogene Wohnungsbauförderung) wurde damit die sog. »Subjekt- oder 
Individualförderung« (individuelle Miet-, Lastenhilfe) eingeführt. Es wurde bereits festge- 
stellt, daß das Wohngeld aufgrund seiner einkommensbezogenen degressiven Staffelung 
als einziges derzeit geltendes Förderinstrument positive bzw. sozial ausgleichende Vertei- 
lungswirkungen hat (vgl. 1.4). Trotzdem ordnet sich dieses Instrument in den Liberalisie- 
tungsprozeß und die Ökonomisierung der Wohnungspolitik nahtlos ein und wird nicht 
von ungefähr von den Haus- und Grundbesitzern bzw. von ihren politischen Vertretern fa- 
vorisiert. Im Gegensatz zur Mietpreisbeschränkung schafft Wohngeld - auf Kosten des 
Steuerzahlers - zusätzliche zahlungsfähige Nachfrage, erweitert damit prinzipiell den 
Spielraum für Mieterhöhungen und die Realisierung von Hausbesitzerrenditen. Um diesen 
mietpreistreibenden Effekt des Wohngeldes nicht ausufern zu lassen, setzen alle bisheri- 
gen Wohngeldregelungen beim Mieter, nicht beim Vermieter an: Hohe Selbstbelastungs- 
quoten, die mit der Miethöhe steigen, sollen den einkommensschwachen Mieter zwingen, 
möglichst billige Wohnungen zu ‘suchen’, um sich gegenüber dem Steuerzahler »gesell- 
schaftlich verantwortlich« zu verhalten.? 

Die schrittweise Aufhebung des Mieterschutzes sollte über Kündigungsfristen und die »So- 
zial- oder Härteklausel« des BGB ($ 556a) gemildert werden. Diese räumt gekündigten 
Mietern ein Widerspruchsrecht ein, wenn die Kündigung mit sozialen oder familiären Fol- 
gen verbunden ist, deren »Härte auch unter voller Würdigung der Belange des Vermieters 
nicht zu rechtfertigen ist«. Die praktische Anwendung spricht für sich: Mieterhöhungsfor- 
derungen wurden oft mit Kündigungsdrohungen verbunden. Die Anwendung des Wider- 
spruchstechts durch die Mieter führte regelmäßig und meist erfolgreich zu Räumungskla- 
gen der Vermieter.!? 

Die Folgen der Verwirklichung des Lücke-Plans für Mieten und Mietbelastungen sind ein- 
deutig. Im Ergebnis steigender Bau- und Bodenpreise stiegen die Neubaumieten ohnehin 
steil an. Die »befreiten« Altbaumieten zogen als Ausgleich für die mageren Jahre sprung- 
haft nach und übertrafen die Steigerungsraten der Neubaumieten noch bei weitem. Im 
Gegensatz zu den 50er Jahren stieg das Mietpreisniveau in den 60er Jahren deutlich stärker 
als die Einkommen: Die Mietbelastungsquoten (Miete/Einkommen) nahmen kräftig zu 
und führten insbesondere bei den unteren Einkommensschichten zur drastischen Ver- 
schlechterung ihrer Versorgungssituation (vgl. Abb. 2). 

Bei der Entwicklung des sozialen Wohnungsbaus überlagern sich in den 60er Jahren die 
Tendenzen: absoluter und relativer Rückgang der Sozialwohnungen am Neubauvolumen, 
zunehmende Anwendung der degressiv gestaffelten »Ertragssubventionierung« (vgl. 2.1) 
und steil ansteigende Kostenmieten, zunehmender Eigenheimanteil und die Einführung 
des sog. »2. Förderungsweges«. 
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Abb. 2 MIETBELASTUNG AUSGEWÄHLTER HAUSHALTSTYPEN 
% (ANTEILE DER MIETE am NETTOEINKOMMEN IN 2) 
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Gegenüber den 50er Jahren sank in den 60er Jahren die Zahl der durchschnittlich fertigge- 
stellten Sozialwohnungen pro Jahr von knapp 300 Tausend auf 210 Tausend p.a. und der 
Anteil des sozialen Wohnungsbaus am Neubauvolumen von 55% auf 37% (vgl. Tabelle 2 
und Abb. 3) 


Tabelle 2: Jahresdurchschnittliche Fertigstellungen im Sozialen Wohnungsbau 


1951-1960 1961-1970 1971-1980 


© fertiggestellte 1000 

Sozialwohnungen pro Jahr 295 209 129 
6 Anteil am 

Neubauvolumen % 55 37 26 


Parallel dazu stieg in den 60er Jahren der Eigenheimanteil im sozialen Wohnungsbau auf 
etwa 1/3 der Fertigstellungen und verlagerte sich seit der 2. Hälfte der 60er Jahre zuneh- 
mend auf den 1965 eingeführten »2. Förderungsweg«. 
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Abb. 3 Insgesamt fertiggestellte Wohnungen in der BRD 
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Aufgrund der rasanten Kostenentwicklung im Wohnungssektor, speziell auch im sozialen 
Wohnungsbau, konnte sich trotz hoher Fördersätze nur ein kleiner Teil der Sozialwoh- 
nungsberechtigten und auch nur ein Teil der darüberliegenden mittleren Einkommens- 
gruppen Wohnungseigentum leisten. Um diese Lücke für mittlere Verdienerschichten zu 
schließen, wurden - zusätzlich zur periodischen Anhebung der Einkommensgrenzen im so- 
zialen Wohnungsbau - die 88 88, 88a in das II. Wohnungsbaugesetz aufgenommen. Die- 
ser 2. Förderweg sieht vor, daß Haushalte, deren Einkommen die Obergrenzen des »1. För- 
derungswegs« um bis zu 40% überschreiten oder, die eine Sozialwohnung frei machen (oh- 
ne Einkommensgrenzen), außer den üblichen Subventionsvorteilen für steuerbegünstigte 
Wohnungen zusätzlich »Zuschüsse oder Darlehen zur Deckung laufender Aufwendungen« 
erhalten können. Die ausgeprägte Mittelschichtorientierung dieser Regelung zeigt sich dar- 
an, daß die entsprechenden Einkommensgtenzen 1965 um 2/3 über dem damaligen Ein- 
kommen der statistischen Normalfamilie lag. Für die spätere Entwicklung ist bezeichnend, 
daß sich die Förderprogramme im sozialen Wohnungsbau immer stärker auf den »2. För- 
derweg« konzentrieren (1978 ıd. 56% der Fertigstellungen). 


2.3 »Neue« Wohnungspolitik der 70er Jahre 


Die Wohnungszählung 1968 hatte einen hohen Wohnungsfehlbestand festgestellt (rech- 
nerisches Wohnungsdefizit 2,4 Mio. We) und gezeigt, daß große Teile des Bestands über- 
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belegt, schlecht ausgestattet und heruntergewirtschaftet waren. Zu den ermittelten Versor- 
gungsdefiziten kamen der erwähnte steile Anstieg der Mieten und Mietbelastungen in den 
60er Jahren, sowie die starke Zunahme von Kündigungen und Räumungsklagen aufgrund 
der weitgehenden Aufhebung des Mieterschutzes. Darüber hinaus führte die expansive 
Entwicklung von Handel, Dienstleistungen und Verkehr in den Innenstädten zu einer spe- 
kulationsbedingten Welle von Wohnraumvernichtungen und -umnutzungen (Verdrän- 
gung der Wohnfunktion aus den Stadtkernen). Auch damals führte die Wohnungsnot in 
den Städten zu wachsendem Mieterwiderstand und Wohnungskämpfen (z.B. Frankfurter 
Häuserkampf). 
Wie auf anderen Gebieten auch, war der Übergang zur Ära der sozialliberalen Koalition 
von hohen Erwartungen an eine veränderte sozialpolitische Orientierung der Wohnungs- 
politik begleitet. Tatsächlich kündigten die sozialliberalen Bundesregierungen von 1969 
und 1973 eine Reihe wohnungs- und städtbaupolitischer Reformvorhaben an.'! 
1. Reform des Bodenrechts und des kommunalen Planungstechts, 
2. ein langfristiges Wohnungsbauprogramm für den sozialen Wohnungsbau der 70er Jah- 
te mit einem jährlichen Förderungsvolumen von 200 - 250 Tsd. Sozialwohnungen, 
3. Reform des Wohngeldgesetzes, 
4. Reform des Mietpreis- und Kündigungsschutzrechts, 
5. Ausbau der Modernisierungsförderung zur »dritten« Säule staatlicher Förderung (neben 
Neubau- und Städtebauförderung). 
Im Rahmen der damaligen Aufbruchstimmung ist jedoch übersehen worden, daß die an- 
gekündigten Reformen, die etablierten Fördersysteme und Grundlagen der Wohnungspo- 
litik der CDU-Ära übernehmen und nur Ergänzungen und teilweise Korrekturen in der 
Anwendung vorsehen. Damit war auch klar, daß die »neue« Wohnungspolitik die ökono- 
mischen Abhängigkeiten der Wohnungsversorgung nicht durchbricht. Darüber hinaus las- 
sen die Schwerpunkte beider Regierungserklärungen keinen Zweifel am Vorrang wirt- 
schaftspolitischer Steuerungsziele »keynesianischer«e Prägung. Diese Konjunktur- und 
Strukturpolitik macht die »Investitionsneigung« privater Unternehmer zum alleinigen In- 
dikator wirtschaftlichen Wohlergehens und ein erfolgreiches staatliches Krisenmanage- 
ment zur Voraussetzung sozialpolitischer Reformen. Dieser Trend prägt die Wohnungspo- 
litik der 70er Jahre von Anfang an. Einer Periode staatlicher Planungseuphotie und halb- 
herziger Reformen in der 1. Hälfte der 70er Jahre, die den in sie gesetzten Erwartungen 
keineswegs gerecht werden, folgt die Periode einer ausschließlichen Instrumentalisierung 
der Wohnungspolitik für Konjunkturzwecke. Die Tendenzwende erfolgt im Zuge der all- 
gemeinen Wirtschaftskrise 1974/75, die sich im Wohnungssektor zur Strukturktise des 
Mietwohnungsbaus entwickelt. Damit einher gehen der Verzicht auf angekündigte Refor- 
men (z.B. Bodenrechtsteform) und die einseitige Austichtung der praktischen Wohnungs- 
politik auf die Interessen privater Investoren und zahlungskräftiger Bewohnerschichten 
(z.B. Modernisierungsförderung). 
Überlagert wird die Wohnungspolitik det 70er Jahre sehr wesentlich von der zunehmenden 
Bedeutung stadtentwicklungsorientierter Ziele. Auch diese richtet sich primär nach den 
ökonomischen Rahrmenbedingungen der Stadtentwicklung.'? In der 1. Hälfte der 70er Jah- 
re sind die Wachstumsfaktoren noch wirksam. Die Ballungsräume dehnen sich aus, in den 
Citys konkurrieren Handel, Banken und Verwaltung um die besten Lagen und bewirken 
die Verdrängung von Wohnnutzungen. Diesen Prozeß zu organisieren und zu erleichtern, 
bildet das eigentliche Ziel des Städtebauförderungsgesetzes von 1971, wenngleich dieses 
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Ziel in der öffentlichkeitswirksamen Diskussion nur selten auftaucht (Stattdessen werden 
propagiert: »Demokratisierung der Planung«; „Schaffung gesunder Wohnverhältnisse« 
und »Einstieg in die Bodenrechtsteform«). 


» Mit dem Städtebauförderungsgesetz wurde 1971 eingesetzliches Instrument geschaffen, das weittei- 
chende Eingriffe in die Altbaugebiete zuließ und diese durch Abriß und Neubebauung für neue 
stadtstrukturelle Funktionen verfügbar machte... Der auf die Innenstädte gerichtet Druck veränderte 
also die stadtpolitische Orientierung. In dieser zweiten Phase (bis ca. 1974) stand der Stadtumbau 
oder die sog. Funktionssanierung im Zentrum der Diskussion über Stadtentwicklung. Die gesamte 
Stadtbaupolitik war darauf gerichtet, die räumlichen Voraussetzungen für ein wirtschaftliches Wachs- 
tum der Stadtkerne zu schaffen«.'? 


Die Tendenzwende tritt ebenfalls mit der Wirtschaftskrise Mitte der 70er Jahre ein. Der 
Wachstumsdruck auf die Innenstädte bricht ab; seit langem wandern vor allem jüngere, 
kaufkräftigere Haushalte über die Gemeindegrenzen hinaus ins Umland; die Tendenzen 
zur sozialen Segregation zwischen Innenstädten (Konzentration sozialschwacher Schichten) 
und Randzonen bzw. Umland (Konzentration gehobener Sozialschichten) nehmen zu. 
Aus der Sicht der Kommunen bedeutet das: Verlust von Investitions- und Kaufkraftpoten- 
tialen, Steuerverluste bei steigenden Sozialausgaben und steigenden Verkehrsbelastungen. 
Als Reaktion darauf wird die Phase des »Stadtumbaus« von der Phase der »Stadterneue- 
rung« abgelöst. Die zuvor verfolgten Konzepte der Trabantensiedlungen am Stadtrand 
und der Funktions- bzw. Kahlschlagsanierungen im Stadtkern waren zu teuer geworden 
und entsprachen nicht mehr den wirtschaftlichen und stadtstrukturellen Rahmenbedin- 
gungen. An ihre Stelle traten Konzepte, die vor allem darauf abzielen, die »Stadtflucht« 
der zahlungskräftigen Schichten zu stoppen, die Städte für gehobene Wohnansprüche at- 
traktiv zu machen (Aufwertung von Altbaugebieten), um damit die Kaufkraft- und Inve- 
stitionspotentiale und die Realsteuerkraft der Städte zu steigern. Die Instrumente hierzu 
sind: verstärkte räumliche Konzentration der Eigenheimförderung auf die Städte (Bauland- 
ausweisung, Stadthauskonzept und Eigentumsbildung im Altbaubestand), Wohnum- 
feldverbesserungsmaßnahmen und die Modernisierungsförderung. 
Die Hauptstoßrichtung der seit 1974 forcierten Modernisierungsförderung ist damit vorge- 
zeichnet. Im Vordergrund stehen die Stimulierung von Modernisierungsinvestitionen mit 
direkten Wachstumsimpulsen für das Bau- und Ausbaugewerbe sowie die Steuerung der 
städtischen Wanderungsbewegungen, speziell der einkommensstärkeren Bevölkerungs- 
gruppen. 
Die instrumentelle Ausgestaltung erfolgt über Bund-Länder-Modernisierungsprogramme 
und Modernisierungsrichtlinien (seit 1974), das Wohnungsmodernisierungsgesetz und 
dessen Novellierung (1976/78, WoModEnG), die Ausdehnung der Steuervergünstigungen 
für Eigentümerwohnungen auf den Althauserwerb (seit 1976) und z.T. über das Bundes- 
baugesetz und dessen Novellierung (1976/78). Die Förderinstrumente schaffen Investi- 
tionsanreize, indem sie die rasche Rentabilisierung von Modernisierungsinvestitionen er- 
möglichen, ohne die Subventionsvergabe mit Eigentums- oder Belegungsbindungen zu 
verknüpfen; im einzelnen dutch: 

- Steuervergünstigungen, von denen vor allem die hohen Einkommensgruppen profitie- 
ten (Progressionseffekt) oder öffentliche Zuschüsse, wobei auch unterlassene Instand- 
setzungen bezuschußt werden, 

- die gesetzliche Regelung der »Modernisierungsmietes, die eine rasche Kostenüberwäl- 
zung auf die Mieter gestattet und drastische Mietsteigerungen bewirkt (wahlweise 
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11% -ige Überwälzung der Modernisierungskosten auf die Jahresmiete oder Anpassung 
an die Vergleichsmiete), 
- Verzicht auf Belegungsbindungen der mit öffentlichen Mitteln modernisierten Woh- 
nungen, 
- weitgehende Duldungspflicht des Mieters und fehlende Mietermitsprache über Art 
und Ausmaß der Modernisierung. 
Vorausgesetzt es finden sich ausreichend zahlungskräftige Mieter bzw. Käufer, ist die 
Wohnungsmodernisierung das derzeit wohl rentierlichste Geschäft im Wohnungssektor. 
Aufgrund der vorrangigen Ausrichtung auf die Wohnwünsche der höheren Einkommens- 
gruppen konzentrieren sich die Modernisierungsmaßnahmen (und dementsprechend die 
Subventionsvorteile) auf Altbaugebiete mit vergleichsweisen Lagevorteilen, Wohnumfeld- 
vorzügen und relativ guter Bausubstanz. Die heruntergekommenen Quatiere mit schlech- 
ter Bausubstanz und hohen Instandsetzungsrückständen werden dagegen wegen mangeln- 
der Rentabilität selten erreicht; die Unterlassung von Instandsetzungen und die Verfall- 
stendenzen setzen sich entsprechend fort. 
Die räumlichen und sozialen Disparitäten der Modernisierung werden verstärkt durch 
mietpreistreibende Effekte der Wohnumfeldverbesserung und vor allem durch die forcier- 
te Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen im Bestand (1972 - 1978 ca. 600 Tsd. 
We).!* Zusammengenommen bewirkt die 'marktkonforme’ Ausgestaltung der Stadterneu- 
erungspolitik die Verknappung billigen Wohnraums, Verdrängungsprozesse zu Lasten der 
in Tsd. 


350 


Abb. 


WOHNUNGSBAUENTWICKLUNG _| „oo 
‚250 
Geschoßwohnungen 
im freifinanzier- 200 
ten Wohnungsbau 
Eigenheime im 
freifinanzierten 150 
Wohnungsbau 
Geschoßwohnungen 
im sozialen 
Wohnungsbau 190 
so 
Eigenheime im 
sozialen 
Wohnungsbau 
Bo 


Quelle: Statistisches Bundesamt, BMBau 


Wohnungspolitik in der BRD 103 


unteren Einkommensgruppen und verschärfte Ungleichheiten in der Wohnversorgung. 
Diese Tendenzen werden ergänzt dutch die Entwicklung der Neubaupolitik, die in den 
70er Jahren keine grundsätzliche Neuorientierung, sondern eine beschleunigte Fortsetzung 
bisheriger Trends mit sich bringt, d.h. starker Rückgang des sozialen Mietwohnungsbaus, 
steiler Anstieg der Sozialmieten und steigende Eigentumsquoten auch im sozialen Woh- 
nungsbau. Die Entwicklung vollzieht sich vor dem Hintergrund der allgemeinen Neubau- 
entwicklung (vgl. Abb. 3, Kap. 2.2 und Abb. 4). 

Nach einem außerordentlichen Boom im freifinanzierten Wohnungsbau am Anfang der 
70er Jahre, bilden sich Wohnungshalden bei den besonders teuren Neubaukategorien und 
sackt die Baukonjunktur ab 1974 steil ab. Strukturell betroffen ist fast ausschließlich der 
Geschoß- bzw. Mietwohnungsbau und zwar sowohl beim freifinanzierten wie beim sozia- 
len Wohnungsbau. Der Eigenheimbau steigt seit 1976 wieder an und entwickelt sich zur 
»Stütze der Wohnungsbaukonjunktur«. 

Gegenüber den 60er Jahren sinkt in den 70er Jahren die Zahl der im Jahresdurchschnitt er- 
stellten Sozialwohnungen von 210 Tsd. auf 130 Tsd. p.a. und der Anteil des sozialen Woh- 
nungsbaus am Neubauvolumen von 36% auf 26% (vgl. Tab. 2, Kap. 2.2). Der Bau von 
Sozialmietwohnungen nimmt ab 1973 ständig ab und umfaßt in den Jahren 1978-1980 ge- 
rade noch 40-45 Tsd. Fertigstellungen: pro Jahr. Parallel dazu steigt die Eigentumsquote 
(überwiegend »2. Förderungswege) und erreicht seit 1978 meht als die Hälfte der Fertigstel- 
lungen im sozialen Wohnungsbau. Zurückzuführen ist diese Entwicklung einerseits auf 
die drastisch gestiegenen Herstellungs- und Finanzierungskosten von Sozialwohnungen, 
andererseits auf die bereits in der Vergangenheit eingeleiteten Änderungen der Förderprio- 
titäten (vgl. 2.2). 

Auch in bezug auf den Sozialwohnungsbestand setzt sich die Liberalisierung in den 70er 
Jahren fort. Verschiedene Änderungen des 2. Wohnungsbaugesetzes und des Wohnungs- 
bindungsgesetzes bewirken steigende Kostenmieten über die Erhöhung der Darlehenszin- 
sen, die Lockerung von Zweckbindungen und die erleichterte Herauslösung von Sozial- 
wohnungen aus der Preis- und Belegungsbindung. Hierzu gehören auch die seit 1979 gere- 
gelten Voraussetzungen für den Verkauf von Sozialwohnungen, d.h. die Umwandlung 
von Sozialmietwohnungen in Eigentümerwohnungen. In der Praxis bedeutet diese Rege- 
lung: Verkauft werden vor allem ältere, relativ billig erstellte und mietpreisgünstige Sozial- 
wohnungen; die Verkäufer - überwiegend gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaften - 
realisieren beim Verkauf beträchtliche Wertzuwächse und der Bestand an mietpreisgünsti- 
gen Sozialwohnungen verringert sich, auch wenn die Bindungsfrist noch einige Zeit fortbe- 
steht. 

Die Mieten entwickelt sich von 1970 -1980 wie folgt: Die Dutchschnittsmieten steigeu et- 
wa gleich stark wie die Lebenshaltungskosten (+60%), darunter die Altbaumieten 
(+65%) und $ozialmieten ( + 67%) stärker als die Mieten für - nach 1948 erbaute - fteifi- 
nanzierte Wohnungen ( + 53%). Überproportional steigen im gleichen Zeitraum vor allem 
die Mietnebenkosten (Heizung, Strom etc.). Die durchschnittliche Mierbelastungsquote 
(Kaltmiete/Nettoeinkommen) aller Hauptmieterhaushalte erhöht sich von 1969 bis 1978 
von td. 13% lediglich auf rd. 14%, d.h. Durchschnittseinkommen und Durchschnittsmie- 
ten sind etwa gleich stark gestiegen.’ Diese relativ günstige Bild der statistischen Durch- 
schnittswerte ändert sich bei Betrachtung der unteren Einkommensgruppen. Die Mieter- 
haushalte mit einem Einkommen unter 800,- DM hatten 1969 eine durchschnittliche Miet- 
belastungsquote von 18% und 1978 von gut 24%. Das untere Viertel der Mieter in der 
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Einkommensskala hatte 1969 eine Mietbelastungsquote von 18% und 1978 von 21%. Für 
die Mieter im oberen Viertel der Einkommenspyramide betrug dagegen die durchschnittli- 
che Mietbelastungsquote auch 1978 noch weniger als 10%. Es zeigt sich also, daß die un- 
teren Einkommensgruppen von der allgemeinen Mietenentwicklung besonders stark be- 
troffen sind. Dieser Tatbestand ist bei der Beurteilung der gesetzlichen Mietpreisvorschrif- 
ten und ihrer vorgesehenen Lockerung wesentlich zu berücksichtigen. 
Seit dem Beginn der Krise des Mietwohnungsbaus stehen das Wohnraumkündigungs- 
schutzgesetz bzw. die Mietrechtsreform der sozialliberalen Koalition (1971/74) im Zen- 
trum der wohnungspolitischen Diskussion. Dabei konzentriert sich der Angriff der Haus- 
und Grundbesitzer und ihrer hervorragend organisierten Lobby vor allem auf die gesetzli- 
chen Mieterhöhungsvorschriften bzw. das »Vergleichsmietenverfahren«, das angeblich 
»wirtschaftlich notwendige Mieterhöhungen unmöglich mache, zum »Quasi-Mieten- 
stopp« führe und deshalb verantwottlich für den brachliegenden Mietwohnungsbau sei.'® 
Die geforderte Konsequenz lautet: Der Abbau von »Investitionshemmnisseng, die Liberali- 
sierung des Mietrechts, vor allem erleichterte Mietsteigerungen sollen zu mehr Mietwoh- 
nungsbau und - über »Sickereffekte« - zur Überwindung der »neuen« Wohnungsnot füh- 
ren. 
Wie ist die Mietrechtsreform der 1. Hälfte der 70er Jahre und die angebliche Investitions- 
feindlichkeit der Mieterhöhungsvorschriften tatsächlich einzuschätzen?’ 
Der wesentliche formaltechtliche Fortschritt der Mietrechtsreform bestand in der Neurege- 
lung der Kündigungsschutzbestimmungen, die gegenüber den zuvor geltenden Regelun- 
gen des Lücke-Plans eine Stärkung der Mieterposition gegenüber willkürlicher Kündigung 
brachte. Angesichts der fatalen Folgen der Lücke-Plans erschienen diese Neuregelungen 
unausweichlich; sie sind in der gegenwärtigen Debatte auch sehr viel weniger umstritten 
als die Mietenregelung. Die praktischen Auswirkungen des Kündigungsschutzes sind aller- 
dings skeptischer einzuschätzen, weil die meisten Kündigungen aus mangelnder Rechts- 
kenntnis hingenommen werden, auch wenn sie formalrechtlich unzulässig sind.'? 

Die Mietenregelung des 2. Wohnraumkündigungsschutzgesetzes bzw. des Miethöhegeset- 

zes kann dagegen kaum als Fortschritt und Stärkung der Mieterposition bezeichnet werden. 

Durch folgende Elemente garantiert sie periodische, marktorientierte Mietsteigerungen: 

1. Vergleichsmiete; bei laufenden Mietverhältnissen kann der Vermieter jährliche Miet- 
steigerungen in Anpassung an die ortsübliche Vergleichsmiete verlangen (»Wohnraum 
vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage«). Soweit örtliche 
Mietspiegel existieren (vor allem in Großstädten) richtet sich die Vergleichsmiete nach 
dem Mietspiegel, anderenfalls muß der Vermieter die Miete vergleichbarer Wohnun- 
gen anführen. 

2. Steigende Betriebs- und Fremdkapitalkosten und Modetnisierungsaufwendungen kön- 
nen - unabhängig vom Vergleichsmietenverfahren - voll auf den Mieter überwälzt wer- 
den. Dadurch werden die Kostenrisiken des Vermieters weitgehend ausgeschaltet. 

3. Bei neuen Mietverhältnissen kann die Miete frei vereinbart werden. Juristische Ober- 
gtenze bildet nur der Mietwuchertatbestand (mehr als 25% über der Vergleichsmiete), 
sofern der Mieter den Mietwucher einklagt. Diese Bestimmung führt regelmäßig zu er- 
heblichen Mietsteigerungen bei Mieterwechseln und bewirkt mittelfristig den kontinu- 
ierlichen Anstieg des Vergleichsmietenniveaus. 

Die Gesetzestegelungen zeigen, daß die Behauptung vom Quasi-Mietenstopp unsinnig ist. 

Vielmehr gilt: 
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»Die Wohnraumschutzgesetzgebung bekämpft also unüblich überhöhte Mieten, indem sie die obere 
Grenze der örtlich bekannten Miete zum Üblichen macht und begrenzt den Mietenanstieg, indem sie 
ihn festschreibt.«? 

Neben der Mietenentwicklung zeigen auch empirische Untersuchungen zur Renditesitua- 

tion im freifinanzierten Mietwohnungsbestand, 

- daß die pauschale These von der mangelhaften Renditesituation im freifinanzierten 
Mietwohnungsbau falsch ist; die Ergebnisse belegen eher eine günstige Ertragslage, 
und die Mehrheit der befragten Hausbesitzer beurteilt dies auch so; 

- daß die meisten Hausbesitzer zwar in den ersten Jahren nach dem Bau (Anfangs-) Ver- 
luste haben, diese werden jedoch durch die hohen Renditen der späteren Jahre über- 
kompensiert; 

- daß nur eine Minderheit der Hausbesitzer die Vergleichsmieten als Behinderung für 
Mieterhöhungen empfindet.? 

Diese Ergebnisse schließen nicht aus, daß beim Mietwohnungszez2az in der 2. Hälfte der 

70et Jahre vergleichsweise ungünstigere Rentabilitätsbedingungen bestehen. Utsächlich 

dafür sind jedoch kaum die Mieterhöhungsvotschriften, sondern vielmehr die Wohnungs- 
marktbedingungen - verstärkt durch die staatlichen Förderprioritäten. 

1. Die Kostenexplosion von Baukosten, Bodenpreisen und Finanzierungskosten führt 
1980 in den Städten zu Finanzierungsmieten von 20 DM (qm/Monat) und mehr. Da 
untere und mittlere Einkommensgruppen als zahlungsfähige Mieter ausscheiden, blei- 
"ben die hohen Einkommensgruppen. Letztere haben Wohnungseigentum oder stehen 
sich - angesichts der entsprechenden Subventionsvorteile - sehr viel besser, wenn sie 
Wohneigentum erwerben, anstatt zu mieten. 

2. Wohnungsmarktbedingungen und die spezifische Ausrichtung der staatlichen Woh- 
nungspolitik bei der Eigentums- und Modernisierungsförderung bewirken, daß im Ei- 
gentums- und Modernisierungssektor erheblich schneller hohe Renditen erzielt werden 
können als beim Mietwohnungsneubau. 

Ungeachtet dieses Ursachen-W irkungszusammenhangs reagiert die sozialliberale Koalition 

auch in diesem Fall mit der Ankündigung einer Liberalisierung des Mietrechts. 

In der Regierungserklärung vom November 1980 verkündet der Bundeskanzler eine »Ver- 

einfachung des Vergleichsmietenverfahrens« und die »Zulassung von Staffelmieten«, um 

die »Investitionsbereitschaft privater Anleger ... zu verstärken!. Danach sind vorgesehen: 

- die Zulassung von Staffelmieten für Neubauten (Stichtag 1.1.1981), d.h. die mietver- 
tragliche Vereinbarung von stufenweisen Mietsteigerungen im vorhinein; 

- die Straffung des Mieterhöhungsverfahrens durch teilweise Verkürzung und teilweise 
Streichung bisheriger Fristen, in denen ein Mieterhöhungsverlangen wirksam wird; 

- die Einführung obligatorischer, zeitnah fortgeschtiebener Mietspiegel, um »das Mieter- 
höhungsverfahren zu vereinfachen«. 

Von der ‘Straffung’ und ‘Vereinfachung’ des Mieterhöhungsverfahrens sind Neubau- und 

Altbaumieter gleichermaßen betroffen; Mietsteigerungen sind danach anonymer, schneller 

und reibungsfreier durchsetzbar. Die Staffelmietenregulierung dient dem Zweck, die am 

Markt durchsetzbaren Neubaumieten schneller an die Finanzierungsmieten heranzuführen 

und die Phase der Anfangsverluste zu verkürzen. Betroffen sind z4»ä4chst nur Mieter- 

schichten, die sich eine freifinanzierte Neubauwohnung leisten können. Wird der Zweck 
dieser Regelung erreicht, so ziehen die hohen Staffelmieten zzitte/fristig das gesamte Ver- 
gleichsmietenniveau nach und erreichen auf diesem Wege auch die Altbaumieter. Insge- 
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samt ist mit einem beschleunigten Mierpreisauftrieb zu rechnen, der erfahrungsgemäß - 
trotz Wohngeld - die unteren Einkommensgruppen am stärksten betrifft. 

Als Ergebnis eines Jahrzehnts sozialliberaler Wohnungspolitik und als Ausblick für die 
80er Jahre lassen sich festhalten: Alle prägenden Elemente der Wohnungspolitik der CDU- 
Ära haben sich eher verstärkt. Sie wurden ergänzt durch zusätzliche Komponenten, die - 
in Fortführung der Determinanten einer marktmäßigen Wohnungsversorgung - einkom- 
mens- und sozialabhängige Versorgungsdefizite bzw. Wohnungsnot notwendig produzie- 
ren und diese aktuell verschärfen. Ohne entsprechende Erfolge der politisch motivierten 
Mieterbewegung und/oder der Lohnbewegung wird die städtische Wohnungsnot in den 
80er Jahren weiter zunehmen. 


3. Schlußbemerkungen 


Der vorliegende Beitrag sollte die Prinzipien und Entwicklungstendenzen 'sozialstaatli- 
cher’ Wohnungspolitik in der Bundesrepublik kennzeichnen und im Sinne einer sozialpo- 
litischen Bilanz hinterfragen, um damit Zusammenhänge zwischen Wohnungsmarktbe- 
dingungen, staatlicher Wohnungspolitik und der neuen/alten Wohnungsnot aufzuzeigen. 
Dabei hat sich zunächst gezeigt, daß - trotz enormer Wohnungsbauleistungen und unbe- 
streitbar erheblicher Verbesserungen der allgemeinen Wohnungsversorgung - die einkom- 
mens- und statusabhängigen Ungleichheiten und Versorgungsdefizite erhalten blieben 
und sich gegenwärtig verschärfen. Dieses ‘normale’ Ergebnis einer den kapitalistischen 
Marktprozessen überlassenen Wohnungsversorgung wird durch die staatliche Wohnungs- 
politik nicht korrigiert, sondern verstärkt. 

Der scheinbare Widerspruch zwischen unzweifelhaft massiven Eingriffen und Subventions- 
aufwendungen der staatlichen Wohnungspolitik in den Marktprozeß und ihren negativen 
sozialpolitischen Verteilungswirkungen löst sich dahingehend auf, daß bei allem Formwan- 
del der Wohnungspolitik und unterschiedlichen politisch-ideologischen Begründungen 
durchschlagende ökonomische Rahmenbedingungen und Interessen stets im Vordergrund 
gestanden haben. 

Mit der frühzeitig erreichten Stabilisierung des gesellschaftlichen status quo haben wirt- 
schaftspolitische Ziele und die Anpassung an kapitalmäßig organisierte Interessen die staat- 
liche Wohnungspolitik - regierungsunabhängig - zunehmend stärker bestimmt als sozial- 
politische Absichtserklärungen. Der Liberalisierungsprozeß der Wohnungspolitik im Sinne 
einer 'marktkonformen’ Anpassung ihrer Instrumente ohne Subventionsabbau ist Aus- 
druck dessen und verweist auf eine klassenspezifische Verwendung der wohnungspoliti- 
schen Subventionen. Insofern ist die systematische Zuordnung der Wohnungspolitik zur 
Sozialpolitik eher fragwürdig. 

In sozialpolitischer Hinsicht (Versorgungs-, Verteilungswirkungen) ist die Wohnungspoli- 
tik primär mittelständische Differenzierungs- und Interessenpolitik; die zahlungskräftige- 
ten Schichten werden bevorzugt, die unteren Einkommensschichten werden benachteiligt. 
Im Rahmen der regierungsoffiziellen Diskussion spricht nichts dafür, daß sich dies in ab- 
sehbarer Zeit ändern wird; im Gegenteil, es dominieren parteiübergreifend die Trends 
‚mehr Marktwirtschaft” und ‘Abbau von Investitionshemmnissen’ über Mietpreissteige- 
tungen, steuerliche Investitionsanzeize und verstärkte Wohneigentumsförderung (vgl. 
auch die Haushaltsbeschlüsse vom September 1981). 
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Die Wohnungsnot konzentriert sich gegenwärtig auf die Ballungsräume und großen Städ- 

te. Sie betrifft primär Bevölkerungsgruppen, die auf preiswerte Mietwohnungen angewie- 

sen sind und auf dem Wohnungsmarkt diskrimiert werden. Die daran anknüpfenden Mie- 
terinteressen erheben vor allem den Anspruch auf ‘positive’ bzw. sozial ausgleichende Ver- 
sorgungs-, Verteilungswirkungen der Wohnungspolitik. Im einzelnen werden gefordert: 

1. die rigorose Sicherung des Bestands an preiswerten Mietwohnungen, die Durchsetzung 
der Instandsetzungspflicht der Hauseigentümer, die schrittweise Anhebung schlechter 
Wohnstandards (Bedarfsmodernisierung), die Verhinderung der Zweckentfremdung 
und Vernichtung von Wohnraum sowie der Umwandlung von Miet- in Eigentumswoh- 
nungen; 

2. die starke Steigerung des sozialen Mietwohnungsbaus, dort wo Wohnungen gebraucht 
werden, mit dauerhaft niedrigen Mieten und eine sozialgerechte Vergabe öffentlich ge- 
förderter Wohnungen über dem Ausbau von Zweck-, Belegungs- und Mietpreisbio- 
dungen; 

3. die Finanzierung einer solchen Förderpolitik über die Umschichtung bisheriger woh- 
nungspolitischer Subventionen, die bislang die einkommensstärkeren Schichten einsei- 
tig bevorzugen, vor allem der Abbau von Steuervergünstigungen und der Eigentums- 
förderung sowie eine bedarfsorientierte Umstrukturierung der Förderinstrumente; 

4. die Verstärkung des Mieterschutzes und der Bewohnerrechte, insbesondere Verhinde- 
rung von Verdrängungseffekten durch Modernisierungs- und Umwandlungspraxis, Si- 
cherstellung von Instandsetzungen, Bedarfsmodernisierung aufgrund von Mieterent- 
scheidungen, Entwicklung von Mieterselbstverwaltungsmodellen und eigentumsähnli- 
chen Verfügungsnormen im Wohnbereich (z.B. Dauerwohnrecht und Genossen- 
schaftslösungen) und die Legalisierung von Instandbesetzungen bei der Zweckentfrem- 
dung von Wohnraum; 

5. da sich die Wohnungsnot auf die kleinräumlichen Teilmärkte der Kommunen konzen- 
triert und jeweils spezifische Ausprägungen hat, spricht vieles für eine Kommunalisie- 
rung der Wohnungspolitik, d.h. für eine stärkere Verlagerung der wohnungspoliti- 
schen Entscheidungskompetenzen und Fördermittel auf die kommunale Ebene. Ge- 
genüber den zuvor genannten Forderungen kann eine Kommunalisierung der Woh- 
nungspolitik allerdings nur flankierenden Charakter haben. Wie die überwiegende 
wohnungspolitische Praxis der Kommunen zeigt, werden Eigenheimpolitik, ‘Nobel- 
modernisierung’, Umwandlungspraxis und Zweckentfremdung schließlich nicht da- 
durch sozialer, daß sie von den Kommunen und kommunalen Wohnungsbaugesell- 
schaften betrieben werden. 

Die Verwirklichung derartiger Reformforderungen wäre Bestandteil einer bewohnerorien- 

tierten Wohnungspolitik und könnte einen wichtigen Beitrag zur besseren Wohnversor- 

gung breiter Mieterschichten leisten; durchsetzbar, auch in Teilen, sind sie nur, wenn sie 
von den Betroffenen erkämpft werden. Ein zentrales Problem wird damit jedoch noch 
nicht gelöst: die ökonomische Abhängigkeit der Wohnungsversorgung von den Faktoren 

Baukosten, Kapitalzins und Grundrente. Solange die Wohnungsproduktioen und -bewirt- 

schaftung den Verwertungsprozessen des Grundstücksmarktes, des Baugewerbes, des Ka- 

pitalmarkts und der Wohnungswirtschaft (gemeinnützig oder privat) überlassen bleiben, 
sind Rückschläge der Mieterbewegung und eine periodische Verschärfung der Wohnungs- 
not eher wahrscheinlich. 

Die über die Wohnungspolitik und den Wohnbereich hinaus gehende gesellschaftspoliti- 
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sche Orientierung der gegenwärtigen Wohnungskämpfe, die zunehmenden Ansprüche 
auf ‘gebrauchswertorientierte’ Lebens- und Aneignungsformen verdienen daher besondere 
Aufmerksamkeit. 
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Diskussion 

Peter Schümann: 

Akzentverschiebungen und Probleme der neueren marxistischen 
Rechtsanalyse 


I. Zur Genesis der neueren marxistischen Rechtsanalyse 


Die Studentenbewegung der sechziger Jahre erfaßte auch so entpolitisierte Bereiche wie 
Jutisprudenz und Justiz. Mittels kritischer Aktion und Reflexion wurde der bornierte Sub- 
sumtionsbetrieb zunächst verunsichert, später aufgebrochen, so daß sich neue - vor allem linke - 
Positionen zu Recht und Rechtsanwendung herausbilden konnten. 


1.1. Negatives Verhältnis der Studentenbewegung zu Recht und Rechtsanwendung 


In keiner der sich rasch ablösenden Phasen konnte die Studentenbewegung ein positives 
Verhältnis zu den geltenden spätbürgerlichen Rechtsformen und Rechtsanwendungstech- 
niken herstellen. Für die antiautoritären Studenten war das Rechtssystem ganz in die Ten- 
denzen zum autoritären Staat verstrickt; die sich sozialistisch umorientierenden Studenten 
definierten das Rechtssystem als genuinen Bestandteil bürgerlich-kapitalistischer Klassen- 
herrschaft; und die sich dem individuellen Terrorismus zuwendenden Studenten nahmen 
Rechtssystem und -personal ins Visier ihres gewalttätigen Kampfes. 


a) Theoretische Fundierung 

Die antiautoritären Studenten bezogen sich explizit auf die Gesellschafts- und Staatsanaly- 
sen der Frankfurter Schule. Man rezipierte Horkheimers Theorie vom autoritären Staat, die 
unter dem Eindruck der kapitalimmanenten Vergesellschaftung der Produktivkräfte (Mo- 
nopolisierung) bei gleichzeitig autoritativer Verstaatlichung der Gesellschaft gegen Ende 
der dreißiger Jahre entstanden war. Man rezipierte Marcuses Theorie vom autoritären 
Wohlfahrtsstaat, die unter dem Eindruck einer totalitären Eindimensionalisierung aller ge- 
sellschaftlichen Bereiche und Beziehungen, einer technologisch durchrationalisierten sozia- 
len Lebenswelt Anfang der sechziger Jahre formuliert wurde. Dutschke bezeichnete in der 
antiautoritären Phase den Staat metaphorisch als "Boa constrictor’; das Rechtssystem bilde- 
te einen Schlangenmuskel im für das Individuum tödlichen Umschlingungs- und Erdrosse- 
lungsprozeß. Die Kritk der antiautoritären Studenten richtete sich noch nicht gegen den 
bürgerlichen Staat als solchen, sondern gegen seine bürokratische Entartung, gegen seine 
autoritären Hertschaftsmechanismen, gegen ein ritualisiertes autoritäres Rechtssystem, ge- 
gen die publizistischen Manipulationstechniken einiger weniger Großverleger, gegen die 
politische Aphatie der Massen; ihre Kritik zielte noch auf die Rekonstruktion radikaldemo- 
kratischer Verfassungspostulate. 

Allerdings mußten die Studenten bald erkennen, daß ihre antiautoritäre Kritik nicht zu 
den Wurzeln des "Übels’ vorstieß, daß ihr an anachronistischen politischen Normen orien- 
tierter Kampf gegen die eingefahrenen und gleichgeschalteten gesellschaftlichen Struktu- 
ren hoffnungslos war und daß man deshalb in eine ähnliche Ohnmacht und Resignation 
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abzugleiten drohte, wie sie die späte Frankfurter Schule durchgemacht hatte. So kam es zu 
einer heftigen Auseinandersetzung mit den Repräsentanten der Frankfurter Schule, zu der 
verstärkt materialistische und sozialistische Theorieelemente herangezogen wurden. Die 
Überwindung der antiautoritären Phase bzw. der Übergang »von det antiautoritären Bewe- 
gung zur sozialistischen Opposition« (Bernd Rabehl) mit der Wiederentdeckung des Prole- 
tariats als revolutionäre Klasse waren logische Konsequenz dieser Erfahrungen und Aus- 
einandersetzungen. 

Die im Jahre 1968 einsetzende Basisgruppenbewegung war ein erster Ansatz, den Kampf 
um abstrakte politische Normen und Gesellschaftsmodelle zurückzustellen und sich statt 
dessen in die realen Klassenbedingungen hineinzufinden. Damit war die Arbeiterklasse 
nicht mehr nur abstrakter Adressat studentischer Aufklärungsaktionen über Entfremdung, 
Manipulation, Verdinglichung, autoritäre Herrschaft, politische Apathie usw., sondern 
‘avancierte’ zum anerkannten Träger relevanter ökonomischer und politischer Interessen, 
zum anerkannten Träger des realen Klassenkampfes und des revolutionären Potentials. Die 
theoretischen Basiskategorien mußten entsprechend umgestellt werden: Der Staat verlor 
seine leviathanische Dimension, die Gesellschaft ihre Eindimensionalität; statt dessen 
rückten nach einer hektischen und verkürzten Rezeption marxistischer Klassentheorie als 
Kampfbegriffe in den Vordergrund: Klassenherrschaft, Klassenstaat, Klassenrecht, Klas- 
senjustiz, Klassengesellschaft, Klassenkampf usw. Im Glutofen der proletarischen Klassen- 
kämpfe würden die eisenharten Systemstrukturen schmelzen; die sozialistischen Studenten 
waren jedenfalls entschlossen, den Klassenkampf zu organisieren und wo sinnvoll zu anti- 
zipieren. 

Im Zuge einer variablen Kampfstrategie gegen den Klassenstaat eröffnete die vom SDS$ ini- 
tiierte Justizkampagne den theoretischen und politischen Kampf gegen die Klassenjustiz. 
Klassenjustiz: das war »der letzte und nachhaltigste Ausputzer des Klassenstaates«, wat der 
justizielle Agent und Vollstrecker monopolkapitalistischer Interessen, war ein aus den be- 
sitzenden Klassen rekrutiertes, systemtreu sozialisiertes, autoritär-borniert ausgebildetes 
und gelenktes Richterkorps. Für die sozialistischen Studenten war die herrschaftsstabilisie- 
rende Funktion der Justiz und die sich daraus ergebende Notwendigkeit des Kampfes ge- 
gen die Justiz schon lange kein theoretisches Problem mehr; die Frage stellte sich vielmehr 
praktisch: wie man die bisherigen punktuellen Kampagnen in eine permanente Kampagne 
gegen die Klassenjustiz überführen könne (vgl. Neue Kritik, Heft 51/52, Feb. 1969, 
S. 10). 

Anfang 1969 forderten die sozialistischen Studenten eine Radikalisierung der Justizkam- 
pagne; dazu gehöre unter anderem die unbedingte Solidarität mit den bereits inhaftierten 
Genossen. Dieser Appell zur Solidarisierung wurde von einem Teil der radikalen Linken als 
Aufforderung zum bewaffneten Kampf gegen die Justiz mißverstanden: Am 14. Mai 1970 
erfolgte die gewaltsame Befreiung von Andreas Baader aus dem Justizgewahrsam, in deren 
Verlauf ein Justizangestellter niedergeschossen und schwer verletzt wurde. Nach diesem 
bewußten Schritt in die Illegalität begann sich die Gruppe um Andreas Baader und Ulrike 
Meinhof nach dem Vorbild der Guerilla der Dritten Welt zu organisieren und deren politi- 
sche Theorie und Praxis auf die BRD zu übertragen (Stadtguerilla). Eine solche Rezeption - 
hat wichtige theoretische Konsequenzen: sie assoziiert so unterschiedliche Gesellschafts- 
und Hettschaftsformationen wie die Dritte und die spätkapitalistische Welt, sie vernachläs- 
sigt deren gravierende sozio-ökonomische und politische Strukturunterschiede und läuft 
damit Gefahr, den realen Ausbeutungs- und Hertschaftsstrukturen bzw. den realen 
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Macht- und Kräftekonstellationen der BRD fremd und abstrakt zu bleiben. Die Stadtgue- 
rilla ‘löste’ die revolutionstheoretischen und -praktischen Probleme, indem sie ihren be- 
waffneten, gewalttätigen Kampf auf abstrakte Institutionen, Apparate und Systemchargen 
bezog; sie richtete ihre militanten Aktionen gegen »die Herrschenden«, gegen »den staatli- 
chen Hertschaftsapparat«, gegen »die Gewalt des Systems«, gegen »den täglichen Gewalt- 
zusammenhang der kapitalistischen Gesellschaft«. Eine Verankerung in den realen Klassen- 
auseinandersetzungen gelang der Stadtguerilla zu keinem Zeitpunkt und so mußte ihre 
fremdrezipierte und abstrakt gebliebene ‘revolutionäre’ Strategie und Gegengewalt letzt- 
lich im individuellen Terrorismus verkommen. 

Begreift man den bürgerlichen Staat als nur repressiven Herrschaftsapparat und die kapita- 
listische Gesellschaft als reinen Gewaltzusammenhang, dann muß auch das bürgerliche 
Rechtssystem von illegitimer Herrschaft und Gewalt durchdrungen sein. Rechtsschöpfung 
und Rechtsanwendung bedeuten für die Stadtguerilla immer nur illegitime Macht- und 
Hertschaftsausübung. Zwar gebe es einen Unterschied zwischen Legalität und Illegalität: 
Der Reformismus arbeite mit legalen Machtformen, der Faschismus dagegen mit illegalen. 
Legitimität könnten aber beide Hertschaftsformationen nicht für sich in Anspruch neh- 
men: Denn Reformismus und Legalität besorgen noch effizienter die langfristige Stabilisie- 
tung kapitalistischer Herrschaft, besorgen noch geräuschloser die Akkumulation von Ge- 
walt in der Hand weniger und suchen auf sublimierte Weise die Linke zu zerschlagen (Dis- 
kus vom Juli 1971, S. 27). Legitim ist für die Stadtguerilla nur die revolutionäre Gewalt, 
der Bombenterror gegen den Unterdrückungsapparat, zu dem auch die Rechtsinstitutio- 
nen gehören. Sie werden uneingeschränkt, wenn nicht primär in die Objektliste des indivi- 
duellen Terrors eingereiht. So kommt es zu Bombenanschlägen und tödlichen Entfüh- 
sungsversuchen auf einzelne Individuen des Justizapparates (Buddeberg, Klug, von 
Drenkmann), zu heftigen und teilweise gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen der 
Justiz und inhaftierten RAF-Mitgliedern im Verlaufe ihrer Untersuchungshaft und ihres 
Hauptverfahrens, zu Bemühungen um Initiierung und Aufbau einer revolutionären Ge- 
fängnisbewegung gegen das Unterdrückungssystem ‘Knast’ (Erklärung der RAF-Gefange- 
nen zum dritten Hungerstreik vom 13.9.1974). 

b) Pohtisierung der Juristen 

Die kritisch negative Einschätzung des tradierten bürgerlichen Rechtssystems und der sub- 
versiv terrotistische Kampf gegen bestehende Rechtsinstitutionen ließ die Juristenszene 
nicht unbeeindruckt. 

Als einer der ersten greift in den Jahren ab 1967 der Frankfurter Rechtsprofessor Wiethölter 
die antiautoritäre Kritik der Studenten für die Rechts- und Juristenwelt auf. Er charakteri- 
siert die tradierte Juristenwelt als »vorwissenschaftlich, vorindustriell, vordemokratisch«. 
Vorwissenschaftlich, weil Rechtswissenschaft und Rechtssystem ungebrochen an den Fiktio- 
nen des klassischen liberalen Gesetzesbegriffs und Subsumtionsschemas festhalten und da- 
mit weder Anschluß an die moderne Wissenschaftstheorie, sozialwissenschaftliche Theorie- 
bildung und Methodenlehre finden können noch sich in den eigenen Entwicklungen zu ei- 
ner Einheit von Jutisprudenz und Problemrecht fortbilden können; vorindustriell, weil die 
Modelle des bürgerlichen Staats- und Verfassungsrechts wie auch des bürgerlichen Priva- 
trechts »verklungenen Epochen entsprechen« und damit nicht in der Lage seien, die großen 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und staatlichen Strukturveränderungen rechtstheore- 
tisch zu verarbeiten; vordemokratisch, weil das tradierte Juristenbewußtsein noch immer in 
den Kategorien von politischem (‘öffentlichem’) Obrigkeitsstaat contra konservativer (‘pri- 
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vater’) Kultur- und Wirtschaftsgesellschaft befangen sei und die neuen gesellschaftlich staat- 
lichen Formationen mit ihren Demokratisierungsexperimenten und -fortschritten im Stich lasse. 
Aus dieser Kritik entwickelt Wiethölter für das Rechtssystem folgenden Innovationsan- 
spruch: Recht, Juristen und Rechtswissenschaft müßten zunächst auf die schon erreichten 
Höhen von Demokratie, Demokraten und Demokratiewissenschaft gebracht werden. De- 
mokratische Rechtswissenschaft meine die Einsicht, daß Recht nicht eine Sache mechanı- 
scher Subsumtionstechniken ist, sondern als ein Politikum relevant auf die Formen 
menschlichen Zusammenlebens einwirkt; die Juristen müßten über ihre politische Verant- 
wortung aufgeklärt und auf die demokratischen Grundentscheidungen unserer Gesell- 
schafts- und Verfassungsordnung verpflichtet werden; zur dauerhaften und systematischen 
Realisierung demokratischer (Juristen-) Praxis benötige man demokratiespezifische »Theo- 
tie- und Praxismodelle, z.B. Kunstlehren als methodische Handlungsanleitung für Richter, 
Anwälte, Verwaltungs- und Wirtschaftsjuristen, nicht zuletzt für den Rechtsunterricht 
selbst«. Für Wiethölter ist die demokratische Rechtswissenschaft eine soziale Handlungs- 
wissenschaft, aber sie geht nicht vollständig in Soziologie, Politologie u.ä. auf; »denn eines 
unterscheidet uns ganz sicher von ‘reinen’ und nur-Handlungswissenschaften, daß wir im- 
mer einen Beitrag in Kunstlehrenform zu leisten haben« (Diskussionsbeitrag nach einem 
Vortrag in der Universität Heidelberg im Januar 1969). Ziel sei ein Rechtsverständnis, das 
Recht als eine Angelegenheit praktischer Philosophie begreift, durchdrungen von prakti- 
scher, politischer, rechtlicher Vernunft; Ziel sei eine Rechtspraxis, die zu einem vernünfti- 
gen demokratischen menschlichen Zusammenleben beiträgt. Wiethölters frühe Rechtstheo- 
tie war also radikaldemokratisch bestimmt und stand damit in enger Kongruenz zu den 
theoretischen und politischen Zielvorstellungen der antiautoritären Studenten. 

Solche radikaldemokratische Kritik, von der Wiethölter selbst einräumt, sie beschränke 
sich auf eine systemimmanente Problematisierung der Situation von tradierter Rechtswis- 
senschaft und enthalte keinerlei revolutionäres Programm, entfachte zwar eine erste Politi- 
sierungswelle bei den antiautoritären Juristen, wurde aber bald von den sich 1968 heraus- 
bildenden sozialistischen Jura-Basisgruppen und -ad-hoc-Gruppen überrollt. Die Kritik 
der neuen Gruppen richtete sich gegen den technokratischen, systemimmanenten Charak- 
ter der staatlich vorbereiteten Studienreform, gegen die ideologischen Implikationen radi- 
kaldemokratischer Rechts- und Verfassungstheorie und gegen den Herrschafts- und Klas- 
sencharakter des bürgerlichen Rechtssystems überhaupt. 

Konzentrierten sich die universitären Basisgruppen zunächst auf die Ausarbeitung alterna- 
tiver Studienreformkonzepte (juristische Einheitsausbildung, Studienkontrollen mit kol- 
lektiver Leistungsbewertung u.ä.), so radikalisierten sie ihre Konzeptionen bald in Rich- 
tung Selbstorganisation einer kollektiv emanzipatorischen Ausbildung (Bildung von Ar- 
beitskreisen, Wohngemeinschaften und Lernkommunen mit dem Ziel kollektiver emanzi- 
patorischer Lernprozesse unter möglichst herrschaftsfreien Bedingungen). 

Damit war der Weg frei für eine ideologiekritische Analyse der radikaldemokratischen, 
‘linken’ Rechts- und Verfassungstheorie, wie sie in Ansätzen von Reiner Geulen (Kann 
man mit einer bürgerlichen Verfassung eine sozialistische Praxis legitimieren?) betrieben 
wurde: Nach Geulen akzeptiert die ‘linke’ Verfassungstheorie den bürgerlichen Staat als 
solchen; »sie interpretiert seine Verfassung, sie richtet sich an seine Justiz, und sie stellt der 
schlechten konkreten Gestalt des bürgerlichen Staates eine rationale, aufgeklärte Gestalt 
des bürgerlichen Staates gegenüber; sie »fingiert, daß Individuen, Gruppen aufgrund ver- 
fassungsrechtlicher Argumentation gegenüber der Justiz oder anderen Institutionen der 
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Staatsgewalt subjektive Rechte verteidigen oder gar durchsetzen könnten«. Aber mittler- : 
weile hätten sich die objektiven wie subjektiven Bedingungen intellektuellen Bewußtseins 
gewandelt: Diejenigen Studenten und Intellektuellen, die von den sozialdemokratisch 
kommandierten Polizeiriegen in West-Berlin, Hamburg, Frankfurt und anderswo zusam- 
mengeschlagen wurden, hätten tausendmal mehr über das Verhältnis von Verfassungs- 
norm und Verfassungswirklichkeit begriffen als jene, die sich in dicken Büchern über die 
Schutzfunktion oder gar den Teilhabecharakter von Verfassungsgrundrechten auslassen; 
längst habe die in den letzten Jahren praktizierte Realpolitik - vom sozialdemokratischen 
Polizeiterror gegen die Linke bis hin zum amerikanischen Vietnam-Terror gegen die Befrei- 
ungsbewegung Vietkong - bei den Intellektuellen auch den letzten Glauben an das Gute 
in diesem System ausgetrieben. 

Trotz seiner prinzipiell negativen Einschätzung des bürgerlichen Rechtssystems hält Geu- 
len eine Beschäftigung mit Verfassungsrecht für sinnvoll, da sie radikaler politischer Praxis 
in bescheidenem Maße nützlich sein könnte. Es sei »nicht unwichtig, ein taktisch-instru- 
mentales Verhältnis zur Vertretung verfassungsmäßiger Rechtfertigungsgründe zu gewin- 
nen. In Strafprozessen dürfte das zumindest bei der Strafzumessung, in Verwaltungsver- 
fahren (z.B. Relegationsprozessen) beim Erwägen der Verhältnismäßigkeit zu Buche schla- 
gen«. Ein ausgesprochen instrumentelles Verhältnis zur bürgerlichen Legalität haben das 
Sozialistische Anwaltskollektiv und später die Wahlverteidiger der RAF-Mitglieder im Zuge 
der Terroristenprozesse entwickelt. 

Für Horst Mahler - einen der Gründer des Sozialistischen Anwaltskollektivs - ist die techt- 
liche Argumentation ein unerläßlicher Bestandteil der sozialistischen Agitation, weil der 
juristisch geführte Nachweis des konkreten Rechtsbruchs das wirksamste Mittel sei, das un- 
gestörte Vertrauen der Allgemeinheit in die Rechtstreue der Hertschenden und ihrer Re- 
präsentanten zu zerstören und weil den unterdrückten Massen durch die rechtliche Argu- 
mentation ihre ‘Berechtigungen’ bewußt würden. Erst solches Problembewußtsein in den 
Massen (Rechtsbrüche der Herrschenden/eigene Berechtigungen) ermögliche die positive 
Aufnahme revolutionärer Theorie, könne die Massen veranlassen, den Waffenstilistand 
aufzukündigen und zum offenen Klassenkampf überzugehen (RPK Nr. 29 vom 5.9.1969). 
Mahler wollte also durch rechtliche Argumentation das verinnerlichte Rechtsbewußisein 
der Massen erschüttern und in revolutionäres Klassenbewußtsein transformieren, wollte 
mittels juristischer Argumentationstechnik substantieile sozialistische Aufklärungsarbeit 
leisten. Daß der sozialistische Anwalt dabei gezwungen war, ihm aufgezwungene juristi- 
sche Spielregelu einzuhalten, wollte Mahler damals nech in Kauf nehmen. 

Tatsächlich hat Horst Mahler dann als einer der ersten die ihm aufgezwungenen jutisti- 
schen Spielregeln abgeschüttelt; zusammen mit anderen RAF- Mitgliedern ließ er sich im 
Sommer 1970 von Einheiten der palästinensischen Befreiungsbewegung in Guerillataktik 
ausbilden; bereits am 8. Oktober 1970 war sein ‘revolutionärer Kampf in der Metropole 
BRD’ zu Ende. Mit der sukzessiven Festnahme der Stadtguerilla begann zwischen der poli- 
tischen Strafjustiz und den angeklagten RAF-Mitgliedern bzw. ihren Wahlverteidigern ei- 
ne Be in deren Verlauf die tradierten juristischen Spielregeln durch per- 
manente direkte Konfrontationen verdrängt wurden. Repressive Justizinstanzen und zu a!- 
lem entschlossene ‘Revolutionäre’ prallten in einem erbitterten und nicht mehr juridisch 
reglementierbaren Kampf im Gerichtssaal und in der Untersuchungshaft aufeinander. Ot- 
to Schily bezeichnet in seinem Antrag zur Einstellung des Stammheimer Verfahrens vom 5. 
Juni 1975 die Justiz als Teil des militärischen Apparats zur Beseitigung unerwünschter Per- 
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sonen des öffentlichen Lebens; in Stammheim finde keine justitielle, sondern eine militä- 
risch-politische Auseinandersetzung statt; das juristische Terrain sei so gründlich umge- 
pflügt worden, daß von der Fassade des Rechtstaats nur noch eine klägliche Ruine übrigge- 
blieben sei (in: Politische Prozesse ohne Verteidigung?, S. 57 ff.) 

Die Härte der Auseinandersetzungen und die Erosion der juristischen Verfahrensregeln in 
den Terroristenprozessen brachten die Vertrauensanwälte in eine schwierige Situation: 
Sollten sie als einzige Verfahrensbeteiligte an den faktisch obsoleten rechtsstaatlichen Ver- 
fahrensmaximen festhalten und damit den Anspruch auf eine effiziente Verteidigung 
preisgeben? Sollten sie sich angesichts Isolationshaft, Hungerstreiks (mit tödlichem Aus- 
gang bei Holger Meins), ärztlicher Sonderbehandlung u.ä. auf die konventionellen straf- 
prozessualen Verteidigerinstrumente beschränken? In diesem Dilemma und mit dem vor- 
geschobenen Straftatbestand der "Unterstützung einer kriminellen Vereinigung’ gerieten 
die Vertrauensanwälte in eine Grauzone zwischen Legalität und Illegalität - mit der Konse- 
quenz, daß die repressiven Justizinstanzen eine Vielzahl von Straf- und ehrengerichtlichen 
Verfahren gegen sie einleiten oder veranlassen konnten. 

Die Erfahrungen mit der politischen Strafjustiz und der anwaltlichen Ehrengerichtsbarkeit 
produzierten eine weitere Radikalisierung der betroffenen Anwälte und anderer linker Ju- 
risten. Klaus Croissant konstatiert eine »Staatsschutzjustiz«, ein Netz von Sondergerichten 
mit besonders ‘zuverlässigen’ und 'entschlußfreudigen’ Richtern, deren Funktion die Be- 
kämpfung ‘subversiver Tätigkeit’ sei. Die Staatsschutzjustiz habe den Auftrag, »die un- 
kontrollierbaren Informationen der Geheimdienste, des Verfassungsschutzes, der politi- 
schen Polizei und des Bundeskriminalamtes in Urteile umzusetzen«. Die Justiz ordne sich 
ohne Widerspruch dem Interesse des Staatsschutzapparates und der Geheimdienste an der 
Vernichtung antiimperialistischer und antifaschistischer Gefangener unter (Politische Pro- 
zesse ohne Verteidigung?, S. 19 ff.). Die negative Einschätzung des bürgerlichen Rechts- 
systems findet in solcher Staats- und Justizdämonisierung ihren Höhepunkt; das Wegtau- 
chen einiger Anwälte (Jörg Lang, Siegfried Haag) in den terroristischen Untergrund setzte 
den Schlußpunkt einer im ganzen unzureichend reflektierten, von unmittelbaren Erfah- 
rungen getriebenen Politisierung der (linken) Juristenszene. 


1.2. Positives Verhältnis der marxistisch orientierten Linken zu Recht und Rechtsanwen- 
dung 


a) Theoretische Fundierung 

Bei aller Heterogenität der verschiedenen Phasen der Studentenbewegung - vom antiauto- 
ritären SDS, über die Basisgruppenbewegung, die marxistisch-leninistischen Parteiorgani- 
sationen bis hin zum .ndividuellen Terrorismus - gab es ein gemeinsames, prägendes Ele- 
ment: subjektivistische Aktionismus, der die gesamtgesellschaftliche Entwicklung revolu- 
tionär vorantreiben wollte. Niemand hat dieses Vorverständnis prägnanter auf den Begriff 
gebracht als Rudi Dutschke: »Wir sind nicht hoffnungslose Idioten der Geschichte, die un- 
fähig sind, ihr eigenes Schicksal in die Hand zu nehmen.«; »Geschichte ist machbare«. 
Der sich seit 1965 im SDS durchsetzende Aktionismus ist von Anfang an auf prinzipielle 
Kritik der marxistisch orientierten Traditionalisten im SDS gestoßen: Die politischen Ak- 
tionen würden in erster Linie subjektivistisch auf die Akteure selbst bezogen und nur un- 
zureichend auf die zu politisierende, objektiv revolutionäre Klasse; die Akteure suchten 
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die gesellschaftlichen Widersprüche explosionsartig zu lösen und nicht in einem langan- 
dauernden zähen Veränderungsprozeß der monopolkapitalistischen Strukturen; der »Tanz 
auf den Barrikaden« werde daher nur von kurzer Dauer sein. 

Der sich seit 1970 durchsetzende Aktionismus der Marxisten-Leninisten - Aufbau einer 
bolschewistischen Kaderpartei durch intellektuelle Berufsrevolutionäre, Führungsanspruch 
der ML- Organisationen in den proletarischen Klassenkämpfen, Initiierung und Dürchset- 
zung militanter Aktionen gegen den Klassengegner - sah sich der prinzipiellen Kritik theo- 
tetisch reflektierender Sozialisten ausgesetzt: Die ML- Gruppen würden sich voluntaristisch 
auf den Standpunkt des Proletariats stellen, statt ins Proletariat einzufließen; mit ihrem 
Führungsanspruch führten sie einen Grundzug der antiautoritären Studentenbewegung 
weiter; sie würden eine bestimmte Tradition der Arbeiterbewegung usurpieren und der 
Wirklichkeit überstülpen, statt aus der aktuellen Analyse der gegenwärtigen materiell-öko- 
nomischen Bewegung und der Bewegung der Klassen ihre politische Taktik zu entwickeln 
und auf die konkreten Klassenverhältnisse zu beziehen; wegen ihres sektiererischen und 
dogmatischen Charakters müßten sich die marxzistisch-leninistischen Parteigründungen von 
vornherein als illusorisch, d.h. macht- und perspektivlos erweisen (vgl. Prokla Heft 6, 
$. 148 und Heft 8/9, $. 158). 

Vom individuellen Terrorismus hat sich die marxistisch orientierte Linke geschlossen di- 
stanziert, weil die Aktionen der RAF einen »Teufelskreis von politischer Ohnmacht, der 
Fehleinschätzung des Entwicklungsstandes der sozialen Bewegung, sinnlosen Aktionen, 
entsprechenden Reaktionen des Staatsapparates gegen die gesamte Linke und der damit 
einhergehenden Einschüchterung auch der letzten Reste liberaler Öffentlichkeit« herauf- 
beschworen haben (Prokla Heft 16, $. 182). 

Nicht wenige linke Studenten und Intellektuelle waren sich in der Umbruchphase von der 
autoritären zur sozialistischen Bewegung darüber im klaren, daß ein nahtloses Überwech- 
seln vom aktionistischen Kampf gegen den autoritären Staatsapparat zum massenhaft pro- 
letarischen Kampf gegen den Klassengegner wegen der Einbindung der Arbeiterklasse in 
das System nicht möglich sein würde; derartige Aktionserwartungen und darauf aufbau- 
ende revolutionäre Strategien wurden als illusorisch beurteilt und für die sozialistische Be- 
wegung zurückgewiesen. Statt dessen müsse ein neues adäquates Theorie-Praxis-Verhältnis 
aufgebaut werden: Auf der Basis der Marxschen Theorie habe man die gegenwärtige Wirk- 
lichkeit des Kapitals zu analysieren, müßten insbesondere die wesentlichen Krisenprozesse 
des Kapitals aufgewiesen werden; damit werde es möglich, die Grenzen des gegenwärtigen 
kapitalistischen Systems aus seinen eigenen realen Auflösungsprozessen heraus aufzuzei- 
gen. Zur Vermeidung eines verselbständigten objektivistischen Marxismus nach dem Mu- 
ster der II. Internationale sind - unter Berücksichtigung der strukturellen kapitalistischen 
Rahmenbedingungen - Entwicklung und gegenwärtiger Stand der Klassenverhältnisse und 
-auseinandersetzungen, sind insbesondere Situation, Bewußtseinsstand und Kampfbereit- 
schaft der Arbeiterklasse bzw. ihrer politischen und ökonomischen Organisationen zu un- 
tersuchen. Auf der Basis einer solchen umfassenden Analyse der aktuellen Entwick- 
lungstendenzen des Kapitalismus sowie der Klassensituation, aus »der wissenschaftlichen 
Analyse und Kritik der bürgerlichen Gesellschaft« gewinne man »Elemente einer Taktik 
des revolutionären Kampfes für die Gegenwart« (Prokla Heft 1, S. 4), »Elemente der poli- 
tischen Taktik zur Überwindung des kapitalistischen Systems« (Prokla Heft 6, S. 141). 
Der abenteuerliche Aktionismus der Stadtguerilla und ihr logisches Scheitern haben die 
Relevanz dieses Programms eindringlich bestätigt. 
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b) Zu den Schwierigkeiten marxistischer Rechtsanalyse 

Linke Juristen, die solche theoretische und praktische Lagebeurteilung teilten, sahen sich 
infolge der ideologischen Ausrichtung der tradierten Juristenausbildung - bornierte Ein- 
übung und Verinnerlichung von Subsumtionstechniken - an einer effizienten Mitarbeit zu 
diesem Konzept gehindert. Konsequent verlangten deshalb die Studienreformpläne der 
Jura-Basisgruppen die Einbeziehung eines sozialwissenschaftlichen Propädeutikums in die 
juristische Einheitsausbildung; die Heidelberger Basisgruppe Jura forderte gar die Auflö- 
sung der juristischen Fakultät bzw. ihre Überführung und Eingliederung in die Gesell- 
schaftswissenschaften. Tatsächlich hat die juristische Ausbildungsreform immer nur die 
»technologische Anlagekapazität« der verschiedenen Reformprogramme aufgenommen, al- 
so eine Veränderung des juristischen Denkens in Richtung Normverständnis als funktiona- 
le soziale Steuerungsprogramme und Rechtsanwendung als funktionalistische Konfliktre- 
gulierungen unter besonderer Berücksichtigung möglicher Folgeprobleme; die vorgesche- 
ne Ausrichtung der juristischen Arbeit »in Richtung auf eine soziale, demokratische Verän- 
derungsgesellschaft« oder gar die ideologiekritische marxistische Analyse des Rechtssystems 
sind dagegen nie aktualisiert worden (vgl. Wiethölter/Blanke KJ 1981, S. 1 ff). 

Unter solchen schwierigen Bedingungen konnte es nur wenigen linken Juristen gelingen, 
sich die notwendigen umfangreichen Vorkenntnisse in marxistischer Erkenntnistheorie 
und Methodologie, in Politischer Ökonomie, Klassentheorie, Staatstheorie, Geschichte des 
Marxismus und der Arbeiterbewegung anzueignen, um auf dieser Basis fundierte marxisti- 
sche Rechtsanalyse aufzunehmen und in den oben aufgezeigten Diskussionszusammen- 
hang einzubringen. Thomas Blanke gehört zu den wenigen, denen das gelungen ist: »Daß 
das Buch (Funktionswandel des Streiks im Spätkapitalismus, P.S.) eine juristische Frage- 
stellung verfolgt und gleichwohl seinen Schwerpunkt im Gesellschaftstheoretischen und 
Ökonomischen hat, ist selber schon ein Stück praktischer Kritik der bisherigen Don 
chen und marxistischen) Rechtswissenschaft und Grundlage einer Rechtstheorie, die ... in 
ihrer Radikalität Aufmerksamkeit verdient« (Mückenberger KJ 1973, $. 228). 

Die folgenden Ausführungen wollen die Aufmerksamkeit auf die nunmehr zehnjähtrige 
rechtstheoretische Arbeit von Thomas Blanke richten: weil et um das Jahr 1970 konsequent 
die marxistische Rechtsanalyse aufgenommen hat und weil der Erfolg oder das Scheitern 
seiner Arbeit für die Linke von allgemeinem Interesse sein muß. Zwei zentrale Probleme 
werden aufgegriffen, aber nicht systematisch diskutiert und kritisiert: das positive Verhält- 
nis von Thomas Blanke zu Recht.und Rechtsanwendung auf der Basis marxistischer Kate- 
gorien und Analysen sowie sein späterer “Rückzug’ von dem marzistisch erarbeiteten 
Rechtsverständnis zu einem konventionell normativistischen Rechtsverständnis. 

Im Gegensatz zu den aktionistischen Studenten, die zwecks handlicher Kampfparolen und 
-ziele, zwecks scheinrevolutionärer Gefechte mit dem Staatsapparat die gesamtgesellschaft- 
liche Komplexität auf simple Antinomien und Antagonismen reduzieren, stößt der marxi- 
stische Analytiker auf ein hochkomplexes Gesellschaftssystem mit immanenten Ambiva- 
lenzen, aus denen er die Hoffnung auf evolutionäre Systemtransformation schöpft. Das 
scheint auch für das bürgerliche Recht zu gelten, das zwar zutiefst ideologisch ist, anderer- 
seits aber die Existenz, den Bestand und die Handlungsfähigkeit der Arbeiterbewegung 
garantiert. Auch das marxistische Rechtsverständnis von Thomas Blanke ist zunächst von 
solchen Ambivalenzvorstellungen des bürgerlichen Rechts geprägt. 


Probleme der marxistischen Rechtsanalyse 119 


II. Rechtspositionen als wichtige 'subversive’ Momente für eine Strategie der Arbeiter- 
bewegung 


Zu den frühesten Veröffentlichungen von Thomas Blanke gehört sein Bericht von der vor- 
bereitenden Tagung zur Gründung der Vereinigung demokratischer Juristen am 
16./17.4.1971 in Frankfurt.! In seinem Bericht setzt sich Thomas Blanke kritisch mit dem 
Einleitungsvortrag von Helmut Ridder? auseinander und entwickelt programmatisch sein 
eigenes wissenschaftstheoretisches und politisches Konzept: eine historisch-dialektische, 
aus den ökonomischen Entwicklungsgesetzen abgeleitete Analyse des Spätkapitalismus 
und seiner Staatsfunktionen als tragfähige Basis für die hinreichend präzise und nicht spe- 
kulative Einschätzung der Handlungs- und Einflußmöglichkeiten gesellschaftskritischer Ju- 
risten. 

Die wissenschaftstheoretische Abklärung dieses Konzepts leistet Thomas Blanke dann in 
seiner Dissertation.’ Dabei analysiert er in Teil 1 den konventionellen Normativismus der 
etablierten Jurisprudenz, in Teil 2 den progressiven Normativismus radikaldemokratischer 
Verfassungsinterpreten; in Teil 3 entwickelt er zur Realisierung der geforderten politisch- 
ökonomischen Analyse des Spätkapitalismus und seiner Staatsfunktionen die notwendigen 
soziologischen, marxistisch-orientierten Kategorien. 


II1. Kritik des konventionellen und radikaldemokratischen Normativismus 


Die allgemeine Kritik und Demontage der traditionellen Jurisprudenz und ihres konven- 
tionellen Normativismus war Anfang der siebziger Jahre bereits so weit fortgeschritten, daß 
Thomas Blanke hierauf keinen ideologiekritischen Schwerpunkt mehr legen mußte. Am 
prägnantesten faßt er seine Kritik in einem späteren Diskussionsbeitrag‘ zusammen: Bei 
den klassischen fünf Auslegungsmethoden handele es sich »nicht um eine Form wissen- 
schaftlicher Hermeneutik mit irgendeinem in sich selbst begrünbaren Wahrheitsan- 
spruchs, »sondern nur um Darstellungsformen von Plausibilität, also nichts mit Theoriean- 
spruch, nichts mit Wahrheitsanspruch Begründbares.., sondern um eine Begründungsstra- 
tegie, die sich auf die Bereitschaft ausrichtet, Argumentationsfiguren abzunehmen«. 

Die Auseinandersetzung mit der radikaldemokratischen Argumentation progressiver 
Verfassungsinterpreten? ist dagegen von besonderer Relevanz, weil die hier von Thomas 
Blanke ins Feld geführten kritisch-analytischen Einwände später von ihm selbst verdrängt 
werden und er zu einem demokratisch-rechtsstaatlichen Normativismus 'konvertieren’ 
wird. Thomas Blanke erinnert zunächst daran, daß der fortbestehende Antagonismus von 
Kapital und Lohnarbeit, daß die Klassenspaltung der bürgerlich-kapitalistischen Gesell- 
schaft die Realisierung von Postulaten wie Freiheit, Gleichheit, Demokratie ausschließe. 
Wer deshalb eine immanente Durchsetzung dieser Kategorien fordere und zu ihrer Legiti- 
mation geeignete verfassungsrechtliche Bestimmungen und Topoi heranziehe, wie das die 
progressiven Verfassungsinterpreten täten, der sitze notwendig dem ideologischen Gehalt 
der bürgerlichen Freiheits-, Gleichheits- und Demokratieformeln auf. Die Hoffnung auf 
eine sukkzessive Verwirklichung bürgerlicher Freiheiten im Rahmen der bestehenden bürger- 
lich-kapitalistischen und damit antagonistischen Gesellschaft hält Thomas Blanke für eine 
Illusion und den politischen Kampf für illusionäre Konzepte hat er schon in seinem Bericht 
über die Gründungstagung der Vereinigung demokratischer Juristen strikt zurückgewiesen. 
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II.2. Rekonstruktion und Weiterentwicklung marxistischer Gesellschafts- und Rechts- 
theorie 


Recht bzw. Rechtsentwicklungen sind für Thomas Blanke in dem frühen Stadium seiner 
wissenschaftlichen Arbeit Ausdruck sozio-ökonomischer Prozesse.° Solch soziologischer 
Ansatz impliziert zweierlei: Die Ausarbeitung einer gesamtgesellschaftlichen Theorie, die 
Auskunft geben kann über die gesellschaftskonstitutiven Grundstrukturen und deren Ver- 
hältnis zu gesellschaftsverändernden Einflußfaktoren, d.h. »über den Zusammenhang von 
gleichbleibenden Grundstrukturen bei einem gleichzeitig großen Maß von historischer Fle- 
xibilität;«’ ferner die Ausbildung einer soziologisch angeleiteten Rechtstheorie, die das 
Recht als regulativen sozialen Mechanismus zur Aufrechterhaltung der gesamtgesellschaft- 
lichen Grundstrukturen begreift und nach der sich das Recht beständig den Wandlungen 
der ökonomischen, sozialen und staatlichen Strukturen anpaßt. 


a) Ausarbeitung marxistischer Gesellschaftstheorie 

Zur Herausarbeitung der geforderten gesamtgesellschaftlichen Theorie, also der gesell- 
schaftlichen Grundstrukturen und der sie immanent verändernden historischen Einfluß- 
faktoren, setzt Thomas Blanke zunächst kritisch bei den herrschenden bürgerlichen Gesell- 
schaftstheorien an: der klassisch-liberalen, der kollektiv-liberalen und der funktionalisti- 
schen Gesellschaftstheorie.? Seine ideologiekritischen Überlegungen führen zu dem Ergeb- 
nis, daß die bürgerlichen Gesellschaftstheorien die entscheidenden Grundstrukturen der 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft (Mehrwertproduktion, Kapitalakkumulation, Kri- 
senzyklus; antagonistische Klassenspaltung; repressiver Klassenstaat) verfehlen und somit 
unfähig sind, »die Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft zu erklären.« Die in der 
theoriegeschichtlichen Entwicklung zutagegetretenen Inkonsistenzen bürgerlicher Gesell- 
schaftstheorie (z.B. die divergierenden Gewichtungen und Vermittlungen von Gesellschaft 
und Staat) sind nach Thomas Blanke deutliches Indiz für deren vordergründigen und da- 
mit ideologischen Gehalt. 

Substantielle Aufschlüsse über die Grundstrukturen der bürgerlich-kapitalistischen Gesell- 
schaft findet Thomas Blanke dagegen in den Kategorien der Kritik der politischen Ökono- 
mie von Karl Marx.!® In geraffter Form werden die zentralen Elemente der marxschen Öko- 
nomie und Soziologie präsentiert: der kapitalistische Produktionsprozeß als Einheit von 
Arbeits- und Verwertungsprozeß und die Zirkulationssphäre mit Äquivalententausch, 
Marktgerechtigkeit und liberaler Ideologie.!! Die Zerstörung des Äquivalenzprinzips beim 
Austausch von Ware und Arbeitskraft gegen Kapital indiziert die soziale Grundstruktur 
der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft, auf die es Thomas Blanke besonders an- 
kommt: das antagonistische Verhältnis zwischen den beiden wichtigsten sozialen Klassen. 
In systematischer Form verfolgt T. Blanke die Konstitution der Arbeiterschaft als Klasse 
und ihren notwendigen Weg zum gewerkschaftlichen Verbund. Die Bildung von Gewerk- 
schaften sei für das Funktionieren der kapitalistischen Produktionsweise lebensnotwendig, 
weil nur der kollektive Zusammenschluß der Lohnabhängigen und die Ausübung von mas- 
senhaftem proletarischem Druck auf die Einzelkapitalisten (z.B. in Form von Streiks) Min- 
destlöhne zur Sicherung der Reproduktion proletarischer Arbeitskraft ermöglichen. Die 
Stabilität und Fortentwicklung der kapitalistischen Produktionsweise hängt also paradoxer- 
weise von der Formierung und Durchschlagskraft der Arbeiterklasse ab, weil die Arbeiter 
andernfalls »durch freiwilligen Kontrakt mit dem Kapital sich und ihr Geschlecht in Tod 


Probleme der marxistischen Rechtsanalyse 121 


und Sklaverei verkaufen« (Marx). So ist die ‘Naturgeschichte des Kapitals’ durch Klassen- 
kämpfe selbst noch vermittelt. Für Thomas Blanke bleibt die Systemimmanenz des ökono- 
misch ausgerichteten gewerkschaftlichen Kampfes stets ein zentrales theoretisches und po- 
litisches Problem; zu genau und systematisch hatte er sich in seiner Dissertation mit den 
Bedingungen, Strukturen und Grenzen gewerkschaftlicher Lohnpolitik auseinanderge- 
setzt.'? In seinem Beitrag ‘Probleme einer Theorie des Arbeitsrechts’ (KJ 1973, S. 349 ff.) 
räumt er ein, daß der ökonomische und politische Kampf der Arbeiterklasse in den kapita- 
listischen Ländern der ‘ersten Stunde’ bis heute zu keiner qualitativen Veränderung der 
Produktionsverhältnisse geführt habe, sondern langfristig immer nur zur Durchsetzung 
solcher ‘Korrekturen’ des Kapitalverhältnisses, die zugleich auch im objektiven Interesse 
des Gesamtkapitals lagen (S. 355). 
Die Akzentuierung der Gesetzmäßigkeiten der ‘Naturgeschichte des Kapitals’ und die 
festgestellte Einbindung der Arbeiterklasse in das kapitalistische System erinnern in man- 
chem an den objektivistischen Marxismus der II. Internationale. Thomas Blanke sucht eine 
Verselbständigung der objektiven, strukturellen Gesellschaftsprozesse durch das sensible 
soziologische Aufspüren systemtranszendierender gesellschaftlicher Bewegungen zu ver- 
meiden. Die sich Ende der sechziger Jahre in der BRD abzeichnende Repolitisierung der 
Arbeiterschaft, deren sozio-ökonomische Ursachen (Neutralisierung des ökonomischen 
Verteilungskampfes durch staatliche Einkommenspolitik, dadurch bedingte Entfunktiona- 
lisierung der Gewerkschaften und Verlagerung der gesellschaftlichen Konfliktzonen in den 
politischen Bereich, “"Bildungsexplosion’, veränderte Ausbildungsprozesse und die Entste- 
hung einer ‘neuen Arbeiterklasse’), Artikulationsformen (spontane Streiks, verstärkte Be- 
mühungen um betriebliche Mitbestimmung) und Tendenzen er in einer fundierten Analy- 
se untersucht, wertet Thomas Blanke als relevantes Indiz für seine verschärfte Auseinander- 
setzung um die Veränderung der gesellschaftlichen Voraussetzungen der kapitalistischen 
Produktionsweise«”?. 
Solche nüchterne und vorsichtige Einschätzung progtessiver gesellschaftlicher Bewegungen 
wird jedoch schnell verdrängt von beinahe euphorischen Hoffnungen und Erwartungen 
auf neue systemtranszendierende Entwicklungen in der kapitalistischen Welt. Die Kriti- 
sche Justiz widmet ihr letztes Quartalsheft 1973 »der Untersuchung einzelner exemplari- 
scher Auseinandersetzungen zwischen Lohnarbeit und Kapital in einigen westeuropäischen 
Ländern«'*. Thomas Blanke übernimmt zusammen mit Rainer Erd und Heide Erd-Küchler 
. die Analyse des ‘aktiven Streiks’ bei der Uhrenfabrik LIP 1973 in Besancon.'? An dieser 
Untersuchung fällt eine erste relevante Akzentverschiebung auf: eine analytische Durch- 
dringung der ökonomischen, sozialen und staatlichen Grundstrukturen des französischen 
Kapitalismus, die in letzter Instanz eben doch den Verlauf und Ausgang des Konflikts um 
die Uhrenfabrik LIP determinieren, fällt aus. Das analytische Defizit schlägt unmittelbar 
auf die theoretischen Ergebnisse durch: Die Arbeiter hätten das Kapital - symbolisch - ex- 
propriiert; die Produzenten hätten sich das ihnen gegenüber verselbständigte Hertschafts- 
und Leitungswissen angeeignet; die kapitalistische Form der Produktion habe sich als nicht 
naturnotwendig, sondern als historisch überflüssig erwiesen; die Arbeiter hätten mit der 
Aneignung der Produkte die Fesseln des Lohnarbeitsverhältnisses gesprengt; die Arbeiter 
hätten erste Ansätze neuer Vergesellschaftungsformen aufgezeigt'°: eine unverständliche 
Überschätzung der Arbeiterrebellion bei LIP, deren Scheitern vorprogammiert war. Zwar 
deutet die Genesis des Konflikts auf gewisse strukturelle Probleme hin (Produktionsum- 
stellungen und Rationalisierungskampagnen in einzelnen Unternehmen aufgrund ökono- 
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mischer Konzentrationsprozesse und verschärften internationalen Wettbewerbs), aber die 
‘Konfliktbewältigung’ durch die Firmengremien war so dilletantisch und atypisch, daß 
hieraus einfach keine Rückschlüsse auf den Stabilitätsgrad der gesamtgesellschaftlichen 
Strukturen gezogen werden können. So blieb die Rebellion bei LIP ein singuläres histori- 
sches Ereignis, ohne nennenswerten Einfluß auf den französischen Gesellschaftszustand. 

Im Jahre 1975 erscheinen von Thomas Blanke zwei Beiträge, die in seiner marxistischen 
Forschungspraxis Höhepunkt und zugleich Abschluß bedeuten: die Dokumentation und 
Erläuterung von Quellentexten zur Geschichte des Kollektiven Arbeitsrechts in Deutsch- 
land (gemeinsam mit Rainer Erd, Ultich Mückenberger und Ulrich Stascheit)!” sowie der 
Versuch, die bisher in der Analyse von gesellschaftlichen Einzelphänomenen entwickelten 
wissenschaftlichen Kategorien in ein systematisch aufgebautes marxistisches Forschungs- 
und Wissenschaftskonzept einzubringen bzw. zu fundamentieren.'? 

Grundstruktur der deutschen Sozialgeschichte des 19. und 20. Jh. ist nach Auffassung der 
Herausgeber Blanke, Erd, Mückenberger, Stascheit das sich laufend verändernde Klassen- 
verhältnis zwischen Kapitalbourgeoisie und Arbeitetschaft. Dabei lösen. sie die Klassen 
bzw. deren antagonistische Auseinandersetzungen zunehmend aus der 'Naturgeschichte 
des Kapitals’ heraus und verselbständigen sie zu relativ kompakten, autonom agierenden 
Handlungseinheiten mit relativ souverän gesetzten Kampfzielen und -strategien. So kon- 
struierten auch Thomas Blanke u.a. das bekannte Bündnis von Großgrundbesitzern und 
Großbourgeoisie zut Zerschlagung der Arbeiterbasis und Integration ihrer Organisationen 
im deutschen Kaiserreich; sie unterstellen dem Großkapital für die Phase nach der Novem- 
bertevolution die Strategie, »die Lasten des Krieges und der Reparationen der Arbeiter- 
schaft mittels des Inflationsmechanismus und im Wege der Verschlechterung der Arbeits- 
bedingungen aufzubürdens«; in der Weltwirtschaftskrise ab 1929 soll das Kapital versucht 
haben, »seine Reproduktionsschwierigkeiten zu Lasten der Arbeiterklasse zu lösen«.!? Der 
antagonistische Gegenpol wird schnell mit den politischen und ökonomischen Repräsen- 
tanten der Arbeiterklasse besetzt. Interesse findet vor allem der Kampf der Sozialdemokra- 
tie gegen das Sozialistengesetz und der Ausbau ihrer politischen Machtpositionen; der 
Aufschwung der Gewerkschaftsbewegung und ihre Erfolge um ökonomische Verbesserun- 
gen; die bekannte Kritik an der Burgfriedenspolitik und an der sozialdemoktatischen Be- 
schwichtigungspolitik in der revolutionären Phase der Weimarer Republik; die wider- 
standslose Kapitulation der Arbeiterbewegung vor der Offensive des Großkapitals und des 
Faschismus in der Krise der Weimarer Republik.?° 

Selbst ein so positiv eingestellter Rezensent wie Roderich Wahsner kommt da nicht umhin, 
kritische Assoziationen zu den ‘Verrats- und Verschwörertheorien’ herzustellen.?' Unver- 
kennbar vertieft sich der Trend, die marxistische Analyse der ‘Naturgeschichte des Kapi- 
tals’ mit all ihren strukturellen Vermittlungen in Gestalt von Großtechnologie, Systemsta- 
bililisierung, politischer Reptession, sublimierter Verdinglichung und Entfremdung etc. zu 
ersetzen durch die oberflächliche Darstellung sich offen darbietender, mehr oder weniger 
zufälliger sozialer und politischer Kräftekonstellationen und -bewegungen, ihrer Aktionen 
und Defizite. Die Logik der neueren deutschen Kapital- und Sozialgeschichte wird in der 
Dokumentation und ihren Erläuterungen nicht erkennbar, der Anspruch marzistisch ange- 
leiteter gesamtgesellschaftlicher Theoriebildung nicht mehr erfüllt. 

In seiner Untersuchung ‘Das Dilemma der verfassungspolitischen Diskussion der Linken in 
der Bundesrepublik’ reflektiert Thomas Blanke die oben aufgezeigte Problematik seines 
veränderten Gesellschafts- und Geschichtsverständnisses. Er sucht Statik und Dynamik der 
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bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft über die systematische Vermittlung von »Systemlo- 
gik und Geschichte theoretisch zu verarbeiten.?? Ausgangspunkt bei Thomas Blanke sind 
Genesis, Durchsetzungschancen und Emanzipationsgehalt sozialer Interessen: Gesell- 
schaftliche Ansprüche und Interessen sind zunächst eingebunden in die private Reproduk- 
tion, artikulieren sich als persönliche oder gruppen- und klassenegoistische Privatinteressen 
zur Sicherung und Erhaltung der jeweiligen Basis der privaten Reproduktion, der spezifi- 
schen Revenuequelle. Derartige ‘private’ Interessen und artikulierte Forderungen dürften 
weder zu den alles entscheidenden subjektiven Triebkräften der gesellschaftlichen Ent- 
wicklung hochstilisiert noch auf bloße Reflexe des globalen ökonomischen Reproduktions- 
pfozesses reduziert werden; vielmehr sind sie nach Blanke mit der komplexen Dynamik der 
kapitalistischen Produktionsweise vermittelt: Im Prozeß der Reproduktion des Kapitals 
wird die ökonomische Basis verändert, umgewälzt, ‘revolutioniert’; mit weitreichenden 
Konsequenzen für die ‘privaten’ Interessen: scheinbar gesicherte private Besitzstände als 
Voraussetzungen individueller Reproduktion sind in diesem Prozeß beständig gefährdet. 
Es liege an der krisenhaften Dynamik der kapitalistischen Produktionsweise, daß die ‘pri- 
vaten’ Interessen immer wieder neu formuliert werden müssen; wissenschaftstheoretisch 
bedeutet das: Die Analyse der Dynamik sozialer Interessen, Interessenformulierungen und 
Interessenauseinandersetzungen müsse immer zugleich die objektiven ökonomischen Rah- 
menbedingungen mitreflektieren. Der ‘rote Faden’, der sich durch die Geschichte der 
Klassenkämpfe in der bürgerlichen Gesellschaft zieht, sind die Veränderungen in den Re- 
produktionsbedingungen des Kapitals und die ewigen Bemühungen des Kapitals um 
Überwindung der sich beständig neu aufrichtenden Schranken der Kapitalverwertung.?3 
Die Interessenformulierung ist durch die Gesetzmäßigkeit der Kapitalakkumulation eng 
limitiert; umso heftiger fallen die gesellschaftlichen Verteilungskämpfe aus. Welche In- 
teressen sich in diesen Auseinandersetzungen um den Verteilungsstoff durchsetzen wer- 
den, hängt nach Thomas Blanke wesentlich von den jeweiligen politisch-sozialen Kräfte- 
verhältnissen ab. Konsequent fordert er deshalb die Analyse der jeweiligen politisch-sozia- 
len Kräfteverhältnisse unter gleichzeitiger Berücksichtigung der objektiven Rahmenbedin- 
gungen, unter denen sich die Kräfteverhältnisse in ihrer je spezifischen Gestalt herausbilden 
und verändern: Die Akkumulationsbedingungen des Kapitals, das bestehende Rechtssy- 
stem und die Aktionen des Staatsapparats bilden ein Beziehungsgeflecht objektiver Bedin- 
gungen, welche der Entwicklung sozialer Kräfteverhältnisse ebenso vorausgesetzt sind, 
wie sie durch deren Veränderung selbst modifiziert werden.?* 

Die von Thomas Blanke zugrundegelegten Basiskategorien - kapitalistische Produktions- 
weise, Aktionen des Staatsapparates, bestehendes Rechtssystem, private Interessen, poli- 
tisch-soziale Kräfteverhältnisse - weisen einen auffällig ‘neutralen’ Charakter auf: Die ka- 
pitalistische Produktionsweise ist eher Akkumulationsmaschine als Ausbeutungssystem; 
die staatliche Gewalt ist so neutralisiert, daß sie »„(etwa von einer Volksfrontregierung) dazu 
benutzt werden kann, einen ‘legalen’ Versuch der Transformation der Produktionsverhält- 
nisse hin zu sozialistischen einzuleiten; Rechtspositionen können gar progressiven und 
emanzipativen Charakter annehmen”; die gesellschaftlichen Interessen sind eher plurali- 
stisch als antagonistisch formiert. Thomas Blanke bietet viel eher das Gemälde einer hoch- 
komplexen und hochdynamischen pluralistischen Gesellschaft als die Fotographie einer an- 
tagonistisch zerklüfteten Klassengesellschaft, die ständig ihre Ausbeutungs- und Herr- 
schaftsinstrtumente modernisiert. Wir werden sehen, daß solches Gesellschaftsverständnis 
für die Rechtstheorie Thomas Blankes entscheidende Konsequenzen hat. 
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b) Ausarbeitung marxistischer Rechtstheorie 

Rechtstheorie kann nach Thomas Blanke nur auf der Basis gesamtgesellschaftlicher Theorie 
entwickelt werden?’; das ist im Interesse einer homogenen, in sich konsistenten Theoriebil- 
dung auch unerläßlich. Freilich transponieren sich damit die theoretischen Implikationen 
und Probleme der gesamtgesellschaftlichen Analyse quasi automatisch auf die rechtstheo- 
tetische Ebene. 

Die Grundstrukturen des bürgerlich-kapitalistischen Arbeitsrechts, das Schwerpunkt seines 
Forschungsinteresses ist, definiert Thomas Blanke so: Ökonomisch sei es Ausdruck der spe- 
zifisch kapitalistischen Produktionsweise, soziologisch Ausdruck des Verhältnisses zwischen 
den entscheidenden sozialen Klassen. Jutistisch stelle sich das Arbeitsrecht einerseits als 
bürgerliches Verkehrsrecht (Austausch der Waren Arbeitskraft gegen Geld) dar, anderer- 
seits als "Sozialrecht’, (Sanktionierung der Lebensbedingungen einer sozialen Klasse). Der- 
art unmittelbar auf das Zentrum der tegulativen sozialen Mechanismen bezogen, befinde 
es sich entsprechend den Wandlungen der ökonomischen, sozialen und politischen Struk- 
turen der bürgerlichen Gesellschaft in beständiger Veränderung; einer Veränderung aller- 
dings, die ihre Grenze im vorausgesetzten Lohnarbeitsverhältnis habe, sich immer nur als 
immanente Veränderung desselben realisiere.?? 

In seiner Dissertation vermag Thomas Blanke die intime Systemverzahnung von sozio-öko- 
nomischer und arbeitstechtlicher Struktur am Phänomen des Streiktechts aufzuzeigen: Die 
Notwendigkeit einer staatlichen Anerkennung (Legalisierung) des Streikrechts der Lohnab- 
hängigen zur gewerkschaftlichen Durchsetzung von Verbesserungen ihrer Arbeits- und 
Wirtschaftsbedingungen habe sich ursprünglich aus dem Interesse an der Erhaltung und 
beständigen Reproduktion der Arbeiterklasse insgesamt ergeben. Insofern sei das von ihr 
erkämpfte Streikrecht »notwendiges Produkt der modernen Industrie«, Moment der »Na- 
turgesetze der modernen Produktionsweises (Karl Marx). Seine »Formulierung, offizielle 
Anerkennung und staatliche Proklamation« sei freilich erst »Ergebnis langwieriger Klassen- 
kämpfe« (Karl Marx) gewesen.?” Den Funktionswandel des Streikrechts erklärt Thomas 
Blanke aus den zyklisch wiederkehrenden Krisen der kapitalistischen Ökonomie bzw. aus 
den sich etablierenden Mechanismen systemimmanenter Krisenbewältigung. Wichtiges 
Instrument antizyklischer Wirtschaftspolitik ist die weitgehende Delegation autonomer 
Lohnpolitik an die staatliche Einkommenspolitik, weil mittels staatlicher Lohnleitlinien ge- 
winn- und konjunktur'adäquate’ Lohnsteigerungen organisiert werden können.?® Mit der 
staatlichen Zusicherung regelmäßig steigender Reallöhne in gewinn- und konjunkturge- 
techtem Rahmen verliere das Streikrecht zwangsläufig seine urprüngliche primäre Bedeu- 
tung zur Sicherung der notwendigen Reproduktion der Arbeiterfamilie.?! So scheint im 
staatlich regulierten Spätkapitalismus der ökonomische Verteilungskarmpf zwischen Lohn- 
arbeit und Kapital zwar tendenziell neutralisiert, allerdings mit den neuen systemgefähr- 
denden Konsequenzen einer sukzessiven Verlagerung der gesellschaftlichen Konfliktzonen 
in den politischen Bereich und damit korrelierender Repolitisierungstendenzen der Arbei- 
terschaft bzw. Entfunktienalisierungstendenzen der Gewerkschaften??. Logisch daher - im 
Sinne der herrschenden Integrationstechnologie - die Forderungen nach Veränderung der 
traditionellen gewerkschaftlichen Konzepte und Strategien, nach autonomer Gewerk- 
schaftspelitik zum Aufbau von Gegenmachtpositionen, um neue Attraktivität bei der Ar- 
beiterbasis zu gewinnen und die qualitativ neuen Konflikte wieder systemimmanent ein- 
frieden zu können; logisch die Herausbildung erweiterter Toleranzen in Teilen der Unter- 
nchmerschaft (faktische Duldung spontaner Streiks, Konzessionen in der Mitbestim- 
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mungsfrage), die relativ flexible Strategie von Regierungs- und Verwaltungsinstanzen (ge- 
genüber Boykott-, Streik- und Selbsthilfeaktionen von ‘Bürgerinitiativen’ im Bereich der 
Reproduktion der Arbeitskraft und politischer Auseinandersetzungen im Universitäts- und 
Schulbereich sowie das Durchspielen und Projektieren komplementärer rechtlicher Regula- 
tive (Mitbestimmungsgesetz, justizielle Anerkennung 'wilder’ und ‘politischer’ Streiks) 
zwecks Kanalisierung und Neutralisierung des qualitativ neuen Konfliktpotentials, kon- 
kreter zwecks prophylaktischer Entschärfung sich abzeichnender Auseinandersetzungen 
um die Veränderung der gesellschaftlichen Voraussetzungen der kapitalistischen Produk- 
tionsweise. 
Obwohl Thomas Blanke aufgrund seiner präzisen Analyse immer wieder auf den subli- 
miert repressiven Charakter des bürgerlich-kapitalistischen Arbeitsrechts (einschließlich der 
‘Reformprojekte’) stößt, obwohl ihm seine eigene Analyse aufzeigt, daß die Möglichkeit, 
d.h. die Legalisierung von Lehrlingsstreiks an die Logik der aktuellen kapitalistischen Ent- 
wicklung gekoppelt ist, motiviert und legitimiert er seine wissenschaftliche Arbeit als Bei- 
trag zur Erweiterung von Arbeiterrechten, begreift er seine Streikmonographie als antizipa- 
torische Aktion zur sukzessiven realpolitischen Anerkennung der Zulässigkeit spontaner 
und ‘politischer’ Streiks: Zwar werde der Ausbau der von der Arbeiterschaft erkämpften 
Rechte - die Anerkennung der Zulässigkeit spontaner und ‘politischer’ Streiks - erst Resul- 
tat der bewußten Aktion der Betroffenen sein; dennoch sei die vorgängige Behauptung 
und der wissenschaftliche Nachweis der Rechtmäßigkeit spontaner und ‘politischer’ Streiks 
als antizipatorische Aktion legitim ($. 203). Bereits in dieser Frühphase verdrängt Thomas 
Blanke die Erkenntnis eines im Kern repressiven bürgerlich-kapitalistischen Arbeitsrechts 
zugunsten der scheinemanzipatorischen Hoffnung und Erwartung auf Systemtranszendiec- 
tung dutch Recht. | 
Scheinbar revolutionäre Umprogrammierung bürgerlich kapitalistischer Legalität fordern 
die rebellierenden LIP-Arbeiter: »Die einzige Legalität, die wir kennen, heißt: Keine Ent- 
lassungen, keine Aufteilung. Alles andere ist die Legalität und die Justiz der Unterneh- 
mer; und der CFDT-Vorsitzende Edmond Maire verkündet: »Indem ihr die Legalität von 
heute verletzt habt, habt ihr die Legalität von morgen angekündigt«*. Tatsächlich wird 
hier eine systemimmanent zu integrierende Rechtsforderung gestellt: das "Recht auf Ar- 
beit’, genauer: das ‘Recht auf humanisierte Arbeit’. Die außerordentlich variablen und 
flexiblen, sich ständig wandelnden und anpassenden Hertschaftsmechanismen des spätka- 
pitalistischen Systems hätten sicherlich diese Rechtsforderung aufgreifen und legislativ 
realisieren können, wenn der Zustand der gesamtgesellschaftlichen Strukturen ein solches 
Verfahren erforderlich gernacht hätte; eine qualitative Veränderung des bürgerlich kapita- 
listischen Charakters der herrschenden Arbeitsrechtsordnung wäre damit nicht indiziert. 
Thomas Blanke u.a. schen das allerdings anders: Die Arbeiterklasse sei auch dott, wo es 
bloß um die Erhaltung ihres Lohnarbeiterstatus gehe, zu Schritten gezwungen, welche oft- 
mals die Aufhebung des Kapitalverhältnisses zum Inhalt hätten’?. Zweifellos ein Schlüssel- 
satz zum Verständnis der verschobenen rechtstheoretischen Konzeption von Thomas Blan- 
ke, weil hier die fundamentale Differenz von Systemimmanenz und -transzendenz ver- 
wischt, wenn nicht gat ganz aufgehoben wid. 

Wie rasch das Bewußtsein von dem sublimiert repressiven Hertschaftscharakter des bürger- 
lich kapitalistischen Arbeitstechts bei Thomas Blanke verblaßt, zeigt sich an der bereits vor- 
gestellten Dokumentation arbeitsrechtlicher Quellentexte. Im Vorwort definieren die Her- 
ausgeber ihr Forschungsinteresse dahin, »die Diskussion über die Erkämpfung von Rechts- 
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positionen bei denen zu verfolgen, die es angeht: der Arbeiterklasse und ihren Organisa- 
tionen, den Parteien und Gewerkschaften«. Die Quellensammlung fungiere daher als Lese- 
buch der Arbeiterbewegung, ihrer Erfolge und Mißerfolge auf rechtlich politischer Ebene, 
ihrer Hoffnungen auf eine gesellschaftliche Organisation der Produktion, in der Selbstbe- 
stimmung, Gleichheit und Freiheit reale Gestalt annähmen. Und als zentrales Problem gilt 
den Herausgebern nicht die Existenz eines bürgerlich kapitalistischen Arbeitstechts an sich, 
sondern die Ausdehnung bzw. Einschränkung rechtlich gesicherter Positionen der Arbei- 
terschaft im Zusammenhang mit wirtschaftlichen Krisen bzw. Stabilitätsphasen.? Explizit 
wird hier das Forschungsprogramm für eine Klassengeschichte benannt, das auf kritische 
Analyse und Verarbeitung der systemimmanenten Einbindungen und strukturellen Zwän- 
ge verzichtet, statt dessen reflexionslos den sogenannten Erfolgen und Mißerfolgen der Ar- 
beiterklasse auf rechtlich politischer Ebene nachgeht. Die Genugtuung über das 'erkämpf- 
te’ Koalitionsrecht und andere Elemente des frühen bürgerlich kapitalistischen Arbeits- 
rechts übersieht den Legalitäts-, also Integrationseffekt; so sind die sich in der Arbeiterbe- 
wegung durchsetzenden bürokratischen Strukturen mit der ihnen adäquaten reformisti- 
schen, partiell kollaborierenden, auf jeden Fali revolutionsfeindlichen Politik zumindest 
Teilprodukt des als Verdinglichungsmechanismus fungierenden Legalitätssystems (ein- 
schließlich Arbeitsrechtssystems). Insofern bleibt ein Widerspruch, sich einerseits mit den 
‘Erfolgen’, der Arbeitsrechtsentwicklung - also dem Legalitätsprinzip - zu identifizieren, 
andererseits das Scheitern der Novemberrevolution 1918 - also die Transformation der re- 
volutionären Bewegung in die Bahnen einer bürgerlich parlamentarischen Demokratie - 
zu bedauern und den Arbeiterorganisationen als quasi persönliches Versagen anzulasten?? 
oder den schwachen Widerstand der Arbeiterklasse gegen die Krisenpolitik des sich autori- 
tär bzw. faschistisch formierenden Staatsapparats zu beklagen?®. Denn wie sollten auf Le- 
galitätskurs eingeschworene Klassenorganisationen in der Lage sein, das Verdinglichungs- 
netz zu zerreißen und revolutionär zu handeln? 
Aber exakt die zentrale Antinomie von Reform (Legalitätsprinzip) und Revolution meint 
Thomas Blanke dialektisch auflösen zu können. Mit der skeptischen Diagnose von Hans- 
Jürgen Krahl, daß die Reform aus ihrem revolutionären Bezugsrahmen gelöst sei und nicht 
mehr zur selbsttätigen Assoziierung der lohnabhängigen Massen beitrage, sondern zum In- 
strument der Konterrevolution degeneriert sei??, will er sich nicht abfinden.“? Das Parado- 
xon von Reformprojekten besteht nach Thomas Blanke darin, daß sie zwar der Ausbeutung 
durch das Kapital Schranken setzen, damit aber zugleich Voraussetzung für die Über- 
windung bestehender Schranken der Kapitalverwertung sind und so - statt das Kapital zu 
schädigen - einen Aufschwung der Ökonomie einleiten. Dennoch sei die Entstehung von 
Reformprojekten (Rechtspositionen) in sozialen Auseinandersetzungen deshalb wichtig, 
»weil dieser Prozeß nicht im schließlichen Resultat erlischt: Im Verlauf von Klassenkämp- 
fen besteht immer die Möglichkeit, daß die formulierten Interessen sich von ihrem ur- 
sprünglich ‘immanenten’ Ausgangspunkt der Sicherung der Revenuequelle oder der Ver- 
größerung der Revenue entfernen und Lernprozesse ausgelöst werden, die sich dann gegen 
die bornierte Form dieser Produktionsverhältnisse selbst wenden«®'. In welcher Weise kön- 
nen Rechtspositionen zur Unterstützung besagter ‘Möglichkeit’ beitragen? Zur Auslo- 
tung der Relevanz des Rechts für emanzipatorische Prozesse zieht Thomas Blanke eine Rei- 
he heterogener Topoi heran: 
- Bedeutung des Rechtssystems für den Systemwandel: Thomas Blanke rezipiert in kriti- 
scher Form Lelio Bassos Theorie von der fortschreitenden Vergesellschaftung der kapita- 
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listischen Produktionsweise‘?, wodurch sich die Elemente einer neuen, auf bewußter 
und geplanter Gesellschaftlichkeit beruhenden Produktionsweise ‘im Schoß der alten 
Bourgeoisiegesellschaft’ entwickeln würden. Das Rechtssystem übernehme dabei die 
Funktion, die durch die Entwicklung der Produktivkräfte immer wieder aufgesprengten 
Formen der privaten Produktionsverhältnisse in Verhältnisse von neuer Vergesellschaf- 
tungsqualität zu überführen. 

- Bedeutung von Rechtspositionen für den Klassenkampf: Rechtspositionen würden für 
eine Strategie der Arbeiterbewegung wichtige 'subversive” Momente enthalten, da sie 
die Voraussetzungen für eine bewußte Organisierung der Arbeiterklasse schaffen bzw. 
verbessern und die Erfahrbarkeit der Veränderung der Lage der Arbeiterschaft vermit- 
teln können.“ 

- Normative Bedeutung von Rechtspositionen: Bestimmte Rechtspositionen auf der Ebe- 
ne der politischen Verfassung des Gesamtsystems (z.B. der Sozialisierungsartikel des 
Grundgesetzes) eröffneten prinzipiell die Möglichkeit legaler Transformation der Pro- 
duktionsverhältnisse; ihre Bedeutung liege in dem Versuch der Absicherung derartiger 
politischer Ziele und Interessen als verfassungskonformer.* 

Wenn Thomas Blanke Lernprozesse der Arbeiterschaft, den Ausbau von Arbeiterrechten 

und ‘sozialistischen’ Verfassungspositionen, das Eindringen linker Parteien in den Staats- 

apparat zu Elementen der Gesellschaftstransformation hypostasiert, dann votiert er letzt- 
lich für eine reformistische, evolutionäre Strategie. Er legitimiert sein Konzept mit den Re- 
politisierungstendenzen der Arbeiterklasse seit Ende der sechziger Jahre: Die Arbeiter sind 
für ihn nicht mehr die gleichgeschaltete, politisch apathische Masse, als die sie noch von 
der Studentenbewegung abqualifiziert wurden, sondern sie haben aufgrund der sozio-öko- 
nomischen Strukturveränderungen die politisch-soziale Kraft zur ‘legalen’ Systemtransfor- 
mation wiedergewonnen. Die linken Juristen haben durch vorgängige Formulierung von 
progressiven Rechtsforderungen und den wissenschaftlichen Nachweis ihrer Rechtmä- 

Bigkeit (Verfassungsmäßigkeit) zu diesem evolutionären Emanzipationsprozeß beizutragen. 

Eine systematische kritische Auseinandersetzung mit dem Reformismus, wie sie beispiels- 

weise zum Anfangs-Arbeitsprogramm der Piokla gehörte und auch geleistet wurde, hat 

sich aufgrund der gesamtgesellschaftlichen Veränderungen seit Mitte der siebziger Jahre 
von selbst erledigt. Denn als Mitte der siebziger Jahre angesichts der aufbrechenden welt- 
weiten Krise des Kapitalismus die große Bewährungsprobe des Reformismus und seiner 

Theorie anstand, da zerplatzten die ganzen ‘alternativen’ Strategien und Erwartungen wie 

eine Seifenblase: Zu den ökonomischen Verunsicherungen - so Thomas Blanke in selbst- 

kritischer Einsicht - trete eine beispiellose politische Desorientierung hinzu: viele der in 
die Sozialdemokratie gesetzten Hoffnungen würden in sich zusammenfallen und in politi- 
sche Abstinenz, Resignation und partielle Entwicklungen nach rechts umschlagen®®. Die 
reibungslose und ungenierte Ablösung des “Sozialstaates’ durch den sogenannten 'Sicher- 
heitsstaat’ desillusionierte und setzte neue Akzente; Akzente, die bereits Horkheimer auf 


den Begriff gebracht hatte: »In allen seinen Varianten ist der autoritäre Stat repressiv«’”. 


JE Recht als Bollwerk gegen totahitäre Verzesellschaftungsformen 


Die sich abzeichnende gesamtgesellschaftliche Tendenzwende - Ablösung des Reformkur- 
ses duich offene Disziplinierungs- und Repressionspolitik - wirkte sich unmittelbar auf das 
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theoretische und praktische (politische) Vorverständnis von Thomas Blanke aus. Wollte er 
noch um die Jahreswende 1974/75 die in Klassenkämpfen artikulierten, dynamisch eman- 
zipativen Interessen und Rechtspositionen sowie die aus dem Erfordernis permanenter 
staatlicher Intervention in den sozialen und ökonomischen Bereich der Gesellschaft sich er- 
gebenden Widersprüche (Transformation der Bürokratie von einer extrem konservativen, 
beharrenden Institution in eine 'reformistische’; das breite Spektrum staatlich geförderter, 
aber von unmittelbarer Anleitung durch die Exekutive freigestellter sozialpolitischer 'Expe- 
timentiervorhaben’; Dauerkonflikte zwischen den personellen Trägern solcher Reformpro- 
jekte und den staatlichen Instanzen; Legitimationsdefizite staatlicher Gewaltausübung, 
die nur mittels neuer Formen demokratischer Beteiligung kompensiert werden können) zu 
alternativen politischen Handlungsstrategien der Linken nutzen, um die umstandslose 
Einpassung der Reformpolitik in den kapitalistischen Verwertungszusammenhang zeitwei- 
se zu verhindern oder zumindest zu erschweren“®, sorgen bereits im Juni 1975 die auf dem 
4. techtspolitischen Kongreß der SPD verkündeten offiziellen Grundlinien und Ressort- 
konzepte sozialdemokratischer Rechtspolitik für erste Ernüchterung. Erstmals pointiert 
Thomas Blanke die »gerade auch von Sozialdemokraten getragene Repression, die den 
. Ausbau staatlicher Machtinstrumente forciert und ein sozialpsychologisches Klima der Ra- 
dikalenfeindlichkeit befördert, welches jeder konsequenten Reformpolitik in Richtung auf 
einen ‘demokratischen Sozialismus’ das Wasser abgräbt«; die darüber hinaus den Boden 
bereite für die Tendenz, daß sich die »selbstgeschmiedeten Waffen gegen potentiell alle 
Sozialisten, Demokraten, ja selbst Liberale« wenden.“ Von nun an verfolgt Thomas Blanke 
die gesamtgesellschaftliche Entwicklung mit großer Skepsis. Er registriert einen strukturel- 
len Trend zu totalitären Vergesellschaftungsformen, die er sogar mit der Orweilschen 
Schreckensvision einer durchprogrammierten Gesellschaftsmaschine assoziiert.” 

Konnte sich Thomas Blanke bis zur Jahreswende 1974/75 mit der technokratischen, also 
sublimiert repressiven Verarbeitung von Klassenantagonismen arrangieren, weil scheinbar 
die Möglichkeit bestand, aus dem ‘Dilemma der Technokratie’ resultierende Widersprü- 
che politisch alternativ zu nutzen, war ihm also partielle Identifizierung mit dem System 
und seiner Legalität möglich wegen dessen scheinbarer Toleranz gegenüber emanzipativen 
Gesellschaftskräften und konnte er bis dahin sein politisches Engagement für eine ‘legale’ 
Transformation der Produktionsverhältnisse durch die theoretische Aufarbeitung der pro- 
gressiven Repolitisierungstendenzen der Arbeiterschaft sowie politischer und sozialer Alter- 
nativstrategien schlüssig legitimieren und realisieren, so mußte diese Konzeption zusam- 
menbrechen in der ‘Stunde der Wahrheit’, in der schwersten Wirtschaftskrise seit Beste- 
hen der Bundesrepublik, die eine »entpolitisierende oder gar autoritär politisierende Wir- 
kung auf große Teile der Bevölkerung ausübt« und selbst »einer nach Geschichte und Pro- 
grammatik progressiven Partei wie der SPD nur den schlichten Weg fatalistischer - oder gar 
aktiver - Anpassung an diese Mechanismen« weist‘. In dieser Situation bleibt Thomas 
Blanke nur die fatale Alternative, sich entweder der allgemein autoritären Politisierung an- 
zuschließen und damit die bestehende theoretisch politische Verbindung zu bestimmten 
gesellschaftlichen Gruppierungen, Klassen zu bewahren oder ‘die schleichende Anpassung 
nach rechts’ zu verweigern mit der Konsequenz des Ausfalls gesellschaftlich relevanter 
Adressaten seiner bisherigen theoretisch politischen Arbeit. Thomas Blanke distanziert sich 
radikal von den sich totalitär repressiv formierenden Staats- und Gesellschaftsstrukturen 
und von seiner bisherigen soziologisch analytischen wie politischen Arbeit, die ihn offen- 
sichtlich in solche Sackgasse geführt hatte. Er kann und will sich nicht mehr an vermeint- 
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lich progressive gesellschaftliche Tendenzen und Klassen klammern, kann und will seine 
Alternativen nicht mehr aus der vermeintlich progressiven Gesellschaftsdynamik ent- 
wickeln, die statt der erhofften Emanzipation ‘zur rechten Zeit’ verschätfte Repression und 
Regression ausgebildet hat. Thomas Blanke geht also den Weg in die Opposition - ge- 
meinsam mit anderen Intellektuellen und Gruppierungen, die sich vehement der totalitä- 
ren Gleichschaltung und Reglementierung aller gesellschaftlichen Bereiche durch den 'Si- 
cherheitsstaat’ widersetzen. Solche Stoßrichtung der ‘neuen’ Opposition gegen totalitäre 
Herrschaftsapparaturen und -mechanismen impliziert eine prinzipiell liberale Kritik- und 
Legitimationsbasis; tatsächlich wird Thomas Blanke von nun an seine Argumentation am 
liberalen Gesellschaftsverständnis orientieren, das rein normativen Charakter hat und mit 
der gesellschaftlichen Realität kaum noch vermittelt ist. 


III.1. Analyse der neuen totahitären Vergesellschaftungsformen 


In seiner Untersuchung über die rechtliche Zulässigkeit psychologischer Testverfahren (ge- 
meinsam mit Dieter Sterzel)’: stößt Thomas Blanke am deutlichsten auf die neuen totalitä- 
ren Vergesellschaftungsformen. Das System der gesellschaftlichen Arbeit, der privat organi- 
sierten Produktionssphäre stelle veränderte Anforderungen an die Qualifikation der Ar- 
beitskräfte, die nur vermittels neuer Vergesellschaftungsprozesse erfüllt werden könnten. 
Der geforderte Qualifikationsstandard beschränke sich nicht mehr auf die konventionelle 
Verbesserung bloßer Fertigkeiten und Leistungen, sondern impliziere die neue Dimension 
einer von den Produktivkräften und der Gesellschaft verlangten Tauglichkeitsprüfung psy- 
chosozialer Tugenden wie Leistungsfähigkeit, Anpassungsfähigkeit, Belastbarkeit, Reak- 
tionsfähigkeit u.ä. Das erkennbare Ziel sei eine Feinsteuerung des Qualifikationsprozesses, 
wie sie im Schulsystem mit der Ausdifferenzierung kognitiver Persönlichkeitselemente im- 
mer weiter vorangetrieben und nunmehr in die emotionale und psychosoziale Ebene ver- 
längert werde. Dahinter stehe unverkennbar eine generelle Optimierungsstrategie von ge- 
sellschaftlich relevanten Lernprozessen, die nunmehr unverhüllt die Sozialisations- bzw. 
Resozialisationsfähigkeit oder Arbeitsfähigkeit schlechthin zum Qualifikationskriterium 
mache.?? Die tradierten privaten Erziehungsformen sind mit solcher Einprogrammierung 
der psychischen Dispositionen und Sozialisationsfähigkeiten offensichtlich überfordert und 
werden deshalb sukzessiv von öffentlichen Sozialisationsformen verdrängt. Der staatliche 
Zugriff auf die ‘innere Natur’ werde gesellschaftlich allgemein, treffe zunehmend den 
“Durchschnittsschüler’ und die "Durchschnittsarbeitsktaft’; damit werde das Erziehungs- 
privileg der Familie entleert, öffentliche Sozialisation trete als mindestens gleichberechtigt 
neben die private. Nur mittels solcher Rückkoppelung von Erziehung in die politische Ver- 
antwortung der Gesellschaft lasse sich das gesamtgesellschaftliche, vom Entwicklungsstand 
der Produktivkräfte geforderte Interesse, die Begabungsreserven der Bevölkerung auf brei- 
tester Ebene zu mobilisieren und optimal zu selektieren, einheitlich nach wissenschaftli- 
chen Standards organisieren und verbindlich dutchsetzen.?* Die Verwaltungs- und Verfas- 
sungsgerichtsbarkeit sichert nach Thomas .Blanke die neuen Vergesellschaftungsformen 
umfassend ab.’ So reduziere beispielsweise der Verwaltungsgerichtshof Mannheim’ den 
‘unantastbaren’ Bereich der Menschenwürde und die "Unverletzlichkeit’ der Freiheit der 
Person auf jenen Bereich bloßer Innerlichkeit, der selbst dem ausgeklügeltsten psychologi- 
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schen Test verborgen bleibe. Kann der Schutzbereich der Art. 1 und 2 GG immer dann 
nach Maßgabe dominanter öffentlicher Interessen eingeengt und versagt werden, wenn der 
Mensch sich ‘sozialbezogen’ verhält, dann sei der für unantastbar erklärte Schutz der Men- 
schenwürde faktisch liquidiert; in der Sache bedeute die Entscheidung des VGH Mann- 
heim nichts anderes als die Reduktion des Privateigentums an der eigenen Persönlichkeit 
auf Null.’ Auch nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sei prinzipiell 
kein Aspekt der Privatsphäre mehr sicher vor administrativer Erfassung und Verwertung, 
wenn es der öffentlichen Gewalt nur gelingt, ihre Maßnahmen aus überwiegenden Interes- 
sen der Allgemeinheit abzuleiten - was in der Regel schon deshalb wenig Probleme auf- 
werfe, weil der Staat in der bürgerlichen Gesellschaft schon per definitionem die gesell- 
schaftliche Allgemeinheit darstelle.°® Die neuen totalitären Vergesellschaftungsformen 
sind für Blanke / Sterzel »nicht ohne beängstigende Perspektive: Auf dem Altar eines zum 
Selbstzweck gewordenen technologischen Entwicklungsprozesses, der zu einer gigantischen 
Entfesselung der im Maschinensystem eingefangenen Naturkräfte geführt hat, wird die 
Autonomie der Persönlichkeit ... geopfert. ... Ins Gigantische gesteigert erscheint die Per- 
spektive einer psychokratisch stabilisierten Entfesselung der Produktivkräfte in der Vision 
des totalen Atomstaates, die jüngst am Beispiel des ‘Fall Traube’ heraufblitzte: Als unwi- 
derlegbare Notwendigkeit, den gesamten Personenkreis, der mit solchem Teufelszeug zu 
tun hat und es zu entsprechenden Werken mißbrauchen könnte, permanent und restlos 
unter öffentlicher Dauerkonttolle zu halten; diese Notwendigkeit hat ... zur Entlassung 
der öffentlichen Gewalt aus ihrer gesetzlichen Beschränkung geführt.<? 
Thomas Blanke substantiert seine Analyse der strukturell totalitären Vergesellschaftungs- 
formen durch weitere Beiträge über Disziplinierungs- und Gleichschaltungstendenzen in 
verschiedenen gesellschaftlichen und staatlichen Bereichen. 
Als effizientes Disziplinierungsinstrument fungiert nach den Überlegungen von Thomas 
Blanke“ die manipulative Zuteilung bzw. Verweigerung staatlicher Mittel an Jugendver- 
bände und andere Organisationen. Ein Jugendverband, der die ‘bestehende staatliche 
Ordnung’ nicht ‘sozialadäquat’ darstellt, sondern sich kritisch mit der reptessiven Staats- 
praxis auseinandersetzt, werde mit einem doppelten Bannstrahl belegt: Einmal verliere er 
die finanzielle Förderung nach 8 9JWG, zum anderen büße der Kritiker das Recht ein, sich 
bei seiner Kritik auf Art. 5 GG zu. berufen. Die Entscheidungen des Verwaltungsgerichts 
Hamburg‘! bestätigten eindringlich die schlimmen Befürchtungen, die im Zusammen- 
hang mit der Materialisierung der "Ziele des Grundgesetzes’ im Sinne einer vorgegebenen 
und zu verwirklichenden “Wertordnung’ geäußert wurden: Die Grundrechte werden ihres 
liberalen Kerns vollends beraubt, ihre Ausübung unter die Kuratel des mit den Staatszie- 
len bzw. mit den herrschenden politischen Interessen gleichgesetzten Grundgesetzes ge- 
stellt. Totalitäre Dimension bekommt das Urteil des VG Hamburg mit der Verpflichtung 
der Jugendverbände auf die "bestehende staatliche Ordnung’, was Thomas Blanke als eine 
Art ‘Verbeamtung der Jugendverbände’ mit der entsprechenden "besonderen politischen 
Treuepflicht’ wertet. Indem die besondere politische Treuepflicht über den unmittelbaren 
öffentlichen Dienst hinaus auch auf gesellschaftliche Institutionen ausgedehnt wird, drohe 
die zur Superlegalität erhobene substanzhafte Wertordnung der freiheitlich demokrati- 
schen Grundordoung vollends zu dem zu werden, was U.K. Preuß ‘eine Verfassung des 
permanenten Ausnahmezustandes’ genannt hat: Eine zunehmend alle gesellschaftlichen 
Bereiche totalisierende umfassende Unterwerfung unter die sozialen Ideale des gesell- 
schaftlichen status quo.“ 
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Klassisches Instrument zur Einschüchterung unliebsamer Kritiker sind politische Strafver- 
fahren; in der BRD exemplarisch eingesetzt gegen Personen und Gruppen, die zwecks um- 
fassender Information der Öffentlichkeit den sogenannten ‘Buback-Nachruf’ des Göttin- 
ger Mescalero - zum Teil mit kursorischen Analysen zum Terrorismusproblem - nachge- 
druckt hatten. Im Strafprozeß gegen die niedersächsischen ‘Nachdrucker’ vor dem Landge- 
ticht Oldenburg analysiert Thomas Blanke in seinem Plädoyer als Verteidiger die politische 

Funktion solcher Strafverfahren‘?: Die eigentliche Problematik der gesamten ‘Mescalero- 

. Affäre’ bestehe darin, daß derartige Anklagen und Strafprozesse überhaupt möglich sind; 
denn mit solchen Prozessen solle nichts anderes verfolgt und bestraft werden als die prak- 
tizierte Gedanken- und Meinungsfreiheit. Sollte die Anklagepraxis und Interpretations- 
technik der Staatsanwaltschaft Schule machen, dann müsse man befürchten, »daß künftig 
jede scharfe Form der Kritik an bestehenden Verhältnissen und staatlichen Maßnahmen 
unter Strafandrohung gestellt wird. Dann werden Begriffe wie faschistoid, Illegalisierung 
und Kriminalisierung, nicht aber solche Praxis aus dem öffentlichen Sprachgebrauch ge- 
tilgt werden, dann werden ganze Zweige und Bereiche kritischer Wissenschaft samt der da- 
zugehörigen begrifflichen Kategorien zum Schweigen gebracht werden. Die Ansätze hier- 
zu sind vorhanden, kein Zweifel.«‘* 

Um seine totalitär repressive Funktion glaubhaft und effizient wahrnehmen zu können, 

benötigt der Staatsapparat einen politisch gleichgeschalteten und homogenen Personalbe- 

stand. Das impliziert die bekannten organisationssoziologischen Probleme 

- der Abschirmung des Apparats gegen ‘politisch Unzuverlässige’ aller Art mittels der 
etablierten Praxis des 'Radikalenerlasses’ - behandelt von Thomas Blanke als Gutachter 
über bestimmte Berufsverbotsfälle vor dem 3. Internationalen Russell-Tribunal® und 
in seiner Kritik zu ‘Reform’ und Einschränkung dieser Praxis“; 

- der Gewährleistung absoluter Staatsloyalität (‘Staatstreue’) innerhalb des Apparats. 
durch den rigorosen Einsatz von Disziplinarmaßnahmen - untersucht in seinen Anmer- 
kungen zum Disziplinarverfahren im Zusammenhang mit einer Gedenkminute in ei- 
ner Berliner Referendararbeitsgemeinschaft‘’ und in seinen Bemerkungen zur Diszipli- 
narentscheidung des Verwaltungsgerichts Hannover im ‘Fall Brückner’“®. 

Thomas Blanke begreift die Gleichschaltungsbestrebungen von staatstheoretischer Seite - 

her: als Ausdruck des allgemeinen Verselbständigungsprozesses der Staatsgewalt, die 

selbstherrlich von den Gesellschaftsmitgliedern Loyalität fordert. Umgekehtt freilich war es 
konzipiert: Nicht der Staat hatte sich seine Bürger gewählt und ihnen eine Konstitution 
geschenkt, deren Konsensfähigkeit er erhoffte, notfalls erzwang; vielmehr hatten die Bür- 
ger der absolutistischen Staatsgewalt eine politische Verfassung abgerungen und politische 

Organe geschaffen, die konstitutionell gebunden waren. Das profunde Mißtrauen in die 

Staatsgewalt, sie möchte in vorbürgerliche Menschentechtsteservate wie bürgerliche Frei- 

heitssphären eingreifen wollen, präge auch die Struktur des Bonner Grundgesetzes. Die 

gegenwärtige Praxis politischer Gesinnungskontrolle von Einstellungsbehörden und Ver- 
fassungsschutzämtern stelle die ursprünglichen Verhältnisse auf den Kopf.” Mit der 

Emanzipation der Staatsgewalt aus ihren konstitutionellen Bindungen und der Verpflich- 

tung der Gesellschaftsmitglieder auf Staatsloyalität statt kritischer Distanz sind die Wei- 

chen für ein totalitäres politisches Klima gestellt: »Der vorverlegte Staatsschutz durch 
selbsternannte Hüter staatsloyaler Gesinnung verlangt von seinen Staatsbürgern - insbe- 
sondere wenn sie Beamteneigenschaft haben - mit höchstverfassungsgetichtlicher Weihe 
ausgestattet beständig mehr als eine formal-kotrekte, im übrigen aber innerlich distanzier- 
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te Haltung gegenüber ‘seinem Staat’ und ‘seiner Gesellschaft’. Er verlangt mehr und mehr 
die demonstrativ zur Schau gestellte staatsloyale Gesinnung; Staatsschutz wird zur allge- 
genwärtigen Gesinnungskontrolle.«’° 

Auffällig bei der neueten Staatsanalyse von Thomas Blanke ist der Ausfall jeglicher Ver- 
mittlung der festgestellten Verselbständigungstendenzen staatlicher Gewalt mit den ihnen 
zugrunde liegenden sozio-ökonomischen Bedingungen und Bewegungen; die Frage nach 
der sozialen Funktion der neuen Dimensionen reptessiver Staatspraxis wird nicht mehr ge- 
stellt. Zu schr ist Thomas Blanke mit dem Aufspüren der vielfältigen und variablen Herr- 
schaftsmechanismen beschäftigt, wobei er seine Sensibilität für das Erfassen solcher Mecha- 
nismen aus dem liberalen Gesellschafts-Staats-Modell bezicht. Das einseitige Interesse an 
der Hertschaftsphänomenologie (ver)führt ihn fast zwangsläufig in die Nähe totalitaris- 
mustheoretischer Gleichsetzungen. Ganz deutlich wird das bei seiner Assoziation stalinisti- 
scher Herrschaftsmechanismen mit entsprechenden »Ansätzen ... bei uns«’!. Parallele 
Herrschaftsformen sicht Thomas Blanke vor allem in der erzwungenen ‘moralischen’ Iden- 
tifizierung und Bindung an die jeweilige Staats- und Gesellschaftsordnung: Gesinnungs- 
überprüfung und Bekenntniszwang im Kontext der Berufsverbotspraxis, Distanzierungs- 
pflicht von der Praxis radikaler Systemopposition, Distanzierungspflicht aber auch von der 
Sprache, den Denkmustern und Reflexionen solcher Individuen oder Gruppen, für die 
stellvertretend der Göttinger "Mescalero’ steht. Die politische Funktion derartiger Tenden- 
zen sei in beiden Systemen gleich: Dethematisierung staatlicher Politik (und von Alternati- 
ven zu ihr), Eingrenzung (und tendenzielle Ersetzung) von kontrovetser öffentlicher, ins- 
besondere sozial- und politikwissenschaftlicher Diskussion, Mobilisierung von Konsens 
und Loyalität durch die 'Konzentrierung aller Mittel des Zwangs’. Eindringlich warnt Tho- 
mas Blanke vor jedem Schritt in eine Richtung, »die hinter die erreichte Rationalität von 
Herrschaft und staatlicher Politik der bürgerlichen Gesellschaft zurückfällt«’?. 


III.2. Abwehr der totalitären Staatsgewalt durch hiberale Rechtsprinzipien 


Die politische Orientierung an der ‘Rationalität bürgerlicher Herrschaft’ ist von marxisti- 
schem Ansatz her aus zweierlei Gründen paradox: Sie verkennt die Logik bürgerlich kapi- 
talistischer Herrschaft, deren Struktur sich gerade nicht auf formal rationale Elemente be- 
schränkt, sondern der stets auch direkte Gewaltmomente immanent sind, wobei Intensität 
und Dauer der Gewaltmobilisierung flexibel der jeweiligen gesellschaftlichen Situation an- 
gepaßt sind. Und sie verdrängt den Verdinglichungscharakter formal bürgerlicher Rationa- 
lität bzw. ihrer spezifisch spätbürgerlichen Formen, von Herbert Marcuse prägnant als 
“Eindimensionalität’ auf den Begriff gebracht. Verfolgen wir bei Thomas Blanke die Etap- 
pen des Verdrängungsprozesses marxistischer ideologiekritischer Erkenntnis: 

Im Rahmen eines verfassungsrechtlichen Kolloquiums aus Anlaß des 70. Geburtstages von 
Wolfgang Abendroth am 10. April 1976”? gerät Thomas Blanke in eine vehemente Ausein- 
andersetzung um die Frage, ob der Kampf gegen die staatliche Repression »auf der Basis 
und von der Basis des Grundgesetzes aus zur Verteidigung der verfassungsmäßigen Rechte 
geführt werden müsse oder ob eine derartige Festlegung nicht erforderlich«, ja politisch 
schädlich sei’*. Zunächst hat es den Anschein, als würde Thomas Blanke den Kampf gegen 
die staatliche Repression auf normativer Ebene für verfehlt und gefährlich halten, weil ihm 
die genuin klassengebundene Machtfunktien bürgerlich rechtlicher Regelungen (Verfas- 
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sungen) noch bewußt zu sein scheint (was ihm postwendend den Vorwurf des ‘'Rechtsnihi- 
lismus’ eingebracht hat). Sehr scharfsinnig und kritisch werden analysiert: der unpräzise, 
leerformelhafte Charakter verfassungstechtlicher Begriffe, die sich problemlos zur Legiti- 
mation der bestehenden Reptressionspraxis einspannen lassen (wegen des scheinbar neutra- 
len, tatsächlich aber herrschaftsaffizierten Charakters ihrer konstitutiven Prinzipien lassen 
sich am Gegenstand der Verfassung »weder die erforderlichen Auseinandersetzungs- und 
Klärungsprozesse innerhalb der Linken thematisieren noch politisch chancenreiche 'Auf- 
klärung’ über die Mechanismen der erneuten Reptessionsphase und eine diese 'aufheben- 
de’ Verteidigung gegen sie ins Werk setzen«)’’; der Entpolitisierungseffekt verfassungs- 
rechtlicher Argumentationen (das »Postulat der Verteidigung des Grundgesetzes, verbun- 
den mit dem Appell an die ‘demokratischen Kräfte’, ersetzt die Erarbeitung einer politi- 
schen Gegenstrategie»)’°; die Hilflosigkeit verfassungsrechtlicher Begründungen (denn die 
staatlichen Repressionsmaßnahmen machen »keineswegs Halt vor denen, die sich... zum 
Grundgesetz und zu den Institutionen der Verfassung 'bekennen’«).’’ 

Um so überraschender, daß sich die von Thomas Blanke anschließend entwickelte Gegen- 
strategie dann doch primär verfassungsrechtlicher Topoi bedient: So hält er es für politisch 
sinnvoll, ja notwendig und gerade auch von der Basis materialistischer Gesellschaftstheorie 
her für theoretisch richtig und legitim, sich gegenüber der staatlichen Repression auf die 
grundgesetzlich garantierten Rechte und Freiheiten sowie die Wahrung rechtsstaatlicher 
Garantien zu berufen.’® Noch wichtiger als die Ausarbeitung eines normativen Abwehr- 
netzes gegen die staatliche Repression ist Thomas Blanke der Aufbau einer gemeinsamen 
normativen Plattform für die gesamte Linke; er will die der bürgerlichen Verfassung skep- 
tisch gegenüberstehende Linke auf dem Boden einer spezifisch linken, progressiven Verfas- 
sungsinterpretation zusammenführen.’”” Denn nur eine solchermaßen vereinigte und sich 
solidarisierende, also eine politisch geschlossene und starke Linke könne dem Ansturm der 
Repression wirksam Paroli bieten. Bei der inhaltlichen Gestaltung der geforderten linken, 
progressiven Verfassungstheorie als ‘verbindlicher sozialer Konsens’ der Linken weicht 
Thomas Blanke aus: Zur Orientierung bezieht er sich auf G. Stubys Inhaltsbestimmung 
der Verfassung als ‘demokratisch-antifaschistische Wertordnung”®® bzw. auf das von U.K. 
Preuß propagierte Programm einer ‘demokratischen Legalität’: »die politisch vermittelte 
Garantie der Befriedigung von Lebensbedürfnissen im Medium einer politischen Freiheit, 
die planvoll die gesellschaftliche Produktion organisiert.«®! Thomas Blanke beläßt es bei ei- 
ner präzisen Problemformulierung: »Wie kann eine derartige alternative politische Pro- 
grammatik im Medium einer Verfassungstheorie und -interpretation formuliert werden, 
ohne sich den berechtigten Einwänden gegen den tautologisch-voluntaristischen Charakter 
linker Substantialisierungen der Verfassung auszusetzen?” 

So politisch sinnvoll und plausibel sich die Überlegungen Blankes hinsichtlich der Konzep- 
tion einer linken, progressiven Verfassungstheorie auf den ersten Blick darstellen, so wenig 
sind sie doch mit der realen theoretischen und politischen Situation der Linken in der BRD 
vermittelt. Die neue ‘revolutionäre’ Linke, wie sie sich in ihren verschiedenen Formationen 
aus der Studentenbewegung herausgebildet hatte, setzte von Anfang an auf Klassen- 
kampf- oder Terrorstrategien, aber nicht auf normative Konzepte. Der spontane Kampf 
um die Befriedigung elementarer menschlicher Lebensbedürfnisse (Umweltschutz/Ökolo- 
giebewegung, Wohnraum/Hausbesetzer, neue Lebensformen/ Alternativbewegung, Frie- 
densbewegung u.a.m.) eskalierte ebenfalls schnell in militante Bereiche; die Brutalität und 
Rücksichtslosigkeit der Staatsgewalt gegen diese spontanen Bewegungen produzierte stän- 
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dige Radikalisierung der Aktionsformen und Abwendung von rechtsförmigen Verfahren. 
Angesichts der Militanz der Auseinandersetzungen konnten ‘legalistische’ Konzeptionen 
von vornherein nur geringe Resonanz erwarten und erzielen. 

Das wiederholte Scheitern seiner Bemühungen um eine relevante Strategie der Linken läßt 
Thomas Blanke offensichtlich resignieren; so zieht er sich zurück auf das historisch zwar 
längst obsolete bzw. nie realisierte, ideologisch aber noch immer höchst wirksame liberale 
Gesellschafts-Staats-Modell, dessen Hertschaftmechanismen nunmehr als ‘emanzipatori- 
sche Garantien’ ausgezeichnet werden: »Bezog die bürgerliche Gesellschaft ihre historische 
Rechtfertigung und Legitimationskraft aus der Entpersönlichung von Herrschaft, ihre 
Überführung in ein formal-rationales, demokratisch konstituiertes und allgemein gelten- 
des Rechtsverhältnis (demokratischer Rechtsstaat), welches erst den Raum eröffnete für die 
‘freie’, weil private, keiner öffentlichen Kontrolle und Sanktion unterworfene Gesinnung, 
Meinung, Presse etc., so tendiert die bürgerliche Gesellschaft speziell in Krisenzeiten, ge- 
nerell möglicherweise in ihrer Spätphase dazu, ihre emanzipatorischen Garantien abzu- 
streifen.« ® Von nun an streitet Thomas Blanke in erster Linie gegen den sich totalitär auf- 
spreizenden Staatsapparat und für die vermeintlich “emanzipatorischen Garantien’ der 
bürgerlichen Gesellschaft: Durch das Eindringen psychologischer Testverfahren in den pri- 
vaten Bereich der autonomen, selbstverantworteten Entfaltung der Persönlichkeit in der 
Absicht hoch selektiver Behandlung und Verwendung der Individuen als potentielle Ar- 
beitskräfte sieht er den privaten Autonomiespielraum in bislang kaum vorstellbarer Weise 
erfaßt und eingeengt; auf dem Altar eines zum Selbstzweck gewordenen technologischen 
Entwicklungsprozesses und der dadurch bedingten neuen Vergesellschaftungsformen wer- 
de die Autonomie der Persönlichkeit geopfert. Die sich laufend vertiefende finanzielle 
Abhängigkeit bestimmer Gesellschaftsgruppen und -organisationen vom verteilenden 'So- 
zialstaat’ ermögliche präventiv angelegte Gleichschaltungstendenzen, also die Aushöhlung 
des liberalen Kerns der Grundrechte und die Verpflichtung auf die ‘bestehende staatliche 
Ordnung’ .® Das politische Strafrecht untergrabe jede scharfe Form der Kritik an bestehen- 
den Verhältnissen und staatlichen Maßnahmen, es gefährde ganze Zweige und Bereiche 
kritischer Wissenschaft samt der dazugehörigen begrifflichen Kategorien; Thomas Blanke 
erinnert deshalb die Strafjustiz an ihre Verpflichtung auf die Prinzipien der Demokratie 
und der Meinungsfreiheit, dem einzigen Palladium der Volkstechte.®° Weil ihm die kriti- 
sche Untersuchung der Situation der Menschenrechte - insbesondere der Berufsverbotspra- 
xis - in der BRD durch das 3. Internationale Russell-Tribunal »als eine Aufgabe der Libera- 
len, als eine liberale Selbstverständlichkeit erschien«, glaubte er sich ohne Bedenken an 
diesem Unternehmen beteiligen zu können;®’ und die instrumentell-technokratischen Re- 
formbemühungen der sozial-liberalen Koalition zur Praxis des ‘Radikalenerlasses’ will er 
»für eine offensive liberal-demokratische Interpretation des Grundgesetzes« nutzen.®® 
Der Akzent liegt auf offensiv: offensiv in die vorhandenen Ritze des kompakten Staatsap- 
parates eindringen, sie beharrlich verbreitern, bis eines Tages das Staatsgefüge auseinan- 
derbricht. Daß der Staatsapparat trotz rigider Praxis des ‘Radikalenerlasses’ keineswegs 
über eine durch und durch homogenisierte Personalstruktur verfügt, zeigt sich nach Tho- 
mas Blanke exemplarisch an den Protestaktionen der Gewerkschaft Erziehung und Wissen- 
schaft (GEW) im Jahre 1979, die selbst mit der Androhung scharfer disziplinarischer Sank- 
tionen nicht verhindert werden konnte. Thomas Blanke weist den “progressiven’ Juristen 
die neue Aufgabe zu, derartige Aktionen und darüber hinausgehend ein generelles Beam- 
tenstreikrecht mittels liberal-demokratischer Verfassungsinterpretation zu legitimieren.?? 
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So kritisiert er die von der traditionellen Jurisprudenz theoretisch begründete und von der 
Verwaltungsrechtsprechung praktisch sanktionierte Verweigerung eines generellen Beam- 
tenstreikrechts als »Relikt einer vordemokratischen Rechtsstaatsauffassung, derzufolge 
Grundtechtsenteignungen gegenüber ganzen Bevölkerungsguppen, die dem Innenbereich 
des staatlichen Institutionensystems ‘einverleibt’ waren, als zulässig angesehen wurden«. 
Die hertschende Meinung zum Beamtenstteikrecht widerspreche gleichermaßen dem De- 
mokratiegebot wie auch der realen Veränderung der Staatsfunktionen und verkenne eben- 
so den Anspruch des Rechtsstaatsgebots. Die Begrenzung des Streikrechts auf das System 
der Tarifautonomie zementiere die bestehende privatkapitalistische Wirtschaftsordnung, 
revidiere damit das wirtschaftspolitische Offenheits- bzw. Neutralitätspostulat der Verfas- 
sung und verurteile das Streikrecht mit zunehmend umfassender Expansion der Staatstä- 
tigkeit zu einem absterbenden Grundrecht.” Thomas Blankes ‘alternative’ Interpreta- 
tionskünste (zu Art. 33 IV und V GG sowie Art. 9 III GG) zielen eindeutig auf eine Politi- 
sierung des Staatspetsonals mit Hilfe eines politisierten, aktivierten Streikrechts; es gilt, die 
stockkonservativ autoritären Bürokratie- und Beamtenstrukturen durch Streiklegalität, 
Streikbewußtsein und Streikbereitschaft ab- und aufzulösen. Die angestrebte Institutiona- 
lisierung des Streikrechts im Staatsapparat sieht er als relevanten gesellschaftlichen Fort- 
schritt; denn über die Einflußnahme auf die konkreten betrieblichen Arbeitsbedingungen, 
über den Kampf um mehr arbeitsfreie Lebenszeit, aber auch in der Forderung nach Mitbe- 
stimmung oder Sozialisierung sowie in den Abwehrkämpfen gegen politische Restaurations- 
prozesse artikulierten sich soziale und politische kollektive Emanzipationsinteressen. »Das 
Streikrecht ist daher in einer genuinen Weise dem privatkapitalistischen Eigentumssystem 
immanent und zugleich transzendent.e! 


IV. Zusammenfassung 


Die erstaunlichen Wandlungen des Thomas Blanke - von der marxistischen Gesellschafts- 
und Rechtsanalyse über ein reformistisch-evolutionäres Gesellschafts- und Rechtsverständ- 
nis bis hin zur linksliberalen Verfassungs- und Rechtsinterpretation - erklären sich aus der 
inhaltlichen Unbestimmtheit seiner Basiskategorien. 

In seiner frühen "marzistischen’ Phase bemüht sich Thomas Blanke zwar, dem eigenen ma- 
terialistischen Anspruch gerecht zu werden: nämlich die Herausbildung und den Funk- 
tionswandel von Rechtsinstitutionen aus der Bewegung struktureller sozio-ökonomischer 
Veränderungen zu erklären; aber er vermag den Zusammenhang und die Vermittlung von 
kapitalistischem Krisenzyklus und politischem Formwandel nie adäquat zu ermitteln. Das 
hängt in erster Linie damit zusammen, daß er vor allem die ‘progressive’ Dimension der 
kapitalistischen Produktionsdynamik sieht, die Repolitisierung der Arbeiterklasse, die For- 
mulierung und Durchsetzung emanzipativer Rechtspositionen und einen von inneren Wi- 
dersprüchen und Friktionen gezeichneten, prinzipiell offenen Staatsapparat. Thomas 
Blanke überschätzt dabei die Reichweite solcher ‘Progressionen’ und verdrängt zentrale 
marxistische Einsichten über den Klassencharakter des bürgerlichen Staates und seines 
Rechtssystems. Die Träume von der ‘legalen’ Transformation der Produktionsverhältnisse 
hin zu sozialistischen sind seit dem Scheitern der Theorie und Praxis der II. Internationale 
endgültig ausgeträumt; die marzistische Theorie hat daraus wichtige Konsequenzen gezo- 
gen und das revolutionstheoretische Element wieder stärker herausgestellt - eine Verschie- 
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bung, die bei Thomas Blanke weitgehend unberücksichtigt bleibt. 

In der zweiten ‘liberalen’ Phase kippen die Hoffnungen auf eine ‘progressive’ gesamtge- 
sellschaftliche Entwicklung um in düstere Analysen über die neuen totalitäten Vergesell- 
schaftungsformen der Staatsgewalt. Wie gebannt blickt Thomas Blanke auf die neuen For- 
men politischer Herıschaftstechnologie und bezicht liberale Gegenpositionen. Er verzich- 
tet auf eine aktuelle materialistische Erklärung der sich formierenden totalitären Herr- 
schaftstendenzen, die an entsprechende Analysen der Frankfurter Schule aus den dreißiger 
Jahren hätte anknüpfen können. Schon 1934 hat Marcuse folgende zentrale Sätze formu- 
liert: »Die Wendung vom liberalistischen zum total-autoritären Staat vollzieht sich auf 
dem Boden derselben Wirtschaftsordnung. Im Hinblick auf diese Einheit der ökonomi- 
schen Basis läßt sich sagen: es ist der Liberalismus selbst, der den total-autoritären Staat aus 
sich ‘erzeugt’: als seine eigene Vollendung auf einer fortgeschtittenen Stufe der Entwick- 
lung. Der total-autoritäre Staat bringt die dem monopolkapitalistischen Stadium des Kapı- 
talismus entsprechende Organisation und Theorie der Gesellschaft.” Und in Analogie zu 
Horkheimer ließe sich sagen: Gegen den autoritären bürgerlichen Staat »auf liberalistische 
Denkart des 19. Jahrhunderts sich berufen, heißt an die Instanz appellieren, durch die er 
gesiegt hat«. 
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Thomas Blanke 
Demokratie, Kapitalismus und Krise in der neueren kritischen 
Rechtstheorie* 


Repliken auf kritische Auseinandersetzungen mit eigenen Arbeiten sind ein problemati- 
sches Unterfangen: Die Versuchung liegt nahe, dem Autor unzureichendes Verständnis, 
zur absichtsvollen Pointierung seiner Thesen vereinseitigende Rezeption von Intention und 
Programmatik meiner Untersuchungen sowie falsche Periodisierungen und Nichtbeach- 
tung von Publikationen vorzuwerfen, die quer zu seinem Interpretationsraster liegen - 
kurz: den Rezensenten auf dem wissenschaftlichen Terrain zu entgegnen, auf dem er die 
wenigsten Chancen besitzt, nämlich der authentischen Interpretation der behandelten 
Schriften. Wenn ich im folgenden den Versuch unternehme, diese durchaus übliche Atti- 
tüde möglichst zu vermeiden, so deshalb, weil mich das von Peter Schümann aufgeworfene 
Problem ebenfalls sehr stark beschäftigt. Zu fragen ist, ob sich die von Schümann behaup- 
teten Verschiebungen von politisch-theoretischen Forschungsinteressen und Wissenschafts- 
konzeptionen im Verlauf der 70er Jahre tatsächlich in der von ihm skizzierten Weise rekon- 
struieren lassen, ob diese Wandlungen von Problembewußtsein und Fragerichtungen le- 
diglich Ausdruck eines individuellen Erfahrungs- und Verarbeitungsprozesses sind oder ob 
ihnen symptomatische Bedeutung im Sinne eines möglicherweise typischen »Paradigma- 
wechsels« der neueren kritischen Rechtstheorie zukommt, in welchem politisch-sozialen so- 
wie wissenschaftlichen Erfahrungskontext die konstatierten Positionsveränderungen erfolg- 
ten und ob bzw. inwieweit sie der gewandelten Realität angemessene Ausdrucksformen 
theoretischer Reflexion darstellen; von letzterem wird entscheidend die politische wie wis- 
senschaftliche Beurteilung der Qualität der festgestellten Paradigmawechsel abhängen. 
Vorweg sei gesagt, daß ich mit Peter Schümann darin übereinstimme, daß sich im Verlauf 
der siebziger Jahre nicht nur in meinen Arbeiten und der kritischen rechtstheoretischen 
Debatte, sondern ebenso im Bereich der Politischen Wissenschaft, der Soziologie, der Psy- 
chologie etc. gravierende Wandlungen der Theoriekonzeptionen ereignet haben. Um dies 
Phänomen unterschiedlicher Konjunkturen der wissenschaftlichen Debatte auszumachen, 
genügt ein Blick in die Jahresregister der einschlägigen Periodika. Richtig ist ebenfalls, daß 
diese Wandlungsprozesse von Theoriekonzeptionen sich meist lautlos durchgesetzt haben, 
ohne deutliche Markierungen, ausdrückliche Revisionen oder metatheoretiche Reflexionen 
auf die Erfahrungen, die sie ausgelöst haben und die wissenschaftlichen wie politischen 
Konsequenzen, die aus derartigen Umorientierungen folgen mögen. Soweit stimme ich 
mit dem Autor überein und halte deshalb auch eine Auseinandersetzung hierüber für 
sinnvoll und möglicherweise fruchtbar. 

Wenn ich ihn richtig verstehe, so skizziert er meine Positionsveränderungen wie folgt: Zu 
Beginn der 70er Jahre als den Versuch einer soziologischen, politökonomisch orientierten 
Rechtsanalyse, die sich zur Aufgabe macht, rechtliche Veränderungsprozesse als Ausdruck 
* _P. Schümann hat sein Manuskript für die Endredaktion leicht überarbeitet; eventuelle Unstim- 
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von Wandlungen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses insgesamt zu thematisie- 
ren und deshalb jeden - auch den linken - juristischen Normativismus strikt ablehnt, so- 
weit er nicht zugleich die objektiven wie subjektiven Bedingungen seiner Realisation und 
Durchsetzbarkeit reflektiert und positiv angeben kann. Schümanın kritisiert diese Konzep- 
tion auf zweierlei Weise. Zurz einen habe sie - und hierbei könnte er sich auf eine inhalt- 
lich im wesentlichen gleichlautende Argumentation von Wolfgang Däubler! beziehen - in 
mehreren Dimensionen zu »hoch«, zu komplex und abstrakt angesetzt: In sachlicher Hin- 
sicht, als die hierfür erforderlichen interdisziplinären Studien gesamtgesellschaftlicher Ent- 
wicklungsdynamiken zuviel an sozialer Komplexität aufnehmen müßten, als daß sie zurei- 
chend aufeinander abgestimmt werden könnten, in personeller Hinsicht insofern, als hier- 
für allenfalls ganze Forschungsstäbe in Betracht kämen, in zeitlicher Hinsicht schließlich, 
als in aller Regel die Resultate erst zu haben wären, wenn der ganze untersuchte Prozeß 
längst zu einem politisch-rechtlichen Ergebnis geführt habe. Zurz anderen hegt er offen- 
bar auch politische Bedenken gegen eine derartige rechtstheoretische Analyserichtung, die 
es sich zur Aufgabe macht, alternative rechtliche Entwicklungsmöglichkeiten im Kontext 
sozialer Krisen- und Veränderungsprozesse aufzuspüren; denn sie sei von der reformisti- 
schen Illusion getragen, daß die äußerst große politische wie rechtliche Flexibilität spätka- 
pitalistischer Gesellschaften nicht nur ein Mechanismus sei es integrativer, sei es repressiver 
Systemerhaltung sei, sondern zugleich die Chance biete für die - wenn auch fragmentari- 
sche und evtl. nur vorübergehende - Durchsetzung progressiver Rechtspositionen. Daß 
dieser Reformoptimismus in meinen Arbeiten freilich nicht ungebrochen sei, zeige nicht 
nur seine vorsichtige objektivistische Umformulierung, sondern auch der Abstraktionsgrad 
der rechtstheoretischen Programmatik selbst, der sich die Aussichten auf Realisierbarkeit 
selbst verstelle. 

Vor diesem Hintergrund überzogener theoretischer Ansprüche und wie auch immer skepti- 
scher, so doch im Kern übersteigerter politischer Erwartungen sei die schrittweise Preisgabe 
des Konzepts materialistischer Rechtsanalyse gewissermaßen vorgezeichnet: Erst als subjek- 
tivierende Reduktion des geschichtlichen Entwicklungsprozesses des Rechts der bürgerli- 
chen Gesellschaft auf die Interessen der sozialen Klassen und die Formen, Strukturen und 
Resultate ihrer Auseinandersetzungen, schließlich als Rekurs auf die Postulate und den Ar- 
gumentationshaushalt der liberaldemokratischen Verfassungstheorie und den vordem ab- 
gelehnten linken Normativismus. Die Kritik an diesen veränderten theoretischen Bezugs- 
nahmen formuliert Peter Schümann unter Bezugnahme auf die Intentionen meines ur- 
sprünglichen Konzepts kritischer Rechtstheorie, welches er allerdings, wie oben dargelegt, 
offenbar in soziologischer Hinsicht weniger komplex ausgelegt wissen will und in politi- 
scher Perspektive um die Gewißheit allfällig wirkender Mechanismen bald repessiver, bald 
integrativer Systemstabilisierung belehrt schen möchte. i 

Wenn ich den Autor angesichts seiner auffälligen Zurückhaltung in der Präzisierung einer 
eigenen rechtstheoretischen Position insoweit fichtig interpretiert habe, so enthält seine 
Studie ein implizites Plädoyer für eine materialistische Rechtsanalyse, deren wissenschaft- 
lich-methodische wie politische Komplexität im Vergleich zu meinen genuinen Theoriean- 
sprüchen deutlich reduziert ist. Die Pointe dieses Versuchs einer »kritischen Zwischenbi- 
lanz« der rechtstheoretischen Debatte der Neuen Linken läuft somit offenbar auf die Ver- 
teidigung eines - nicht näher ausgewiesenen - Typus marxistischer Rechtstheorie hinaus, 
von dem ich vermute, daß er um so orthodoxer ausfällt, wie er meint, auf theoretische 
Komplexität verzichten zu können. 
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I. Die Renaissance der marzistischen Rechtstheorie im Gefolge der Studentenbewegung 


Diese wissenschaftliche Position scheint mir allerdings denkbar ungeeignet, um als Bezug- 
spunkt für die kritische Analyse der Akzentverlagerungen von Theoriediskussionen der 
Neuen Linken in den vergangenen 10-15 Jahren zu dienen, weil sie auf der umfassenden 
Erklärungskraft eben jenes kategorialen Systems insistiert, dessen Begrenztheit, Vieldeut- 
barkeit und politisch-strategische Funktionalisierbarkeit für wechselnde politische Interes- 
sen und Organisationen das zentrale Thema der selbstkritischen Auseinandersetzungen in 
diesem Zeitraum war. 

In der rechtstheoretischen Debatte seit Beginn der 70er Jahre lassen sich - bei aller Diffe- 
renz der theoretischen Positionen und politischen Optionen im einzelnen - drei Theorie- 
modelle unterscheiden, die in je unterschiedlicher Weise auf die marxsche Analyse der 
bürgerlichen Gesellschaft Bezug nehmen: 


I.1. Die politökonomischen Ableitungsversuche der Rechtsform 2 

In den ersten Jahren nach der Studentenbewegung stand der Versuch einer systematischen 
Rekonstruktion der marxschen Theorie im Vordergrund, das Bemühen, die Strukturen 
und sozioökonomischen Bewegungsgesetze spätkapitalistischer Gesellschaften »abzuleiten« 
aus der marxschen Analyse des kapitalitischen Reproduktionsptozesses in strikter Anleh- 
nung an die dialektische Logik der Darstellungsweise dieses verdinglichten Selbstentfal- 
tungsprozesses im »Kapital«. Aus meiner Sicht war wesentliches Ergebnis dieser Debatte, 
die weithin in zänkischen Exegetenstreitereien (meist entlang politischer Fraktionierungen 
über das »richtige« Marxverständnis und »präzise« Ableitungen) erstarrte, daß die zentralen 
Desiderate der marxschen Theorie, nämlich: SzÖjekt, Staat und als vermittelnde Refle- 
xionskategorie Recht mit den Kategorien der politischen Ökonomie allein gerade nicht prä- 
ziser zu fassen waren als dies in den verstreuten Annotationen im Werk von Marx schon der 
Fall war. 

Angesichts der Realität sozialer und politischer Konflikte in den entwickelten Industriege- 
sellschaften (zumal unmittelbar nach der ja keineswegs allein westdeutschen Studentenre- 
bellion) mußte sich alsbald das angestrengte Unterfangen, etwa aus den Kategorien »pro- 
duktive« bzw. »unproduktive« Arbeit den harten Kern des revolutionären Szbjekts bestim- 
men zu wollen, als begriffsscholastische Utopie erweisen.? Die Diskussion um die Ablei- 
tung von Form und Funktion des bürgerlichen Siaares vermochte sich schon deshalb länger 
zu behaupten, weil sich theorieimmanent jedenfalls die logische Notwendigkeit der Ver- 
selbständigung des Staates als abstrakte, wiewohl illusionäre Form der Allgemeinheit der 
bürgerlichen Gesellschaft begründen ließ.? Mochten sich aus dieser kategorialen Grundbe- 
stimmung noch einige Aussagen über die globalen Funktionen des Staates (z.B. Herstel- 
lung, Erhaltung und Sicherung der allgemeinen Produktionsbedingungen, seine typischen 
Medien der Hertschaftssicherung (Geld, Recht, Gewalt) und die Variationsbreite seiner In- 
terventionsmöglichkeiten (Systemmgrenze, Handlungsgrenze)? herleiten lassen, so erwiesen 
sich doch diese allgeme nen Bestimmungen, - die im übrigen auch der »bürgerlichen«, so- 
ziologischen wie juristis-hen Staatstheorie keinesfalls durchgängig fremd sind - als viel zu 
abstrakt, zu wenig komplex und kapitalfunktionalistich immer schon kurzgeschlossen, als 
daß die Vielfalt der je konkreten historischen Staatsformen bürgerlicher Gesellschaften, ih- 
re spezifischen Organisationsweisen und Inszenierungen staatlicher Herrchaft sowie poli- 
tisch-administrativen Interventionstechniken präziser erklärt werden können.’ Zwangsläu- 
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fig reproduzierte sich so - wie schon bei Marx selbst - das unvermittelte Nebeneinander 
von sozio-logischer und historischer Analyse.° Der Versuch einer gleichzeitigen Koszpler- 
tierung der marxschen Theorie und ihrer Fortschreibung auf die komplexen Reproduk- 
tionsbedingungen entwickelter spätkapitalistischer Gesellschaften verfing sich in den syste- 
matischen Schranken des zugrundeliegenden Wissenschaftskonzepts, eine Erkenntnis oder 
vorsichtiger: Einschätzung, die sich verzögert durch die vorübergehende Rezeptionskon- 
junktur der strukturalistischen (»objektivistischen«) Variante des französischen Marxismus’ 
(Althusser, Balibar, Poulautzas) bzw. der operaistischen (»subjektivistischeng) italienischen 
Diskussion? (Tronti, Negri) erst allmählich Geltung verschaffte. 

Ein paralleler Prozeß der allmählichen Abwendung von »ableitungstheoretischen«, wertform- 
analytischen Bestimmungen der Rechtsform und ihrer ökonomisch determinierten Zerfalls- 
diagnosen entsprechend sinkender Vergesellschaftungsrelevanz des Tauschwerts (= der 
Marktfreiheit) läßt sich in der kritischen Rechtstheoriedebatte der vergangenen Jahre beob- 
achten.” Wiederum finden sich kaum explizite kritische Revisionen! dieses anfangs der 
70er Jahre in Anknüpfung an die Arbeiten von E. Paschukanis!! und Franz Neumann'? 
verbreiteten Theorieansatzes. Im Kern ist auch die politökonomisch orientierte Rechts- 
formtheorie an ihrem ökonomischen Reduktionismus gescheitert, an der vereinseitigenden 
Zurückführung aller Systemzwänge auf letztinstanzlich wirkende ökonomische Imperative 
(womit die spezifische Logik der Funktions- und Selektionsmechanismen des politisch-ad- 
ministrativen Systems ausgeklammert bleibt) einerseits und die speziell für eine Rechtstheo- 
tie ebenso erstaunliche wie verhängnisvolle Nichtberücksichtigung der Dimension sozialer 
Traditionen, »Werte« und kultureller Normen andererseits.!? Ihr vordergründiger Vorteil 
dagegen lag in ihrer logisch-systematischen Stringenz, allerdings um den Preis der Ab- 
schottung gegenüber divergierenden Erfahrungshorizonten und einer an Beliebigkeit gren- 
zenden Variationsbreite von Aussageketten, die auf der Basis der vorausgesetzten ökonomi- 
schen Axiome alle in gleicher Weise plausibel sind. 

Dies sei kurz an der Frage der Ge/tung und der politisch-soziologischen Bewertung det 
Rechtsförmigkeit sozialer Beziehungen verdeutlicht: Unterstellen wir mit den »Ablei- 
tungstheorien«, daß das Rechtssystem bürgerlicher Gesellschaften genetisch aus den Me- 
chanismen des Warentauschs resultiert, die »Realabstraktion« des Werts gleichsam verdop- 
pelt und in seinen kategorialen Grundmustern die logische Struktur der raum- und zeitindif- 
ferenten, gebrauchswertabstraktiven Interaktionssituation des Äquivalententauschs auf 
dem Markt reflektiert. Daraus ergibt sich zwingend der Schluß, daß die Geltung dieser 
Rechtsform gekoppelt ist an die Existenz des Tauschwerts als dominantem Vergesellschaf- 
tungsmuster und andernfalls als leeres Überbauphänomen ohne materielles Basissubstrat 
»absterben« muß. Die Frage nach der Geltung der allgemeinen Rechtsform und ihrer spezi- 
fischen Konnotationen universeller Rechtssubjektivität, formaler Gleichheit und Allge- 
meinheit bedarf daher keinerlei historischer wie empirischer Überprüfung mehr, weil die 
Antwort hierauf allein im System det politischen Ökonomie gefällt werden kann. Damit 
schlagen die divergierenden Positionen und Antinomien diese; Debatte voll auf die 
rechtstheoretische Diskussion durch: Mangels sinnlicher Evidenz der ökonomischen We- 
sensbestimmung der Wertvergesellschaftung und Transparenz von Marktstrukturen besitzt 
offenbar die These, daß bereits mit der Entfaltung des Kapitalverhältnisses im System der 
‘großen Maschinerie’ (reelle Subsumtion der Arbeit unter das Kapital), spätestens aber mit 
dem (wann erfolgten?) Eintritt in die monopolkapitalistische Phase der Tauschwert seine 
soziale Synthetisierungsfunktion in der Marktgesellschaft zugunsten des technologischen 
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Produktionsprozesses in der ‘Produktionsgesellschaft’ (A. Sohn-Rethel) eingebüßt habe, 
ebenso große Plausibilität wie die gegenteilige Aussage, daß die Expansion der wertförmi- 
gen Vergesellschaftung des Kapitals im Weltmaßstab nach wie vor ungebrochen sei und 
auch vor den sich »realsozialistisch« nennenden Gesellschaften nicht Halt gemacht habe." 
Das Spektrum der Konsequenzen für die marxistische Rechtstheorie dieses Typus umfaßt 
folgerichtig die geradezu atemberaubende Spanne zwischen dem längst erfolgten »Abster- 
ben« der allgemeinen Rechtsform im Kapitalismus bis hin zu ihrer fortschreitenden Durch- 
setzung auch in Ländern, deren Ökonomie nicht auf dem Privateigentum an Produktions- 
mitteln basiert, sondern planwirtschaftlich reguliert wird. 

Dieser Automatismus der Verkoppelung von ökonomischer Struktur und rechtlicher Aus- 
drucksform bedingt zugleich die spezifische normative Schwäche dieser Rechtstheorien, die 
in ihrer konsequenten Gleichgültigkeit gegenüber der politischen Bewertung der Rechts- 
förmigkeit sozialer Beziehungen in der bürgerlichen Gesellschaft Ausdruck findet: Wird 
die Entstehung der Rechtsform aus den verdinglichten Strukturen der entfremdeten Weise 
der Naturaneignung und sozialen Reproduktion warenproduzierender Gesellschaften ab- 
geleitet, so drängt sich die Schlußfolgerung geradezu auf, daß das Rechtssystem insgesamt 
nach Form und Inhalt nichts anderes darstellt als ein spezifisches Medium dieses hertschen- 
den Prinzips einer negativen Vergesellschaftung. Die in der frühbürgerlichen Aufklärung 
und der liberalen Demokratietheorie behauptete Rationalität des Rechts (Autonomie des 
Subjekts, gewaltfreie Selbstverwirklichung durch konsensuelle, subjektiv zu verantworten- 
de Regeln und Souveränität aller in der politischen Form des parlamentarischen Gesetzge- 
bungsstaats) erweist sich danach als bloße Illusion, die die soziale Realität der Klassengesell- 
schaft auf den Kopf stellt und darin Ideologie im marxschen Sinn ist - adäquater, »richti- 
ger« Ausdruck objektiv »falscher«, inhumaner Verhältnisse.!” jedes normative, politische 
Insistieren auf diesen emphatischen Konnotationen des bürgerlichen Rechts wirke mit an 
der Verschleierung der destruktiven Asozialität kapitalistischer Gesellschaften, deren 
rechtsstaatlich-demokratische Verfassung daher weder verteidigenswert sei (weil dies logi- 
scherweise immer zugleich auch auf die Restauration der privatkapitalistisch verfaßten ge- 
sellschaftlichen Basis hinauslaufe) noch überhaupt erfolgreich verteidigt werden könne, 
weil die Zerstörung der Formalstrukturen des Rechts determiniert sei durch die ökonomi- 
sche Vergesellschaftungsrelevanz der Wertabstraktion.'“ 


1.2. Kompromißstruktur der Verfassung und Gegenmachtkonzepi 


Neben diesen ableitungstheoretischen Ansätzen zur Bestimmung des Zertörungsprozesses 
der Rationalitätsform des bürgerlichen Rechts sind zwei weitere rechtstheoretische Konzep- 
tionen hervorzuheben, die sich ebenfalls auf die marzsche Analyse der kapitalistischen Ge- 
sellschaft beziehen und im Kontext der verbreiteten wissenschaftlichen wie politischen 
Otientierung der »Neuen Linken« an dieser Tradition des wissenschaftlichen Sozialismus 
anfangs der 70er jahre verstärkte Bedeutung erhielten: Zum einen die weniger im engeren 
Sinne rechts- als vielmehr demokratietheoretisch argumentierende Position von W. 
Abendtoth'’, J. Seifert!®, j. Perels’?, R. Hoffmann?®, W. Däubler! u.a., derzufolge parla- 
mentarische Demokratien in entwickelten kapitalistischen Gesellschaften und speziell die 
Verfassung der Bundesrepublik das Resultat eines gleichsam historischen Kompromisses 
zwischen den sozialen Klassen darstellen, die durch den Antagonismus von Arbeit und Ka- 


Demokratie und Krise der kritischen Rechtstheorie 2 145 


pital bestimmt sind. Ihren Ausdruck findet diese Kompromißstruktur einmal in der Ertich- 
tung der politischen Demokratie selbst, zum anderen in einer Ergänzung des klassischen 
Kanons bürgerlicher Freiheitsrechte (der Grund- und Menschenrechte) um soziale Teilha- 
berrechte. Das Grundgesetz verbürgt demnach politsche Emanzipation auf der Basis sozia- 
ler Ungleichheit in Gestalt der kapitalistischen Produktionsverhältnisse, schreibt diese so- 
ziale Ungleichheit jedoch nicht fest: Die Veränderung, selbst die Aufhebung der privatka- 
pitalistischen Wirtschaftsordnung durch Sozialisierung ist im Rahmen der Verfassung zu- 
gelassen, ja sogar in dem Maße gefordert, wie soziale Herrschaft mit der universellen Gel- 
tung der bürgerlichen Freiheitsrechte in Widerspruch steht und zu systematischen Blockie- 
rungen und Verzerrungen des politischen Willensbildungsprozesses führt. Bürgerlich-de- 
mokratische Verfassungen sind daher - wie dies erstmals von Otto Kitchheimer am Schicksal 
der Weimarer Reichsverfassung detailliert ausgeführt wurde”? - auf Grund der strukturel- 
len Unvereinbarkeit von Demokratie und Kapitalismus der widersprüchlichen Tendenz 
ausgesetzt, daß entweder die politische Emanzipation, die umfassende Geltung der demo- 
kratischen Freiheitsrechte zurückgenommen oder die soziale Emanzipation vorangetrieben 
und damit die politische Demokratie auch in den ökonomisch-sozialen Basisstrukturen der 
Gesellschaft verankert wird.” Welche der widerstreitenden Tendenzen sich durchsetzt, 
hängt entscheidend vom politisch-ökonomischen Kräfteverhältnis der sozialen Klassen ab, 
die in einem beständigen »Kampf um Verfassungspositionen« (Seifert) bestrebt sind, die 
verfassungskräftige Festschreibung des Kräfteverhältnisses aus der Zeit der Entstehung des 
Grundgesetzes zu ihren Gunsten zu korrigieren. In dieser Verfassungsinterpretation 
kommt zwar den Fundamentalprinzipien der parlamentarischen Demokratie und ihren 
freiheitlichen politischen Verkehrsformen, nicht aber dem Recht selbst eine spezifisch eige- 
ne Rationalität zu. Letzteres wird als gleichsam neutrales, technisches Instrument zur 
Durchsetzung von Interessen und zum Ausgleich von Interessenskonflikten verstanden, 
die Vernunft des Rechts bemißt sich an dem Emanzipationsgehalt der Interessen, die in 
ihm soziale Geltung erhalten. Entsprechend diesem Theoriekonzept fallen daher dem sich 
progressiv verstehenden Rechtswissenschaftler vor allem zwei Aufgaben zu: Zum einen das 
Insistieren auf dem universellen Geltungsanspruch der demokratischen Strukturen und 
Freiheitsverbürgungen des politischen Gemeinwesens; zum anderen die Formulierung und 
juristische Legitimierung emanzipatorischer Rechtspositionen in Anlehnung an die Interes- 
sen derjenigen sozialen und politischen Organisationen (Gewerkschaften und Parteien), 
die der Arbeiterbewegung als unverzichtbarem Gegengewicht für die Stabilisierung der 
patlamentarischen Demokratie und Träger der sozialen Emanzipation historisch wie pro- 
grammatisch nahestehen. 


1.3. Rechtstheorie im Spannungsfeld von Systemlogik und Geschichte 


Ähnlich wie bei diesen Gegenmachtkonzeptionen habe ich in meinen rechtstheoretischen 
Untersuchungen zunächst primär die Frage nach den Bedingungen der Durchsetzbarkeit 
emanzipatotischer (Rechts-) Forderungen behandelt.?? Die Vorstellung, daß eine derartige 
»alternative« Rechtsinterpretation bereits dann chancenteich sei, wenn sie von einer rele- 
vanten Organisation sozialer »Gegenmacht« aufgegriffen werde, schien mir in mehrerer 
Hinsicht zu oberflächlich: Einmal, weil die Kategorie des »Kräfteverhältnisses« der sozialen 
Klassen selbst sehr unscharf ist und nirgendwo näher expliziert ist, welche Indikatoren dar- 
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über einigermaßen verläßliche Aussagen gestatten, so daß dieser Parameter allzuleicht den 
Theoriestatus vergleichbar einem Joker beim Kartenspiel einnimmt, der stets zur Stelle ist, 
wenn es gilt, Erklärungsdefizite zu überdecken. Ferner gestattete dieses Interpretationsmo- 
dell auf Grund seines klassenanalytischen Interessenreduktionismus nicht, die spezifische 
Systemlogik der Rechtsförmigkeit sozialer Beziehungen und Auseinandersetzungen zu the- 
matisieren. Ebensowenig konnten wegen der - an das Schaubild einer zweiarmigen Waage 
etinnernden - Eindimensionalität historisch wechselnder Kräfteverhältnisse langfristige 
struktuelle Entwicklungs- und Veränderungstendenzen des Rechtssystems theoretisch er- 
faßt werden, so daß die Frage nach den effektiven Durchsetzungschancen fortschrittlicher 
Rechtspositionen im Grunde unbeantwortet blieb. Die Programmatik einer sozialwissen- 
schaftlichen Materialisierung der Jurisprudenz konnte somit nicht eingelöst werden, die 
Gegenmachtkonzepte reproduzierten den klassischen Voluntarismus der traditionellen 
Rechtswissenschaft - nur andersherum: als normative, »linke« Rechtsdogmatik. 
Demgegenüber hatte ich die These aufgestellt, daß der Kampf für die Einlösung emanzi- 
patorischer Rechtsforderungen nur dann perspektiventeich ist, wenn diese Durchsetzung 
in der Logik der kapitalistischen Entwicklung selbst objektiv angelegt ist - nicht im Sinne 
einer vollständigen Determination dutch die Strukturen sozialer Objektivität, sondern un- 
ter Bezugnahme auf die für die marxs’sche Kapitalismusanalyse zentrale Einsicht, daß sich 
die zyklische Selbstentfaltung und Reproduktion des Kapitalverhältnisses immer auch 
durch das Medium kollektiver gesellschaftlicher Praxis der sozialen Klassen hindurch voll- 
zieht und soziale Bewegungen und Auseinandersetzungen darüber hinaus zum entschei- 
denden Motor für die Überwindung ktisenbedingter Friktionen des Verwertungsprozesses 
auf einer qualitativ erweiterten Stufe der Vergesellschaftung von Arbeit und Kapital wer- 
den können. Auf der Basis dieser Annahme, daß die objektiven-Gesetzmäßigkeiten der ka- 
pitalistischen Entwicklung ihrerseits notwendig durch Klassenkämpfe konstitutiert und 
vermittelt sind, formuliert diese Arbeit die rechtstheoretische Programmatik einer Vermitt- 
lung von Systemlogik und Geschichte, ist sie der Versuch, die klassenanalytischen Gegen- 
machtkonzepte systemlogisch zu fundieren. 

Für das Selbstverständnis rechtswissenschaftlicher Praxis hatte diese konzeptionelle Verän- 
derung vor allem drei Konsequenzen: Zum einen bedingte das Postulat einer präzisen Her- 
ausarbeitung des Problems, inwieweit bestimmte Rechtspositionen zugleich in der Weise 
eine Antwort auf ein Systemproblem darstellen, als sie auf krisenstrukturelle Reorganisa- 
tionszwänge des Kapitals Bezug nehmen und als Adressaten den Träger einer jeweils ent- 
sprechenden, spezifischen sozialen Bewegung angeben können, eine profunde Skepsis ge- 
genüber dem voluntaristischen Maximalismus jenes Typus von linker Grundgesetztheolo- 
gie, der der Verfassung gewissermaßen den Auftrag zur Einführung des Sozialismus vindi- 
ziert und sich von der Realität allemal enttäuscht sehen wird. Zum anderen enthielt der 
objektivistische Charakter dieser rechtstheotetischen Überlegungen eine deutliche Relati- 
vierung dessen, was jeweils als »fortschrittlich«, »progressiv« oder »emanzipatorisch« in be- 
zug auf Rechtsforderungen gelten konnte: Denn systemsprengende oder -überwindende 
Dimensionen enthielten sie im Konstruktionszusammenhang dieses Theoriemodells alle- 
mal nicht, sondern trugen ihrerseits vielmehr im Gegenteil immer auch zum Fortbestand 
des Systems bei, sicherten und verlängerten die Überlebensperspektiven der bestehenden 
Produktionsverhältnisse, freilich zu Bedingungen - und darin lagen die 'minima moralia’ 
an emanzipatorischer Qualität dieser »Rechtsfortschrittes - die im Verhältnis zu anderen 
alternativen juristischen Krisenregulierungsmustern ein menschlicheres Überleben unter 
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den gegebenen Systembedingungen ermöglichen sollten. Drittens schließlich lenkte diese 
Veränderung der rechtstheoretischen Fragestellung den Blick auf den fortschreitenden 
Prozeß innerkapitalistischer Vergesellschaftungsmechanismen - ein Untersuchungsfeld, 
dem ich in der Folgezeit in einer Reihe von Studien nachgegangen bin”? und deren Resul- 
tate in der Tat zu Veränderungen meiner ursprünglichen rechtstheoretischen Konzeption 
geführt haben. Bevor dies jedoch im Kontext der allgemeineren Wandlungsprozesse der 
neueren kritischen Rechtstheorie näher ausgeführt werden soll, sei zunächst die einleitend 
vorangstellte These wieder aufgegriffen, daß alle drei hier skizzierten Ansätze einer marxi- 
stischen Rechtstheorie je auf ihre Weise ein Opfer der seit Mitte der siebziger Jahre auch in 
Kreisen der ‘Neuen Linken’ zunehmend diagnostizierten ‘Krise des Marxismus’ geworden 
sind - freilich weder sofort, durchgängig und konsequent, sondern eher allmählich, teil- 
weise noch vereinzelt und fragmentarisch. 


II. Die Krise des Marxismus und ihre Auswirkungen auf die Konzeption matenialistischer 
Rechtstheorie 


1. Zuvor sollen - notgedrungen kursorisch - die aus meiner Sicht zentralen Aspekte dieser 
Krise?’ die das komplexe Resultat politischer Erfahrungen wie theoretischer Reflexionen dar- 
. stellt, resumiert werden. Als gesamigesellschaftliche Theorie scheiterte der Marxismus an ' 
den gerade auch ableitungstheotetisch nicht überbrückbatren Defiziten einer nicht-objekti- 
vistischen Subjekttheorie?® wie einer nicht lediglich formal-abstrakten, instrumentalisti- 
schen Staatstheorie.?? Anders formuliert: Die Marx’sche Analyse des Reproduktionsprozes- 
ses des Kapitals enthielt weder noch ersetzte sie die erforderliche selbständige Theoretisie- 
tung der drei Systerndimensionen Subjekt und Lebenswelt, Produktion und Verteilung, 
staatliche Herischaft und politisches System. Selbst auf ihrem genuinen Sektor, dem des 
ökonomisch-sozialen Systems sind die Antinomien der Marx’schen Theorie, die in dem 
nicht-empirischen Charakter ihrer wesenslogischen Abstraktionsschritte gründen, ungelöst 
und in den vergangenen Jahren pointiert herausgearbeitet worden.’ Das gesellschaftsana- 
lytische, kritische Potential dieser Theorie geht auf Grund ihrer substantialistischen Kon- 
struktionslogik einer mit der Gefahr einer perfekten Selbstimmunisierung gegenüber ab- 
weichenden Erfahrungsdimensionen der sozialen Realität, die als bloße »Erscheinungs- 
forın« bzw. »Oberfläche« (ebenso wie die ihr entsprechenden Vorstellungsgehalte als »fal- 
sches Bewußtsein«) immer schon den minderen Theoriestatus einer scheinhaften Wirklich- 
keit interagierender Subjekte (bzw. der Beziehungen von Individuen und Sachen) ein- 
nimmt. 

Als Geschichtsphilosophie und Revolutionstheorie wird die Krise des Marxismus markiert 
durch die epochale Erschütterung des Vertrauens auf seine antithetisch zu den bürgerli- 
chen Vernunftpostulaten formulierten Fundamentalkategorien gattungsgeschichtlicher 
Evolution: Die Hoffnung auf die soziale Sprengkraft der Vergesellschaftung der Arbeit 
und ihrer technologischen Gestalt (»Produktivkräftes) und eine gleichsinnige Entwick- 
lungsdynamik kollektiver Lernprozesse in normativer Hinsicht (»kollektive Vernunft der 
Partei des Proletariats«, »Klassenbewußtsein«) ist auf Grund der - alle Erwartungen an die 
sozialpolitischen Auswirkungen der ökonomischen Krise seit 1974 enttäuschenden - getin- 
gen Relevanz von Klassenauseinandersetzungen angesichts gelungener korporativistischer 
Einbindungen der Organisationen der Arbeiterschaft hierzulande, der Erfahrungen mit 
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den nachrevolutionären Entwicklungen in den sich selbst »realsozialistisch« nennenden 
Ländern sowie die systemübergreifende Technologiekritik weitgehend geschwunden. Die 
griffige Formel von Rosa Luxemburg »Sozialismus oder Barbarei« bedarf nach den erneut 
desillusionierenden Erfahrungen der Revolutionen in Kambodscha und Vietnam der 
gründlichen Revision durch die Reflexion derjenigen Mechanismen, die bislang stets die 
Errichtung demokratischer sozialistischer Gesellschaften verhindert haben. Die Hypothese 
liegt nahe, daß alle bisher exekutierten Formen von sozialistischer Organisation der Pro- 
duktionsverhältnisse nicht lediglich an äußeren Zwängen von Systemkonkurrenz und im- 
perialistischer Bedrohung ihren emanzipatorischen Geist ausgehaucht haben, sondern daß 
zwischen der planmäßigen Veranstaltung von Produktion und Verteilung und den Mecha- 
nismen politischer Demokratie eine strukturelle Unvereinbarkeit besteht, die möglicher- 
weise noch schärfer ausgeprägt ist als die zwischen Kapitalismus und Demokratie.?! Zu ver- 
muten ist ferner, daß die strukturelle Latenz von Mechanismen terrotistischer Herrschaftssi- 
cherung und die mit zunehmender Legitimationsunfähgikeit (gemessen an instrumenteller 
Effektivität wie an Standards humaner Selbstverwirklichung) drohende Gefahr ihres offe- 
nen Zutagetretens begünstigt bzw. bestärkt wird durch das Fehlen von Strukturen demo- 
kratischer Willensbildung, Repräsentation, legitimer Opposition und rechtsstaatlicher Or- 
ganisation wie Kontrolle. »Die Alternative« (R. Bahro) jedenfalls ist noch (?) nirgendwo in 
Sicht, die Szenerie wird in beiden »Lagern« beherrscht von den Schreckensvisionen techno- 
logisch in ihren destruktiven Potenzen hochgerüsteter, bürokratisch verwalteter Gesell- 
schaftsmaschinerien, die gleichermaßen subjekt- und vernunftlos mit nichts anderem be- 
schäftigt sind als mit der Exekution technokratischer Imperative der Systemerhaltung und 
der Verteidigung der sozialen Machtstellung ihrer Funktionseliten. 
2. Von dieser theoretisch wie politisch begründeten Krise des Marxismus sind am schärfsten 
die politökonomischen Ableitungstheorien der Rechtsform mit ihren katastrophetheoreti- 
schen Gewißheiten in bezug auf die bürgerliche Gesellschaft einerseits, ihren perspektivi- 
schen Hoffnungen auf eine sozialistische Vergesellschaftung in Freiheit und Gleichheit oh- 
ne das Zwangskorsett rechtlich fixierter Strukturen andererseits erfaßt worden. Diese De- 
batte ist in ähnlicher Weise - von ihrer vernunftkritisch radikalisierten Variante insbeson- 
dere bei Stefan Breuer”? abgesehen - »abgestorben«, wie sie dies für das Schicksal der bür- 
gerlichen Rechtsform ihrerseits unterstellt hatte. Damit wiederholt sich offenbar auf die- 
sem Diskussionsfeld ein Prozeß enttäuschter revolutionärer Erwartungen, der sich bereits in 
den Jahren nach der russischen Oktoberrevolution (hier wurde alsbald die scharfsinnige 
Ableitung der Rechtsform durch Paschukanis verfehmt)”” wie nach der Niederwerfung des 
- deutschen Faschismus und der Erfahrung der stalinistischen Despotie ereignete (hier wen- 
det sich Franz Neumann von seiner ökonomisch begründeten Zerfallsdiagnose der Geset- 
zestationalität ab und entwirft im Rückgriff auf O. Kirchheimer das später von Abendroth 
u.a. fortentwickelte (segenmachtkonzpt, in dem das Spannungsverhältnis von Kapitalis- 
mus und Demokratie durch den Einfluß der Organisationen der Arbeiterbewegung austa- 
tiert wird).?* 
Die Feststellung von Peter Schümann, daß - nicht nur in meinen Untersuchungen - die 
Bedeutung, die den normativ-politischen Gehalten der durchaus bürgerlich-liberalen De- 
mokratietheorie beigemessen wird, in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen hat, 
scheint mir durchaus symptomatisch für die gegenwärtige verfassungspolitische Diskus- 
sion. Man mag dies - mit Schümann - in Analogie zum »hilflosen Antifaschismus« der er- 
sten Restaurationsphase in der Bundestepublik für eine nicht minder hilflose Theoriegeste 
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gegenüber der zweiten Restaurationsphase in den siebziger Jahren halten. Eher scheint mir 
indes die Einschätzung zuzutreffen, die Harald Wieser von dieser Entwicklung gegeben 
hat: 


»Der herrschenden Politik wirklich ins Handwerk pfuschen kann die Linke einstweilen nur begrenzt. 
Eine Nummer zu groß. Kümmern wir uns um den Rechtsstaat. In Angelegenheiten des Rechtsstaats 
nämlich wissen seine Kritiker inzwischen besser als seine Erfinder Bescheid. Doch dazu soll zweierlei 
nicht verschwiegen werden. Erstens: An den Plänen der sozialen Veränderung gemessen, ist das unge- 
teilte Engagement für den Rechtsstaat konservativ. Es ist eine Verteidiger-Position. Es steht für das 
Verblassen der Utopien. Es ist, in diesem Sinne, ein durch die Realität erzwungener Rechtsruck. Es ist 
gerade darum unverzichtbar ... Zweitens: dem Engagement der Linken für den Rechtsstaat haftet et- 
was Feierliches an. Die Linke sagt, dieser Kampf werden den Menschenrechten zuliebe, also auch für 
jene "Mehrheiten’ geführt, denen der Rechtsstaat schnurzegal ist. Das ist richtig, aber ein Pathos, das 
nur die Hälfte der Wahrheit enthält: er wird auch um die Garantie jener Arbeitsspielräume geführt, 
ohne die schon die kleinste soziale Veränderung eine Illusion bleiben muß. Auf diesem Egoismus, der 
über die bestehende Gesellschaft hinausweist, muß die Linke beharren. Ansonsten vergilben ihre Uto- 
pien in den Bücherborden der Bibliotheken.<?? 


Freilich, die unbezweifelbare Reaktualisierung liberaldemoktatischer, rechtsstaatlicher Ver- 
fassungsinterpretationen gerade auch von Seiten der »Linken« (ein inzwischen selbst äu- 
ßerst unscharfer Begriff), die in den Auseinandersetzungen gegen die Berufsverbotspraxis, 
den Berichten und Analysen zum 3. Russell-Tribunal, dem Kampf um Demonstrations- 
freiheit, der Gründung eines »Komitees für Grundrechte und Demokratie« und seinen Ak- 
tivitäten etc. deutlich geeworden ist, ist nicht bloß Resultat der politischen Defensive der 
Linken und ihrer unter Realisierungsgesichtspunkten verblassenen politischen Utopien. Sie 
ist auch tiefergehendes Ergebnis theoretischer Reflexionen auf objektive Problemverschie- 
bungen, auf die gegenwärtig noch konsistente Antworten fehlen - und insofern Ausdruck 
des Verlusts an vordergründigen Gewißheiten und einer möglicherweise produktiven prak- 
tisch-politischen wie intellektuellen Unruhe, die gewissermaßen als normativen Flucht- 
punkt das Prinzip der Volkssouveränität als Fundament jeder demokratischen Verfassung 
fixiert.’ 

3. Im Zentrum der neueren kritischen rechtsstheoretischen Diskussion unter dem Eindruck 
der skizzierten theoretischen wie politischen Verunsicherung insbesondere seit Mitte der 
siebziger Jahre steht die Frage, welche Auswirkungen der innerkapitalistische Vergesell- 
schaftungsprozeß auf die Verfassungsstruktur und die in ihr intendierte privilegierte Stel- 
lung des Rechtssystems für die Regulierung des gesamtgesellschaftlichen Reproduktions- 
prozesses auf der Basis individueller Autonomie einerseits, rechtlich gefesselter und kon- 
trollierter öffentlicher Gewalt andererseits besitzt. Diese Fragestellung bedeutet insofern 
eine erhebliche Akzentverschiebung, als nicht mehr das Problem der Durchsetzungsbedin- 
gungen progtessiver Rechtspositionen im Vordergrund steht, sondern vielmehr die Auswir- 
kungen, die die sozialstaatliche Dauerregulierung der kapitalistischen »Massendemokra- 
tiee’ für die gesellschaftliche Entwicklungslogik und die Struktur des Rechtssystems zur 
Folge hat. 

Theoretischer Ausgangspunkt ist dabei die These, daß - durchaus in Übereinstimmung 
mit der Diagnose der konservativen Staatstheorie etwa bei Ernst Forsthoff?? - Rechtsstaat 
und Sozialstaat auf miteinander unvereinbare Vergesellschaftungsmechanismen verweisen: 
Vergesellschaftung durch Freiheit (Gesetz, Vertrag, kurz: Recht) und Vergesellschaftung . 
durch Verwaltung (staatliche Zuteilung von Lebenschancen, Ausgleich und Verteilung, 
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Maßnahme, Plan). Die strukturelle Inkompatibilität der marktbezogenen, tauschförmigen 
Vergesellschaftungsmechanismen, wie sie im Modell des bürgerlichen Rechtsstaats des 19. 
Jahrhunderts konstitutionalisiert sind, und der Ordnungsmittel bewußter Sozialgestaltung 
durch das politisch-administrative System moderner Massendemokratien ergibt sich danach 
aus dem Nachweis, daß die immanenten Reflexionsstrukturen von Gesetz und Plan gänz- 
lich verschiedene sind.” Gleichheit vor dem Gesetz, welches auf den Verteilungsmodus 
des Äquivalententausch und die in ihm enthaltene universalistische, gleichwohl die lohn- 
abhängige Mehrheit der Bürger systematisch benachteiligende Gerechtigkeitsidee ver- 
weist, läßt sich denken, nicht jedoch Gleichheit vor dem Plan, bei dem es um die Umset- 
zung technischer Imperative, um »zweckgetichtete, dezisionistische Folgerichtigkeit«® 
geht. 

Planintervention und sozialstaatliche Umverteilung folgen einem Gerechtigkeitsmodell, 
welches dem universalistischen Typus der primären Verteilung im Medium der freiheitli- 
chen Verkehrsformen strikt zuwiderläuft, indem deren Ergebnisse durch administrative 
Zuteilung von Lebenschancen einerseits, Entprivilegierungen und Besitzentwährungen 
andererseits korrigiert werden sollen.“ Diese konträren Vergesellschaftungmechanismen 
mit ihren alternativen Gerechtigkeitsprinzipien sind im Verfassungsmodell der rechtsstaat- 
lichen Demokratie zu einer widersprüchlichen Einheit verbunden und entfesseln eine ver- 
fassungspolitische Dynamik, die als erste Otto Kirchheimer“? am Beispiel des Scheiterns 
der Weimarer Republik nachgezeichnet und in das Paradigma der strukturellen Unverein- 
barkeit von Kapitalismus und Demokratie gefaßt hat: Weil die im äquivalententauschbe- 
zogenen System der rechtsstaatlichen Verkehrsformen strukturell benachteiligten sozialen 
Gruppen (die »Arbeiterklasse«) im System der parlamentarischen politischen Demokratie 
wiederum strukturell die Mehrheit darstellen, sind sie gemäß dem Postulat der Volkssouve- 
ränität prinzipiell dazu legitimiert, die existierenden Produktionsverhältnisse aufzuheben 
und durch eine ihren Gerechtigkeitsvorstellungen entsprechende Produktions- und Distri- 
butionsordnung zu ersetzen. Dieser Gefahr wiederum begegnet die im Marktmodell privi- 
legierte, im System der politischen Demokratie jedoch eine strukturelle Minderheit darstel- 
lende Schicht von Kapitalbesitzern und ökonomischen wie staatlichen Funktionseliten mit 
der systematischen Umbildung des Verfassungssystems, durch die die Freiheit des öffentli- 
chen Willensbildungsprozesses beschnitten und die (abgeleitete) Souveränität des parla- 
mentarischen Geetzgebers auf die inhaltliche Bewahrung der bestehenden Sozialordnung 
eingeengt wird.“ In letzter Konsequenz greift sie gar zum Mittel des offenen Verfassungs- 
bruchs.* 

Wenn nun die Ausgangsthese von der strukturellen Unvereinbarkeit der freiheitlichen und 
der sozialstaatlich-administrativen Vergesellschaftungsformen richtig ist, dann ist dieses 
Dilemma bürgerlich-demokratischer Verfassungen unvermeidlich und nur folgerichtig, 
daß die Argumentationen der rechten wie linken Verfassungstheorie sich spiegelbildlich 
zueinander verhalten:* Ausbau sozialstaatlicher Sicherungen, Mitbestimmungs- und De- 
mokratisierungskonzepte, Verstaatlichungen sind den einen Voraussetzung für die dauer- 
hafte Stabilisierung der politischen Demokratie, den anderen die konsequente Zerstörung 
des rechtsstaatlichen Universalismus der freiheitlichen Verkehrsformen, Charakteristisch 
für den Stand der gegenwättigen rechtstheoretischen Diskussion (soweit sie die ausgeführten 
Prämissen teilt) scheint mir nun zu sein, daß dieser Einwand der konservativen Staats- und 
Verfassungstheorie nicht mehr nur mit einem Achselzucken und dem Hinweis auf die oh- 
nedies längst überfällige Aufhebung der kapitalistischen Klassengesellschaft bedacht wird, 
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sondern 4/s Problem durchaus ernst genommen wird. Zu diesem Skeptizismus mag die po- 
litische Defensive der Linken, ihre enttäuschenden Sozialismuserfahrungen und die mit gu- 
ten Gründen bezweifelbare Stilisierung des Proletariats zum revolutionären Subjekt beige- 
tragen haben;“® in theoretischer Hinsicht scheint mir für diese Positionsveränderung be- 
deutsamer die Analyse und Kritik der bürokratischen Funktionsmechanismen der sich »re- 
alsozialistisch« nennenden Länder, in deren umfassender Regulierung des gesamtgesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozesses die Differenz von Staat und Gesellschaft, von privat 
und öffentlich, von Recht und Plan zurückgenommen ist, so daß strukturell garantierte Be- 
reiche autonomer Selbstentfaltung nicht existieren: Die Gesamtgesellschaft ist - mit Andre 
Gorz zu sprechen - in ein Reich zweckmittelrationaler, instrumenteller Notwendigkeit 
überführt, individuelle Lebenschancen sind das Resultat administrativer Prämien für Lei- 
stung #»2d Loyalität.‘” Deutliche Parallelen zu dieser Analyse lassen sich in den neueren 
Untersuchungen der kritischen Politikwissenschaft und Verfassungstheorie zu den Funk- 
tionsmechanismen des sozialstaatlich steuernden politisch-administrativen Systems ent- 
wickelter kapitalistischer Gesellschaften nachzeichnen. Nicht der Nachweis der funktiona- 
len Angewiesenheit des Sozialstaats in seiner Eigenschaft als Steuerstaat auf ein möglichst 
optimales Florieren des kapitalistischen Akkumulationsprozesses, d.h. die Kritik an refor- 
mistischen Sozialstaatsillusionen steht mehr im Vordergrund, sondern die Analyse der so- 
zialstaatlichen Interventionsformen selbst: Die progressive Erzeugung und Durchsetzung 
eines bürokratisch-administrativen Vergesellschaftungsmechanismus, in dessen Gefolge 
auch in kapitalistischen Gesellschaften die Sphären sozialer, kultureller und politischer Au- 
tonomie transformiert werden zu einer an systemfunktionalen Imperativen orientierten 
obrigkeitlichen Gesamtveranstaltung.“® 

Das Rechtssystem verliert in diesem Transformationsprozeß seine soziale Synthetisierungs- 
funktion, weil sich zwar die Vereinbarkeit rechtlicher Regelungen miteinander durch dog- 
matische Subsumtionsprozesse im Sinne logischer Stimmigkeit ermitteln läßt, nicht aber 
die Vereinbarkeit von Plänen, deren Harmonisierbarkeit sich erst im Prozeß der Realisie- 
rung herausstellt. Die nachlassende Konsistenz einer normexekutivischen Ableitung des 
Einzelaktes aus dem Gesetz, des Gesetzes aus der Verfassung droht die innere Kohärenz 
staatlichen Handelns zu zerstören. Mit der Auflösung des rechtsstaatlichen Verweisungszu- 
sammenhangs innerhalb der hieratchischen Struktur des Normengefüges büßt das Rechts- 
system seine Qualität als gesamtgesellschaftliches Reflexionsmedium ein: Es ist »zuneh- 
mend außerstande ..., hochgradig interdependente Sozialverhältnisse adäquat abzubil- 
den, geschweige denn planerisch vorzuzeichnen«.“? Der juristische Positivismus wird daher 
aufgegeben zugunsten eines wertethisch aufgeladenen Dezisionismus und einer Fülle mo- 
derner Tarnvokabeln für ein »konkretes Ordnungsdenken« neuer Art: Parität, Neutralität, 
Pluralismus, Grundkonsens, Toleranz und Funktionsfähigkeit.’® 

4. Die politisch zentrale Fage, ob dieser pessimistischen Einschätzung der sozialstaatlichen 
Umhegung des Kapitalismus, derzufolge mit der staatlichen Organisation von Märkten, 
der Institutionalisierung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und umfassender po- 
litischer Planung ein »evolutionäres Erzeugungsschema struktureller Inkompatibilitäten« 
(C. Offe) entsteht, zuzustimmen ist, soll hier lediglich aufgeworfen werden. Ich hatte in 
einer Reihe von Arbeiten aus den Jahren 1974-1976 die Vermutung geäußert, daß es gelin- 
gen könnte, die Unterminierung rechtsstaatlicher Strukturen und Sicherungen sowie den 
Universalismus freiheitlicher politischer Verkehrsformen gegenüber dem zweckrationalen 
Funktionalismus der staatsinterventionistisch-sozialstaatlichen Verkehrsformen - jedenfalls 
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partiell - zu verhindern.?! Darüber hinaus teilte ich die Erwartung, daß von diesem sekun- 
dären Verteilungsmechanismus, der den Automatismus der selbstlegitimatorischen ökono- 
mischen Primärverteilung korrigiert, zusätzliche Politisierungsimpulse ausgehen würden.’? 
Insoweit schien mit die Befürchtung der konservativen Staatstheoretiker durchaus reali- 
stisch, daß die planmäßige Vergesellschaftung immer weiterer Lebensbereiche neuartige 
Legitimationsprobleme aufwitrft, die in den demoktratisch-repräsentativen Formen verfah- 
tensmäßiger Partizipation nicht aufgefangen werden können.?? Die allenthalben einge- 
führten Partizipationsmodelle konnten in diesem Sinne als ein neuer Typus von Rechtser- 
zeugungsverfahren gedeutet werden, deren Legitimation nicht qua formaler Beteiligung 
der Betroffenen, sondern an inhaltlichen Standards materialer Richtigkeit erfolgt.“ 

Ich will nicht leugnen, daß ich in dieser Einschätzung inzwischen deutlich skeptischer ge- 
worden bin. Nicht primär deshalb, weil im Verlauf der zweiten Hälfte der siebziger Jahre 
teilweise in atemberaubender Geschwindigkeit rechtsstaatliche Sicherungen (insbesondere 
im Strafprozeßrecht) zerstört worden sind und ein Großteil det administrativen wie sozia- 
len Partizipationsmodelle, sei es geetzlich, sei es judikativ, ausgetrocknet wurden; denn 
solche »gegenreformatorischen« Prozesse scheinen mir - dafür gibt es Beispiele und histori- 
sche Vorbilder - jedenfalls prirzipzeil reversibel. Eher könnte im Gegenteil für die These 
von einer spezifisch politischen Brisanz sozialstaatlicher Vergesellschaftung die Tatsache 
sprechen, daß die Virulenz der Konfliktachse Lohnarbeit/Kapital signifikant zurückgettre- 
ten ist gegenüber Konflikten zwischen der staatlichen Verwaltung und neuen sozialen Be- 
wegungen im Reproduktionsbereich, ein Phänomen, welches auffällig korreliert mit erheb- 
lichen Einstellungsveränderungen eines bedeutenden Teils der Jugendlichen hin zu »post- 
matetialistischen« Wertorientierungen.?’ Wenn ich gleichwohl in jüngster Zeit gegenüber 
der These einer produktiven politischen »Dialektik« der sozialstaatlichen Aussteuetung 
entwickelter kapitalistischer Gsellschaften deutlich skeptischer geworden bin, so vor allem 
unter dem Einfluß der von Illich, Foucault, Basaglia u.a. vorgetragenen Kritik an den Wir- 
kungsweisen institutionell-administrativen Handelns. Deren Analysen lassen sich allge- 
mein formuliert dahingehend zusammenfassen, daß die staatsinterventionistisch-sozial- 
staatlichen Entschärfungsversuche der natur- wie gesellschaftsdestruktiven Tendenzen des 
Primärkreislaufs ökonomischer Akkumulation einen nicht minder zerstörerischen Teufels- 
kreis der Erosion tradierter Werte, subjektiver Sinnhorizonte und kultureller Lebenswelten 
in Gang gesetzt haben. Mit fortschreitender Expansion dieser Interventionsstrategien wer- 
den nicht etwa gefährdete Gemeinwesen wiederhergestellt, sondern auch die noch beste- 
henden Restbestände an autonom funktionsfähigen sozialen Lebensbereichen, ihre spezifi- 
schen soziokulturellen Orientierungs- und Deutungsmuster und die zugehörigen Techni- 
ken sozialer Problembewältigung progressiv zerstört. In dieser Sicht ist sozialstaatliche Ver- 
gesellschaftung ein der ökonomischen Enteignung rozwendig nachfolgender Prozeß sozia- 
let Enteignung, ein komplementärer Mechanismus falscher (administrativer) Vergesell- 
schaftung des Sozialen auf der Basis einer ebenso falschen (ökonomischen) Primärvergesell- 
schaftung. Krisenhaft wäre ein solcher Prozeß insofern, als alle Versuche, mit den Instru- 
mentarien administrativen Handelns individuellen wie sozialen Sinn herzustellen, auf ihr 
Gegenteil hinauslaufen, womit sich diese Sphäre sozialer Subjektivität prinzipiell den sy- 
stemischen Hertschafts- und Vergesellschaftungstechniken entzieht. Offen bleibt freilich 
die Frage, ob es gelingen wird, die Widerständigkeit individueller Subjektivität durch im- 
mer verfeinerte Mechanismen sozialer Kontrolle dauerhaft zu entschärfen oder ob die diag- 
nostizierte Sinnkrise erfolgreich in Prozesse der Wiederaneignung der abgespalteten und 
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entfremdeten ästhetischen, kulturellen und wissenschaftlich-technischen Dimensionen des 
Sozialen mündet. 

Die vorherrschende intellektuelle Stimmung ist diesbezüglich weithin pessimistisch. Ihren 
rechtstheoretischen Ausdruck findet dies insbesondere in den Arbeiten von Stefan 
Breuer”, der in der Tradition der Frankfurter Schule (speziell von Adorno, Horkheimer 
und Sohn-Rethel) deren Vernunftkritik hochradikalisiert und die Sistierung jeglicher ge- 
sellschaftstranszendierender Widersprüche behauptet. Im Unterschied zu Sohn-Rethel er- 
öffnet ihm das Fortschreiten des Kapitalismus zur »Produktionsgesellschaft«, zur Syntheti- 
sierung der Gesellschaft in der technologischen Maschinengestalt der Produktion selbst, 
keinerlei emmanzipatorische Perspektiven, weil sich damit die wertförmige Vergesellschaf- 
tung den Gebrauchswert direkt subsumiert hat: die soziale Synthesis erfolgt nicht länger 
im Medium des Geldes (und den vermittelnden zirkulationsbezogenen normativen Struk- 
turen wie Recht und Politik), sondern durch die Denkformen, den Geist der Technologie 
an der Basis des materiellen Produktionsprozesses. Solange sich nicht gänzlich veränderte 
Formen des Denkens entfalten - und nichts deutet darauf hin, daß sie sich im Schoße des 
Kapitalismus nach Breuer überhaupt entfalten können - solange ist eine Alternative zu 
dieser Vergesellschaftungsform in der Tat nicht einmal denkbar. Die Radikalität dieser 
Vernunftkritik führt folgerichtig in eine negative Geschichtsphilosophie, »politisches Han- 
deln (ist) nur noch auf dem Boden und mit den Mitteln der kapitalistischen Gesellschaft 
möglich«.?’ Probleme der Harmonisierung der Imperative von System- und Sozialintegra- 
tion mögen nach Breuer zwar bestehen: Antagonistisch werden solche Widersprüche aber 
nicht mehr genannt werden dürfen. 


Anmerkungen 


1 Gesellschaftliche Interessen und Arbeitsrecht. Zum Selbstverständnis der Arbeitsrechtswissen- 
schaft, Köln 1974, s. 37££.; vgl. hierzu-auch die Gegenkritik von Erd, Mückenberger und Haase, 
Antıkapitalistische Gewerkschaftspolitik als Rechtsprogramen, in: Kritische Justiz (KJ)H. 1/1975, 
S. 46ff. 
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E. Altvater, F. Huisken, Produktive und unproduktive Arbeit als Kampfbegriffe, als Kategorien 
zur Analyse der Klassenverhältnisse und der Reproduktionsbedingungen des Kapitals, in: SoPo 
H. 8 (1970), S. A7ff. 

W, Müller, C. Neusüß, Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch von Lohnarbeit und Kapı- 
tal, in: SoPo H.6/7 (1970), S.4ff.; Projekt Klassenanalyse, Zur Kritik der 
‘Sozialstaatsillusion',in: SoPoH. 14/15 (1971), S. 193ff.; E. Altvater, Zu einigen Problemen des 
Staatsinterventionismus, in: Prokla H. 3/1972, S. 1ff.;, S.v. Flatow, F. Huisken, Zum Problem 
der Ableitung des bürgerlichen Staates, in: Prokla H. 7/1973, S. 83ff. 

B. Blanke, U. Jürgens, H. Kastendieck, Zur neueren marxistischen Diskussion über die Analyse 
von Form und Funktion des bürgerlichen Staates. Überlegungen zum Verhältnis von Politik und 
Ökonomie, in: ProklaH. 14/15 (1974), S. S1£f. (92ff.); dgl., Kritik der Politischen Wissenschaft 
Bd. 1 u. 2, Ffm/New York 1975 (insbes. Bd. 2 S 436ff.). Die breite Diskussion um die »Ablei- 
tung« des bürgerlichen Staates füllt - kaum übertrieben formuliert - ganze Bibliotheken. Einige 
für die damalige Debatte wichtige Arbeiten seien exemplarisch angeführt: C. v. Braunmühl, K. 
Funken, M. Cogoy, J. Hitsch, Probleme einer materialistischen Staatstheorie, Ffm 1973; D. Läpp- 
le, Staat und allgemeine Produktionsbedingungen, West-Berlin 1973; Projekt Klassenanalyse, 
Oberfläche und Staat, Westberlin 1974; J. Hirsch, Staatsapparat und Reproduktion des Kapitals, 
Ffm 1974; J. Esser, Einführung in die materiahistische Staatsanalyse, Ffm 1975. 

Vgl. hierzu meine Kritik in: Das Dilemma der verfassungspohtischen Diskussion der Linken in der 
Bundesrepublik, in: H. Rottleuthner (Hg.), Probleme der marxistischen Rechistheorie, Ffm 1975, 
S. 419ff., A3Aff. 

Vgl. H. Gerstenberger, Zur Theorie des bürgerlichen Staates. Der gegenwärtige Stand der Debat- 
te,in: V. Brandes et al. (Hg.), Handbuch 5, Staat, Ffm/Köln 1977; N. Kostede, Die neuere mar- 
xistische Diskussion über den bürgerlichen Staat. Einführung - Kritik - Resultate, in: Gesell- 
schaft. Beiträge zur Marxschen Theorie, Bd. 8/9, Ffm 1976. 

Vgl. hierzu die Darstellung und Kritik insbesondere der Theorie von L. Althusser bei B. Schoch, 
Marxismus in Frankreich seit 1945, Ffm 1980; polemisch-pointierte Kritik äußert: E.P. Thomp- 
son, Das Elend der Theorie. Zur Produktion geschichtlicher Erfahrung, Ffm/New York 1980. 
Vgl. z.B. C.-I. Bolbrinker, Klassenanalyse als Organisationsfrage, Gießen 1975. 

Zur Darstellung und Kritik dieser Ansätze vgl. Th. Blanke, Das Dilemma..., a.a.O., S. A34ff. 
Typisch hierfür ist die Tatsache, daß etwa U.K. Preuß in seiner jüngsten rechtstheoretischen Mo- 
nographie ‘Die Internalisierung des Subjekts. Zur Kritik der Funktionsweise des subjektiven 
Rechts’ (Ffm 1979) die Abwendung von seiner früheren - stark von der ableitungstheoretischen 
Debatte bestimmten - rechtstheoretischen Analyse, die er in der Schrift "Gesellschaftliche Bedin- 
gungen der Legalhität' (in: dgl., Legahtät und Pluralismus, Ffm 1973, S. Yff.) entworfen hatte, 
nicht explizit thematisiert, sondern nur ganz beiläufig feststellt (S. 66). Vg. hierzu meine Bespre- 
chung dieser Arbeit in KJH. 3/1981, S. 321ff. Eine ausdrückliche Auseinandersetzung mit den 
ökonomischen Rechtsformableitungen findet sich aber bei K.-H. Ladeur, Vorz Geserzesvollzug 
zur strategischen Rechtsfortbildung, in: Leviathan H. 3/1979, S. 339ff. 

E. Paschukanis, Allgemeine Rechtslehre und Marxismus (1929), Ffm 1966. 

Theoretisch rezipiert wurde vor allem sein Aufsatz ‘Der Funktionswandel des Gesetzes im Recht 
der bürgerlichen Gesellschaft’ (1937), in: F. Neumann, Demokratischer und autoritärer Staat, 
Ffm 1967, S. 7f£.; vgl. ferner die inzwischen publizierte Habilitationsschrift ‘Die Herrschaft des 
Gesetzes’ (Hg. A. Söllner, Ffm 1980). 


13 J. Habermas, Überlegungen zum evolutionären Stellenwert des modernen Rechts, in: dgl. Zur Re- 
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konstruktion des historische Matertalhsmus, Ffm 1976, S. 260ff. 

Vgl. hierzu u.a. P. Mattick, Marx und Keynes, Ffm/ Wien 1971, S. 316ff.; die offiziellen Selbstin- 
terpretationen der »realsozialistischen« Länder seit Stalin übernehmend: W.M. Breuer, Warenpro- 
duktion und Sozialismus, in: SoPo H. 13 (1971), S. 1ff. 

vgl. z.B. Hase, Antikapitalistische Gewerkschaftspolitik als Rechtsprogramm, Teil II, in: KJ 
H. 1/1975, S. 64ff. 
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Vgl. exemplarisch: G. Temming, Abschied von der Rechtsstaatsillusion, in: KJ H. 4/1972, 
s. 395ff. 

Zum Begriff des demokratischen und sozialen Rechtsstaats im Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Antagonistische Gesellschaft und politische Demokratie, Neuwied und Berlin 
1968, S. 109ff.; Begriff und Wesen des sozialen Rechtsstaats (1954), in: Arbeiterklasse, Staat und 
Verfassung (Hg. v. J. Perels), Ffm/Köln 1975, S. 64; Der demokratische und soziale Rechtsstaat 
als politischer Auftrag (1965), in: Arbeiterklasse, Staat und Verfassung, a.a.O., S. 179ff.; Die 
Stellung der Sozialisten zur bürgerlichen Demokratie, autoritärem Staat und Faschismus (1970), 
in: Arbeiterklasse, Staat und Verfassung, 2.2.0., s. 230ff. 

Vgl. insbesondere: Grundgesetz und Restauration, Neuwied und Darmstadt 1974 (3. Aufl. 
1977); ferner die Aufsatzsammlung: Kampf um Verfassungspositionen, Köln/Ffm, 1974; Haus 
oder Forum. Wertsystem oder offene Verfassungsordnung, in: J. Habermas (Hg.), Stichworte zur 
‘geistigen Situation der Zeit’, Bd. 1, Ffm 1979, S. 321ff. 

Vgl. u.a.: Legalität und sozialistische Strategie. Zur verfassungstheoretischen Position W. Abend. 
roths, in: Kritische Justiz H. 2/1974, S. 147ff.; Einleitung zu: W. Abendroth, Arbeiterklasse, 
Staat und Verfassung, a.a.O.S. 7ff., Die Grenzmarken der Verfassung - Sicherung gesellschftli- 
cher Machtverhältnisse oder Rahmenregelung des demokratischen Prozesses, in: Kritische Justiz 
H. 4/1977, S. 375£f.; Der Gleichbeitssatz zwischen Hierarchie und Demokratie, in: dgl. (Hg.), 
Grundrechte als Fundament der Demokratie, Ffm 1979, S. 69ff. 

Rechtsfortschritt durch gewerkschaftliche Gegenmacht, Ffm 1968. 

Das Grundrecht auf Mitbestimmung und seine Realisierung durch tarıfvertragliche Begründung 
von Beteiligungsrechten, Ffm 1973; Gesellschaftliche Interessen und Arbeitsrecht. Zum Selbstver- 
ständnis der Arbeitsrechtswissenschaft, Köln 1974. 

Vgl. hierzu die zusammenfassende Darstellung bei A. Söllner, Geschichte und Herrschaft, Ffm 
1979, S. 86ff. 

Vgl. hierzu insbesondere: J. Seifert, Grundgesetz und Restauration, a.a.O.,S. 11ff.; eine Ausein- 
andersetzung mit diesen Ansätzen findet sich bei Th. Blanke, Ch. Sachße, Verfassung als Aus- 
druck politisch-sozialer Kräfteverhältnisse, in: KJ H. 1/1975, S. 26ff. 

Vgl. z.B. Furktionswandel des Streiks im Spätkapitalismus, Ffm 1972; Probleme einer Theorie 
des Arbeitsrechts, KJ] H. 4/1973, S. 349£f.; P. Schümann ist zugegeben, daß die in den beiden 
Bänden ‘Ouellentexte zur Geschichte des kollektiven Arbeitsrechts’ (Reinbek 1975) vertretene Po- 
sition stärker auf das interessenanalytische Theorem der »Kräfteverhältnisse der sozialen Klassen« 
abhebt - jedoch nicht durchgängig: vgl. z.B. die Einleitung zur Entwicklung des Arbeitsrechts im 
Nationalsozialismus, Bd. 2 S. 14ff. 

Vgl. Das Dilemma der verfassungspolitischen Diskussion..., a.a.O., F. Barabas, Th. Blanke, Ch. 
Sachße, U. Stascheit, Jahrbuch der Sozialarbeit 1976 (Reinbek 1975); dgl. (Hg.), Jahrbuch der So- 
zialarbeit 1978 (Reinbek 1977); Th. Blanke, »Das hälste ja im Kopf nicht aus« - Aspekte zur Kon- 
stitution und zum Verfall von Ich-Identität und bürgerlicher Vernunft in spätkapitalistischen Ge- 
sellschaften, in Ch. Sachße (Hg.), Materialien 11 des Modellversuchs "Soziale Studiengänge’ und 
OE Sozialwesen der GhK, Kassel 1978, S. 5ff.; Th. Blanke, Ch. Sachße, Theorie der Sozialarbeit, 
in: A. Gaertner, Ch. Sachfße (Hg.), Pobitische Produktivität der Sozialarbeit, Ffm 1978. 

Gegen P. Schümann bin ich der Auffassung, daß dies nicht an der Überkompexität des von mir 
entworfenen rechtstheoretischen Konzepts liegt, sondern an dessen zu geringer Differenziertheit. 
Ein Großteil der gegen die beiden anderen Varianten materialistischer Rechtstheorie angeführten 
Einwände trifft auch auf meinen Ansatz zu. Insbesondere blieb das darin enthaltene Krisenmo- 
dell einseitig fixiert auf Reproduktionsprobleme des Kapitals. Die Dimension des »Sozialen« (vgl. 
hierzu J. Dounzelot, Die Ordrung der Familie, Ffm 1980) war ebenso unentfaltet geblieben wie 
die des »Politischen«. Zu Recht hat ferner U. Mückenberger bereits damals darauf hingewiesen, 
daß die fortbestehende Ungleichzeitigkeit von Weltbildern und gesellschaftstheoretischen (wie 
techtstheoretischen) Reflexionsmodellen i.S. »'kontingenter’ Geschichtsfaktoren« vernachlässigt 
werde, womit der »kapitalistischen Entwicklung eine größere Stimmigkeit und Rationalität« zuge- 
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schrieben werde, »als diese tatsächlich hat« (so in seiner Rezension der Arbeit »Funktionswandel 
des Streiks im Spätkapitalismuse, in: KJ H. 2/1973, S. 227ff., 231). Zur Modifizierung meiner 
rechtstheoretischen Konzeption vgl. insbes. F. Barabas, Th. Blanke, Ch. Sachße, U. Stascheit, 
Jahrbuch der Sozialarbeit 1978, a.a.O. S. 490ff. 

27 Zu den untetschiedlichen Dimensionen, in denen diese Krise in der französischen, italienischen 
und deutschen Diskussion reflektiert wird, vgl. K. Lichtblau, Zwischen Marx, Freud und Nierz- 
sche. Zur Infragestellung des Marxismus und der Psychoanalyse in der politischen Teorie von M. 
Foucault, in: Mehrwert H. 21 (1980), S. 69ff. 

28 Der Versuch von K. Ottomeyer, Soziale Verhältnisse und Ökonomie im Kapitalismus, 2. Aufl. 
Gießen 1976 (überarbeitet als: Ökonomische Zwänge und menschliche Beziehungen, Reinbek 
1977), die Formbestimmtheiten des menschlichen Verhaltens aus dem Reproduktionsprozeß des 
Kapitalkreislaufs näher zu bestimmen, bleibt den psychischen Strukturen des individuellen Sub- 
jekts ebenso äußerlich wie der Ansatz vonL. Seve, das „menschliche Wesen« in Explikation der 6. 
Feuerbachthese von Marx (MEW 3, S. 6) als das »Ensembie der gesellschaftlichen Verhältnisses zu 
bestimmen, vgl. Marxismus und Theorie der Persönlichkeit, Ffm 1972. In ähnlicher Weise steht in 
der von K. Holzkamp begründeten ‘Kritischen Psychologie’ die subjektive Struktur der Persön- 
lichkeit in einem Ableitungsverhältnis zur objektiven Struktur, wird in Einzelelemente der geseil- 
schaftlichen Objektivität zerlegt und nachträglich zur Theorie einer abstrakten Persönlichkeit 
synthetisiert; vgl. G. Politzer, Kritik und Grundlagen der Psychoanalyse, Ffm 1977/78 und Psy- 
chologie und Gesellschaft, H. 3/4 (1977). 

29 Zur Kritik vgl. z.B. C. Offe, Berufsbildungsreform. Eine Fallstudie über Reformpolhitik, Ffm 
1975; U.K. Preuß, Bi/dung und Herrschaft, Ffm 1976, S. 20ff. 

30 G. Ortmann, G.-E. Famulla, H. Arndt, Marxismus heute: Das Elend mit den großen historischen 

Kategorien. Theorie und Praxis und die Marxzsche Ökonomiekritik, in: Mehrwert 12 (1977), 

S. 205ff.; J. Stehl, Gedrauchswert und Geschichte, Mehrwert 21 (1980), S. 7ff. 

Die politische Hoffnungsperspektive des ‘Gegenmachtkonzepts’ von W. Abendroth u.a., die 

über wirtschaftliche und soziale Vergesellschaftungs- bzw. Demokratisierungsprozesse die politi- 

sche Demokratie gesellschaftlich fundieren wollen, gründet auf der These, »daß (das) Substrat der 
echten Demokratie klassenlose Gesellschaft ist« (E. Fraenkel), Die Staatskrise und der Kampf um 
den Siaat (1932), in: dgl., Reformismus und Pluralismus, Hamburg 1973, S. 184). J. Perels zitiert 
diese Formulierung gleichsam als abschließendes Motto seiner Untersuchung ‘Die Grenzmarken 
der Verfassung’ (in: KJ H. 4/1977, S. 375ff., 394) und fügt in der Anmerkung hinzu: »Ange- 
merkt sei, daß damit die Frage der demokratischen Organisation einer klassenlosen Gesellschaft 
nicht dogmatisch als gelöst unterstellt wird. Zu den aus objektiv fortexistierenden Interessendiver- 
genzen resultierenden Organisationsproblemen einer derartigen Gesellschaft vgl. K. Korsch, Was 
ist Sozialisierung? (1919), in: ders., Schriften zur Sozialisierung, Ffm 1969, S. 15ff.«. Genau dar- 
in liegt aber das Problem, wobei die Erfahrungen mit Sozialisierungsprozessen und deren Folgen 
weit über die genuine Skepses von K. Korsch, dem der Begriff der »"Vergesellschaftung der Pro- 
duktionsmittel’ ... nach der positiven Seite hin ... leer und nichtssagend (ist)« und den Sozialis- 
mus auffordert zu »bekennen, daß er eine ausreichende Konstruktionsformel für die Organisation 
der Volkswirtschaft noch nicht gefunden hat« (dgl., Die sozialistische Formel für die Organisation 

der Volkswirtschaft (1912), in: dgl., Politische Texte, hg. und eingeleitet von E. Gerlach und J. 

Seifert, Wiener Neustadt, o.J., S. 17ff), hinausgegangen ist. Bereits F. Neumann, der nach dem 

2. Weltkrieg die Grundtheoreme der Position von W. Abendroth u.a. entwickelt, sicht in der So- 

zialisierung der Produktionsmittel »keine Garantie dafür, daß eine lebensfähige Demokratie ent- 

stehen wird. Ein grundlegender Faktor arbeitet dagegen: Bürokratisierung« (Mibitärregierung und 

Wiederbelebung der Demokratie in Deutschland (1948), in: Wirtschaft, Staat und Demokratie. 

Aufsätze 1930 - 1954, hg. von A. Söllner, Ffm 1978, S. 309ff., 323). Noch schärfer artikuliert er 

dies in Theorie wie Praxis ungelöste Problem der Vereinbarkeit von Sozialismus und Demokratie 

mit der Frage: »Welche Garantie gibt es dann, daß eine solche Maßnahme Freiheit und Demokra- 
tie sichern wird? Macht dies nicht wieder ein Zwangssystem notwendig, das dann festgeschrieben 
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wird - angeblich zum Schutz der sozialen und ökonomischen Veränderungen vor konterrevolutio- 
nären Angriffen und Sabotage, in Wahrheit jedoch zur Aufrechterhaltung der Macht der herr- 
schenden Clique?« (in: Militärregierung und Wiederbelebung der Demokratie..., a.a.O., 
S. 313). Nach R. Bahro (Die Alternative. Zur Kritik des real existierenden Sozialismus, 
Köln/Ffm 1977) sind die von ihm detailliert beschriebenen und analysierten antidemokratischen 
Hertschaftsstrukturen einer zentralisierten Bürokratie notwendiges Resultat der - ebenfalls unum- 
gänglichen - Vergesellschaftung durch Plan (S. 181): »Volk und Funktionäre - das ist die unver- 
meidliche Dichotomie jeder protosozialistischen Gesellschaft. Es ist der wichtigste "Widerspruch 
im Volke’. Aber die antagonistische Konsistenz, die er in allen sowjetisch inspirierten Ländern 
aufweist, ist ein Spezifikum. Sie resultiert daraus, daß die Parteiführung nicht für die Überwin- 
dung, sondern für die Konsolidierung und Verewigung dieser unserer späten Klassengesellschaft 
arbeitet und den sozialökonomischen Fortschritt in die ihr notwendigen Schranken bannen möch- 
te« (S. 285). Diese Einschränkung unter Hinweis auf die subjektiven Intentionen der Parteifüh- 
rung (!), für die er sich auf die Erfahrungen in Jugoslawien und China beruft, steht in unaufgelö- 
stem Gegensatz zu seiner Analyse der objektiven Funktionsgesetzlichkeit andministrativer Herr- 
schaftsmechanismen. Entsprechend unscharf ist seine Einschätzung der demokratischen Opposi- 
tionsbewegungen in den Ländern:des »real existierenden« Sozialismus, wenn er einerseits »die de- 
mokratischen Forderungen« als »notwendige Momente der anstehenden Veränderungen« (S. 367.) 
begreift, jedoch in ihrer negativen Fixierung auf die »anachronistischen Erscheinungsformen der 
politbürokratischen Diktatur« die Ursachen für einen »Wirrwarr der Konzeptionen« sicht und die 
»Gefahr bloßer Desorganisation« befürchtet und bedauernd hinzufügt: »Leider ist es sogar in ei- 
nem gewissen Maße wahrscheinlich, daß sich das Minimalprogramm einer demokratischen Revo- 
lution gegen die Politbürokratie historisch verselbständigt, eine eigene Etappe für sich bean- 
sprucht« ($. 366). 

32 vgl. insbes. Pohitik, Recht und Rationalisierung, in: Leviathan, H. 1/1977, S. 53ff., Die Antiqui- 
ertheit des Leviathan, in: H. 2/1979, S. 265ff.; hierzu näher unten im Text $. ... 

33 vgl. T. Blanke, Rechtstheorie und Propaganda. Notizen zu Aufsätzen von E. Paschukanis aus der 
Stalin-Ära, in: KJ H. 4/1979, S. 401ff. 

34 vgl. hierzu T. Blanke, Kırchheimer, Neumann, Preuß: Die Radıkalisierung der Rechistheorie (ex- 
scheint demnächst). 

35 H. Wieser, Arz Stammtisch der heimlichen Staatsanbetung, in: Kursbuch 56 (1979), S. 51ff., 57. 

36 vgl. hierzu z.B. die bemerkenswerte Formulierung bei U.K. Preuß (Die Aufrüstung der Normali- 
tät, in: Kursbuch 56, S. 15ff., 23), die der katastrophentheoretischen Radikalität seiner gleichzei- 
tig publizierten Monographie Die Internalisierung des Subjekts. Zur Kritik der Funktionsweise 
des subjektiven Rechts, Ffm 1979, glatt widerspricht: »Die für den Rechtsstaat notwendige Aner- 
kennung der Subjektqualität des Menschen (ist) zwar historisch erstmals mit der Duichsetzung ka- 
pitalistischer Produktionsbedingungen zu geschichtlicher Wirkung gelangt, aber sie ist mit den 
Funktionsbedingungen des Kapitalismus keineswegs identisch. Sie hat unabhängig von ihm eine 
über ihn hinausweisende Kraft und Bedeutung auch für andere gesellschaftliche Formationen, de- 
ren Struktur auf das Maß ihrer Verträglichkeit und Assimilierbarkeit mit dieser Idee zu untersu- 
chen wäre. Wir wissen, daß sich die Staaten des ‘realen Sozialismus’ gegen eine derartige Analyse 
wehren und zu der bequemen Taktik greifen, jeden Dissidenten als Knecht des Kapitalismus zu 
ächten; sie sollten dabei wissen, daß sie damit leichtfertig den Anspruch aufgeben, wonach der 
Sozialismus die über den Kapitalismus hinausweisenden Elemente der bürgerlichen Revolutionen 
des 16. und 19. Jahrhunderts verwirklichen werde«. Die Entwicklung einer verfassungstechtlichen 
»Gegenkonzeption« »von der Seite kritischer Verfassungstheorie« aus fordert J. Seifert, Haus oder 
Forum. Wertsystem oder offene Verfassung, in: Habermas, Strcehworte zur "Geistigen Situation 
der Zeıt’, Ffm 1979, Bd. 1, S. 312ff., 332. Ansätze einer derartigen Konzeption entwickeln G. 
Frankenberg, U. Rödel, Vor der Volkssouveränität zum Minderheitenschutz. Die Freiheit politi- 
scher Kommunikation im Verfassungsstaat, Ffm 1981, S. 330ff. Ferner: G. Frankenberg, Derzor- 
strationsfreiheit - eine verfassungsrechtliche Skizze, in: KJ H. 4/1981; ein freilich beiläufiger 
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Hinweis auf das Fundamentalprinzip der Volkssouveränität findet sich auch beiR. Bahro, a.a.O., 
S. 357, wenn er das Problem »der allgemeinen Volksversammlung« angesichts der Computer und 
modernen Massenkommunikationsmittel von der technischen Seite her für gelöst hält. 

vgl. zum folgenden insbes. K. Lichtblau, Theorie der bürgerlichen Gesellschaft. Zum Verhältnis 
von Ökonomie, Recht und Politik, Gießen 1978; ferner U.K. Preuss, Pobitische Ordnungskonzep- 
te für die Massengesellschaft, in: J. Habermas (Htsg.), Stichworte ..., a.a.O., 5. 340ff. 

Begriff und Wesen des sozialen Rechtsstaats, in: Veröffentlichungen der Vereinigung der Deut- 
schen Staatsrechtslehrer, Bd. 12 (1954), S. 8ff.; Rechtsstaatlichkeit und Sozialstaatlichkeit, Datm- 
stadt 1968; Der Staat der Industriegesellschaft, München 1971. 

K. Lichtblau, Theorie der bürgerlichen Gesellschaft, a.a.O., S. 392ff. gibt einen ausgezeichneten 
Überblick über die rechtstheoretische Diskussion dieser Problematik. 

M. Imboden, Der Plan als verwaltungsrechtliches Institut, in: Veröffentlichungen der Vereini- 
gung der Detuschen Staatsrechtslehrer, Bd. 18 (1960), S. 113ff., zit. nach K. Lichtblau, a.a.O,, 
S. 434. 

vgl. dazu U.K. Preuß, Postische Ordnungskonzepte ..., 2.2.0. 

vgl. die zusammenfassende Darstellung bei A. Söllner, Geschichte und Herrschaft, Ffm 1979, 
S. 86ff. 

Verfassungsrechtliches Medium dieser Umbildung der parlamentarischen Demokratie in einen au- 
toritären Besitzverteidigerstaat ist die Konstruktion einer »zweistufigen Legalität« (O. Kirchhei- 
mer), derzufolge die Legitimität der Legalität nicht in den demokratischen Verfahrensformen 
liegt, sondern in ihrer inhaltsvollen Übereinstimmung mit einer substantiellen Ordnungsidee; 
vgl. hierzu im Einzelnen die Ananlysen von O. Kirchheimer in den Aufsatzsammlungen Polzik 
und Verfassung, Ffm 1964; Von der Weimarer Republik zum Faschismus: Die Auflösung der de- 
mokratischen Rechtsordnung, Ffm 1976; Funktionen des Staats und der Verfassung, Ffm 1972; 
für die Analyse der bundesrepublikanischen Verfassungstheorie vgl. U.K. Preuß, Gesellschaftliche 
Bedingungen der Legalität, 2.2.0. 

C. Schmitt, Die Verfassungsmäßigkeit der Bestellung eines Reichskommissars für das Land Preu- 
‚Ren, in: Deutsche Juristen-Zeitung, H. 15, 1932, Sp. 953ff.; dgl., Staarsgefüge und Zusammen- 
bruch des zweiten Reiches, in: Der deutsche Staat der Gegenwart, H. 6, 1934; vgl. hierzu die Un- 
tertsuchung von V. Neumann, Der Staat im Bürgerkrieg. Kontinuität und Wandlung des Staats- 
begriffs in der pohtischen Theorie Carl Schmitts, Ffm 1980 

vgl. hierzu die exemplarische Analyse von V. Neumann, Verfassungstheorien politischer Antipo- 
den: Otto Kirchheimer und Carl Schmitt, in: KJ] H. 3/1981, S. 235ff. 

Zur Kritik vgl. R. Bahro, a.a.0., S. 174ff., 226ff., der hinter der mystifizierenden Fassade von der 
Arbeiterklasse das. idealisierte Selbstbildnis der marxistischen Intellektuellen vermutet und 
schließlich die - nicht nur rhetorisch gemeinte - Gegenfrage stellt: »Spielen die spezifischen Ar- 
beiterinteressen nicht immer öfter sogar eine grundsätzlich konservative Rolle?«, a.a.O., S. 305; 
erneut aktualisiert wurde diese Debatte durch die Arbeit von A. Gorz, Abschied vom Proletariat, 
Ffm 1980. i 

Diesen Mechanismus beschreibt R. Bahro unter dem Stichwort ‘bürokratische Rivalität’ auf 
S. 250ff. 

U.K. Preuß, Dre Internalisierung des Subjekts, a.a.O., insbes. Kap. VIL und VII; zahlreiche Ein- 
zelstudien zu den unterschiedlichen Rechtsgebieten belegen diese Entwicklung im Detail, vgl. 
u.a. R. Erd, Verrechtlichung industrieller Konflikte, Ffm 1978; U. Mückenberger, Der Arbeits- 
kampf als staatlich inszeniertes Ritual, in: Blätter für Steuerrecht, Sozialversicherung und Arbeits- 
techt, 1980, S. 241ff.; E. Riehle, Furktionstüchtige Strafrechtspflege contra strafprozessuale Ga- 
rantien, in: KJH. 3/1980, S. 316ff., U.K. Preuß, Justizielle und polizeiliche Wahrheit im Straf- 
verfahren, in: KJH. 2/1981, S. 109ff., R. Kreissl, Dre präventive Polizei - auf dem Weg zur glä- 
sernen Gesellschaft, in: KJ H. 2J/1981, S 128ff. 

N. Luhmann, Rechtssoziologre, 2 Bde., Hamburg 1972, S. 332f. Das angeführte Zitat geht im 
Text wie folgt weiter, wobei das daraus resultierende Dilemma benannt wird: »Darauf aber 


Demokratie und Krise der kritischen Rechtstheorie 159 


50 
51 


52 


53 


54 


55 
56 


57 
58 


kommt es in der heutigen Theorie und Technik der Planung an. In dieser Lage entsteht jene Di- 
vergenz von Recht und Sozialplanung, von der einstweilen nicht abzusehen ist, wie sie überbrückt 
werden könnte.« 

U.K. Preuß, Politische Ordnungskonzepie ..., a.a.O. 

Th. Blanke, Ch. Sachße, Doppellegalität als notwendiges Strukturmerkmal bürgerlicher Verfas- 
sungen, in: KJH. 1/1975, S. 30ff., 37£f. 

Das Dilemma der verfassungspolitischen Diskussion ..., a.a.O., S. 460ff. 

W. Hennis, Demokratisierung. Zur Problematik eines Begriffs, Köln und Opladen 1970; E. Foıst- 
hoff, Der Staat der Industriegesellschaft, a.a.O.; Helmut Schelisky, Systermüberwindung, Demo- 
kratisierung und Gewaltenteilung, 3. Aufl., München 1973. 

ebd.; ferner: F. Barabas, Th. Blanke u.a., Jahrbuch der Sozialarbeit 1976, a.a.O., 5. 107ff., 
174ff., 336ff. 

R. Inglehart, The Silent Revolution in Europe, in: Am.Pol.Sc.Rev., Vol. LXV, 1971. 

Über die in Fn. 32 genannten Arbeiten hinaus vgl. ferner dgl., Die Krise der Revolutionstheorie. 
Negative Vergesellschaftung und Arbeitsmetaphysik bei H. Marcuse, Ffm 1977; dgl., Subjektivi- 
tät und Maschinisierung, in: Leviachan H. 1/1978, S. 87ff. Das von Breuer vor allem auf den Ge- 
bieten der Rechts- und Staatstheorie, der Subjekttheorie und der Revolutionstheorie verfolgte 
Theoriekonzept ergänzt sich mit den Arbeiten von H.-D. Bahr (Kritik der ‘politischen Technolo- 
gie’, Ffm 1970; Zur Klassenstruktur der Maschinerie. Anmerkungen zur Wertform, in: R. Vah- 
tenkamp (Hısg.), Techrologie und Kapital, Ffm 1973, S. 39ff.) und Chr. Woesler (Für eine be- 
greifende Praxis in der Natur, Gießen 1978) zur Techniktheorie, von K. Lichtblau zur Gesell- 
schaftstheorie und von K.D. Oetzel zur Geschichtsphilosophie und Erkenntnistheorie (Vernunft 
und Partetlichkeit - Zu Habermas’ Strategie einer Rekonstruktion des historischen Materialismus, 
in: Leviathan H. 4/1977; Wertabsiraktion und Erfahrung - Über das Problem einer historisch- 
materialistischen Erkenniniskritik, Ffm 1979) zu einer umfassenden Metakritik der bürgerlichen 
wie masrzschen Vernunftkonzeption von Geslischaft insgesamt. Dabei bleiben diese Arbeiten auf 
die matxsche Theorie allerdings insoweit fixiert, als sie die Genesis der Vernunftform auf die Wert- 
abstraktion zurückführen, wie dies ertmals A. Sohn-Rethel systematisch expliziert hat (vgl. Gez- 
stige und körperliche Arbeit, Ffm 1970; Warenform und Denkform, Ffm 1971; Das Geld, die ba- 
re Münze des A,priori, in: P. Mattik, A. Sohn-Rethel, H.G. Haasis, Beiträge zur Kritik des Geldes, 
Ffm 1976). Historisch wird diese These näher begründet bei G. Thomson (Die ersten Philosophen 
(1961), Berlin 1968) und R.W. Müller (Geld und Geist. Zur Entstehungsgeschichte von Identi- 
tätsbewußtsein und Rationalität seit der Antike, Ffm/New York 1977); dagegen wird die logisch 
deduktiye Struktur der neuzeitlichen Denkformen etwa beiL. Irigaray in eıster Linie in Beziehung 
gesetzt zur patriarchalischen Organisation des Geschlechterverhältnisses (Waren, Körper, Spra- 
che. Der verrückte Diskurs der Frauen, Berlin 1977; Speculum, Spiegel des anderen Geschlechts, 
Ffm 1980) In dieselbe Richtung weist die These von U. Wesel, daß die Entstehung der rechtlichen 
Form sozialer Hertschaftsverhältnisse in frühen Gesellschaften Resultat der patriarchalischen »Lö- 
sung« des Problems der Sexualkonkurtenz sei (Entstehung von Recht in frühen Gesellschaften, KJ 
H. 3/1979). 

Die Antiquiertheit des Leviathan, a.2.0., S. 273 

Vom Gesetzesvollzug zur strategischen Rechisfortbildung, in: Leviathan H. 3/1979, S. 339ff.; F. 
Hase, K.-H. Ladeur, Verfassungsgerichtsbarkeit und politisches System: Studien zum Rechtsstaats- 
‚broblem in Deutschland, Ffm/ New York 1980; vgl. zur Kritik die Besprechung dieser Studie von 
G. Frankenbeig, KJ H. 4/1981. 
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